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Vorrede nach hundert Jahren 

Schwerlich hat Schiller einer Gestalt wie des deutschen Leh- 
rers Eduard Beimann gedacht, als er in seinem „Siegesfest'' 
den Neoptolemos beim Totenopfer für seinen Vater Achilles 
den Ruhm unter allen Gütern des Lebens als das höchste prei- 
sen ließ. Und doch widerfahrt diesem Unbekannten hier nun 
das erstaunliche Schicksal, daß sein Name zu neuem Leben 
erwacht, nachdem sein Leib längst in Staub zerfallen und die 
Stätte seines irdischen Wirkens, die Schule zum „Heiligen 
Gteist" in Breslau, einem unheiligen Krieg zum Opfer gefallen 
ist. 

Der geneigte Leser, der zu Beimanns Lebzeiten noch täglich 
also angeredet wurde, hat Anspruch darauf zu erfahren, wie 
dieser Nachruhm zu erklären und zu rechtfertigen sei. Die Er- 
klärung ist einfach: Eduard Beimann hat eine vorzügliche 
Arbeit geliefert. Li seinem Vorwort begründet er seinen Mut zur 
Autorschaft damit, daß im deutschen Schrifttum keine aus- 
reichende Darstellung seines Themas vorhanden sei und daß 
auch kein amerikanisches Buch das seinige überflüssig mache. 
Das läßt sich heute nicht ganz auJGrechterhalten. Wohl aber 
möchte ich meinen, daß auch heute kein deutsches oder ins 
Deutsche übertragenes Buch auf so knappem Baum die Ent- 
stehung der amerikanischen Verfassung so anschaulich und 
gründlich schildert wie Eduard Beimann. Zudem möchte ich 
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ihm über hundert Jahre hinweg nachrufen, daß seine Entschul- 
digung für Mängel der Form Ausdruck falscher Bescheidenheit 
ist ; das Buch ist flüssiger geschrieben und daher angenehmer zu 
lesen als allzu viele wissenschaftliche Arbeiten aus deutschen 
Federn. Soweit die Erklärung. 

Die Rechtfertigung dieser Zentenar-Ausgabe eines nahezu 
verschollenen Buches liefert die deutsche (Jeschichte. Eduard 
Beimann schrieb sein kleines Buch über die amerikanische Ver- 
fassung nicht aus irgendeiner abstrakten Vorliebe für dieses 
Thema, sondern aus der gezügelten Leidenschafb eines deutschen 
Patrioten. Diese verbirgt er zwar immer hinter dem sachlichen 
Ernst des Geschichtschreibers. Nur einmal, am Schluß des Vor- 
wortes, lesen wir den Satz : „Die große Aufgabe, an welcher die 
deutsche Nation vor wenigen Jahren gescheitert ist, haben die 
Amerikaner am Ende des vorigen Jahrhunderts auf das glück- 
lichste gelöst." Wieviel vaterländische Wehmut steckt in dieser 
Bewunderung der fremden Leistung! 

Das war 1855, sechs Jahre nach dem Scheitern der deutschen 
Einigung in der Paulskirche. Hundert Jahre später ist ims 
Deutschen nicht nur die Einheit nochmals angegeben, sondern 
auch die Organisierung des wiedervereinigten Staates. Hier ist 
nicht der Ort, über Zeit und Art der Wiedervereinigung zu 
spekulieren. Angesichts unserer Erfahrungen darf man jedoch 
eines wohl als unausweichlich hinstellen: daß Deutschland, 
auch das ganze Deutschland, fürderhin ein Bundesstaat sein 
muß, wenn es seine Aufgabe als Nation in einer größeren Ord- 
nung erfüllen soll. 

Das Bewundernswerte an der amerikanischen Verfassung ist 
dieses: Sie wurde 1787 für eine Gemeinschaft von dreizehn 
Staaten mit noch nicht vier Millionen Menschen geschaffen, die 
sich ganz überwiegend von der Landwirtschaft ernährten. Ob- 
wohl daraus im Laufe von hundertsiebzig Jahren ein Bundes- 
staat mit achtundvierzig Gliedern und hundertfünfundsechzig 
Millionen Menschen geworden ist, der als Lidustrienation seines- 
gleichen sucht, regelt sich das politische Leben dieses Biesen- 




Staates immer nocli nach den im weaentlichen tin veränderten 
Bestimmungen, die damals in Phüadelphia geschaffen worden 
sind. Wir Deutsche hahen in der Hälfte dieser Zeit zwei ge- 
Bohriebene Verfassmigen verbraucht, haben unsern Staat von 
Grund auf zerstört und schicken uns an, für die in der Zukunft 
liegende Einheit Deutschlands eine neue Verfassung vorzu- 
bereiten. 

Die Dauerhaftigkeit der amerikanischen Verfassung erklärt 
sich hauptsächlich aus zwei Umständen, die wir beide beher- 
zigen sollten. Einmal ist es dort gelungen, die Macht so zweck* 
mäßig und vernünftig zu verteilen, daß keine Institution oder 
Person im Staate die Möglichkeit hat, das Ganze zu beherrschen. 
Das gilt sowohl für die Verteilung der Macht zwischen Bundes- 
gewalt und Einzelataaten wie auch innerhalb der einzelnen 
Bereiche. Die Verfassung von Philadelpliia ist ja der erste Ver- 
such, die Lehre Montesquieus von der Gewaltenteilung im 
Staat praktisch zu verwirklichen ^ der erste und bis heute der 
weitaus gelungenste Versuch, das komplizierte System der 
„checks and balances", der Kontrollen und Gegengewichte, 
mag zwar dem auswärtigen Betrachter manchmal schwerfälUg 
und zeitraubend erscheinen. Fraglos ist es bis heute zu einem 
gewissen Grade beides. Was bedeutet das aber gegenüber dem 
unermeßlichen Vorteil, daß In Amerika dank diesem System 
bis heute kein ehrgeiziger Mann mit scheinbar legitimen Mitteln 
die Alleinherrschaft erobern konnte ! Schlechte Verfassungen be- 
deuten immer eine Versuchung zum Mißbrauch der Macht. Man 
erwäge einmal, was aus einem Franklin Boosevelt, dessen demo- 
kratisches Wollen nicht ernstUch angezweifelt werden kann, 
unter einer schwächeren Verfassung geworden wäre! Wenn 
andererseits Volke Verführer, wie sie in Europa so verderblich 
gewirkt haben, in den Vereinigten Staaten bisher niemals die 
Macht erobern konnten, so erklärt sich das nicht zuletzt daraus, 
daß die Amerikaner sich im Schutz ihrer Verfassung stark 
genug fühlten, solcher Drohungen rechtzeitig Herr zu werden. 

Wenn also schon die Art und Weise, wie in der amerikani- 
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sehen Verfassung die Macht verteilt worden ist, größte Beach- 
tung verdient, so gilt das erst recht von dem zweiten Umstand, 
welcher ihr Dauerhaftigkeit verliehen hat. Das ist die Art und 
Weise, wie die Verfassimg zustande gekommen ist: nämlich 
durch schwer umkämpfte und lange erwogene Kompromisse. 
Hierfür vor allem ist nun Beimanns Darstellung von höchstem 
Wert, weil sie eingehend schildert, wie diese Kompromisse 
zustande gekommen sind. In Deutschland stehen Kompromisse 
nicht eben hoch im Kurse. Das gebräuchliche Wort vom faulen 
Kompromiß hat in vielen Köpfen die Meinung entstehen lassen, 
daß alle Kompromisse faul sein müßten. Demgegenüber hat 
Bismarck einmal gesagt: „Grundlage des konstitutionellen 
Lebensprozesses ist überall der Kompromiß.'' Nirgends gilt das 
mehr als in einem Bundesstaat, dem von vornherein der Todes- 
keim eingepflanzt wird, wenn einige seiner Glieder in wichtigen 
Fragen einfach majorisiert werden. 

Insoweit vor allem möchte man wünschen, daß die neue 
Ausgabe von Beimanns Buch eine nachhaltige Wirkung auf 
deutsche Leser übe. Die dreizehn Kolonien, die sich in Amerika 
zu einem Bundesstaat zusammenschlössen, waren unterein- 
ander in mancherlei Einsicht verschieden; hauptsächlich be- 
stand zwischen den Staaten im Norden und denen im Süden ein 
tiefer soziologischer, religiöser und wirtschaftlicher Unterschied. 
Als 1871 das Deutsche Beich gegründet wurde, gab es die 
Mainlinie, die gleichfalls zwischen Nord und Süd eine mehr als 
politische Grenze bildete. In der Stunde der Wiedervereinigung 
werden die Gegensätze zwischen Nord und Süd in Deutschland 
nicht mehr so bedeutend sein wie jene zwischen Ost und West, 
wo in mehr als zehn Jahren beträchtliche Unterschiede wirt- 
schaftlicher, gesellschafblicher, aber auch weltanschaulicher Art 
entstanden sind. Ein deutscher Nationalkonvent, dem die Auf- 
gabe zufallt, eine neue Verfassung auszuarbeiten, wird behut- 
sam und geduldig ans Werk gehen müssen. 

Die Gresinnung der Väter von Philadelphia hat gegen Ende 
ihrer Beratungen der damals schon mehr als achtzigjährige 
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Benjamin Franklin in einem letzten Appell zur Einmütigkeit 
bekundet: „Ich bekenne, daß es verschiedene Teile dieser Ver- 
fassung gibt, welche ich nicht billige; aber ich bin nicht sicher, 
daß ich sie niemals billigen werde. Denn in meinem langen 
Leben habe ich hin und wieder die Erfahrung gemacht, daß 
ich durch bessere Belehrung oder durch weiteres Nachdenken 
meine Meinung selbst in wichtigen Dingen ändern mußte, über 
die ich anfangs im Recht zu sein wähnte, nachdem aber anders 
dachte. Je älter ich also werde, desto mehr bin ich geneigt, an 
meinem eigenen Urteile zu zweifeln und dem Urteile anderer 
größere Achtung zu zollen ... So willige ich in diese Verfassung, 
weil ich keine bessere erwarte und nicht gewiß bin, ob es nicht 
die beste ist.'' 

Solche Gresinnung wünschen wir den Vätern der Verfassung, 
welche die Deutschen in Ost und West eines hoffentlich nicht 
mehr fernen Tages sich werden geben müssen. Wie solche Ge- 
sinnung zu praktischen Ergebnissen führt, und wie man einen 
Bundesstaat errichtet, welcher dem Bund gibt, was des Bundes 
ist, ohne selbst dem kleinsten Glied sein wohlverstandenes 
Recht zu verkürzen — das alles lehrt überzeugend die Dar- 
stellung Eduard Reimanns, der hier zu spätem Nachruhm 
gelangt. 

Nonnenhom am Bodensee, 

im Herbst 1955 Helmut Lindemann 




Etnleltimg 



^ durch eine kleine, aber gehaltvolle Schrift GuizotB über 
Washington fasste ich im Jahre 1847 den Entachluas zu vor- 
liegendem Werke. Die Verbindung von dreizehn Staaten, welche 
eben erst Unabhängigkeit und Selbstständigkeit gewonnen hat- 
ten, zu einem gemeinschaftlichen Körper, die schiimmen Folgen 
einer Geaammt Verfassung, durch welche die Einzelataaten ein 
naohtheiliges Uehergewicht über die Centralregierung behaupte- 
ten, der friedlich vollzogene Uebergang aus der loseren Form des 
Staatenbundes in die engere Verbindung eines Bundeaataates r 
das schien mir ein Gegenstand zu sein, der eine besondere Dar- 
stellung wohl verdiente. Die nächate Frage war, ob ich mir die 
nothwendigen Hilfamittel würde verschaffen können, und dies 
gelang mir nach und nach in einem Grade, wie ich es Anfangs 
gar nicht erwartet hatte. Eine nicht geringe Zahl von Nachrich- 
ten, grossentheils von den mithandelnden Personen aufgezeich- 
net, erlangte ich zur Benutzung. Ich nenne zuerst die Schriften 
Washingtons, welche Sparks in musterhafter Weise heraus- 
gegeben hat, Jeffersona Denkwürdigkeiten und Korrespondenz, 
das Leben und die Briefe von Jay, Hamilton, G. Morris u. A. 
Die meiste Aufklärung über jenen merkwürdigen Zeitabschnitt 
verdanke ich aber zwei andern Büchern. Das eine, „The debates 
in the several State Conventions on the adoption of the federal 
Constitution etc., collect, by J. Elliot, Washington 1836, vier 
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Bände," ist ein Sammelwerk, das für meinen Zweck wie gemacht 
ist. Was man an vielen Orten in Amerika selber suchen müsste» 
das findet man hier bequem imd in ziemlicher Vollständigkeit 
bei einander: wichtige öffentliche und private Schriftstücke zur 
(beschichte der Entstehimg der alten Konfiklerationsartikel und 
der neuen Bundesverfassimg so wie die Berathungen der Staaten- 
konvente über die Annahme der letzteren, so weit sie noch vor- 
handen waren. 

Ueber den Greneralkonvent von Philadelphia erhalten wir die 
Nachrichten, die im Laufe eines halben Jahrhunderts bekannt 
geworden waren ; aber sie reichen bei weitem nicht aus, eine ge- 
nügende Geschichte jener denkwürdigen Versammhing, von 
welcher die gegenwärtige Bundesverfassung gemacht worden ist, 
zu schreiben. Denn das Konventsprotokoll, das der Kongress 
im Jahre 1818 hat veröffentlichen lassen, gibt nur die Anträge, 
ofb die Namen derjenigen, welche dieselben gestellt imd imter- 
stützt haben, die Ausschussberichte imd die Abstimmungen 
nach Staaten, aber nichts von den Berathungen. Das Schreiben 
Luther Martins, eines Mitglieds des Konvents, an die Legislatur 
von Maryland enthält über die Verhandlimgen bis nahe an den 
Schluss der Sitzungen, ohne Namen zu nennen, einen allge- 
meinen und höchst einseitigen Bericht, dessen Werth und Bedeu- 
tung noch dadurch sehr verringert wird, dass er weniger die An- 
sichten der einen grossen Partei als die persönlichen Ueber- 
zeugungen eines wunderlichen imd mit seinen Meinungen nicht 
selten allein stehenden Mannes enthält. Nur wenige brauchbare 
Nachrichten finden sich daher in jenem Schreiben. Endlich die 
Aufzeichnungen von Robert Yates, einem andern Konvents- 
mitgliede, geben nur einen kleinen Theil der Berathimgen imd 
auch diesen noch ungleich und lückenhaft wieder. Denn Anfangs 
sind sie kurz ; oft haben sie nur einzelne Anträge, deren Annahme 
oder Verwerfung einfach gemeldet wird, ein andermal erfahren 
wir mehr oder minder ausführlich den Inhalt der Reden. Vom 
10. Jimi ab wird Yates ausführlicher; aber am 5. Juli bricht er 
ab, ohne auch nur die Sitzung dieses Tages zu Ende zu führen. 
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So wichtig, ja unentbehrlich das Werk von Elliot ist, so reicht 
es also doch auch noch nicht aus. Die nötige Ergänzung ge- 
währt nun das zweite Buch „The papers of James Madison, publ. 
by H. D. Gilpin, New York 1841, drei Bände." Ausser höchst 
unterrichtenden Briefen aus den Jahren 1787 und 1788 und 
einem geschichtlichen Äu&atze über die Entstehung der Kon- 
föderationsartikel und über die Ereignisse, welche den Konvent 
von Philadelphia herbeiführten, finden wir darin die Verhand- 
lungen dieser Versammlung von ihrem AnÜBuige bis zum Schlüsse 
der Sitzungen. Wie Thukydides die Wichtigkeit des peloponne- 
sischen Kri^es alsbald erkannte und daher den Stoff für sein 
unsterbliches Werk frühzeitig zu sammeln anfing: eben so war 
auch Madison, durchdrungen von der Aufgabe, welche der Kon- 
vent zu lösen hatte, von vom herein darauf bedacht, die Ver- 
handlungen desselben der Nachwelt au£subewahren. Zu dem 
Ende wählte er seinen Sitz dem Präsidenten gegenüber, so dass 
er alles, was gesprochen wurde, gut hören konnte; und jedesmal, 
wenn eine Sitzung beendigt imd der Eindruck noch firisch war, 
arbeitete er nach den gemachten Bemerkungen seinen Bericht 
aus. Es traf sich so glücklich, dass ihn kein Unfall und keine 
Abhaltung zu Versäumnissen zwang, und auf diesem Umstände 
so wie auf seiner Ausdauer beruht die Möglichkeit einer Gre- 
schichte des Konvents. 

Es war bekannt, dass Madison solche ausfohrliche Aufiseich- 
nungen in Händen habe; so lange er aber lebte, wurde nichts 
veröffentlicht bis auf eine kleine Ergänzung des Konventsproto- 
kolles. Als er 1836, der letzte der Männer von Philadelphia, ge- 
storben war, da kaufte der Kongress die druckfertig hinterlas- 
senen Papiere, und auf dessen Befehl erschienen sie 1841. 

Die Büchemachweisungen, welche Gilpin am Ende des ge- 
nannten Werkes hinzugefugt, haben mir gezeigt, dass mir über 
die Geschichte des Konvents nichts und über die darauf folgen- 
den Begebenheiten sehr wenig und nicht gerade bedeutendes 
fehlt. Wäre ich daher in der Verarbeitung des Stoffs nur einiger- 
massen so glücklich gewesen wie in der Sammlung desselben 
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dann könnte ich zufrieden sein. Aber wenn es überhaupt schon 
nicht leicht ist, Verhandlungen von grösserem Umfange lesbar 
in G^chichte umzusetzen, so wachsen hier die Schwierigkeiten 
noch dadurch, dass der Konvent in tiefer Abgeschiedenheit von 
dem übrigen Volke berieth. Denn es fehlen deshalb die Zwischen- 
aufbritte, welche anderwärts den Reiz der Abwechslimg gewäh- 
ren imd Einförmigkeit imd Ermüdung hindern. Auch vermag 
nur ein gereifter politischer Blick alle die Schätze zu entdecken 
und ans licht zu bringen, welche der Gegenstand des vorliegen- 
den Werkes gleich einem erzreichen Schachte in sich birgt. 

Manchmal war ich daher nahe daran, von meinem Unter- 
nehmen abzustehen. Aber da es in unserer eigenen Litteratur 
kein Buch gibt, das über die von mir dargestellten Vorgänge 
mehr als eine dürftige Kunde enthielte, da femer auch in Ame- 
rika meines Wissens kein Werk erschienen ist, welches das mei- 
nige überflüssig machte, so wage ich dennoch mit meiner Dar- 
stellung vor die Oeffentlichkeit zu treten, hauptsächlich in dem 
Vertrauen, dass der für uns besonders bedeutende imd lehrreiche 
Inhalt die Kraft haben werde, für die Mängel der Form zu ent- 
schädigen. Die grosse Aufgabe, an welcher die deutsche Nation 
vor wenigen Jahren gescheitert ist, haben die Amerikaner am 
Ende des vorigen Jahrhimderts auf das glücklichste gelöst. 
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le englischen Anfidedler, welche zuerst innerhalb der Ver- 
einigten Staaten bleibende Niederlassungen gegründet haben, 
waren theils Abenteurer, theils politische und religiöse Flücht- 
linge. Die Sehnsucht der einen waren Grold- und Silbergruben, 
die ihr neues Vaterland nicht besass ; die andern suchten Schutz 
vor den Stürmen der Heimath, oder sie hofften, wie diejenigen, 
welche Neu-England bevölkerten, ihr theokratisches Ideal hier 
ungestört zu verwirklichen. 

Durch fortgesetzten Zuzug aus Europa und leichte Vermeh- 
rung in dem grossen, reichlichen Unterhalt gewährenden Grebiet 
entstanden im Lauf eines Jahrhunderts dreizehn Kolonien, 
deren Bewohner durch die Auswanderung der Rechte freier 
Engländer nicht verlustig g^angen waren. Verfassungsurkun- 
den oder Freibriefe, welche sie theils gleich beim W^gang aus 
dem Mutterlande mitgenommen, theils von der Krone später 
erhalten hatten, regelten ihre gesellscliaftlichen Verhältnisse und 
gaben ihnen die Wahl ihrer Vertreter, die Steuerbewilligung, 
Geschwomengerichte, das Beeilt, sich zu versammeln und ihre 
Angelegenheiten zu besprechen. 

Aber nicht auf einmal bildeten sich feste Formen. England 
selbst war im siebzehnten Jahrhundert aufs tiefiste von politi- 
schen Bewegungen erfüllt, und ein ähnliches Schauspiel boten 
die Kolonien. Die Freibriefe wurden bis auf die Königin Anna 
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von den verschiedenen Herrschern des Mutterlandes „anerkannt 
und bestritten, beschränkt und erweitert, fortwährend jenen 
Kämpfen, jenem Wechsel zur Beute, welche die Bedingung, ja 
das Wesen der Freiheit sind ; denn die freien Völker wollen nicht 
den Frieden, sondern den Sieg."^ 

Im zweiten Viertel des achtzehnten Jahrhunderts hatten die 
Zustände Festigkeit und Bestimmtheit gewonnen. In allen Pro- 
vinzen bestand eine sogenannte allgemeine Versammlung, 
general assembly oder general court genannt, die sich in das 
Haus der Abgeordneten und den Bath theilte. Sie bewilligte 
die Abgaben zur Bestreitung der Provinzialbedürfhisse, sie gab 
(besetze, die sich jedoch, so weit es die Oertlichkeit erlaubte, den 
englischen möglichst anschUessen sollten, sie nahm wesentlichen 
Antheil an der Landesverwaltung und hatte für ihre Provinz 
imd deren Angelegenheiten die Stellung und die Befugnisse, 
welche die Parlamente von England und Jrland besassen. An 
der Spitze der vollziehenden (Gewalt befand sich in jeder Land- 
schaft ein Statthalter. Ihm stand jener Bath zur Seite und 
mußte bei allen wichtigen (Geschäften seine Einwilligung geben. 
In Pennsylvanien imd Delaware hatte der Bath nur diesen 
Wirkungskreis, imd die gesetzgebende (Gewalt war einer einzigen 
Versammlung übertragen. 

Die Freibriefe stammten aus einer Zeit her, wo das englische 
Parlament noch einen beschränkten Einfluss auf die Begierung 
ausübte; daher sind sie von der Krone ausgestellt, ohne dass in 
ihnen des Parlamentes Erwähnimg geschieht. Nur in einem 
Punkte waren die Kolonien von Anfang an den Bestimmungen 
desselben imterworfen, nämlich im Handel. Diesem suchte das 
Mutterland die Bichtung zu geben, von der es für sich den 
grössten Vortheil erwarten konnte, und hatte dazu im sieb- 
zehnten Jahrhundert keinen andern Weg, als das Monopol. Alle 
Kolonialwaaren, alle Fabrikate mussten daher die Nordameri- 
kaner von England beziehen; umgekehrt durften sie die eigenen 



^ Washington par Guizot p. 3. 
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Erzeugnisse, welche den britiaclien Kaufleuten Gtewinn ver- 
sprachen, nur an diese verkaufen. Das Parlament traf die 
nöthigen Anordnungen über ihren Ein- und Ausfuhrhandel. 

So hatten die Kolonien durch ihre gesetzgebenden Versamm- 
lungen und Statthalter zusammen mit dem Könige einen Orga- 
nismus, welcher dem des Mutterlandes ähnlich war und der 
Mitwirkung des Parlamentes nicht bedurfte. ,,Sie hatten", sagt 
Burke, „mit Ausnahme der Handelsbeschränkungen, jedes cha- 
rakteristische Zeichen eines freien Volkes in allen innern An- 
gelegenheiten. Sie hatten da« Bild und Weaen der britischen 
Verfassung. Sie wurden von ihren eigenen Abgeordneten be- 
steuert. Sie erwählten den gröasten Theil ihrer Behörden, sie 
besoldeten sie alle. Sie besassen in der That die alleinige Be- 
stimmung über ihre innere Regierung."^ 

Obwohl die Kolonien meist gleiche Abstammung, Sitten und 
Sprache hatten und durch Freizügigkeit, wechselseitiges Erb- 
recht und mannigfachen Verkehr, der in der englischen Gesetz- 
gebung eine gemeinschaftliche Regelung erfuhr, mit einander 
verbunden waren, so bildeten sie doch keine politische Einheit, 
vielmehr wurden sie getrennt verwaltet und betrachteten sich 
nicht als einen einzigen zu England gehörigen Theil, sondern als 
verschiedene, von diesem Reich abhängige Länder; und oft 
genug zeigten sich unter ihnen Feindseligkeiten, Beibungen, 
Eifersucht. Eben so sah Grossbritannien sie an: ,,nur durch das 
Mutterland sind sie Schwestern," sagte man im Parlament, 



Der Bund der VerelDigten Kolonien von Neu-England 

Die im ganzen gemeinschaftliche Abstammung auf der einen 
Seite, die Sonderung in verschiedene Gemeinwesen auf der 
dem wiesen die Kolonisten auf die Form des Bimdes, Gefahren 
vor den nämlichen Feinden gaben den Antrieb und die Vereinig- 



' On American tasation. Worka II, 385. 
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ten Niederlande das Vorbild; Neu-England aber ging in dieser 
Organisation den übrigen Kolonien voran und errichtete sohoii 
in den ersten Zeiten seines Bestehens einen Staatenbund. 

Im Jahre 1637 hatten Massachusetts, Connecticat nnd New 
Plymouth, das später (1689) dem ersten einverleibt ward, ein 
Bündniss zur gemeinsamen Kriegführung gegen den m&ohtigeii 
Indianerstamm der Pequods geschlossen und denselben ganz 
vernichtet. Die Vortheile einer solchen Vereinigung, die zer- 
streute Lage der Ansiedlungen, die Grefahr vor der benachbarten 
Kolonie von New York, welche damals den Holländern gehörte, 
auf Connecticut Anspruch machte und sich mit der Hofihung 
wiegte, die Engländer aus jenen Gregenden wieder zu vertreiben, 
endlich die politischen Bewegungen im Mutterlande, welche 
von dorther keine Hilfe erwarten liessen, alles das bewog im 
folgenden Jahre Connecticut imd das eben gegründete New 
Haven den Kolonien von Massachusetts imd New Plymouth 
einen dauernden Bund vorzuschlagen. Aber trotz der Dringlich- 
keit der Beweggründe verflossen doch mehrere Jahre, bis ein 
Ergebniss vorlag. So nahm Connecticut Anstoss, dass dem weit 
grösseren Massachusetts ein Vorrang gestattet war, imd bestand 
darauf, dass jeder Kolonie das Recht verbleiben sollte, gegen die 
Bundesbeschlüsse ein Veto einzulegen, ein Antrag, auf den man 
nicht eingehen konnte, ohne dass alles, wie Massachusetts rieh- 
tig bemerkte, auf nichts hinausliefe. 

Aus Furcht vor den Holländern betrieb Connecticut die 
Wiederaufnahme der abgebrochenen Verhandlimgen, und im 
Jahre 1643 wurden die Bundesartikel von den Bevollmächtigten 
der vier Kolonien unterzeichnet.^ 

Die Vereinigten Kolonien von Neu-England, wie sie sich nach 
dem Vorgange der Vereinigten Niederlande nannten, schlössen 
hierdurch „einen festen imd ewigen Freundschaftsbund zu 

^ Hutchiiison's hist. of Massachusetts I, 124ff. Pitkin's political and 
civil history of the United States of America 1, 50 ff. Bancrofb's hist. of the 
United States 1, 420 ff., der leider über die Geschichte dieses Bundes nicht 
so ausführlich ist, als man es von seinem schätzenswerthen Werk erwartet. 



Schutz und Trutz, zu gegenseitigem Bath und Beistand bei 
allen gerechten Veranlassungen, sowohl um die Wahrheiten und 
Freiheiten des Evangeliums zu bewahren und zu verbreiten, als 
zu ihrer gegenseitigen Sicherheit und Wohlfahrt." 

Den vier Kolonien verbleibt die besondere Regiening ihres 
Landes, aber sie übertragen gewisse Rechte eineua Kollegium 
von acht Bevollmächtigten, in welches jede Kolonie zwei Mit- 
glieder sendet. Diese sollen von ihren Generalversammlungen 
volle Gewalt erhalten über Krieg, Frieden und Bündnisse zu 
entscheiden, die nothwendigen Kosten und die Zahl der zu stel- 
lenden Mannschaften zu bestimmen, die Beute imd jeden andern 
Gewinn der Eroberung zu vertheüen, neue Verbündete aufzu- 
nehmen und ähnliche Befugnisse auszuüben, die sich aus der 
Natur eines solchen Befundes ergeben. Ausserdem sollen sie auf 
Anordnungen bedacht sein, welche die Erhaltung des Friedens 
unter den einzelnen Bundesghedem und die Verhütung von 
Kriegen imd Zwistigkeiten mit andern Völkern und Staaten be- 
zwecken, z. B. dass die Kolonisten in den andern Theilen der 
Union eben so ungehindert imd schnell ihr Recht suchen und 
finden können, wie in ihrem engem Vaterlande. Ferner sollten 
hierher Bestimmungen in Betreff derer gehören, die ohne die 
erforderhchen Zeugnisse aus einer Kolonie in die andere über- 
siedeln, desgleichen die Beaufsichtigung des Verhaltens der Kolo- 
nien gegen die Indianer, damit diese weder übermüthig werden, 
noch ohne die gebührende Genugthuung Beleidigungen erfahren.* 
Diener, die ihren Herren fortlaufen, und flüchtige Verbrecher 

' Bancroft I, 421 hat die Stelle des Vertrages falsch verstanden, wenn 
er schreibt: ikrjy (die Bevollmächtigten) were autkoräed lo make internal 
improvement» at ihe common charge; ihey, too, were Ihe gnardian« to 
eee egval and speedy justice asmired toallthe canfederates in cvery Jurisdic- 
tion. Was erstlich hier durch das Wort too als etwas neues angeführt wird, 
ist im Vertrage selbst ein erläuterndes Beispiel zur vorangegangenen all- 
gemeinen Bestimmung. Zweitens in Bezug auf letztere scheint, Bancroft 
die Worte der Bundeaurkunde; /or preaerving peace among themselvea and 
■prcventing . , . all occasions oj war or diderencea witk othera ganz übersehen 
zu haben. 
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sollen auf Ansuchen der Behörde der betreffenden Kolonie aus- 
geliefert werden. 

Ausserordentliche Fälle ausgenommen, versammeln sich die 
Bevollmächtigten jährlich einmal und ernennen dann aus ihrer 
Mitte einen Vorsitzenden, welcher die Verhandlungen leitet, aber 
sonst kein Vorrecht geniesst. Zu dieser Wahl und zu jedem 
Beschluss ist die Übereinkunft von sechs Bevollmächtigten 
erforderlich, widrigenfalls die Vorschläge an die Legislaturen der 
einzelnen Kolonien gehen müssen, um dort ihre Erledigung zn 
finden. 

Die Lasten eines Krieges werden nach der Zahl aller männ- 
lichen Einwohner zwischen sechszehn imd sechzig Jahren getra- 
gen, aber von den einzelnen Kolonien erhoben. Nach demselben 
Verhältniss hat jede ihr Truppenkontingent zu stellen. 

Die Bundesartikel^ imterschieden zwischen Angriffs- und Ver- 
theidigungskriegen imd untersagten jene den Bundesgliedem 
ganz imd gar, für den andern Fall dagegen setzten sie fest, mit 
wie viel Mannschaft die übrigen Kolonien dem gefährdeten 
Theile zu Hilfe kommen sollten. Wenn aber diese nicht aus- 
reicht und eine stärkere Unterstützung begehrt wird, dann muss 
sie von den Bevollmächtigten bewilligt werden. Eben denselben 
liegt es ausserdem ob, jedesmal nach der Ursache des Kriegs 
oder Einfalles zu forschen, und wenn es sich herausstellt, dass 
die Schuld bei der angegriffenen Partei gelegen, dann gibt diese 
Genugthuung und trägt die Kosten allein. 

Endlich wenn ein Bundesglied eine von diesen Bestimmungen 
übertritt oder ein anderes Bundesglied sonst beeinträchtigt, so 
haben die Bevollmächtigten der anderen Kolonien hierüber zu 
entscheiden. 

Sieht man von dem religiösen Zwecke des Bundes ab, so hatte 
derselbe ein doppeltes Ziel, die Eintracht der Mitglieder unter 
einander und die gemeinschaftliche Vertheidigung gegen feind- 
liche Nachbarn. Zur Erreichung dieser Zwecke war eine einzige 



^ Die Bundesartikel stehen bei Pitkin I, 423—428. 



Versammlung von Bevollmächtigten mit gesetzgebender, voll- 
ziehender und richterlicher Thätigkeit eingesetzt, aber sie durfte 
nicht selbst Truppen ausheben oder Abgaben auflegen, sondern 
sie muaste sich im FaUe des Bedürfnisses an die einzelnen Kolo- 
nien wenden. Von diesen stand jede der andern gleich, da das 
Stimmen verhältnisa nicht nach der Verschiedenheit der GröBse, 
Einwohnerzahl und Macht geordnet war. 

Ueber vierzig Jahre währte dieser Bund und erwies sich heil- 
sam gegen die Angriffe der Indianer. Die Narragansetts mussten 
sich den Bedingungen fügen, die ihnen die Bevollmächtigten 
stellten (1645); König Philipp, der Häuptling der Pokanokets, 
und Canonchet, der Häuptling der Narragansetts, führten dreis- 
sig Jahre später vergeblich einen Vertilgungskrieg ; die Kolonien 
bestanden ihn siegreich. Eben so wenig vermochten die Hol- 
länder etwas gegen sie auszurichten, vielmehr wurde 1650 die 
Gränze zmachen Connecticut undNewYork durch Uebereinkunft 
der Bundesbevollmächtigten und des holländischen Statthalters 
festgesetzt und dadurch Zwistigkeiten ein Ende gemacht, die 
sich viele Jahre hingezogen hatten.^ 

Aber es fehlte zugleich nicht an Ereignissen, welche den Be- 
weis lieferten, dass die Wirksamkeit des Bundes nicht sowohl 
von der Thätigkeit der Bevollmächtigten, als vielmehr von dem 
Willen seiner einzelnen Glieder abhing. Besonders w 
chusetts, welches im Vertrauen auf seine die andern drei Ko- 
lonien weit überragende Macht* ungescheut ein Veto gegen 
Bundesbeachlüsse eingelegt hat, wie treffend immer seine Ant- 
wort gewesen war, als Connecticut bei den Verhandlungen über 
den Bundeavertrag ein solches Verlangen gestellt hatte. Diese 
Kolonie erhob von gewissen Waaren, welche den gleichnamigen 
Fluss herunter kamen, eine Abgabe zur Unterhaltung eines 
Forts an seiner Mündimg. Die Bewohner von Springfield in 



> HntohinBon I, 138ff., 157ff., 283ff. Bancroft I, 294, 295. 422fr. 
• Von 1043 Pfund, die im Jahre 1647 umzulegen waren, kamen atif 
MasaachusettB allein 670 Pfund. Hutohlason I, 149. 
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Massachusetts weigerten sich, die Abgabe zu zahlen, deren For- 
derung von Seiten Connecticuts auch eine der Ursachen ge- 
wesen war, welche das Zustandekommen der Union eine Zeit 
lang gehindert hatten. Den Bundesartikebi gemäss legte Con- 
necticut 1646 die fragliche Sache den Bevollmächtigten von 
New Plymouth und New Haven vor, und diese hörten in den 
zwei folgenden Jahren die Gründe und Gegengründe der Par- 
teien, empfahlen aber beide Male die fernere Erhebung des Zolles 
bis zur Entscheidung des Zwistes, der indess eine grössere Aus- 
dehnung genommen hatte imd ein Gränzstreit geworden war. 
Da zeigten die Bevollmächtigten von Massachusetts ein Gesetz 
vor, durch welches diese Kolonie nicht nur zu vertragswidriger 
Selbsthilfe griff, sondern sich auch an denen rächen wollte, die 
rechtmässig die Angelegenheit zum Austrag zu bringen hatten. 
Gleiche Gründe vorschützend, beschwerte sie nämlich mit einer 
Abgabe gewisse Waaren, welche den Einwohnern der andern 
drei Kolonien gehörten und innerhalb des Forts von Boston 
eingeführt oder aus der Bucht ausgeführt würden. „Es war eine 
blosse Aeusserung der Macht und ein Beweis ihrer grossen Ueber- 
legenheit, bemerkt hierbei Hutchinson, der Greschichtsschreiber 
von Massachusetts, welche diese Kolonie in den Stand setzte, 
von der Union abzugehen, wenn sie es in ihrem Interesse fand. 
Hätte so etwas eine einzelne obrigkeitliche Person gethan, so 
würde man es tyrannisch imd gewaltthätig genannt haben; 
aber in aUen Zeiten und Ländern haben Körperschaften und 
Gemeinwesen sich Handlungen erlaubt, deren sich der grösste 
Theil der Mitglieder solcher Gemeinwesen geschämt haben 
würde, wenn sie einzeln hätten handeln sollen." 

Eine Auflösung der Union wäre den Feinden sehr willkommen 
gewesen, daher begnügten sich die Bevollmächtigten von New 
Plymouth und New Haven damit, der (Jeneralversanmilung von 
Massachusetts die Frage zur ernstlichen Erwägung vorzulegen, 
ob ein solches Verfahren mit dem Gesetze der Liebe imd mit 
dem Lihalte der Bundesartikel übereinstimme; mittlerweile je- 
doch wünschten sie mit aller weitem Untersuchung in dieser 
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Angelegenheit verschont zu bleiben. Das Fort am Connecticut 
war schon im Winter des Jahres 1647 vom Feuer 
worden; wahrscheinlich ward es später geschleift. Die beiden 
zwistigen Bundesglieder Hessen die Abgabe fallen und retteten 
dadurch die Union, welche die Bevollmächtigten nicht hätten 
aufrecht erhalten können.^ 

Folgenreicher war ein Streit, der einige Jahre später über 
einen andern Punkt der Bundesartikel entstand. Der Krieg, 
welcher zwischen England und Holland 1651 ausgebrochen war, 
störte anfangs nicht den Frieden zwischen den Vereinigten Ko- 
lonien und den Neuen Niederlanden, Als aber die Gerüchte sich 
häuften, dass der hoUändische Statthalter die Indianer gegen 
die Neu-Engländer aufreize, da schritten die Bevollmächtigten 
zur Kriegserklärung; nur Bradstreet, der eine Bevollmächtigte 
von Massachusetts, st imm tp dagegen, während sein Landsmann 
Hawthorne der Ansicht der Mehrheit war. Da versagte die 
Generalversammlung dieser Kolonie dem Beschluss ihre Mit- 
wirkung, indem sie hinzufügte, ein solcher könne für sie nicht 
bindend sein, auch wenn die acht Bevollmächtigten überein- 
stimmen, sobald sie selbst den Angriffskrieg für ungerecht halte. 
Noch in demselben Jahre glaubten sich die Bevollmächtigten 
mit Ausnahme desselben Bradatreet zu einem Kriege mit den 
Narragansetfcs berechtigt und beschlossen die Aushebung von 
260 Mann. Aber Massachusetts weigerte sich, seinen Antheil zu 
stellen, und als es später nachgab, vereitelte es das Unternehmen, 
indem der Major Willard von Massachusetts, der Befehlshaber 
der Bundeamannschaft, ohne einen AngrifiF gemacht zu haben, 
aus dem Felde zurückkehrte. Die Erklärung aber, welche die 
Generalversammlung von Massachusetts in Betreff der Ver- 
bindlichkeit von Bundesbeschlüssen jener Art gegeben hatte, 
verursachte bei den Sitzungen der Bevollmächtigten im näch- 
sten Jahre solche Zwistigkeiten, dass eine Auflösung der Union 
nahe schien. Die Bevollmächtigten hielten das Verfahren von 

HutohinBon I. Iö3— 156. Pitkin I, 62. 
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Massachusetts für eine Verletzung der Bundesartikel, und die 
Kolonie YonNewHaYen,dieunmittelbarer gefährdet war,erklärte 
ausdrücklich, dass Massachusetts den Vertrag gebrochen hätte. 
Connecticut und New Haven wandten sich nach England an 
den Protektor um Hilfe, und der Aufforderung desselben sich 
fügend willigte nun auch Massachusetts in die Aushebung von 
500 Mann. Der Friede zwischen den beiden Mächten in Europa 
verhinderte jedoch den Ausbruch der Feindseligkeiten in Ame- 
rika; Massachusetts nahm später seine Auslegung der Bundes- 
artikel zurück, und die Eintracht wurde wieder hergestellt. Aber 
die Bundesgewalt hatte sich wieder ohnmächtig erwiesen.^ 

Der Bund siechte weiter. Die Ausbreitung des Christenthums 
scheint in der folgenden Zeit seine Hauptthätigkeit gebildet zu 
haben.* Eine Vermehrung seiner Mitglieder erfuhr er nicht, ob- 
wohl die Bundesartikel dafür Vorsorge getroffen und andere 
Theile Neu-Englands um Aufnahme gebeten hatten. Den Be- 
wohnern von New Hampshire verweigerte man diese, „weil sie 
in ihrer kirchlichen und bürgerlichen Verwaltung von den Puri- 
tanern der Vereinigten Kolonien abwichen" ; Rhode Island und 
die Providence-Ansiedlungen, die später (1652) zu einem einzi- 
gen Gremeinwesen verbunden worden sind, erhielten gleichfalls 
abschlägige Antwort, die erstere, weil ihr Gebiet eigentlich zu 
New Plymouth gehöre.' New Haven wurde sogar in demselben 
Jahre, wo England die Neuen Niederlande eroberte und dadurch 
die Kolonien von dieser Seite her von aller Furcht be&eite, 
Connecticut einverleibt (1664). 

1 Hutchinson I, 179 ff. und 185 — 187. Banoroft lobt die Klugheit von 
Massachusetts, welche den Krieg verhindert hätte (I, 445. H, 295); er 
schweigt über die Gesetzlichkeit eines solchen Verfahrens gegenüber den 
Bundesartikeln. Madison in dem Konvent von Virginien im Jahre 1788 
stimmt mit der oben gegebenen Beurtheilung überein. S. Elliot, Debates 
on the federal Constitution HI, 132, 133. 

* Vergl. hierüber Hutchinson I, 126 Anmk. und Ebelings Geschichte 
und Geographie von Amerika. 2te Auflage, I, 81 und 82. Die Bundes- 
protokolle bei Hazard habe ich leider nicht benutzen können. 

> Hutchinson I, 142, 150. Bancrofb I, 422. 



Um das Jahr 1670 war ein Bruch in der Union aus emjgen 
Miss Verständnissen, wie Hutchinson sagt, entstanden. Aber die 
Nähe der Gefahr vor dem schon erwähnten Kriege mit dem 
Könige Philipp führte die Kolonien noch einmal zusammen und 
neue Bundesartikel wurden 1672 angenommen, die sich in eini- 
gen Punkten von den frühem unterschieden. Die Hauptver- 
änderung war, dasa daa Recht einen Angriffskrieg zu beschlies- 
sen, den Bevollmächtigten genommen wurde. Die Sitzungen 
— und dies zeigt gleichfalls die verringerte Bedeutung des Bun- 
des — sollten mit Ausnahme ausserordentlicher Fälle fortan nur 
alle drei Jahre stattfinden.^ 

In dieser Form bestand der Bund bis 1686; wo der freiheits- 
feindliche Jacob II. den Kolonien ihre Verfassungsurkunden 
nahm und in dem Generalstatthalter Edmund Androa ein ge- 
eignetes Werkzeug für seine Willkührpläne nach Neu-England 
sandte. 

Der llQiOQSptaQ vom Jabre 1754 

Ueber ein halbes Jahrhundert hören wir von keinem Bunde. 
Ala aber der Krieg bevorstand, in welchem die Kolonien zu 
ihrem eigenen künftigen Vortheile Grossbritannien in der Er- 
oberung des Landes auf dem linken Missisippi-Ufer imd zum 
Ersätze für den Verlust, den das Mutterland durch ihren Abfall 
nach zwei Jahrzehnten erleiden sollte, in der Erwerbung Kana- 
das aufs eifrigste unterstützten : da ging vom englischen Mini- 
sterium der Gedanke aus, durch eine Union der Kolonien die- 
selben in den Stand zu setzen „sich gegenseitig wider die Ein- 
griffe der Franzosen zu beschützen und zu vertheidigen". Zu 
Albany kamen im Juni des Jahres 1754 der Unterstatthalter 
nebst dem Rathe von New York und vier und zwanzig Bevoll- 
mächtigte aus den Kolonien von New Hampshire, Massachusettfl, 
Connecticut, Rhode Island, Pennsylvanien und Maryland zu- 

* Hutohinsoii I, 280 Anmk., 283 Anink., Ebeling I. 83. 
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sammen, und als sie mit den Indianern der Sechs Nationen die 
alte Freundschaft aufs neue befestigt und einen Vertrag mit 
ihnen abgeschlossen hatten, da erwogen sie die Idee einer Union, 
die ihnen vom Staatssekretär Grafen von Holdemess empfohlen 
worden war. Einstimmig beschlossen sie, „daß eine solche zur 
Erhaltung der Kolonien unumgänglich erforderlich sei"; dann 
verwarfen sie den Vorschlag einiger Bevollmächtigten, dass die 
Kolonien zwei oder drei besondere Bünde errichten sollten, 
und nachdem sie noch die Nothwendigkeit anerkannt hatten, 
dass diese Union durch eine Parlamentsakte ins Leben gerufen 
werde, wählten sie aus ihrer Mitte sechs Männer, die aus den 
sechs vertretenen Kolonien genommen waren und einen Unions- 
plan aufsetzen sollten. 

Verschiedene Entwürfe wurden nun vorgelegt, aber keiner 
er&eute sich so der allgemeinen Billigung wie der, welchen der 
berühmte Dr. Franklin, ein Abgeordneter Pennsylvaniens und 
Mitglied dieses Ausschusses, einbrachte. Schon vorher hatte er 
seine „kurzen Winke für einen Unionsplan der nördlichen Kolo- 
nien" an Alexander, einen bedeutenden Juristen New Yorks und 
an einen Dr. Colden geschickt und um ihre Bemerkungen gebe- 
ten. Letzterer erhob manche ängstliche Einwürfe. Jener dagegen 
sprach seine ungetheilte Zufriedenheit aus, dass die allgemeinen 
Angelegenheiten der Kolonien einem von der Krone ernannten 
Oeneralpräsidenten und einem von den Assemblies gewählten 
grossen Rathe anvertraut würden; er wünschte nur, den Ein- 
richtungen der Vereinigten Niederlande sich näher anschliessend, 
dass dem Generalpräsidenten ein vom grossen Rathe gewähl- 
ter Staatsrath ziu* Seite trete. Aber Franklin scheint hierauf 
nicht eingegangen zu sein. Auf der andern Seite schlugen einige 
Bevollmächtigte vor, dem Gouverneur und Rath jeder Kolonie 
auch eine Stimme bei der Ernennung des grossen Rathes zu 
geben oder ihnen wenigstens das Recht zuzugestehen, die ge- 
troffene Wahl der Abgeordneten zu verwerfen. Aber dieser Vor- 
schlag ward abgelehnt, besonders weil man das wichtige Recht 
der Besteuerung diu*ch die unmittelbaren Vertreter dem Volke 
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nicht nehmei] wollte, die Gouverneure und ihr Rath aber in den 
meisten Kolonien in Wirklichkeit von der Krone ernannt wur- 
den.^ 

Der Plan Franklina ward im wesentlichen angenommen und 
lautete dann etwa folgendermaasen. 

Es Boll um eine Parlamentsakte gebeten werden, durch die 
eine sämmtliche Kolonien umfassende Generalregierung errichtet 
wird. Jede Kolonie behalt ihre gegenwärtige Verfassung, so weit 
nicht diese Akte ein Aenderung nothwendig macht. 

Die Generalregierung besteht aus einem von der Krone er- 
nannten und besoldeten Generalpräsidenten und einem von dem 
Hause der Abgeordneten der einzelnen Provinzen gewählten 
grossen Rathe, der sich jährlich wenigstens einmal versammelt, 
seinen Vorsitzenden wählt und nur mit seiner eigenen Einwilli- 
gung oder auf besondern Befehl der Krone vertagt oder auf- 
gelöst werden kann. Fünf und zwanzig Mitglieder aus der Mehr- 
heit der Staaten sind beschlusafähig. Keine Kolonie sendet mehr 
als sieben und weniger als zwei Abgeordnete; die Zahl derselben 
richtet sich nach der Beisteuer einer jeden zur Schatzkammer 
des Bundes. Vorläufig aber wurden acht und vierzig Vertreter 
auf die elf Kolonien, für welche die Akte Geltung haben sollte, 
nach ungefährer Kenntniss vertheilb.^ 

Der Generalpräsident hat die vollziehende Gewalt, die gesetz- 
gebende theilt er mit dem grossen Rathe. Zu jeder Bill ist seine 

' Life of Will. Livingston by Secigwick. Appendis. Pltkin I, 144. 

' Warum das 1732 gegründete Georgien, das seit 1751 die Rechte einer 
königlichen Provinz beasBB, nicht auch aufgeführt wurde, weiss ich nicht 
anzugeben, wenn es nicht eben dieses kurze Bestehen war, das noch keine 
engere Verbindung mit den alten Kolonien herbeigeführt hatte; dassesin 
Albany nicht vertreten war, kann der Grund nicht gewesen sein, da dies 
auch bei Virginien und den beiden Carolinas der Fall war. Delaware wurde 
zu Pennsylvanien gerechnet, mit dem es den Erbeigentümer oder, wie 
wir das englische Wort vielleicht beaaer wiedergeben können, den Erb- 
statthalter, den Bte11vertret«Dden Statthalter und den Batb gemein- 
aohaftlicb hatte, wenn es auch eine besondere Assembly besass. Erst 1776 
ward es von Pennsylvanien getrennt. S. Pitkin II, 304. 
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ZuBtimmung erforderlich. AtiBserdem sollen alle GesetsEe mit den 
englischen möglichst übereinstimmen und dem Könige zur Be- 
stätigung vorgelegt werden ; verwirft er sie aber nicht innerhalb 
dreier Jahre, so bleiben sie in Kraft. 

Die Greneralregierung, d. h. der Generalpräsident mit dem 
grossen Rathe, hat das Recht, den Indianern Krieg zu erklären, 
Frieden und Verträge mit ihnen zu schliessen, den Handel mit 
ihnen zu leiten und im Namen der Ejrone Land von ihnen zu 
kaufen. 

Sie ist befugt, in so erworbenem Gebiete neue Niederlassungen 
anzulegen, im Namen des Königs gegen einen der Krone zu ent- 
richtenden Erbzins Ländereien an Ansiedler auszugeben und 
diese Kolonien so lange zu regieren, bis ihnen die Ejrone zu- 
gesteht, selbstständige Provinzen zu bilden. 

Sie darf endlich ziu* Vertheidigung der Kolonien Truppen aus- 
heben und besolden, Festungswerke anlegen und Kriegsfahr- 
zeuge ziu* Bewachung der Küsten und zum Schutze des Handels 
ausrüsten. 

Für alle diese Zwecke hat die Generalregierung das Recht, 
die erforderlichen Gesetze zu erlassen und die nöthigen Steuern 
auszuschreiben; niu* sollen letztere so gewählt werden, dass sie 
so gleichmässig und gerecht und in ihrer Erhebungsart so wenig 
drückend für das Volk als möglich sind, lieber den Luxus ent- 
muthigend als die Industrie mit unnöthigen Lasten beschwerend. 
Geld darf aus dem Bundesschatze nur kraft einer Anweisung 
des Generalpräsidenten und grossen Rathes entnommen werden. 
Jährlich wird das Budget festgesetzt und den Provinzialver- 
sammlungen mitgetheilt. 

Alle militärischen Beamten werden vom Generalpräsidenten 
mit Einwilligung des grossen Rathes, von diesem dagegen alle 
Givilbeamten mit Genehmigung des Generalpräsidenten ernannt. 
Alle Stellen, die diu-ch Tod oder Absetzung erledigt sind, werden 
von dem Gouverneur der Provinz besetzt, in welcher die Er- 
ledigung stattgefunden hat, bis der Wille des Generalpräsidenten 
und des grossen Rathes bekannt ist. Stirbt aber der General- 
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Präsident, so versieht der Vorsitzende des grossen Rathes dieses 
Amt, bis der König den Nachfolger bestimmt hat. 

Dieser höchst merkwürdige Entwurf trägt auf der einen Seite, 
wie man sieht, den bestehenden Verhältnissen zum Mutterlande 
Rechnung, auf der andern aber offenbart er schon den neuen 
Geist der Freiheit und Selbstbestimmung, welcher zwei Jahr- 
zehnte später sich deutlicher und allgemeiner zeigte. Der Unions- 
plan von 1754 schlägt eine aus einem Staatenhaua und einer 
besonderen vollziehenden Gewalt bestehende Generahegierung 
vor, die ihre eigenen Beamten hat, die nöthigen Geldmittel un- 
mittelbar vom Volke fordert und alle Befugniese den Einzel- 
staaten abnimmt, die im Bundesstaate der Centralgewalt zu- 
stehn müssen: die Entscheidung über Krieg und Frieden, die 
Leitung der bewaffneten Macht, das Recht Verträge zu schlies- 
Ben und die Beaufsichtigung des Handels. Natürlich war die 
Ausübung dieser Befugnisse auf den Verkehr mit den Indianern 
beschränkt, da die Beziehungen der Kolonien zu andern Staaten 
von der englischen Regierung geregelt wurden. 

Dieser Plan ward am 4. Juli von der Versammlung gebilligt. 
Nur die Abgeordneten von Connecticut schlössen sieb aus, weil 
sie glaubten, dass der Generalpräsident als ein von der Krone 
bestellter Beamter eine zu grosse, ihrer Wohlfahrt gefährliche 
Macht besitzen wurde. Eben deshalb unterstützte das ameri- 
niaohe Volk den Entwurf nicht. Seit langer Zeit gewohnt, un- 
abhängig von der königlichen Gewalt sich Gesetze zu geben, 
verwarfen die Bürger von Connecticut das Veto des General- 
präsidenten. Auch hielten sie es für eine Verletzung der Privi- 
legien von Engländern, wenn der Bundeegewalt das Recht zu- 
stehn sollte, die Steuern selber zu erheben, gerade wie vier und 
dreissig Jahre später die Antiföderahsten eine solche Macht dem 
Kongresa nicht anvertrauen wollten. Auf der andern Seite fand 
Qrossbritannien eine Union der Art seinen eigenen Ansprüchen 
auf Oberherrlichkeit entgegen. Schon zeigen, hiess es, die Kolo- 
nien nicht immer die erforderliche Unterwürfigkeit, wie erst, 
wenn sie gewöhnt werden, gemeinschaftlich zu handeln ? Dem 
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einen Theile war der Plan zu monarchisch, dem andern zu repu- 
blikanisch, und der Versuch einer festeren Vereinigung der 
Kolonien scheiterte für diesmal. 

Dagegen schlugen die englischen Minister vor, die Statthalter 
der einzelnen Provinzen, jeder von einem oder zwei Mitgliedern 
seines Bathes begleitet, sollten sich versammeln, um die Maass- 
regeln zu gemeinschaftlicher Vertheidigung zu berathen und zu 
beschliessen, und aus dem britischen Staatsschatze die nöthigen 
Summen beziehen. Diese sollten dann durch eine allgemeine 
Steuer vom englischen Parlament auf die Kolonien gelegt 
werden. 

Während der Plan von Albany etwas dauerndes geschaffen 
hätte, berücksichtigte der des Ministeriums nur das Bedür&iss 
des Augenblicks und trat zugleich in seiner letzten Bestimmung 
mit der öffentlichen Meinung Amerikas in schroffen Gegensatz. 
Die Zeitumstände waren aber nicht von der Art, dass die An- 
nahme der englischen Vorschläge mit Zwang durchgesetzt wer- 
den konnte, daher musste sich das Mutterland begnügen, den 
Krieg mit seinen eigenen Truppen zu führen, unterstützt durch 
die Kolonien, welche den herkömmlichen Requisitionen an Geld 
und Mannschaft aufs bereitwilligste Folge leisteten.^ 

Wie aber der amerikanische Entwurf auf die neue Zeit hin- 
wies, so auch die schriftlichen Bemerkungen Franklins, welchem 
Shirley, der Gouverneur von Massachusetts, den Plan des eng- 
lischen Ministeriums mitgetheilt hatte, um des schon damals 
viel geltenden Mannes Ansicht darüber zu vernehmen. 

„Das Volk in den Kolonien, entgegnete Franklin, welches die 
unmittelbaren Nachtheile eines Angriffs und einer Eroberung 
durch den Feind in dem Verluste seines Vermögens, seines 
Lebens und seiner Freiheit fühlen muss, wird wahrscheinlich 
besser über die Zahl der Truppen, die ausgehoben und verpflegt, 
der festen Plätze, die errichtet und unterhalten werden müssen. 



1 MarshaU, Life of Washington I, 379—382, PitkinI, 140ff., die auch 
im Anhange den Plan vollständig mittheilen. 




und über seine eigene Fähigkeit die Kosten zu tragen urtheilen 
ak daa englische Parlament in einer so grossen Entfernung, 
i Die Statthalter kommen oft bloss in die Kolonien, um sich 
ein Vermögen zu erwerben, mit welchem sie nach Britannien 
zurückzugehen gedenken; sie sind nicht immer die fähigsten 
und imbeficholtensten Männer ; viele von ihnen haben hier keine 
Güter und keine natürUchen Verbindungen mit uns, die sie für 
unsere Wohlfalirt aufrichtig besorgt machen könnten; und mög- 
licherweise lieben sie es mehr Truppen auszuheben und zu unter- 
halten, als nöthig ist, wegen des Gewinnes, der ihnen selbst 
daraus erwächst, und um für ihre Freunde und Anhänger zu 
sorgen. 

Die Rätbe, in den meisten Kolonien auf Empfehlung der 
Statthalter von der Krone ernannt, haben oft kleine Güter, sind 
häufig in Bezug aufÄemter vom Statthalter abhängig mid stehn 
deshalb zu sehr unter Einfluas. 

Wohlbegründet ist daher die Eifersucht auf eine Berechtigimg 
solcher Statthalter und Rätbe, so viel Geld, als sie für noth- 
wendig finden, aus dem englischen Schatze zu nehmen, welches 
dann durch eine Parlamentsakte auf die Kolonien gelegt und 
vom amerikanischen Volke bezahlt werden solle; denn sie könn- 
ten dieses Recht missbrauchen, indem sie auf nutzlose Feldzüge 
denken, das Volk plagen und es zur Ausführung solcher Ent- 
würfe von seiner Arbeit fortnehmen, bloss um Aemter und Stellen 
zu schaffen, ihre Anhanger zu befriedigen und den Gewinn zu 
theilen. 

Das enghache Parlament ist weit entfernt und kann von sol- 
chen Statthaltern und Rathen übel unterrichtet und missleitet 
werden, welche die Gemeinach aftUchkeit ihrer Interessen wahr- 
scheinhch gegen die Folgen einer von hier eingelaufenen Be- 
sehwerde sichert," 

Franklin erklärt dann, dass es ein unzweifelhaftes Recht der 
Engländer sei, nur mit ihrer durch ihre Vertreter ertheilten 
Zustimmung besteuert zu werden; im Parlament aber seien die 
Kolonien nicht vertreten. „Wollte man sie daher zwingen Geld 
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ohne ihre Einwilligung zu geben, so würde das mehr einer Er- 
hebung von Kriegssteuem in einem feindlichen Lande gleichen, 
man würde sie wie ein erobertes Volk und nicht wie wahre 
britische Unterthanen behandeln. Können aber die Kolonien 
als ein Ganzes von Statthaltern und Käthen, welche die Krone 
ernannt hat, ohne Repräsentanten gut regiert werden, so können 
die einzelnen Kolonien eben so gut oder besser auf diese Weise 
regiert werden; eine Steuer kann ihnen allen zur Unterhaltung 
der Regierung durch eine Parlamentsakte aufgelegt und ihre 
Assemblies können als ein unnützer Theil der Verfassung ent- 
lassen werden."^ 



Die Revolutton und der Kongress in den Jaliren 1774—1781 

Gerade an diesen in Franklins Schreiben ausführlich behan- 
delten Punkt knüpften sich die weitem Unionsbestrebungen. 
Die Stempelakte fand als ein Anfang zur Besteuerung Nord- 
amerikas den heftigsten Widerspruch. Die unter andern Formen 
erneuten Versuche steigerten die feindselige Stimmung der Ko- 
lonisten, und der Streit nahm auf beiden Seiten allmählich eine 
andere Wendung. Während Lord North durchaus die Anerken- 
nung der gesetzgebenden Gewalt des Parlamentes über die Kolo- 
nien durchsetzen wollte, ward hier das schwierige Verhältniss 
zum Mutterstaate Gegenstand der eifrigsten Erörterung. Man 
fand es imnatürlich, dass ein Volk, welches zum Theil andere, 
zum Theil entgegengesetzte Interessen habe, ganz und gar an 
das Handelsinteresse eines weit entfernten Landes gekettet sein 
solle ; man fing an sich gegen die Giltigkeit der Monopole zu er- 
klären und leugnete zuletzt ganz und gar die gesetzgebende 
Gewalt des Parlamentes über die Kolonien. Mit einem Wort, 
man woUte nicht Abhängigkeit, sondern Gleichberechtigung. 



^ Bei Gordon, History of the rise, progress and establishment of the 
independence of the United States of America. I, 125 fif. 



taftliches ^^H 
Bildung ^^H 



Zur Erreichving dieses Zieles war vor allem gemeinschaftliches 
Handeln nothwendig, und dieses wiederum führte zur 
einer vorläufigen Centralgewalt. Schon bei Erlass der Stempel- 
akte hatten sich die Bevollmächtigten von acht Provinzen und 
die Mitglieder des Korrespondenz -Ausschusses von New York 
in dieser Stadt zur Wahrung der Rechte der Kolonien zu einem 
Kongress versammelt. Dasselbe Mittel ergriffen die Amerikaner 
1774 nach dem Vorschlage Franklins, der bereits im Sommer des 
vorhergehenden Jahres einen solchen Generalkongress als den 
besten Weg zur Abstellung ihrer Beschwerden bezeichnet hatte. 
Am 5. September erschienen in Philadelphia Abgeordnete aus 
allen Kolonien, mit Ausnahme Georgiens, theils von den Assem- 
blies, theils, wo die Statthalter diese gehindert hatten, durch 
Provinzial- und Einzelausschüsse gewählt. Sie ernannten einen 
Präsidenten und beschlossen, wie es schon 1765 gehalten worden 
war, daaa nach Provinzen ahgeatimmt würde, „da der Kongress 
zur Zeit nicht die gehörigen Materialien besässe oder sich ver- 
schaffen könnte, um die Wichtigkeit einer jeden Kolonie fest- 
zustellen;" eine Anordnung, die offenbar vorübergehender Natur 
sein soUte, jedoch einen nur zu grossen Einfluss auf die spätere 
endgiltige Entscheidung hatte.'- 

Im nächsten Jahre folgte dem ersten Revolutionskongresa ein 
zweiter, dessen Mitglieder in ähnlicher Weise gewählt worden 
waren. Dieser schritt kühner vor. Er beschloss die Kolonien in 
Vertheidigungszustand zu setzen, ermächtigte zur Aushebung 
von Truppen, ernannte Washington zum Oberbefehlshaber der- 
selben, verbot den Handelsverkehr mit England und gab Papier- 
geld aus. Durch die Abgeordneten Georgiens vollzählig gemacht 
ging er auf diesem Wege weiter; und als die Unterhandlungen, 
die er mit dem Mutterlande führte, sich fruchtlos zeigten, da 
erklärten am 4. Juli 1776 die Repräsentanten der im Kongress 



' Ramaay, Geschichte der amerikaniachen Revolution, deutsche Ueber- 
setKung I, 242. 245, Läfeof GiouvBmeurMomB by Sparks I, 31, 32. Pitkin 
I, 283. 
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versammelten Vereinigten Staaten von Amerika die Freiheit 
und Unabhängigkeit der Vereinigten Kolonien.^ 

Um diese neue Stellung zu behaupten, mussten die Ameri- 
kaner noch sieben Jahre den Kampf mit England fortsetzen. 
Aber daneben war es nothwendig aus den revolutionären Zu- 
ständen herauszutreten und an die Stelle der ausserordentlichen 
Gewalten regelmässige Regierungen zu setzen. Demnach hatte 
der Kongress schon am 10. Mai 1776 den verschiedenen Assem- 
blies und Konventen empfohlen, da, wo es noch nicht geschehen 
sei, „eine solche Verfassung einzufuhren, die nach der Meinung 
der Volksvertreter am besten das Glück und die Sicherheit ihrer 
Wähler und überhaupt des ganzen Amerikas fördern könne.*** 
Dies geschah. Bis auf Connecticut und Rhode Island, die ihre 
alten Freibriefe mit wenigen Aenderungen beibehielten, beriefen 
die verschiedenen Staaten verfassunggebende Versammlungen, 
Konvente oder Kongresse genannt, und ordneten durch die- 
selben ihre Verhältnisse. 

Neben den Einzelregierungen blieb der Kontinental- oder 
Generalkongress bestehn. Durch das Bedürfiiis gemeinschaft- 
licher Massregeln entstanden, leitete diese Versammlung, deren 
Mitglieder von den Legislaturen der einzelnen Staaten ihre Voll- 
macht erhielten, thatsächlich die Kriegsoperationen, schloss 
Bündnisse und Verträge, schickte und empfing Gesandte und 
vertrat überhaupt die Nation dem Auslande gegenüber. Aber die 
dreizehn „freien und unabhängigen Staaten" entäusserten sich 
keineswegs der Mitwirkung. Der Kongress empfahl, rieth und 
beschloss, die Staaten setzten in Vollzug. Er bestimmte die 
Anzahl der Truppen, die Grösse der andern Lieferungen und ver- 
theilte sie auf die einzelnen Staaten nach dem Verhältnis ihrer 
Grösse und Macht, aber die Ausführung blieb diesen überlassen. 
Daher musste sich Washington nicht nur mit dem Kongress, 
sondern auch mit den Häuptern der Provinzialregierungen und 



^ Vergl. die Unabhängigkeitserklärung bei Pitkin I, 369. 
« Gordon H, 271. Pitkin I, 360. 




mit Auaachüsaen, spater mit den Gouverneuren, Legislaturen 
und Ortaobrigkeiten in Verbindnng setzen, um mit allem, was 
zur Kriegführung gehörte, versorgt zu werden.^ 

Man sollte denken, die gemeinsame Gefahr hätte leicht zu 
einer engen Vereinigung geführt und die Macht des Kongresaes 
gestärkt. Aber nur in der ersten Zeit hatte der Krieg diese Wir- 
kung. Je länger der Kampf dauerte, desto mehr ging die eigent- 
liche Gewalt vom Centrum nach der Peripherie, und die Staaten- 
politik überwog hier und dort. Eifersüchtig auf einander und auf 
den Kongress, der wohl selbst zu kräftigerem Handeln vom 
Oberbefehlshaber ermahnt werden muaste, sahen die einzelnen 
Staaten vorsichtig darauf, dass sie keine grösseren Lasten über- 
nähmen als ihre Nachbarn; einer wartete ab, was der andere 
thun würde, und alle handelten mit Widerstreben, bis die höchste 
Noth gebieteriach Gehorsam erzwang. Wer vom Kriegsschau- 
platz entfernt war, glaubte lieber den schmeichelnden Berichten 
über die Lage der Dinge und hielt den Krieg für beendigt ; „es 
bleibe nichts weiter zu thun übrig, als die Regierung und Pohtik 
des eigenen Staates zu ordnen." Die Soldaten, welche für die 
Gesammtheit ihr Blut vergossen und dennoch die stete Furcht 
der Amerikaner waren, wie wenn sie die Republik gefährden 
könnten, entbehrten manchmal der nothwendigsten Lebens- 
bedürfnisse. „Die grosse Angelegenheit des Krieges, schrieb 
Washington an Harrison, kann nie gut geführt werden, wenn 
sie überhaupt geführt werden kann, so lange die Macht des 
Kongresses einzig im Empfehlen besteht. Wenn ein Staat ge- 
horcht, ein anderer den Gehorsam verweigert, ein dritter die 
Massregeln verstümmelt und nur zum Theil annimmt, und alle 
in der Zeit und Art und Weise abweichen, so ist es kaum möglich, 
dass unsere Angelegenheiten gedeihen und etwas anderes als 
Fehlschlagen den besten Planen folgen könne. Die willigen Staa- 
ten werden durch ihre Anstrengungen faat ruiniert ; dann treten 
Misstrauen und Eifersucht ein." Zu einer Zeit, wo alle andern 

SparkB, Life of Washington 150. 
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Staaten sich der Unbequemlichkeit eines Embargos auf ihre 
Ausfuhr unterzogen und die damit verbundenen Verluste sich 
gefallen liessen, lehnte Delaware es diu*chaus ab auf die Mass- 
regel einzugehen und vereitelte dadurch nicht allein den all- 
gemeinen Zweck derselben, sondern bereicherte sich auch auf 
Kosten derer, die ihre Pflicht thaten.^ 

Je mehr aber die Staaten ihren besonderen Interessen nach- 
gingen und an der eigeneti Souveränität festhielten, desto mehr 
Kraft entzogen sie dem Kongress. Anstatt hierher alle Talente 
zu senden, entfernten sie allmählich die Männer, welche das 
Banner der Unabhängigkeit erhoben hatten und unverrückt das 
grosse Ziel verfolgten; untüchtigere Leute traten an die Stelle. 
Und wenn diese Versammlung wenigstens immer genügend be- 
schickt worden wäre ! Aber im Jahre 1778 waren selten mehr als 
dreissig, machmal nicht fünf und zwanzig Mitglieder anwesend. 
Ganze Staaten waren gar nicht oder so spärlich vertreten, dass 
sie zu keiner Abstimmung berechtigt waren. Auch in diese 
Körperschaft drangen Privateifersucht und Privatfehden ein.* 

Drückend lasteten diese traurigen Verhältnisse auf der Seele 
des bekünmierten Peldherm. „Unser politisches System, schrieb 
er im Jahre 1778, kann mit dem Mechanismus einer Uhr ver- 
glichen werden, und wir sollten uns eine Lehre davon nehmen; 
denn es hilft nichts, die kleineren Bäder in Ordnung zu halten, 
wenn das grosse, welches die Stütze und das Triebrad des Ganzen 
ist, vernachlässigt wird.«« Gewiss, durch die Ueberwindung dieser 
eigenthümlichen Schwierigkeiten hat sich Washington nicht ge- 
ringeren Ruhm erworben, als durch seine Siege über die eng- 
lischen WaflFen. 



1 Sparks ebendaselbst 332. 309. 310. 349. Hamilton's Papers I, 428. 
429. The Federalist Nr. 21. Madison's Papers I, 44. 46. 47. 86. 

« Sparks ebend. 308 flF. 

« Writings VI, 143. 



Die ßQDiIesarlikel vom Jabre 1781 



Wir haben hinreichend erfahren, was eine provisorische Cen- 
tralgewalt bedeutet, deren Rechte nicht fest und bestimmt 
abgegränzt sind. 

An diese Scheidung zwischen den Befugnissen des Kongreasea 
und der Einzelstaaten ging man frühzeitig; aber es dauerte 
lange, bis man damit zu Ende kam. 

Merkwürdig genug bahnte hier derselbe Mann, welcher der 
Schöpfer des Albanyplanes gewesen war, wiederum den Weg. 
Schon am 21. Juni 1775 legte nämlich Franklin dem Kongress 
einen Entwurf vor, welcher in mehreren Hauptpunkten mit dem 
von 1754 übereintraf, in andern dagegen den Bestimmungen 
des Bundes von 1643 folgte. In gewissen Verfasaungsfragen 
schlug Franklin von den englischen Ideen abweichend eine eigen- 
thümliche Richtung ein, welcher er bis an das Ende seines Le- 
bens treu geblieben ist. Bekannt ist das Gleichniss, dessen er sich 
bediente, als er 1776 in der verfassunggebenden Versammlung 
von fennaylvanien, in welcher er den Vorsitz führte, um seine 
Ansicht über das Zweikammersystem gefragt ward. „Es komme 
ihm vor, sagte er damals, wie ein Gebrauch mancher Fuhrleute, 
die, wenn sie mit vier Pferden einen steilen Hügel schwerbe- 
laden hinunter fahren sollen, zwei davon an den hintern Theil 
des Wagens spannen und bergaufwärts treiben ; das vordere Paar 
und das Gewicht der Last überwältigen die Anstrengungen 
des andern Paares und ziehen es langsam und massig den Hügel 
hinab." Die Mehrheit sah in dem Bilde, was sie zu sehen wünsch- 
te, den gehemmten Fortschritt und entschied sieb für eine un- 
getheilte Legislatur. Andere Männer erblickten darin den be- 
sonnenen Fortschritt, und man müsste ihrer Erklärung bei- 
pflichten, wenn sich Franklin nicht anderwärts unzweideutiger 
ausgesprochen hätte,^ 



' J. AdamH, Ä defence of the constitutions of govemment of the Uni- 
ted StatoH of America. T. I. p. 106. 108. 
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In Erwiederung auf einen Artikel in einem pennsylvanischen 
Blatte, welcher das Zweikammersystem auch für diesen Staat 
verlangte, sprach sich nämlich Franklin in der Bundeszeitung 
sechs Monate vor seinem Tode für die Einheit der gesetzgeben- 
den Grewalt auf eine Weise aus, die keinen Zweifel übrig lässt. 
Er wendet auch hier zuletzt seine beliebte Art der Darstellung 
an und fragt, ob nicht die politische Fabel von der Schlange mit 
zwei Köpfen und einem Leibe eine nützliche Lehre enthalte. 
Sie ging zu einem Bach, um zu trinken ; auf ihrem Wege mußte 
sie durch eine Hecke ; ein Zweig derselben hinderte sie geradaus 
ihre Richtung zu nehmen. Ein Kopf wollte nun auf der rechten 
Seite des Zweiges gehen, der andre auf der linken; über dem 
Streite verstrich die Zeit, und bevor die Entscheidung erfolgte, 
starb die arme Schlange vor Durst. 

Eben so gibt Franklin der Uebertragung der vollziehenden 
Grewalt an eine Mehrheit den Vorzug. Er konnte sich, scheint es, 
nie ganz von den politischen Eindrücken befreien, welche die 
Kolonialgeschichte in ihm hinterlassen hatte, und legte darauf 
zu wenig Gewicht, dass in den neuen Verfassungen Oberhaus und 
(Jouvemeur ihr Dasein nicht mehr der Krone verdankten.^ 

Endlich war der Umstand nicht ohne Einfluss auf seinen Ent- 
wurf, dass darin die Aussöhnung mit England noch nicht auf- 
gegeben war. Dieser schwankende Zustand mag bewirkt haben, 
dass Franklin weniger scharf die Gränzen zwischen der General- 
und den Staateüregierungen zog, als nothwendig war, wodurch 
bei unveränderter Annahme der Vorlage später wohl manche 
Streitigkeiten zwischen beiden veranlaßt,worden wären. 

Der Entwurf hielt fest an der Trennung der gesetzgebenden 
und vollziehenden Gewalt ; er übertrug erstere nicht einem Kol- 
legium von Bevollmächtigten der Staaten, sondern alljährlich 
gewählten Repräsentanten; und indem er für eine bestimmte 



^ Yergl. die Queries and Bemarks respecting alterations in the Constitu- 
tion of Pennsylvania in den Works [Ausgabe von Sparks] V, 162 fif., und 
die Bemarks ebendas. 143. 
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Einwohnerzahl einen Abgeordneten festsetzte, gab er gerechter 
Weise den grösseren Staaten das Gewicht und die Bedeutung 
in dem Rathe der Nation, die ihnen zukam. Er überliess dem 
Kongress die Gründung neuer Kolonien, und es war wenigstens 
im Geiste des Albany-Planes, wenn für Verfieissungsanderungen, 
welche der Kongress beschlossen, nicht die Einwilligung aUer 
Bundesglieder, sondern nur der Mehrheit derselben geford^ 
wurde, wenn femer der Kongress das Recht erhielt, allgemeine 
Anordnungen zu erlassen, welche für die Wohlfahrt der Ge- 
sammtheit nothwendig waren, aber von den besonderen Staaten 
nicht getroffen werden könnten, z. B. solche, die sich auf den 
Handel im allgemeinen beziehen. 

Dag^^i entnahm Franklin den Artikeln von 1643 die Be- 
stimmung über die Beitrage der Staaten zum Bundesschatz und 
machte dadurch die Generalregiemng von den Einzelr^iorungen 
abhangig ; eben so vertraute er die Beil^ung von Slareitigkeiten 
der Unionsglieder unter einander dem Kongress an. 

Die vollziehende Gewalt ward in dem Entwurf einem Exe- 
cutivrath von zwölf Männern g^eben, die auf drei Jahre vom 
Kongress aus seiner Mitte gewählt werden; jährlich scheidet ein 
DrittUieil aus. Sie besorgen, was ihnen der Kongress au^getn^^i 
hat, fuhren die allgemein^i (Seschafte und die Korrespondenz 
mit dem Auslande, machm dem Kongress Vorlagen und be- 
aelaesa eriedigte Bundesämter vorläufig; die bleibende Ernen- 
nung steht dem Kongress zu.^ 

Man sieht, von einer Selbstständigkeit der vollziehenden Ge- 
walt war nidit die Bede, sie war nur die Dienmn des Kongresses. 
Wenn diese Qrganisatkm dah^ auch den Vorzug vo^dient vor 
der von 1643 und vor der späteren von 1781, so steht sie doch 
hinter der von 1754 offenbar zurück. 

Ernsthaft beschäftigte sich mit diesem wichtigen G^enstande 
der Kongress erst im folgendrai Jahre zu der Zeit, da die Zweck- 
mäwrigkfsit der UnabhängfgkeitwAlämng in Erwägung gezogen 



1 Fnnkliii's WoAb Y, 91—96. 
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und von der Mehrheit der Staaten im Kongress bejaht worden 
war. Am 11. Juli 1776 beschloss die Bundesversammlung einen 
Unionsplan von einem Äusschuss aufsetzen zu lassen; am 12. 
wurde dieser gewählt, und an demselben Tage des folgenden 
Monats legte er einen Entwurf vor, den, wie es heisst, Dickinson 
mit Benutzung jenes Franklinsohen Planes gemacht hatte, und 
der nun bis zum 20. August im Äusschuss des ganzen Hauses 
erwogen wurde. Die vielfach abgeänderte Vorlage berieth dann 
der Kongress vom 8. April bis zum 15. November 1777 zwischen 
den übrigen Geschäften und mit einer langem Unterbrechung 
von drei Monaten noch einmal.^ Aber die zwei Jahre, die zwi- 
schen Franklins Plan und der Annahme der Bundesartikel durch 
den Kongress lagen, waren dem Werke nicht eben förderlich 
gewesen. Es ist oben der Eifersucht Erwähnung gethan worden, 
welche sich frühzeitig in den Staaten gegen die Centrabegierung 
entwickelte. Da sie sich ehemals von England her in ihren Be- 
strebungen gehemmt gesehen hatten, so herrschte eine Abnei- 
gung gegen alle Einwirkung von aussen. Jeder glaubte, dass 
nichts gut gemacht sei, was er nicht selber gemacht hätte, und 
die junge Pflanze der Souveränität schlug überall rasch starke 
Wurzeln. Daher zeigten sich die Schwierigkeiten, welche die 
Bildung jeder Konföderation begleiten, auch in Amerika in vol- 
lem Masse, so ernstlich auch die drängende Gefahr zu opfer- 
williger Nachgiebigkeit mahnte. Wenn schon Franklin dem Par- 
tikularismus Zugeständnisse gemacht hatte, so ging man in den 
verschiedenen Stadien der Berathung immer mehr auf die 
Grundlagen von 1643 zurück, und wenige Aenderungsanträge 
wurden angenommen, die nicht diesen beschränkenden Cha- 
rakter trugen^. 



^ Elliot, Debates in the föderal Convention on the formation of the Con- 
stitution of the United States 1, 67. Pitkin II, 12. Madison's Papers 11,688. 

' Story, Commentskries on the Constitution of the Un. States I, 261. 
Wilson in Madison's Papers 11, 825, Madison bei Elliot I, 448. Leider 
habe ich Dickinsons Entwurf und den veränderten Plan vom 20. August 
1776 nicht erhalten können. 
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Von zwei wichtigen Punkten hat una JefFerson, der berühmte 
Verfasser der Unabhängigkeitserklärung, einiges aus den ersten 
Verhandlungen aufbewahrt; sie betreffen das Prinzip, nach wel- 
chem die Beiträge der Staaten zum Bundesschatze gezahlt wer- 
den sollten, und die Art der Abstimmung. 

In Bezug auf den ersten Punkt hatte der Ausachuss den Ar- 
tikel des Franklinschen Entwurfes im wesentlichen beibehalten 
und die Zahl der Einwohner aller Art und jedes Alters und 
Geschlechtes, die Indianer, welche keine Abgaben zahlen, abge- 
rechnet, zum Masestab des Reichthums eines jeden Staates ge- 
nommen. Das fand aber Widerspruch bei den südhchen Staaten, 
die ihre Negersklaven hiervon ausgeachloaaen und daher nur die 
weissen Einwohner in Anschlag gebracht wissen wollten. Hier- 
gegen eiferten wiederum die nördhchen. Jene verglichen ihre 
Sklaven ndt dem Besitze des Nordens an Rindvieh, Pferden 
u. s. w., diese stellten sie mit ihren Arbeitern in eine Reihe. Der 
Süden, sagten die letzteren weiter, hat eben ao viel Pferde, 
Rinder und Schafe, wie der Norden ; zugleich vermehren Sklaven 
die Last der Vertheidigung, für welche die nördhchen Staaten 
natürlich mehr werden in Anspruch genommen werden. Hairi- 
son aus Virginien schlug einen Vergleich in der Weise vor, dass 
zwei Sklaven hierbei gleich einem Freien gerechnet werden soll- 
ten. Aber sein Antrag hei im Ausachuss des ganzen Hauses ; denn 
die sieben nördlichen Staaten erklärten sich dagegen und von 
den sechs andern war noch Georgien, der südhchste, getheilt. 
Nun wurde der Artikel in seiner ursprüngUchen Fassung bei- 
behalten. 

Bei der späteren Berathung machten aber die Sklavenstaaten 
neue Anstrengungen und setzten zuletzt eine Aenderung durch, 
welche schon früher Dr. Witkerapoon aus New Jersey in An- 
regung gebracht hatte. Sie nahm den Werth der Ländereien und 
Häuser eines jeden Staates zum Massstab. Man unaging hierbei 
freilich die Schwierigkeit, verfehlte nun aber ganz das Ziel und 
traf eine Bestimmung, welche sich nachher als unausführbar 
erwies. „In jedem Lande ist es eine herkulische Arbeit, eine Ab- 
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Schätzung des Bodens zu erhalten; in einem Lande, das noch 
unvollkommen kolonisirt und in zunehmender Verbesserung 
begriffen ist, erhöhen sich die Schwierigkeiten fast bis zur Un- 
ausfuhrbarkeit. In jedem Falle sind die Kosten einer genauen 
Abschätzung ein massiger Einwand/'^ 

Wenn bei diesem Punkte die Interessen des Nordens und 
Südens sich kreuzten, so gingen bei dem zweiten die Ansichten 
der grossen und kleinen Staaten auseinander. Der Plan Frank- 
lins hatte die Vertretimg der einzelnen Bundesglieder nach dem 
Verhältnis ihrer Grösse geordnet, der Ausschuss dagegen jedem 
Staat eine Stimme gegeben. Die Frage, ob nach Köpfen oder 
nach Staaten gestimmt werden sollte, stand an Wichtigkeit für 
die Union keiner andern nach und beschäftigte lange Zeit den 
Kongress, sie fand aber erst zehn Jahre später eine erfreuliche 
Lösung. Chase aus Maryland stellte die Sachlage richtig dar, 
wenn er sagte, dieser Artikel werde die Versammlung wahr- 
scheinlich mehr theilen, als irgend ein anderer Artikel des Aus- 
schussberichtes. Die grossen Staaten drohten, sie würden sich 
gar nicht zu einem Bunde herbeilassen, wenn ihre Bedeutung im 
Kongress nicht mit ihrer Einwohnerzahl im Verhältnis stände; 
die kleinen erklärten sich gegen eine Union, wenn sie nicht zum 
Schutz ihrer Hechte mit den grossen eine gleiche Stimme be- 
kämen. Hatte doch Delaware seine Abgeordneten ausdrücklich 
verpflichtet, hierauf zu bestehen ! 

Die Konföderationen, machten die kleinen Staaten geltend, 
haben nichts mit den einzelnen Bürgern zu thun, sondern nur 
mit den Staaten; diese treten jetzt als Individuen zusammen, 
um einen Handel untereinander abzuschliessen, und müssen also 
jeder eine gleiche Stimme haben, wenn nicht die kleinem ihre 
Hechte verUeren, zu VasaUen der grösseren herabgedrückt und 
nach deren Belieben beherrscht werden wollen. Bei einem Kriege 
sind sie mit ihren Interessen eben so stark betheiligt wie jene, 
die zumal bei ihren ausgedehnten Gränzen einen solchen wahr- 



1 Hamilton im Federalist N. 21. fin. Yergl. Elliot I, 98. 
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scheinlich eher herbeiführen werden. Es ist ein Unterschied 
zwischen einer Union, die einen Staat einem andern einverleibt, 
und einer Union, welche zwiaohen mehreren Staaten einen Bund 
errichtet. Die Vereinigung von Schottland und England gehört 
zu der ersteren Art, die Niederlande, das deutsche Reich und die 
Schweiz sind Beispiele der andern; und wie hier nach Staaten 
gestimmt wird, so muss es auch bei uns geschehn. Leicht könnte 
sonst das Ausland, diese Makel bemerkend, damit eine Hand- 
habe bekommen, die kleineren Staaten von einer so unbilligen 
Konföderation abzuziehen. 

Gegen dieses Verlangen erhoben sich Franklin, Bush und 
Wilson aus Pennsylvanien, Johann Adams aus Massachusetts : 
Es ist gesagt worden, die Staaten treten als Individuen zu- 
sammen, um einen Handel abzuschliessen ; aber es kommt hier 
nicht auf den gegenwärtigen Zustand an, sondern auf den, in 
welchen wir durch diesen Handel versetzt werden müssen. Die 
Konföderation soll die Staaten zu einem grossen Staate machen, 
sie wie einzelne Stücke Metall in eine gemeinsame Masse giessen 
und in Bezug auf alle dem Bunde gegebenen Rechte die beson- 
dere Individualität aufheben. Alle Gründe, welche die Gerechtig- 
keit und Zweckmässigkeit einer proportionalen Vertretung in 
den Staatenlegislaturen beweisen, behalten daher auch im vor- 
liegenden Jalle ihre Kraft. Wenn es möglich wäre, das ganze 
Volk der Vereinigten Staaten zu versammeln, so würde die 
Mehrheit derselben entscheiden; warum soll derm das anders 
sein, wenn es durch seine Abgeordneten sich ausspricht ? Man 
fragt, ob neun Staaten es in die Macht von vier Staaten legen 
sollen, sie nach Belieben zu regieren. Aber man muss die Frage 
umkehren und sagen : sollen zwei Millionen es in die Macht von 
einer Million legen, sie nach Beheben zu regieren ? Man behaup- 
tet, die kleineren Staaten werden durch die grossem gefährdet 
werden; aber man sage lieber ehrlich heraus, die Minderheit 
werde durch die Mehrheit geföhrdet werden. Die drei grösseren 
Staaten Virginien, Massachusetts und Pennsylvanien gehören 
dem Süden, dem Norden und der Mitte der Union an, und diese 
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Lage, die Verschiedenheit ihrer Erzeugnisse, ihrer Interessen, 
ihrer Sitten müssen jede Furcht vor einer nachtheiligen Ver- 
bindung derselben beseitigen; im Gegentheil Zwietracht und 
Nebenbuhlerschaft sind unter ihnen wahrscheinlicher. Es ist 
zwar richtig, dass in den angeführten Konföderationen nach 
Staaten gestimmt wird, aber das ist eben ein Mangel in den- 
selben. Das deutsche Beich ist nur eine Posse von einer Regie- 
rung, und der Verfall der Vereinigten Niederlande schreibt sich 
besonders von drei Ursachen her, von der geforderten Ein- 
stimmigkeit in allen Fällen, von der Verpflichtung die Wähler zu 
befragen und von der Abstimmung nach Provinzen. 

Um die entgegenstehenden Ansichten zu vermitteln, empfahl 
Chase einen Unterschied zu machen und in Geldangelegenheiten, 
zur Sicherung der grösseren Staaten, das Stimmenverhältniss 
nach den Einwohnern zu ordnen, wo es sich dagegen um Leben 
und Freiheit handle, jedem Staat eine gleiche Stimme zu geben. 
Noch andere Vorschläge wurden bei der späteren Berathung 
über diesen Punkt eingebracht, aber mit überwiegender Mehr- 
heit verworfen, und als zum letzten Male die Frage gestellt ward, 
ob nach Staaten gestimmt werden sollte, da stand Virginien, der 
grösste Staat, allein auf der andern Seite, Nord Carolina war 
getheilt, die übrigen Staaten nahmen den Artikel an.^ 

Zu den Schwierigkeiten, welche bei der Bildimg aller Kon- 
föderationen vorkommen, traten hier noch zwei besondere, die 
eine dauernder, die andere vorübergehender Art. Jene veran- 
lasste die geographische Beschaffenheit einiger Staaten, welche 
keine bequemen Häfen für den Handel mit dem Auslande be- 
sassen und daher der Besteuerung durch die Nachbarstaaten 
unterworfen waren, deren Häfen sie sich bedienten. So erging es 
New Hampshire, Connecticut, New Jersey und Nord-Carolina. 
Letzteren Staat, der Süd-Carolina und Virginien zu Nachbarn 
hatte, vergleicht darum Madison mit einem Patienten, der an 



^ Jefferson, Memoirs I, 23 ff. (bei EUiot I, 70 ff., in Madison's Papers I, 
27 ff.); Pitkin U, 16 u. 17; Madison's Papers I, 422. 
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1 MadMm's Fkpom n, «9L eOSL 11k Fcdenlirt X. 7. EOiot n. 189. 193. 
> MadMon's Fkpen n, €80, «9L Fflkiii n, 17. 24. 25. StoKj 1, 214. 215. 
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Alle diese vier Punkte veranlassten, wie wir sehen werden, 
bei den Berathungen über die neue Bundesverfassung noch ein- 
mal lange, zum Theil hefbige Kämpfe. 

Die Staaten schliessen einen festen Freundschafbsbund mit 
einander zu ihrer gemeinschafblichen Vertheidigung, zur Siche- 
rung ihrer Freiheiten und zu ihrer gegenseitigen allgemeinen 
Wohlfahrt ; aber jeder Staat behält seine Souveränität, Freiheit, 
Unabhängigkeit und alle Rechte, die dem Bunde nicht atLS- 
drücldich übertragen werden. 

Organ des letztem ist der Kongress, zu welchem jeder Staat 
jährlich zwei bis sieben Abgeordnete sendet. Diese werden in 
der Weise ernannt, wie es die Legislatur jedes Staates bestimmt, 
und können zu jeder Zeit des Jahres abberufen werden. Jeder 
Staat hat eine Stimme. 

Der Kongress hat ausschliesslich über Krieg und Frieden zu 
entscheiden, es müsste denn ein Staat schon wirklich angegriffen 
sein oder einen üeberfall von Indianern so schnell zu erwarten 
haben, dass kein Verzug zulässig ist. Eben so hat der Kongress 
allein das Recht Gresandte zu schicken und zu empfangen, 
Bündnisse und Verträge zu schliessen, vorausgesetzt, dass kein 
Handelsvertrag eingegangen wird, welcher die Ein- und Aus- 
fuhr irgend welcher Artikel verbietet oder die einzelnen Staaten 
hindert, von Fremden solche Zölle zu fordern, wie ihre eigenen 
Bürger zahlen. Der Kongress setzt Gerichte für Vergehen auf 
hoher See und Appellationsgerichte in Prisensachen ein und 
lässt durch eine Art Austrägalgericht Streitigkeiten zwischen 
den einzelnen Staaten beilegen oder wenn Privatpersonen das 
Eigenthimisrecht eines Grundstückes in Folge eines von ver- 
schiedenen Staaten gegebenen Besitztitels sich streitig machen. 
Er bestimmt sowohl den Werth der von ihm oder den einzelnen 
Staaten zu prägenden Münzen, als auch das Stammgewicht und 
Stammmass, regelt den Handel mit den Indianern, die nicht 
Glieder eines Staates sind, vorausgesetzt, dass das Gesetz- 
gebungsrecht eines Staates innerhalb seines Gebietes nicht ver- 
letzt wird, und führt alle andern Angelegenheiten mit ihnen; er 
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errichtet Postämter, ernennt alle OfiSciere der Landmacht mit 
Ausnahme der RegimentsofiSciere und alle Officiere der See- 
macht, gibt für beide die gesetzlichen Vorschriften und leitet 
ihre Operationen. Der Kongress hat das Recht den Belauf der 
Matnkularbeiträge zu bestimmen und mit denselben die Bun- 
desausgaben zu bestreiten, Geld zu borgen und Staatsschuld- 
scheine auszugeben, für eine Flotte zu sorgen, über die Zahl der 
Landtruppen Beschluss zu fassen und von jedem Staate sein Kon- 
tingent im Verhältniss zur Zahl seiner weissen Einwohner zu 
fordern; die Staaten ernennen die Officiere vom Obersten ab- 
wärts, heben die Soldaten aus, kleiden und bewaffnen sie auf 
Kosten des Bundes. 

Bei der Ausübung der meisten dieser Rechte bildeten neun, 
in allen übrigen Fällen, eine kurze Vertagung ausgenommen, 
sieben Stimmen die Mehrheit.^ 

Dagegen soll kein Staat ohne Genehmigung des Kongresses 
mit einer fremden Macht Unterhandlungen anknüpfen, eine 
Uebereinkunft treffen oder Bündnisse tmd Verträge schliessen. 
Auch unter einander dürfen sie dergleichen nicht eingehen, ohne 
den Zweck und die Dauer dem Kongress genau angegeben und 
seine Genehmigung erlangt zu haben. Kein Staat soll Steuern 
und Zölle erheben, die den vom Kongress übernommenen Ver- 
pflichtungen gegen das Ausland zuwiderlauf^i, noch in Friedens- 
zeiten mehr Kriegsschiffe, als der Kongress zu seinem und seines 
Handels Schutz bestimmt, noch auch mehr oder andere Truppen 
unterhalten, als der Kongress zur Besetzung der festen Plätze 
für nöthig findet. Dagegen sind alle Staaten verpflichtet, ihre 

^ Der Wortlaut der Bundesartikel (nor shaU a qiiestion on any oiher 
poini, except for adjouming from day to day, he detennined, urdess hy the 
vates of a majority of tke United States in Congreas aaaembled) ist hier un- 
geschickt. Vergl. Jefferson I, 399. Es gab eine dreifache Mehrheit: neun 
Stimmen, sieben Stimmen und für eine kurze Vertagung vier Stimmen, 
da sieben Staaten beschlussfähig waren. Das Votum eines Staates wurde 
durch die Abstimmung der Mehrheit seiner Abgeordneten gebildet; waren 
gleichviel Abgeordnete eines Staates für und gegen einen Antrag, so ent- 
stand ein sogenanntes getheiltes Votum. 
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Miliz geübt und wohlbewaShet und mit allen Kriegsbedürfiiissen 
versehen in Bereitschaft zu halten. Kein Staat soll, ausser in 
dem oben erwähnten Fall, sich in einen Krieg einlassen, jeder 
bei Ausgabe von Kaperbriefen den Anordnungen des Kongres- 
ses sich fügen. 

Alle Kriegskosten und die andern für die gemeinschaftliche 
Vertheidigung übernommenen und vom Kongress gebilligten 
Ausgaben sollen aus dem Bundesschatze bestritten, dieser aber 
durch die Beiträge der einzelnen Staaten nach Verhältniss des 
Werthes ihrer Hegenden Gründe gebüdet werden. Die Abschät- 
zung derselben geschieht in der Weise, welche der Kongress 
anordnet; ausgeschrieben und erhoben werden aber die Steuern 
von den Legislaturen der Einzelstaaten. 

Der Kongress wählt seinen Präsidenten und die andern Civil- 
beamten, die er für nöthig findet. Für die Ferien kann er einen 
Staatenausschuss ernennen, der aus einem Abgeordneten jedes 
Staates besteht; neun Mitglieder desselben sind beschlussfahig, 
vorausgesetzt, dass ihm kein B>echt übertragen wird, zu dessen 
Ausübung die Zustimmung von neun Staaten erforderlich ist. 

Die Vereinigten Staaten verpflichten sich endlich feierlich 
alles bisher vom Kongress ausgegebene Papiergeld und alle von 
ihm gemachten Schulden anzuerkennen und zurückzuzahlen, 
fest an diesen Grundsätzen der Union zu halten und keine Ver- 
änderung in denselben vorzunehmen, die nicht vom Kongress 
gebilligt und sodann von der Legislatur eines jeden Staates 
bestätigt worden ist.^ 

Diese Urkunde schickte der Kongress an die Einzelstaaten 
und empfahl sie ihrer unverzüglichen und leidenschaftslosen Er- 
wägung. Li dem Begleitschreiben sagt er: die Bildung einer 
dauernden Union, welche der Meinung und den Wünschen der 
Abgeordneten so vieler in Gewohnheiten, Erzeugnissen, Handel 
und ihrer innem Politik verschiedener Staaten entspreche, sei 
eine Aufgabe gewesen, die nur von Zeit und Nachdenken ver- 
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banden mit einem. Geiste der Veraöhnlichkeit habe gelöst werden 
können. Kaum dürfe man erwarten, dasa irgend ein Plan bei der 
Menge der in der Bundes verfasaung nothwendigen Bestimmun- 
gen genau mit den Grundsätzen und politischen Ansichten jedes 
Einzelstaatea übereinkomme. Daher schlage der Kongresa seinen 
Plan nur als einen solchen vor, welcher den Verhältnissen aller 
Staaten noch am meisten sich anfüge und allein ziemliche Aus- 
sicht auf allgemeine Annahme gewähre; ihn sollten die Staaten 
im Gefühl der damit verbundenen Schwierigkeiten und mit jener 
JFreiaimiigkeit prüfen, welche Brüdern und Mitbürgern gezieme, 
die von den nämlichen dringenden Gefahren umgeben sind, um 
denselben kostbaren Preis kämpfen und ein hohes Interesse 
daran haben durch die innigsten und unauflösslichsten Bande 
für immer mit einander verbunden zu werden. 

„Wir haben Ursache die Zeit zu bedauern, welche über die 
Abfassung dieses Planes verflossen ist; mit vermehrter Sorge 
blicken wir vorwärts auf die Zeit, welche bis zur Annahme der- 
selben durch die Staaten nothwendig noch hingehen musa. Alles 
fordert uns laut auf den Abschluss zu beeilen. Dieser wird mehr 
als irgend etwas anderes unsere auswärtigen Feinde verwirren, 
die schändlichen Kunstgriffe der Miss vergnügten vereiteln, un- 
sere Freunde stärken und kräftigen, unsern Kredit stützen, den 
Werth unsers Geldes herstellen, die Unterhaltung unserer Flot- 
ten und Armeen uns möglich machen, und Gewicht und An- 
sehen den Käthen des Landes, wie unsern Verträgen mit dem 
Auslande verleihen," 

Der 10. März 1778 war als der Tag festgesetzt worden, an 
welchem die Staaten durch ihre Vertreter ihren Willen aus- 
sprechen sollten; aber erst im Juli kam diese Angelegenheit 
auf die Tagesordnung. Um die Verhandlungen abzukürzen, be- 
schloss der Kongress, dass nur diejenigen Anträge Berücksich- 
tigung finden sollten, welche von einem Staate kämen. Als dann 
die Abgeordneten aufgerufen wurden, die Erklärungen ihrer 
Legislaturen abzugeben, da fand es sich, dass nur vier Staaten 
imbedingt ihre Zustimmung ertheilten. Delaware war gar nicht 
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anwesend, der Abgeordnete von Georgien hatte noch keine In- 
struktionen; Massachusetts, Rhode Island, Connecticut, Penn- 
sylvanien, Süd-Carolina, New Jersey und Maryland schlugen 
Äenderungen oder Zusätze vor, doch hatten sie mit Ausnahme 
der beiden letzten Staaten ihre Vertreter angewiesen, im Falle 
der Verwerfung ihrer Forderungen die Bundesartikel dennoch 
zu unterzeichnen. 

Jene Anträge lassen sich in drei Klassen theilen. Die erste 
begreift diejenigen, deren Annahme die Rechte der Bundes- 
gewalt noch mehr beschränkt haben würde, als es bereits durch 
den Kongress geschehen war. In dieser Richtung that sich Süd- 
Carolina besonders hervor. Die Staaten, verlangte es, sollten das 
Recht haben, mit einer auswärtigen Macht einen Handelsvertrag 
abzuschliessen, sobald derselbe den vom Kongress angenonune- 
nen oder vorgeschlagenen Verträgen nicht zuwiderlaufe. Sie 
sollten diejenigen, welche den Werth der Ländereien für die 
Bundesmatrikel abzuschätzen haben, und eben so aUe OfQciere 
der Landmacht ernennen. Nur wenn die Truppentheile meh- 
rerer Staaten zusammentreten, dürfe der Kongress dem Ganzen 
einen General vorsetzen ; bis dahin solle der älteste gegenwärtige 
Officier das Kommando führen, aber der Exekutivgewalt des 
Staates, in welchem sich die Truppen befinden, verantwortlich 
sein und durch dieselbe suspendirt werden können. Es soUe fer- 
ner ausdrücklich erklärt werden, dass die Truppen dem Staate 
gehören, in welchem sie ausgehoben worden sind, dass sie unter 
dem Befehle der Exekutivgewalt desselben stehen und dass der 
Kongress nur auf zwei Dritttheile der auszuhebenden Truppen 
eines Staates Anspruch zu machen habe, der Rest dürfe nur mit 
Genehmigung der Exekutivgewalt das Gebiet des Staates ver- 
lassen. Wenn endlich Süd-Carolina sich bei Äenderungen der 
Bundesverfassung mit der Zustimmung von elf Staaten be- 
gnügen wollte, so wog es diese Freisinnigkeit hundertfach durch 
das Verlangen auf, dass bei allen wichtigeren Greschäften des 
Kongresses dieselbe Mehrheit erforderlich sein sollte. 

Zur zweiten lOasse gehören diejenigen Anträge, welche für 




sich selbst betrachtet durchauB löblicher Art waren. New Jersey 
und Peiinsylvanien schlugen vor, dass jeder Staat sein Tmppen- 
kontingent nicht nach der Zahl der weissen, sondern aller Ein- 
wohner zu stellen habe. Massachusetts sprach sich wenigstens 
für eine abermalige Erwägung des Artikels aus; zugleich 
wünschte es das Prinzip für die Matrikularbeiträge mit einem 
andern, Connecticut, welches sich bestimmter erklärte, mit dem 
der Bevölkerung vertauscht. Femer verlangte New Jersey, die 
Mitglieder des Kongresses sollten schwören, dass sie die Inter- 
essen sowolil des Ganzen als der einzelnen Theile fordern, beson- 
ders aber keinem Antrage beistimmen würden, welcher eine Ver- 
letzung der Bundesartikel in sich enthalte. Die Leitung des 
Handels wollte New Jersey, das durch seine geographische Lage 
zu früher Erkenntniss in Bezug auf diesen Punkt gekommen war, 
dem Kongress anvertrauen ; die daraus eingehenden Zölle sollten 
auf die Flotte, zum Schutze des Handels, zur Vertheidigung der 
Küste und zu andern allgemeinen Zwecken verwendet werden. 

Aber wie viel sich auch für diese Vorschläge sagen Uess, so war 
doch jetzt nicht mehr Hoffnung zu ihrer Annahme vorhanden 
als vormala, und ihre nochmalige Berathung musste nur, wie 
man wenigstens damals glauben konnte, die Annahme der Bun- 
desartikel noch länger hinausschieben. Die späteren Ereignisse 
bewiesen auch, dass das eigentliche Hinderniss anderswo lag, 
nämlich in den Anträgen der dritten Klasse, welche sich auf die 
Kronländereien bezogen. Zwei Auffassungen machten sich darin 
geltend. Nach der einen, welche New Jersey und Rhode Island 
aussprachen, sollte der Geldgewinn dem ganzen Bunde zufallen, 
die Regierung aber den Staaten verbleiben, zu deren Gebiet jene 
Ländereien gehörten. Maryland dagegen verlangte noch, dass 
der Kongress Bevollmächtigte ernennen dürfe, um den Staaten, 
deren Teiritorialansprücbe bis an den Missisippi oder an die 
Südsee sich erstreckten, die Gränzen festzusetzen und zu be- 
schränken. Delaware erklärte sich später in demselben Sinne. 

Von dem richtigen Bewusstsein geleitet, dass jede Aenderung 
gegenwärtig schädlich sei, verwarf der Kongress alle Vorschläge 



56 



insgesammt, und am 9. Juli unterzeichneten acht Staaten die 
Bundesartikel, Nord-Carolina und Greorgien waren im Kongress 
nicht anwesend, die Abgeordneten von New Jersey, Delaware 
und Maryland hatten keine Vollmacht. Noch einmal forderte 
daher der Kongress die säumigen Staaten dringend auf, dem 
Beispiele der andern zu folgen und künftiger Berathung jene 
Aenderungen und Verbesserungen anheimzugeben, deren Zweck- 
mässigkeit und Gerechtigkeit die Erfahrung darthun würde. 
Nord-Carolina und Greorgien entsprachen auch noch im Juli dem 
Wunsche des Kongresses. Am 26. Novbr. trat New Jersey bei, 
auf der einen Seite völlig überzeugt, dass die besonderen Inter- 
essen der Staaten dem allgemeinen Besten der Union nachge- 
setzt werden müssten, auf der andern Seite fest vertrauend, dass 
die bestehende Ungleichheit zu gehöriger Zeit so viel als möglich 
abgestellt werden würde. Delaware unterzeichnete am 22. Fe- 
bruar 1779. Maryland dagegen liess, wenn es auch in den An- 
strengungen wider den gemeinsamen Feind nicht zurückblieb, 
noch zwei Jahre auf sich warten, gequält von Eifersucht auf 
Virginien, welches auf einen grossen Theil des westlichen Ge- 
bietes Anspruch machte. Der Verkauf dieser Ländereien, hiess 
es in den Instruktionen, welche jener Staat im Dezember 1778 
an seine Kongressabgeordneten schickte, werde für Virginien 
eine gute Einnahmequelle sein und ihm die Möglichkeit ge- 
währen, die Steuern herabzusetzen; Wohlfeilheit des Bodens 
und Niedrigkeit der Abgaben in dem Nachbarstaate werde dann 
rasch Maryland seiner nützlichsten Einwohner berauben und 
seinen Reichthum und seine Bedeutung unter den verbündeten 
Staaten schmälern. 

Da in dieser Schrift zugleich die Rechtmässigkeit der Gebiets- 
ansprüche Virginiens bestritten und Ehrgeiz oder Gewinnsucht 
geradezu als Beweggründe seiner Handlungsweise genannt wa- 
ren, so unterliess dieser Staat es nicht, in einer hefbigen' Ent- 
gegnung sich zu rechtfertigen; ausserdem erklärte er noch im 
Dezember 1778 seine Bereitwilligkeit, die Bundesartikel schon 
jetzt als verbindlich anzuselm; den beiden Staaten Delaware, 
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das damals jene noch nicht angenommen, und Maryland sollte 
der Zutritt offen gehalten werden. Aber nur Connecticut ging 
hierauf ein; die andern Staaten wollten in eine solche unvoll- 
ständige Union nicht willigen, und in einigen von ihnen regte 
sich, obschon sie unterzeichnet hatten, noch immer die Unzu- 
fiiedenheit über die Art, wie die Angelegenheit der westlichen 
Ländereien ihre Erledigung gefunden hatte. Der Kongress konnte 
kaum eine Vermittlung herbeiführen, und es war schwer zu 
sagen, was nun zu thun sei. 

Da bahnte New York den Weg. Um die endliche Annahme der 
Bundesartikel von Seiten aller Staaten zu bewirken, war es be- 
reit, die Feststellung seiner westlichen Gränze dem Kongress zu 
überlassen. Letzterer übergab nun den Beschluss New Yorks, 
die Listruktionen Marylands und Virginiens Entgegnung einem 
Ausschuss, welcher in seinem Bericht vom 6. September 1780 
eine Würdigung jener Schriftstücke ablehnte, da sie Fragen in 
sich schlössen, deren Berathung bei den Verhandlungen über die 
Bundesartikel abgewiesen worden wäre, da ferner eine Wieder- 
aufiiahme derselben keine Ausgleichung hoffen Hesse. Räthlicher 
erschien es ihm, den Staaten eine freigebige Abtretung eines 
Theiles ihrer Gebietsansprüche ernstlich zu empfehlen. Dies that 
denn auch der Kongress. Er forderte Maryland am 10. Oktober 
nochmals zum Beitritte auf und erklärte zugleich, um die hierbei 
in Betracht kommenden Staaten willfahriger zu machen, dass 
über jene Ländereien zum gemeinschaftlichen Besten der Union 
verfügt, dass aus ihnen neue Staaten gebildet und den alten die 
Kriegskosten vergütigt werden sollten. 

In Folge dieser Empfehlung trat Virginien am 21. Januar 1781 
alle seine Ansprüche auf das Land nordwestlich vom Ohio ab, 
freilich mit einer Bedingung, welche der Kongress nicht annahm 
und die es später fallen Hess. Am 1. März folgte New York, und 
an demselben Tage unterzeichneten die Abgeordneten von Mary- 
land unter ausdrücklicher Verwahrung, als ob ihr Staat dadurch 
seine Rechte auf das westliche Gebiet aufgebe, die Bundes- 
artikel, „weil es heisse, dass der gemeinschaftliche Feind durch 
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den Nichtbeitritt dieses Staates zu der HofiFhung ermuthigt 
werde, die Union könne sich auflösen, und in der Erwartung 
eines für Amerika so unseligen Ereignisses den Krieg fortsetze, 
weil femer die Freunde und der hohe Verbündete der Vereinig- 
ten Staaten von der Idee erfüllt seien, dass dieser förmliche 
Beitritt die gemeinschaftliche Sache fördern werde." Gleich am 
folgenden Tage versammelte sich der Kongress als verfassungs- 
mässiges Organ des neuen Bundes.^ 

So schwer war hier, wo doch keine dynastischen Interessen 
hemmend im Wege standen, der Sieg über Partikularismus und 
Sonderinteressen, obwohl die Gresammtverfstssimg den Souverä- 
nitätsgelüsten der Einzelstaaten nur zu viel nachgab : denn die 
Bundesartikel waren im Grunde nichts weiter als die rechtliche 
Feststellung dessen, wsts thatsächlich bereits bestand. Daher 
konnten sie auch dem Bunde kein neues Leben einflössen und 
keine Aenderung in dem politischen Leben der Nation hervor- 
bringen. Sie verhüteten — und das ist ihre nicht gering an- 
zuschlagende Bedeutung, — das Auseinanderfallen der Staaten 
nach dem £j:iege und hielten sie wenigstens in loserer Verbin- 
dung zusammen, bis Erfahrung und reifere Einsicht zu einer 
festeren Einigung führten und dsts noch sehr zurückgedrängte 
centrale Staatsleben gegenüber dem peripherischen zur Berech- 
tigung kam. Aber mehr als ein Durchgangspunkt durfte die 
Bundesakte bei gesunder Entwicklung nicht sein. Sie schuf 
einen Staatenbund, der nicht eher ins Leben trat, als bis er von 
allen Theilen angenommen war, und der nicht anders eine Aende- 
rung erfahren konnte, als bis wieder alle diese Theile ihre Zu- 
stimmung gegeben hatten. Seinen Ausdruck fand dieser Bund 
in dem Kongress, einer einzigen Versammlung, welche nur die 
Staaten, nicht das Volk in seiner Gesammtheit vertrat und ihren 
Ursprung von den Legislaturen der Einzelstaaten nahm, weil 
diese nach den dortigen Verfassungen Träger der höchsten Staats- 
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gewalt waren. Da aber die Kongressabgeordneten eben nur 
Bevollmächtigte der Staaten waren, so empfingen sie von diesen 
ihre Tagegelder, wurden mit Instruktionen versehen^ und konn- 
ten von ihrem Staate zu jeder Zeit einzeln oder insgesamt ab- 
berufen werden. Die Abstimmung erfolgte nach Staaten, so dass 
Delaware mit seinen 35,000 Einwohnern rechtlich eben so viel 
Crewicht im Bathe der Nation besass, als Virginien mit 400,000 
Einwohnern. Getheilte Voten, die unzählige Male vorkamen, 
und die Abwesenheit der Vertretung ganzer Staaten hinderten 
nur zu ofb eine Beschlussfassung.^ Ueberdies mussten bei allen 
wichtigeren Angelegenheiten die Abgeordneten von neun Staa- 
ten ihre Zustimmung geben, obgleich auch sie, wie man bemerkt 
hat', die Mehrheit des Volkes nicht gerade nothwendig ver- 
traten. Dazu kam die zu jener Zeit in Nordamerika besonders 
vorwaltende Besorgniss vor längerer Dauer der Aemter, welche 
einen häufigen Wechsel der Kongressmitglieder forderte ; in sechs 
Jahren durften sie es nur drei Jahre lang sein, ihr Präsident in 
drei Jahren nur einmal diese Würde bekleiden; wer aber ein 
Bundesamt inne hatte, der war von einem Sitz im Kongress 
ausgeschlossen. 

Zugleich besstss diese Versammlung die vollziehende Gewalt. 
Was anfanglich eine Nothwendigkeit gewesen, das war auch 
nachher nicht geändert worden. 

Lange Zeit Hess der Kongress die Geschäfte dieser Art zum 
grossen Nachtheil derselben durch Ausschüsse aus seiner Mitte 
verwalten. Er war eine zahlreiche berathende Versammlung, 
deren Mitglieder ofb wechselten ; viele wussten nicht, in welchem 
Zusammenhang eine Massregel mit früheren stand. Dazu kamen 
die Unterbrechungen durch die gesetzgebende Thätigkeit. Der- 
selbe Geschäftsgang dort wie hier, langwierige Verhandlungen 
auch bei unbedeutenderen Dingen, die wichtigsten Vorschläge 
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von Woche zu Woche, von Monat zu Monat schwebend, bis die 
günstige Grelegenheit vorüber war. Nothwendig häuften sich die 
Greschäfte, eine regehnässige und schnelle Erledigung derselben 
gehörte zu den frommen Wünschen. Die Ausschüsse waren ge- 
wissermassen unverantwortHch; vieles unterbHeb, vieles ward 
unvollkommen ausgeführt.^ 

Kollegien (boards), die an die Stelle der Ausschüsse traten, 
bewirkten auch keine Aenderung^. 

Nach langer Berathung beschlöss der Kongress im Jahre 1781, 
einen Mann an die Spitze jedes Verwaltungsfaches zu setzen, 
und ernannte einen Sekretär für die auswärtigen Angelegen- 
heiten, einen Superintendanten der Finanzen, einen Kriegs- und 
einen Marinesekretär'. Man kann jedoch nicht sagen, dass die 
vollziehende Gewalt dadurch von der gesetzgebenden getrennt 
worden sei; denn diese Beamten waren nur die Diener des Kon- 
gresses, eine selbständige Leitung war ihnen nicht erlaubt. Der 
Minister des Auswärtigen z. B. hatte die ganze Korrespondenz 
mit dem Ausland und mit den Einzelstaaten zu führen, Instruk- 
tionen an die amerikanischen Gesandten und Verträge zu ent- 
werfen und über alles seine Meinung abzugeben, wa>s der Kon- 
gress seiner Erwägimg überwies. Die amtlichen Schreiben, die 
an ihn kamen, musste er dem Kongresspräsidenten überreichen, 
der sie ihm gewöhnlich zur Berichterstattung zurückschickte. 
Die Beantwortung des Ministers ging nun an einen Ausschuss, 
welcher dieselbe meistens zu seiner eigenen machte. Dann end- 
lich ertheilte der Kongress Anweisung, wie in der Sache zu ver- 
fahren sei*. 

Wenn nun auch diese Reform mehr System und Sparsamkeit in 
die Verwaltung brachte, wenn sie auch die jährlichen Ausgaben 



^ Jefiferson II, 203. Hamilton's Papers I, 434. 435. Life of Gouverneur 
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von zwanzig Mmionen auf acht herabsetzte, so bHeben doch be- 
deutende Uebelstände. „Der Mangel einer beschlussfiähigen Zahl 
von Kongressmitgliedem seit langer Zeit, schrieb der Sekretär 
des Auswärtigen im August 1786 dem amerikanischen Gresand- 
ten am Hofe von Versailles, und die Menge der Geschäfte, die 
auf dem Kongress lasteten, seitdem das nicht mehr der Fall war, 
haben Verzögerungen und Versäumnisse veranlasst, die, wie 
unvermeidlich sie immer sind, sehr bedauert werden müssen. 
Es ist mir peinlich, da>ss ich, obwohl meine Aufmerksamkeit auf 
die Geschäfte nicht nachlässt, doch so oft ungebührliche Ver- 
zögerungen und fortwährende Hindemisse erfahre, wenn ich die 
Entscheidung und die Ansichten des Kongresses selbst über 
solche Punkte erhalten will, die Eile erfordern. Aber es ist so, 
und ich muss zu&ieden sein nichts ungethan zu lassen, was von 
mir abhängt. '^ „So viel Zeit, schrieb Jay vier Monate später an 
denselben, verstreicht über der Berathung, dass die günstige 
Gelegenheit zum Handeln oft vorbeigeht, bevor der Kongress 
sich über das entscheidet, was gethan werden soll; auch fehlt 
bei seinen Maassregeln Verschwiegenheit fast ebenso sehr als 
schnelle Erledigimg. Diese Nachtheile entspringen nicht aus der 
Unfähigkeit der Personen, sondern aus der Natur und Organi- 
sation der Regierung^. 

Als Jefferson noch im Kongress sass, hatte er von dem be- 
stehenden Bundesrecht aus eineAenderung herbeiführen wollen 
und im Privatgespräche vorgeschlagen, der Kongress soUe, von 
der Ermächtigung durch die Konföderationsartikel Grebrauch 
machend, für die Ferien einen Staatenausschuss wählen, für die 
Zeit der Sitzungen gleichfalls einen solchen ernennen und diesen 
beiden die exekutiven Geschäfte überlassen, sich selber nur die 
gesetzgebende Gewalt vorbehaltend. „Aber ich zweifle, schrieb 
Jefferson später an seinen Freund Madison, ob es möglich sei, 
dass ein Kongress, geschweige denn alle nach einander Selbst- 

1 Life of Hamüton 11, 8. Life of Jay I, 250. 252. Vergl. die Briefe 
desselben Mannes an Jefferson, Joh. Adams und Jacob Eeed vom 19. Ja- 
nuar, 22. Februar und 12. Dezember 1786 im zweiten Bande. 
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Verleugnung genug besitzen, um in diese Theilung zu willigen/' 
Und in seinen Denkwürdigkeiten erzählt er: „Ich schlug die 
Ernennung eines Ausschusses mit dem Namen „der Staaten- 
ausschuss" vor, welcher aus einem Mitglied der Vertretung jedes 
Staates bestehend, während der Ferien des Kongresses in Sit- 
zung bliebe; die Pflichten des Kongresses sollten in exekutive 
und legislative gesondert werden, diese dem Kongress verblei- 
ben, jene dem Ausschuss überwiesen werden. Dieser Vorschlag 
wurde nachmals angenommen; ein Ausschuss ward ernannt, 
der bei der nächsten Vertagung des Kongresses sein Amt antrat, 
sehr bald in Streit gerieth, sich in zwei Parteien spaltete, von 
seinem Posten sich entfernte und die Regierung bis zum näch- 
sten Zusammentritte des Kongresses ohne sichtbares Haupt 
liess. Wir haben seitdem bei dem französischen Direktorium 
dasselbe stattfinden sehen, und ich glaube, dass es immer statt- 
finden wird, wenn die vollziehende Grewalt aus einer Mehrheit 
besteht.!" 

Der Hauptfehler lag jedoch nicht in der Organisation des Kon- 
gresses, auch nicht in gewissen mangelnden Befugnissen, wie 
nothwendig auch immer diese der Bundesregierung waren, z. B. 
das Recht den Handel zu leiten und die Staaten gegen Aufruhr 
uind gewaltsame Umwälzungen zu sichern; sondern er lag darin, 
dass die Gresetze für die Staaten uind nicht für die Bürger der- 
selben gegeben wurden. Der Kongress besass nicht die Mittel, 
seine Beschlüsse in Vollzug zu setzen. Er durfte weder selbst 
Truppen ausheben, noch Steuern auflegen, sondern er musste 
sich an die einzelnen Staaten wenden, die nun erst nach ihren 
örtlichen Interessen die Zweckmässigkeit jener Beschlüsse prüf- 
ten. Von ihrem guten Willen hing somit die Ausführung ab. 
„Dies gab in der That, sagt Jefferson in seinen Denkwürdigkei- 
ten, jeder Legislatur ein Veto gegen jede Massregel, die der 
Kongress empfahl; ein Veto, welches so häufig angewendet 
wurde, dass es die Thätigkeit der Bundesregierung lähmte und 
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diese für ihre allgemeinen Zwecke unwirksam machte, besonders 
in Finanz- und auswärtigen Angelegenheiten.^" 

Endlich hatte der Kongress nicht das Recht die Übertreter 
seiner Gesetze mit Strafen zu belegen. Kein Bundesgericht ent- 
schied in solchen Fällen gleichmässig für den ganzen Umfang 
der Union, sondern in den einzelnen Staaten musste das Recht 
gesucht werden. 

Man darf sich daher nicht wundem, dass die Einfühnmg der 
Bundesverfassimg auf die letzten Kriegsjahre keinen Einfluss 
ausübte und Washingtons Erlagen dieselben blieben. Elf Tage 
vor der Einstellung der Feindseligkeiten schrieb er an Hamilton : 
,JSlein Mensch in den Vereinigten Staaten ist von der Noth- 
wendigkeit einer Reform der gegenwärtigen Konföderation tie- 
fer durchdrungen oder kann es mehr sein als ich. Kein Mensch 
hat vielleicht die Übeln Folgen empfindlicher gefühlt, denn den 
Fehlem der Bundesartikel und der ungenügenden Macht des 
Kongresses kann man mit Recht die Verlängerung des Krieges 
und folgHch die dadurch verursachten Kosten zuschreiben. 
Mehr als die Hälfte der Verlegenheiten, die ich im Laufe meines 
Oberbefehls erfahren habe, und fast alle die Schwierigkeiten 
und das Ungemach der Armee haben hierin ihren Ursprung 
gehabt.«" 

Zustünde des Bundes in den Jabren 1783—1787 

Nach dem Kriege war es die nächste und wichtigste Aufgabe 
des Kongresses, für die Abtragung der Schulden der Vereinigten 
Staaten, die im In- und Auslande gemacht worden waren, und 
für die Bezahlung des rückständigen Soldes an die Vertheidiger 
der amerikanischen Unabhängigkeit zu sorgen. Zwei und vierzig 
Millionen waren dazu erforderlich, die jährlich an Zinsen die 



^ Jefiferson I, 66. 67. Madison's Papers 692. The Föderalist N. 15. 
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Summe von drittehalb Millionen verlangten. Um die Interessen 
zu entrichten und das Kapital allmählich zu tilgen, hatte der 
Kongress bei der Unzulänglichkeit der Requisitionen schon im 
Februar 1781, bevor noch die Bundesartikel durch den Anschluss 
Marylands in Ej:aft getreten waren, abweichend von denselben 
vorgeschlagen, die Staaten möchten ihm von aller Einfuhr einen 
Zoll von fünf Prozent des Waarenwerthes und eine eben so hohe 
Abgabe von den Prisengütern bewilligen, die von den amerika- 
nischen Admiralitätsgerichten eingezogen werden würden^. Die 
Erhebung dieses Einkommens war also nicht auf eine bestimmte 
Anzahl Jahre beschränkt, sondern sollte mit dem erreichten 
Zweck aufhören. „Das Gesuch des Kongresses um eine solche 
Befugniss, schrieb Madison bei dieser Gelegenheit an Pendieton, 
setzt fireilich von Seiten der Staaten vielleicht mehr Vertrauen 
zu ihm voraus, als viele mit republikanischer Eifersucht für 
vereinbar halten; aber wenn die Staaten ihren Vertretern nicht 
die Mittel gewähren, ihre Verbindlichkeiten zu erfüllen, so ist 
nicht zu erwarten, dass man ihnen in Europa oder Amerika Ver- 
trauen schenken wird.*" 

In der That verweigerte das kleine Rhode Island seine Zu- 
stimmung. Jener Zoll, hiess es, wird auf den Staaten, die vor- 
zugsweise Handel treiben, am schwersten lasten und besonders 
Rhode Island drücken, das aus demselben seine Haupteinnahme 
bezieht. Femer eine Befugniss des Kongresses die Zolleinnehmer 
zu ernennen wird unbekannte, den Einzelstaaten nicht verant- 
wortliche Beamte in dieselben bringen, was wider die Verfassimg 
dieses Staates verstösst'. Endlich ein solches auf imbestimmte 
Zeit gewährtes Recht zur Erhebung eines imbegränzten Ein- 
kommens wird den Kongress von seinen Wählern unabhängig 
machen und daher der Freiheit gefahrlich sein.* In Wahrheit 
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aber wollte Rhode Island die Besteuerung der Nachbarstaaten 
nicht an^ben, die durch seine Häfen ihren Verbrauch aus dem 
Auslände bezogen. 

Da nur noch die Zustimmung dieses einen Bundesgliedes 
fehlte, so beschloss der Kongress im Dezember 1782 eine €re- 
sandtschaft abzuordnen, welche jenem Staate die Nothwendig- 
keit darthun sollte, dem Vorschlage gleichfalls beizutreten. 
Kaum sind aber die Beauftragten eine halbe Tagereise entfernt, 
da hören sie zufallig von einem aus ihrer Mitte, Virginien habe 
seine Einwilligung auf Grund der Weigerung Rhode Islands 
zurückgenommen. Sie halten inne, denn ihre Hauptwaffe, die 
Genehmigung aller übrigen Staaten, wäre unbrauchbar gewor- 
den, kehren zurück, und der Kongress verschiebt ihre Abreise. 
Bald bestätigte ein zweiter Brief die Thatsache zur tiefen Be- 
trübniss der national gesinnten Mitglieder, die mm ihre Hoff- 
nungen auf das Gelingen der Massregel aufgaben. Richard Hein- 
rich Lee, ein Abgeordneter Virginiens, äusserte einen Monat 
später im Kongress: „nie werden die Staaten jene Pläne gut- 
heissen, welche den Zweck haben die Rechte des Kongresses zu 
vermehren; sie seien eifersüchtig auf seine Macht, uind er gehöre 
selbst zu denen, die eine solche Eifersucht nicht für unverständig 
hielten. Wer nur über das Kapitel der Freiheit eine Seite aufge- 
schlagen oder eine Zeile gelesen, dem könne nicht entgehen, wie 
gefahrlich es sei, den Geldbeutel denselben Händen anzuver- 
trauen, welche das Schwert führen."^ 

Nicht lange nach der Einstellung der Feindseligkeiten be- 
schäftigte sich der Kongress wieder mit dieser Angelegenheit, 
und nach vielen Verhandlungen empfahl er am 18. April 1783 
den Staaten, ihm auf fünf und zwanzig Jahre von gewissen, 
einzeln angegebenen Waaren eine bestimmte Abgabe, von allen 
andern eingeführten Gütern einen Zoll von fünf Prozent zu be- 
willigen. Die eingegangenen Grelder sollten nur zur Tilgung der 
Interessen und des Kapitals der Kriegsschuld verwendet, die 

^ Hamüton's Life IL, 284. Madison's Papers I, 225. 226. 239. 285. 
301. 342. 345. 540. 
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Einnehmer von den Staaten ernannt werden, aber dem Kon- 
gress allein verantwortlich sein und durch ihn abgesetzt werden 
können. Ausserdem verlangte der Kongress, dass die Staaten 
eben so lange Zeit hindurch jährlich die Summe von anderthalb 
Millionen Dollars, die er auf sie umlegte, für denselben Zweck 
aufbrächten. Zuletzt schlug er noch eine Abänderung des achten 
Artikels der Bundesakte vor, welcher das Prinzip der Verthei- 
lung der Lasten auf die einzelnen Staaten bestimmte, wegen 
der ungeheuren Schwierigkeiten aber, die sich seiner Ausfüh- 
rung entgegenstellten, noch nicht in Anwendung gekommen war. 
Fortan sollten die Staaten nach dem Verhältniss ihrer Einwoh- 
nerzahl, die Sklaven als drei Fünftel gerechnet, ihre Beiträge 
zahlen. Endlich die Giltigkeit dieses Einkommensystems machte 
der Kongress von der Zustimmung aller Bundesglieder ab- 
hängig.i 

Zwei werthvolle Beilagen begleiteten diese Beschlüsse. In der 
einen erläuterte und begründete Madison jene Anträge, in der 
andern beantwortete Hamilton die Einwendungen, welche Rhode 
Island früher gegen den ursprünglichen Finanzplan erhoben 
hatte.* Als Washington etwa zwei Monate später den einzelnen 
Staaten meldete, dass er im Begriff stehe, seine Bestallung zu- 
rückzugeben, und diese Gelegenheit benutzte, um ihnen noch 
einige wohlgemeinte, aus vielfaltiger Erfahrung hervorgegan- 
gene Rathschläge zu ertheilen: da empfahl er auch auf das 
angelegentlichste die Beschlüsse vom 18. April.' Allein sie fan- 
den weder rasche Erwägung, noch die nothwendige einhellige 
Zustimmung. 

Mittlerweile fuhr der Kongress fort, sich an die Staaten mit 
Requisitionen zu wenden; aber diese zeigten sich durchaus un- 
genügend. Für die inländische Schuld waren von 1782 bis 1786 
über sechs Millionen Dollars nöthig, abgetragen aber war bis 
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zum 31. März 1787 nur eine Million.^ New York, Pennsylvanien 
und Virginien, meldet Jefferson nach amerikanischen Nachrich- 
ten bis zum 24. April 1787, sind die einzigen, die in den letz- 
ten zwölf Monaten etwas in den Bundesschatz gezahlt haben. 
Der wohlunterrichtete Madison spricht in einem Briefe vom 
24. Oktober 1787 den aufrichtigen Zweifel aus, ob es möglich 
sein werde, der bestehenden Bundesregierung noch das folgende 
Jahr hindurch, oder bis die neue an die Stelle tritt, das Leben zu 
Msten. „Daa SchatzkoUegium, schreibt er zwei Monate später, 
scheint die HofiFhung aufzugeben, den Schatten von einer Re- 
gierung noch länger aufrecht zu halten. Ohne Geld müssen die 
Biireaus geschlossen und die Handvoll Truppen an der Gränze 
muss entlassen werden, was wahrscheinlich einen Indianerkrieg 
herbeiführen und einen uns nachtheiligen Eindruck auf die bri- 
tischen Besatzungen in unserem Gebiete machen wird."^ 

Das auSallendste Beispiel aber von der Unzweckmässigkeit 
der Requisitionen lieferte New Jersey. Sich stützend auf den 
Rückstand anderer Staaten und ungehalten über seine Besteue- 
rung von Seiten New Yorks, weigerte es sich geradezu, einer 
Requisition des Kongresses Folge zu leisten, bis alle Staaten das 
Einkommensystem vom Jahre 1783 angenonmien hätten, oder 
bis die Staaten, welche im Grenuss besonderer Handelsvortheile 
wären, von ihrer Einzelgesetzgebung in dieser Beziehung Ab- 
stand nähmen. Eine Gesandtschaft des Kongresses bewirkte 
zwar die Zurücknahme des Beschlusses, aber die Legislatur von 
New Jersey erklärte, die Requisition habe keine bindende Ej:afb, 
und sie blieb unerfüllt.' 

Obwohl die einheimischen Gläubiger gegen die auswärtigen 
zurückstehen mussten, so lernten doch auch diese mit Verdruss 
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die Geldverlegenheit des Bundes kennen, und die amerikani- 
schen Gesandten geriethen dadurch oft in die peinlichste Lage. 
Die Briefe Jeffersons geben davon zahlreiche Beweise. Wieder- 
holt schrieb er nach Hause, man möge die Forderungen der fran- 
zösischen OfQziere befriedigen; ihre Noth, die Art ihrer Dienste, 
der Zutritt, den sie zu hochgestellten Männern hätten, sprächen 
dafür. „Seit drei Jahren, erzählt er in einem Schreiben an Wa- 
shington vom Mai 1788, sind ihnen die Interessen nicht 
gezahlt worden." Sie waren im Begriff eine Versammlung zu 
halten uind verzweifelte Massregeln zu ergreifen; da bat sie 
Jefferson und erhielt noch eine neue Frist bis zum Juli, aber er 
setzt hinzu: Ihr Unmuth kann nicht länger zurückgehalten 
werden.^ Die französische Regierung hatte lange dazu geschwie- 
gen, dass die Zinsen für das, was sie den Vereinigten Staaten 
vorgestreckt hatte, nicht eingingen; aber sie wurde nun auch 
schwieriger. In der Notabeinversammlung (1787) kamen harte 
Aeusserungen über die Amerikaner vor. Ihrer Schuld ward in 
dem gedruckten Bericht nicht freundlich gedacht. Die Abtra- 
gung sowohl des Kapitals, als vielleicht sogar der Interessen, 
hiess es darin, könnte sich lange verzögern, daher sollten sie bei 
der Feststellung der jährlichen Staatseinnahme nicht in An- 
schlag gebracht werden. Im Mai des folgenden Jahres wies 
Jefferson auf die Nothwendigkeit hin, wenigstens die Zinsen zu 
entrichten; denn in dem compU rendu, den er mitsendet, rechne 
man auf regelmässigen Empfang, und es werde eine Veröffent- 
lichung darüber erfolgen, ob dies geschehe oder nicht. Zu der- 
selben Zeit ward er täglich von einer Gesellschaft uingestüm ge- 
mahnt, welche den Vereinigten Staaten früher eine kleine Summe 
vorgestreckt hatte. Das Kapital war jetzt fallig geworden. Die 
Bankiers in Amsterdam benachrichtigten ihn, dass sie im Jimi 
die Zinsen der Bundesschuld erwarteten; das Ausbleiben der- 
selben würde für einen Bankerutt gelten, den Kredit der Ver- 
einigten Staaten vernichten und alle Aussicht benehmen, dort 
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wieder einmal Anleihen abzuschliessen. Der Bankier Grand 
in Paris wollte keine Vorschüsse mehr thim, das SchatzkoUe- 
gimn schrieb, bis znr Einfuhnmg der neuen Verüeussimg könnten 
keine Gelder von Amerika erhalten werden. Da eilte Jefferson 
nach dem Haag, wohin Adams von London gekommen war, um 
sich vom Hofe zu verabschieden. Dieser hatte, während er in 
Holland Gesandter war, eine Generalvollmacht gehabt, die nö- 
thigen Summen für die regelmässigen Ausgaben durch Borg 
au&ubringen. Die Zinsen für die Bundesschuld und die Kosten 
für die Unterhaltung der diplomatischen Vertretung waren auf 
diese Weise gedeckt worden. Beide Männer stimmten nun darin 
überein, dass sie es auf sich nehmen müssten, ohne Instruktionen 
zu handeln, um den E^redit der Vereinigten Staaten zu retten. 
Glücklicher Weise gelang es ihnen noch in Amsterdam auf jene 
Vollmacht eine Anleihe abzuschliessen.^ 

Im Jahre 1786 war indess jenes Einkommensystem noch ein- 
mal im Kongress zur Sprache gekommen; es fand sich, dass 
Rhode Island, New York, Maryland und Greorgien noch nicht 
beigetreten waren. Da erklärte die Bundesversammlung, eine 
Vergangenheit von acht Jahren habe aufs deutlichste gezeigt, 
dass die Requisitionen durchaus ungenügend seien. Weil die 
Steuern, welche die Staaten selbst aufbringen sollten, gerade 
den grössten Widerstand erfahren hatten, so Hess der Kongress 
dieselben fallen imd beschränkte sich darauf, die Bewilligung 
der Einfuhrzölle dringend zu empfehlen. „Die Krisis ist ge- 
kommen, redete er die Staaten an, wo das amerikanische Volk, 
nach dessen Willen und zu dessen Vortheil die Bundesregierung 
eingesetzt worden ist, sich darüber entscheiden muss, ob es sei- 
nen Rang als Nation aufrecht halten will, indem es seine in- und 
ausländischen Verbindlichkeiten erfüllt, oder ob es die Fort- 
dauer nicht allein der Union, sondern auch jener grossen und 
unschätzbaren Privilegien, für die es so tapfer und so ehrenvoll 
gestritten hat, dadurch aufs Spiel setzen will, dass es unterlässt, 
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bei Zeiten für ein Bundeseinkommen Sorge zu tragen und hier- 
durch der Konföderation Ej:afl zu geben." 

WirkKch traten auch noch drei Staaten diesem Vorschlage 
des Kongresses bei, so dass nur noch die Einwilligimg New Yorks 
fehlte. Die Legislatur dieses Staates hatte zwar den Antrag nicht 
geradezu abgelehnt, aber die Annahme an einige Zusätze ge- 
knüpft, welche dieselbe Wirkung hervorbrachten. Sie wollte 
nämlich die Zölle nach ihren eigenen Gesetzen erheben, während 
umgekehrt andere Staaten das Gegentheil zur Bedingung mach- 
ten. Sie verlangte ferner, da>ss die Zolleinnehmer nur dem 
Staate New York verantwortlich wären, und dass der Ertrag 
mit dem in seinem Werthe schwankenden Papiergelde dieses 
Staates abgeführt werden dürfte. Da>s konnte der Kongress nicht 
zugestehen, ohne mit dem Papiergeld anderer Staaten eben so 
zu verfahren, wodurch er das Einkommen geschmälert, eine 
Ungleichheit in den Lasten hervorgebracht und diejenigen Staa- 
ten von der Massregel zurückgeschreckt hätte, die überhaupt 
der Ausgabe von Papiergeld abgeneigt waren. Darum wurde der 
Gouverneur Clinton aufgefordert, die Legislatur zu berufen, 
damit sie ihre Bewilligung mit denen der anderen Staaten in 
Uebereinstimmung bringe. Clinton lehnte die Zumuthung ab. 
Dieses Recht, entgegnete er, stehe ihm nur für ausserordentliche 
Fälle zu, uind ein solcher liege jetzt nicht vor, denn die Legis- 
latur habe sich erst in ihren letzten Sitzungen mit dieser Sache 
beschäftigt. Umsonst erklärte der Kongress diese Angelegenheit 
für einen ausserordentlichen Fall, umsonst wiederholte er sein 
Verlangen dringender: Clinton blieb unbeugsam. Als im Januar 
1787 die Legislatur zu ihren regelmässigen Berathungen zu- 
sammengetreten war, hatte sie sich auch über jenes Verhalten 
des Grouvemeurs auszusprechen. „Wir müssen eine sehr geringe 
Meinung von der Unionsregierung haben, sprach Hamilton bei 
dieser Gelegenheit in der Assembly, wenn wir glauben, da>S8 
ihre ernstliche Aufforderung in Betreff einer Angelegenheit, wel- 
cher sie eine grosse nationale Bedeutung zuschreibt, welche ihre 
Verpflichtungen gegen zwei achtbare fremde Mächte, Frankreich 
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und die Niederlande berührt, welche sich auf die Bewahrung der 
Treue im In- und Auslande bezieht, kein solcher Fall sei, der die 
vollziehende Gewalt nach den Ausdrücken der Verfassung we- 
gen der Einladung der Legislatur zum Zusammentritte recht- 
fertigen würde. Wenn man diese Ansicht festhält, wohin wird 
das führen, welche Art von dringender Noth muss eintreten, 
bevor die Verfa«sung den Gouverneur ermächtigt, die Legislatur 
zu berufen ? Ist die Bewahnmg unserer Nationaltreue eine so 
geringfügige Sache ? Ist die Erfüllung der Verbindlichkeiten des 
Bundes im In- und Auslande von keiner Wichtigkeit ? Müssen 
wir warten, bis die Flotten Frankreichs oder der Niederlande 
kommen, um die Beobachtung derselben zu erzwingen, ehe die 
vollziehende Gewalt der Legislatur Gelegenheit geben darf, über 
die Mittel zur Befriedigimg ihrer gerechten Fordenmgen zu be- 
rathen?" Aber die Legislatur billigte das Verfahren Clintons. 
Als später da« Verlangen des Kongresses selbst zur Verhandlung 
kam, da war wiederum Hamilton der Vorkämpfer der nationalen 
Partei, ohne seine Beredtsamkeit mit Erfolg gekrönt zu sehen. 
Die Gregner ließen sich nicht einmal herbei ihre Abstimmung zu 
begründen. Der 15. Februar war der Tag der Entscheidung, auf 
welche die bedeutendsten Staatsmänner New Yorks unter der 
Zuhörerschaft angstvoll harrten. Ein und zwanzig Mitglieder 
erklärten sich für die Bewilligung, sechs imd dreissig dagegen. 
Der Vorschlag des Kongresses wurde, wie man es ausgedrückt 
hat, „durch eine Rotte von Stummen erdrosselt" und die Auf- 
lösung des Bundes in Wahrheit damit beschlossen.^ 

Wenn die Bemühungen des Kongresses, Ordnung in den 
Haushalt der Union zu bringen, an den Sonderinteressen der 
Staaten scheiterten, so traf die Ausübung eines andern wich- 
tigen Rechtes schon in der Bundesversammlung selbst auf star- 
ken Widerstand. Im Jahre 1784 glaubte man, England werde 
die westlichen Posten räumen, die es noch besetzt hielt'. Daher 
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ward im Kongress der Antrag gestellt, siebenhiindert Mann 
regulärer Truppen von den Staaten für jene festen Plätze zu 
verlangen. Die Nothwendigkeit der Massregel gab jedermann 
zu, aber ernstlich stritt man darüber, ob der Kongress befugt 
sei, Truppen in Priedenszeiten auszuheben. Während die mei- 
sten Abgeordneten des Südens die Frage bejahten, sprachen die 
nördlichen die entgegengesetzte Ansicht aus. Diese wollten den 
Vorschlag den Staaten empfehlen, jene waren nicht geneigt, auf 
ein Recht zu verzichten, welches dem Bunde nothwendig ange- 
hören müsse. Nach langen Verhandlungen brachte Gerry von 
Massachusetts einen Antrag ein imd erklärte darin, daß es ge- 
fahrlich sein würde, einer Versammlung, welche Geldanleihen 
machen imd Staatsschiddscheine ausgeben dürfte, auch noch 
das Erecht der Aushebung stehender Heere beizidegen. Im Sinne 
dieses Antrags wurden die regulären Truppen auf achtzig 
Mann mit den dazu gehörigen Offizieren, keiner von höherem 
Range als dem eines Hauptmanns, für die Kriegsvorräthe im 
Fort Pitt, in West-Point imd einigen andern Orten beschränkt. 
Zum Schutze der Gränze dagegen sollten auf zwölf Monate von 
Connecticut, New York, New Jersey imd Pennsylvanien sieben- 
himdert Mann Miliz verlangt werden. Indess auch diese konnte 
man bald entlassen, da jener Glaube, dass England die Poeten 
dem Friedensvertrage gemäss räumen wollte, sich als falsch er- 
wies.^ 

Eine Regierung, die in zwei so wichtigen Punkten machtlos 
zu Hause war, konnte vom Auslande keine Achtung erwarten, 
ihm keine rücksichtsvolle, den Interessen ihres Landes fi>rder- 
liche Behandlimg abnöthigen. 

Bald nach dem Frieden wendete der Kongress seine Aufmerk- 
samkeit dem Handel zu. Da mm die Vereinigten Staaten der Be- 
schränkungen ledig waren, welche sie als Kolonien sich hatten 
gefallen lassen müssen, so wollte jetzt die Bundesversammlimg, 
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welche bereits firüher mit Frankreich, Schweden und den Nie- 
derlanden Verträge geschlossen, mit den meisten übrigen Mäch- 
ten Europas gleichfalls in solche Beziehungen treten. Die ame- 
rikanischen Gesandten wurden demgemäss angewiesen, jenen 
Staaten Eröfi&umgen zu machen. Sie erreichten jedoch nur bei 
Preußen ihre Absicht; die Unterhandlungen mit Dänemark und 
Toskana zogen sie selbst absichtlich in die Länge; anderwärts 
nahm man ihre Vorschläge mit einer Kälte auf, die von allen 
weiteren Anträgen zurückschreckte. „Wir finden es nicht leicht, 
schrieb Jefferson am 12. Januar 1786 nach Hause, Handelsüber- 
einkünfbe in Europa abzuschließen. Man hat kein Vertrauen zu 
uns." Auch Frankreich, der wichtigste Verbündete der Ameri- 
kaner während des letzten Krieges, zeigte nicht eben große Be- 
reitwilligkeit auf eine Erweiterung des Handelsverkehrs einzu- 
gehn. Ausweichend gab Vergennes zur Antwort, die künftige 
Regelung desselben bleibe besser bei den freundschaftlichen Be- 
ziehimgen, die zwischen ihnen beständen, den beiderseitigen 
legislativen Bestimmungen überlassen. Durch die Verordnung 
vom 13. August 1784 erlaubte aber Prankreich nur die Einfuhr 
von einigen der nothwendigsten Artikel und beschränkte die 
Ausfuhr auch auf sehr wenige.^ 

Mit den Raubstaaten, welche damals noch auf dem mittel- 
ländischen Meere die Schiffe aller Nationen befehdeten, mit 
denen sie keinen Vertrag abgeschlossen hatten, waren die ameri- 
kanischen Gesandten gleichfalls ermächtigt zu imterhandeln; 
über 80,000 Dollars hatten sie zu diesem Zwecke zu verfügen. 
Der Gesandte von Tripolis verlangte jedoch für seinen Staat 
allein 30,000 Guineen und für einen Vertrag mit Tunis die näm- 
Kche Summe. Da standen Jefferson und Adams von ihrem Vor- 
haben ab, bedenkend, daß sie mehr als eine Million Dollars 
brauchen würden, um von allen vier Raubstaaten den Frieden 
zu erkaufen.^ 



1 Jefferson I, 61. 63. 64. H, 396. 397. 410. Life of Hamilton H, 307. 
> Jefferson I, 323. U, 21. 
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Indessen hatten die Algierer zwei amerikanische Schifife weg- 
genommen und forderten für die Freilassimg der Mannschaft 
ein Lösegeld, welches die Kräfte der Gesandten weit überstieg.^ 
Außerdem empfand aber auch Jeflferson einen großen Wider- 
willen gegen das Verfahren, das damals die europäischen Mächte 
den Seeräubern gegenüber allgemein befolgten, und er war auf 
Mittel bedacht, welche dem Uebel in einer ehrenvolleren Weise 
Einhalt thun würden. Nichts schien ihm geeigneter, als ein 
Bündniss unter den Staaten, die am meisten von jenen An- 
griffen zu leiden hatten. Daher legte er den in Paris befindlichen 
Gesandten derselben einen solchen Plan vor. Spanien zeigte 
sich abgeneigt, weil es eben mit Algier einen Vertrag abge- 
schlossen hatte; billigend äußerten sich dagegen Portugal, die 
beiden Sizilien, Venedig, Malta, Dänemark und Schweden. Dar- 
auf schickte Jefferson den Vorschlag mit dem Bemerken an 
den Kongress, man erwarte, dass die Vereinigten Staaten zu 
diesem Zweck eine Fregatte unterhalten werden.* 

Mittlerweile war diese Angelegenheit in Amerika auch schon 
zur Sprache gekommen. Der Sekretär des Auswärtigen hatte, 
sobald er jene Feindseligkeit Algiers in Erfahrung gebracht, den 
Kongress davon in Kenntnis gesetzt. Jay sah diesen Vorfall als 
kein grosses Unglück an. „Je übler wir vom Auslande behandelt 
werden, schrieb er am 13. Oktober 1785, desto mehr werden wir 
uns an einander schließen und den Bimd kräftigen. Auch kann 
sich der Krieg möglicher Weise mehr wohlthätig als schädlich er- 
weisen, wenn er eine Pflanzschule für Seeleute und der Grund 
zu einer ansehnlichen Seemacht wird." Vom Kongress aufge- 
fordert, über die Massregeln Bericht zu erstatten, die in dieser 
Sache genommen werden müssten, empfahl Jay, man solle alle 
amerikanischen Kaufifarteischiffe, die im mittelländischen Meere 
fahren, auf Staatskosten bewaffnen, alsbald KriegsschifiPe bauen 
imd sie unter den Befehl eines tapfem und erfahrenen Kommo- 
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dore stellen, das Admiralitätsgericht organisiren und in Thätig- 
keit setzen und die Staaten um die BeschafiPung der erforder- 
lichen Summen angehn. Allein der Kongreß konnte sich weder 
auf die Pläne seines Gresandten noch seines Ministers einlassen. 
„Die Lage unserer gefangenen Landsleute, schrieb letzterer am 
14. Dezember 1786 an Jefiferson, ist sehr zu beklagen, um so 
mehr, da ihre Befreiimg schwer zu bewerkstelligen ist. Der Kon- 
gress kann über das dazu nothwendige Geld nicht gebieten .... 
Wenn er die Mittel besässe den Frieden von Algier zu erkaufen 
oder die dortigen Gefangenen auszulösen, so würde es nach den 
gegenwärthigen Ansichten desselben gut sein, keine Zeit mit 
beidem zu verlieren; weder Mühe noch Kosten, wenn sie nur 
einigermaßen erträglich wären, dürften gespart werden, um 
unsere Mitbürger zu befreien. Aber die Wahrheit ist, dass für 
jetzt kein Geld von hier zu erwarten ist ; auch halte ich es nicht 
für recht, neue Anleihen zu machen, bis wir wenigstens einige 
Aussicht haben, die Interessen für die alten zu bezahlen." Noch 
im September 1788 schmachtete daher die imglückliche Schiffs- 
mannschaft in der Gewalt der Seeräuber.^ 

Eben so wenig vermochte der Kongress die Beziehungen zu 
Spanien zu regeln. Dieser Staat erbot sich zwar durch seinen 
Gesandten Don Diego Gardoqui zu einem auf Gegenseitigkeit 
gegründeten vortheilhaften Handelsvertrage, verlangte dafür 
aber Nachgiebigkeit in einem andern Pimkte, der für die Union 
von großer Bedeutung war und nicht zum ersten Male zur 
Sprache kam. Während des Unabhängigkeitskrieges hatten die 
Amerikaner den Beitritt jener Macht zu dem Bündniss mit 
Frankreich lebhaft gewünscht. Aber Spanien forderte nicht nur 
die beiden Floridas, die es im Frieden wirklich erhielt, sondern 
das ganze, zwischen dem Missisippi und den Alleghanys ge- 
legene Land; besonders aber war sein Augenmerk darauf ge- 
richtet, die Bürger der Vereinigten Staaten von der Benutzung 
jenes Stromes bis zum mexikanischen Meerbusen auszuschlies- 
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sen. „Das Kabinett von Madrid, schrieb einmal der £ranzösische 
Gesandte Montmorin, sieht ein wesentliches Interesse darin, 
den Amerikanern den Missisippi nicht zu öShen, da sie trotz 
aller Hindemisse, welche sich ihrem Fortschritte entgegenstell- 
ten, den Handel von New Orleans imd Mexiko bald an sich 
ziehen und für Spanien lun so gefahrlichere Nachbarn werden 
würden, als sie selbst in ihrem gegenwärtigen schwachen Zu- 
stande große Pläne für die Eroberung des westlichen Missisippi- 
Ufers machen." Einmal zwar wurde Virginien, das durch die 
Ansiedelungen in seinem westlichen Qebiete bei dieser Frage 
besonders betheiligt war, durch die glücklichen Erfolge der 
feindlichen Waffen im Süden bewogen, auch seinerseits darein 
zu willigen, dass die Amerikaner die freie Schifffahrt auf dem 
Missisippi von der Südgränze der Union abioärts aufgäben, wenn 
Spanien unter keiner andern Bedingung dem Bündnisse bei- 
treten wollte. Vorsichtig fügte jedoch Jay, der damals in Madrid 
Gesandter war, dem Anerbieten der Vereinigten Staaten hinzu, 
dass es für sie nur dann verbindKch wäre, wenn es sofort ange- 
nommen würde. Spanien erklärte sich aber von diesem Zuge- 
ständnisse nicht zufriedengestellt, und die Sache blieb uner- 
ledigt. 

Im Frieden von 1783 überliess England der Union alles Land 
bis an den Missisippi und an die beiden Floridas so wie das 
Recht der freien Schifffahrt auf jenem Strome von seiner Quelle 
bis zum mexikanischen Meerbusen. Spanien aber, das durch 
den Frieden mit England Florida und Louisiana erhielt und da- 
durch in den Besitz beider Ufer des imteren Missisippi gelangte, 
weigerte sich durchaus, jenes Recht der Amerikaner anzuer- 
kennen, imd erhob ausserdem Ansprüche auf das nördlich von 
Westflorida gelegene Land. 

Als mm im Jahre 1785 Gardoqui nach den Vereinigten Ststaten 
gekonmien war imd mit dem Sekretär des Auswärtigen unter- 
handelte, da scheiterten die Bemühungen dieser Männer an 
jenen beiden Klippen. Vom Kongress aufgefordert, über den 
Stand der Dinge Bericht zu erstatten, erklärte Jay am letzten 
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August 1786, dass Spanien bereit sei, der Union ausgedehnte 
und höchst kostbare Handelsprivüegien zu gewähren, dass aber 
jene Streitfragen dem Abschluss eines Vertrages hinderlich wä- 
ren. Spaniel mache darauf aufmerksam, dass es durch seinen 
Einfluss auf die Baubstaaten imd durch seine enge Verbindung 
mit Frankreich und Portugal den amerikanischen Handel höch- 
lich benachtheiligen und den von England begünstigen könne. 
Seine eigne Meinung über den Bechtspunkt imd die Wichtig- 
keit der Ansprüche der Vereinigten Staaten, fuhr der Sekretär 
fort, habe sich nicht geändert, aber unter den gegenwärtigen 
Umständen halte er es für zweckmässig, einen Vertrag mit 
Spanien auf zwanzig bis dreissig Jahre zu schliessen imd darin 
festzusetzen, dass die Amerikaner ihr Recht, südabwärts von 
ihren Gränzen den Missisippi zu benutzen, während dieser Zeit 
ruhen lassen würden. Denn jene Schiflffahrt werde wahrscheinlich 
in der vorgeschlagenen Periode nicht sehr erhebUch sein; daher 
sei es eine gute Politik, für bedeutende Handelszugeständnisse 
das auf einige Zeit aufzugeben, was man nicht brauche. Dazu 
komme, dass die Vereinigten Staaten ihr Recht nur mit Waffen- 
gewalt geltend machen könnten, dass sie aber jetzt nicht in der 
Lage wären, um mit irgend einer Nation Krieg anzufangen; ja 
ein grosser TheiT der Union würde sich sogar weigern, die Lasten 
eines Krieges mit Spanien für eine Sache zu tragen, bei welcher 
er nicht unmittelbar betheiligt wäre. 

Die östlichen Staaten betrachteten eine Handelsverbindung 
mit Spanien als das einzige Mittel, ihren Bürgern aufzuhelfen, 
deren klägliche Lage sie vorzugsweise dem Verfall ihres Handels 
zuschrieben. Daher traten sie auch, von drei mittleren Staaten 
unterstützt, insgesammt einem Antrag bei, welcher den Rath- 
schlägen Jays im ganzen entsprach. Eben so einhellig lehnten 
ihn die fünf südlichen ab, imd bei ihnen lag diesmal die Ent- 
scheidung. Denn da neun Staaten bei Schliessimg von Verträgen 
die Mehrheit bildeten, so erachtete der Kongress dieselbe Stim- 
menzahl für nothwendig, wenn Instruktionen in Bezug auf einen 
Vertrag gegeben werden sollten. Erneute Unterhandlungen zwi- 
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sehen Jay und dem spanischen Gesandten hatten keinen bessern 
Ausgang und unverrichteter Sache kehrte Gardoqui nach Europa 
zurück. Erst der neuen Bundesregierung gelang es, diese Lebens- 
£rage für die südlichen Staaten der Union zu einem glücklichen 
Ende zu führen.^ 

Wenn hier mehr die Zukunft auf dem Spiele stand, so handelte 
es sich bei Grossbritannien um wichtige Interessen der Gegen- 
wart ; denn die Ausfuhr der Vereinigten Staaten ging grössten- 
theils nach englischen Besitzungen, und von England wurden 
sie noch immer ausschliesslich mit Manufakturwaaren versehen. 
Daher war es für sie von der höchsten Bedeutimg, welche Politik 
man dort nach dem Kriege gegen sie einschlagen würde. 

Im März 1783 brachte der jüngere Pitt, Kanzler der Schatz- 
kammer im Ministerium Shelbume, eine Bill ins Unterhaus, 
welche den Verkehr zwischen beiden Ländern bis zur Abschlies- 
simg eines Handelsvertrages regeln sollte. Pitt scheint gefürchtet 
zu haben, dass der für Grossbritannien so gewinnreiche Handel 
sich leicht andere Wege suchen könne. Daher beruhte seine Bill 
auf Gegenseitigkeit, imd er wich von der bisher strenge befolgten 
Politik Englands zu Gunsten der Amerikaner ab, indem er ihnen 
gestatten wollte, die Erzeugnisse ihres Bodens und ihres Kunst- 
fleisses nach den englischen Besitzungen in Amerika zu bringen 
imd andere von hier auszuführen, ohne höhere Abgaben zu ent- 
richten, als britische Schiffe.^ Doch das Ministerium wurde ge- 
nöthigt abzutreten, und die Nachfolger gingen auf diesem Wege 
nicht weiter. Pitts Bill ward heftig angegriffen; man tadelte an 
ihr, dass sie darauf berechnet sei, das Wachisthum der ameri- 
kanischen Seemacht zu befördern imd den Handel mit West- 
indien zum Nachtheile der einheimischen Schiffer den Ameri- 
kanern zu sichern. Die grösste Aufmerksamkeit erregten Lord 
Sheffields „Bemerkungen über den Handel der Vereinigten Staa- 



1 Life of Jay 1, 199ff. 241. 242. Pitkin II, 200ff. Washington'a Writings 
IX, 173. Anm. 205. Anm. 
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ten'' sowohl diesseits als jenseits des Oceans. „Eine Flugschrifb 
ist neulich von England herübergekommen, schrieb Madison am 
30. August seinem Freunde Randolph, welche ganz geeignet 
scheint, einen Handelsvertrag zu verzögern, wenn nicht gar zu 
verhindern, imd welche, wie man sagt, viele Beachtimg findet. 
Sie dringt darauf, an dem Prinzipe des Schifffahrtsgesetzes fest- 
zuhalten, wodurch amerika«nische Fahrzeuge von dem Handel 
mit den einzelnen Theilen des Erciches und von allem Verkehr 
mit den abhängigen Ländern desselben werden ausgeschlossen 
werden. Sie imtemimmt es durch eine Aufzählimg der Erzeug- 
nisse der Vereinigten Staaten und der von ihnen verbrauchten 
Manufakturwaaren zu zeigen, dass die englischen, empfohlen 
durch grösseren Kredit, den ihre Kaufleute geben können, eines 
Vorzugs auf dem amerikanischen Markte hinreichend sicher 
sein werden. Und zidetzt behauptet sie, dass die Interessen der 
Staaten in Handelsangelegenheiten einander so entgegengesetzt 
und die Autorität des Kongresses so schwach sei, dass keine 
Vertheidigungsmassregeln von Seiten der Vereinigten Staaten 
zu besorgen wären; auch droht sie, wenn britischen Schiffen der 
ausschliessliche Handel zwischen den Vereinigten Staaten und 
Westindien verweigert würde, dann sollten die Fahrzeuge eines 
Staates der Union, so weit es das Interesse der Inseln erfordere, 
die Erzeugnisse eines andern Staates der Union nicht in einen 
britischen Hafen bringen dürfen. Die ganze Beweisführung setzt 
voraus, dass Frankreich den Schiffen der Vereinigten Staaten 
den Handel mit seinen Inseln nicht erlauben werde; und dass 
sie darin nicht irren, kann man mit gutem Grunde glauben. 
Das Ziel der Verwaltung Frankreichs soll sein, einen unmittel- 
baren Handel zwischen seinen westindischen Besitzungen und 
den Vereinigten Staaten zu gestatten, ihn aber auf französische 
Fahrzeuge zu beschränken."^ 

In der That schlug das neue Ministerium den von Sheffield 
empfohlenen Weg ein, nachdem die amerikanischen BevoUmäch- 

1 Madison's Papers I, 567. Vergl. Life of Hamüton II, 327 und Htkin 
11. 188 — 191, der einzelne Stellen mittheilt. 
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tigten und David Hartley, der britische Friedensiinterhändler, 
über eine Regelung des künftigen Handelsverkehrs zwischen 
beiden Ländern sich nicht hatten einigen können. Vom Parla- 
ment ermächtigt erliess die Regierung zwei Verordnungen. Die 
eine beschränkte die Einfuhr amerikanischer Erzeugnisse auf 
britische imd auf solche Schiffe, welche dem Staat angehörten, 
woher die Produkte kämen; ja einige Stapelwaaren der Union 
durften nicht einmal in englischen Fahrzeugen eingeführt wer- 
den. Die andere Verordnimg untersagte den Amerikanern den 
Handel mit den britischen Kolonien.^ 

So genossen die Engländer alle früheren Handelsvortheile, 
ohne dafür irgend ein Zugeständniss zu machen. Frankreichs 
Bemühungen mit ihnen zu wetteifern waren fruchtloss. Die 
Grösse ihres Kapitals, der Kredit, den sie geben konnten, die 
Wohlfeilheit ihrer Waaren imd die alte Gewohnheit sicherten 
ihnen den Vorzug auf den amerika«nischen Märkten, und die 
Organisation der Bundesregierung, die imabhängige Gesetz- 
gebung von dreizehn besonderen Staaten benahmen alle Furcht 
vor Gegenmassregeln.2 

Wie sehr die Vereinigten Staaten unter jenen Verordnungen 
litten, das zeigt der Zustand ihres Handels vor dem Kriege. 
Von der ganzen Ausfuhr ging damals mehr als der vierte Theil 
nach Westindien, und über die Hälfte davon bildete der Ertrag 
der Fischereien an der nördlichen Küste. Aber sowohl jener 
Markt, von wo die Amerikaner als Kolonisten beträchtlic)ie 
Summen haaren Geldes bezogen hatten, als die von Neufund- 
land, Neuschottland, Kanada und einem Theil Europas waren 
ihnen nun verschlossen, daa mittelländische Meer war für sie 
unsicher geworden, seit die englische Flagge nicht mehr auf 
ihren Schiffen wehte, in andern europäischen Häfen warteten 
ihrer gleichfalls imgünstige Bestimmungen. Aber auf England 
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zürnten sie am meisten, obwohl dieses eben nur seinen Interessen 
gemäss verfuhr.^ 

Dieser Lage der Dinge gegenüber blieb der Kongress nicht 
unthätig, sondern er dachte jGrühzeitig auf Mittel, Grossbritan- 
nien zu einer Aenderung seiner Handelspolitik zu nöthigen. Am 
30. April 1784 schlug er den Staaten vor, sie sollten ihm auf 
fünfzehn Jahre das Recht geben, mit einer Mehrheit von neun 
Stimmen die Schiffe aller Länder, die mit den Amerikanern 
keinen Vertrag geschlossen hätten, von den Häfen der Union 
auszuschliessen und ein Schifffahrtsgesetz nach den Gnmdsätzen 
des englischen zu erlassen. „Wenn der Kongress nicht mit lun- 
reichender Macht zur Beschützimg des Handels bekleidet wird, 
hiess es weiter in dem Beschlüsse, so kann er niemals gegenseitige 
Handelsvortheüe erzwingen, und ohne diese muss der ameri- 
kanische Handel mit dem Ausland abnehmen, ja zuletzt ver- 
nichtet werden." Aber die Staaten eilten nicht, sich zu erklären, 
denn ihre Souveränität stellten sie noch höher als die Interessen 
ihrer Bürger. „Ihre Abneigung, dem Kongress genügende Macht 
für die Bundesregienmg zu geben, hatte Washington einige 
Monate früher an den Gouverneur von Virginien, Benjamin 
Harnson, geschrieben, ihre unverständige Eifersucht auf jene 
Versammlung und auf einander, imd die Ansicht, die jeden von 
ihnen zu durchdringen scheint, dass er für sich allein allweise 
und allmächtig sei, wird imser Verfall als Nation sein, wenn 
nicht ein Systemwechsel eintritt."^ 

Indess wuchs das Uebel und mit ihm die Missstimmimg der 
Betroffenen, besonders im Norden, wo die Kauf leute nicht mehr 
in den eigenen Häfen neben den Fremden bestehen konnten. 
In Boston wurden Bittschriften an die Legislatur von Massa- 
chusetts und an den Kongress aufgesetzt, welche die Nachtheile 
aufzählten, die auf dem Handel und der Schifffahrt der Union 
durch die freie Zulassung englischer Fahrzeuge und Waaren 
lasteten, während die amerikanischen von britischen Häfen ganz 

^ Marshall V, 68. Life of Hamilton H, 326. 

* EUiotl, 106—108. Jefferson I, 409. Washington's Writings IX, 11. 
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ausgeschlossen oder dort mit d^i härtesten Forderungen be- 
schwert wären. Man sprach das Vertrauen aus, dass die Bundes- 
regierung in den Stand gesetzt werden würde, diesen Uebel- 
ständen zu begegnen. Zu gleicher Zeit wurden die Kaufleute 
der Seestädte zu ähnlichen Schritten angefordert. Philadelphia 
und andere Handelsplätze folgten diesem Beispiel, imd der Kon- 
gress beschäftigte sich auf Grund der eingelaufenen Bittschriften 
imd der Unterstützung derselben durch einige Staatenlegisla- 
turen im Jahre 1785 noch einmal mit diesem Gegenstände. Der 
Bericht des Ausschusses schlug vor, die Staaten sollten dem 
Kongress das Erecht geben, den Handel der Staaten imter ein- 
ander imd mit den auswärtigen Nationen zu regeln imd auf die 
Ein- imd Ausfuhr solche Zölle zu legen, wie er für nöthig finden 
würde. Damit die Zustimmung der Staaten um so eher erwartet 
werden dürfte, hatte der Ausschuss noch hinzugefügt, dass diese 
Zölle von den Staaten selber zu ihrem eigenen Gebrauch erhoben 
werden sollten. Dennoch fand der Antrag schon im Kongress 
heftigen Widerstand, nicht nur bei denen, welche die Staaten- 
souveränität so unverkürzt als möglich festhalten wollten, son- 
dern auch weil viele die Ansicht hegten, dass in kommerziellen 
Dingen die Interessen der einzelnen Theile der Union von ein- 
ander verschieden wären. Das Kongressmitglied Jakob Mc Henry 
aus Maryland bemerkte in einem Schreiben an Washington, der 
freilich ganz anderer Meinung war : die östlichen Staaten werden 
diese Massregel sehr wünschen, um ein Monopol für den Fracht- 
handel der Union zu erlangen; um so schlimmer werde das für 
die südlichen Staaten sein, wenn fremde Schiffe nicht mehr ihre 
Erzeugnisse ausführen dürfen ; sie werden dann weniger Käufer 
haben, und die Preise ihrer Ausfuhr werden sinken; eben so 
werde die Einfuhr geringer und deshalb theurer sein. Diese Auf- 
fassimg war damals sehr verbreitet und machte sich auch später 
noch geltend, als die neue Verfassung in Berathung war. Wäh- 
rend daher die Abgeordneten der östlichen und mittlem Staaten 
im ganzen der Pflege einer Seemacht zugethan waren, zeigten 
die südlichen, auch wenn sie es nicht offen eingestanden, eine 
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Abneigung dagegen. „Daher kommt es, schrieb Jay um dieselbe 
Zeit an J. Adams, dass die hervorragendBten Mitglieder aus dem 
Süden nicht allein Massregeln nicht unterstützen, die den Kon- 
gress mit der Leitung des Handels bekleiden würden, sondern 
kalt Wasser, wie man zu sagen pflegt, auf alle solche Ideen 
giessen/' Auch wirkte bei manchen der (redanke mit, dass der- 
gleichen Beformpläne besser von den Staaten selber ausgehen 
würden als von dem mit so grosser Eifersucht betrachteten 
Kongress. Unter diesen Umständen kam es schon hier zu keiner 
Einigung. Nicht einmal jener frühere Vorschlag trat ins Leben. 
Am 3. März 1786 hatten demselben nur Massachusetts, New 
York, New Jersey und Virginien ihre Zustimmimg ertheilt. 
Delaware, Süd-Carolina und Georgien hatten noch gar keine 
Erklärung abgegeben, die andern sechs beantragten Zusätze, 
die, selbst wenn sie dem Kongress mehr bewilligten, als er ver- 
langte, doch die Gleichförmigkeit aufhoben. An alle diese schickte 
der Kongress die Beschlüsse vom 30. April 1784 noch einmal. 
Bis zum 23. October 1786 gaben auch jene drei Staaten ihre 
Einwilligung, aber nun hatten sich wieder New Hampshire und 
Nord-Carolina noch nicht ausgesprochen. Der Gang der Ereig- 
nisse brachte den Gegenstand vor ein anderes Forum.^ 

Als die auf die Bimdesregierung gesetzten Hoffnungen sich 
nicht verwirklichten, da suchten die Staaten sich selbst zu hel- 
fen. Massachusetts ging hierin voran und belegte durch das 
provisorische Gesetz vom 23. Juni 1785 alle Waaren, die in 
fremden Schiffen eingeführt würden, mit doppelt hohen Zöllen. 
New Hampshire folgte diesem Beispiele. Beide verletzten aber 
durch ihre Anordnungen den Vertrag des Bimdes mit Frank- 
reich. Vergennes beschwerte sich darüber und drohte, der König 
werde seinen Wünschen entgegen in die Nothwendigkeit kom- 
men, Massregeln zur Herstellung der verletzten Gegenseitigkeit 
zu ergreifen. Auch die Holländer waren sehr unzufrieden über 
diese Gesetze. „Ich erwarte wirklich, schrieb Jefferson am 

1 Marshall V, 76. 77. 80. EUiot I, 106 ff. Washington's WritingsIX, 
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19. November 1785 an Adams, dass die europäischen Nationen 
allgemein wider einen Versuch dieser Art sich erheben und einen 
kommerziellen Krieg gegen uns wagen. Mit Ausnahme von Ta- 
back können sie ohne unsere Waaren bestehn, und wir können 
anderwärts keine Märkte für dieselben finden."^ 

Wenn die andern Staaten der Union auch nicht gerade die 
Verträge des Bundes verletzten, so erreichten sie doch ihren 
Zweck nicht, denn ihrer Handelspolitik fehlte die nothwendige 
Uebereinstimmung. Um das Einkonmien zu mehren, um die ein- 
heimischen Erzeugnisse und Fabrikate zu schützen, erhöhte 
man den Tarif, ohne dass die Zölle der verschiedenen Staaten 
gleiche Höhe hatten oder die nämlichen Artikel trafen. Der ge- 
ringere Satz in Maryland z. B. war für diesen Staat gewinnreich, 
indem sich hierher der Handel Virginiens zog, wie dessen Kauf- 
leute klagten. Nun wurde der Tarif wieder erniedrigt, um die 
fremden Schiffe nach den eigenen Häfen zu ziehen. Dazu kamen 
die Beschwerden der Staaten, die durch andere Ststaten ein- 
und ausführten und diesen daher steuerpflichtig waren, wie 
New York von einem Theile von Connecticut und Massachu- 
setts, Virginien von Nord-Carolina, Süd-Carolina von demselben 
Staat und von Georgien einen Theil ihrer Einnahmen erhielten. 
New York, New Jersey, Pennsylvanienimd Maryland gewährten 
ihren Fahrzeugen ausschliessliche Vorrechte imd behandelten 
die Bürger anderer Unionsstaaten den Bundesartikeln zuwider 
als Ausländer. Pennsylvanien und New York, Virginien und 
Maryland schlössen Handelsverträge mit einander, ohne die 
Genehmigung des Kongresses verfassungsmässig eingeholt zu 
haben. Kurz, diese Verhältnisse bedrohten ernstlich den Frieden 
der Bundesglieder unter einander.^ 



^ Jefiferson I, 352. 362. Madison's Papers H, 712. Life of Hamilton 
II, 308. 360. 

> The Fedoralist N. 22. Madison an Cabell bei Elliot I, 604. Madison's 
Papers H, 711. 712. Washington's Writings IX, 366. Life of Hamilton H, 
346—361. Sparks, Life of G. Morris 1, 270. 271. Tuoker 1, 212. 308. Davie 
bei EUiot IV, 20. 




Ausserdem hatten die Amerikaner noch andere Beschwerden 
gegen England. Besonders fühlten sie eich dadurch verletzt, 
dass die westliehen Posten nicht geräumt wurden, was nicht 
bloss ihren Nationalstolz ver^vtindete, sondern ihnen auch ma- 
terielle Nachtheile bereitete. Denn ersthch gingen sie des Pelz- 
handels Terlustig, während sie sonst von diesem Handelsartikel 
jflJirlich für zwei Millionen Livrea nach Frankreich hätten ab- 
senden können, wie Jefferson einmal zu Vergennes bemerkte. 
Sie wurden femer gehindert sich in jenen Gegenden anzusiedeln, 
und die feindliche und kriegerische Stimmung der Indianer 
schrieben nie der Anwesenheit der Briten in jenen Gegenden zu,^ 

Daher ernannte der Kongress im Februar 1785 Johann Adams 
zum bevollmächtigten Minister am Hofe von St. James und 
beauftragte ihn, in einer ehrerbietigen, aber zugleich festen 
Weise die unverzügliche Räumung jener Posten zu verlangen 
und gegen die vertragswidrige Wegführung von Negern und 
anderem amerikanischem Eigenthume Vorstellungen zu machen. 
Ausserdem ward Adams angewiesen dem britischen Ministerium 
darzuthun, dasa die amerikamscben Kauf leute durch seine Han- 
delaverordnungen ausser Stand gesetzt würden, Geldsendungen 
nach England zu schicken, und dass sie und mit ihnen die eng- 
lischen Kaufleute Verluste erfahren müssten, wenn diese sie un- 
billig und übermässig zur Rückzahlung der vor dem Kriege ge- 
machten Schulden drängten. 

Der Gesandte fand zwar eine freundUche Aufnahme bei 
Georg III., aber kein Entgegenkommen bei den Ministem. Als 
er endUch am letzten November eine Note überreichte, in wel- 
cher er sich seines Auftrages hinsichtlich der Posten entledigte, 
da erhielt er nach drei Monaten eine für den Bund sehr de- 
müthigende Antwort. Der Minister des Auswärtigen erkannte 
die Verpflichtung Englands an und sprach zugleich die Bereit- 
willigkeit der britischen Regierung aus, in vollkommener Ueber- 
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1. Washington's Writings IX, 153. 227. Jefiferson 
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einstiinmnng mit den strengsten Grundsätzen der Gerechtigkeit 
und Treue zu verfahren; aber dann wies er auf den vierten 
Artikel des Friedensvertrages hin, nach welchem die Gläubiger 
auf beiden Seiten keine gesetzlichen Hindemisse bei der Ein- 
ziehung ihrer Aussenstände in Sterlingsgeld finden sollten. Er 
zählte nun die Gesetze von acht Unionsstaaten auf, welche die- 
sem Artikel entgegen liefen ; die durch einen Vertrag eingegange- 
nen Verpflichtungen müssten aber für beide Theile verbindlich 
sein. Der Minister schloss mit der Versicherung, dass England, 
wenn Amerika den festen Willen zeigte, seinerseits den Vertrag 
zu erfüllen, nicht anstelm würde dasselbe zu thun.^ 

Dieses Schreiben und die begleitenden Nachweisungen schickte 
Adams an den Kongress, welcher beides dem Sekretär des Aus- 
wärtigen zur Berichterstattung übergab. „Einige Thatsachen, 
schrieb Jay an Washington, sind ungenau angegeben und in ein 
falsches Licht gestellt, aber es ist nur zu wahr, dass der Vertrag 
verletzt worden ist. Bei solchen Gelegenheiten halte ich es für 
besser, offen Irrthümer einzugestehn imd zu beseitigen, als zu 
versuchen, durch falsche, wenn auch scheinbare Beschönigungen 
und Entschiddigungen sich und andere zu täuschen. Den Vor- 
urtheilen des Volkes sich entgegen zu stellen, die Verhandlungen 
von Staaten zu tadeln imd ihre Ungehörigkeiten darzidegen, ist 
ein imangenehmes Geschäft; aber es muss gethan werden. '* 
In einem ausführlichen Bericht zeigte Jay (13. Oct. 1786), dass 
Gesetze von Massachusetts, Pennsylvanien, Virginien, Süd-Ca- 
rolina imd New York Verletzungen der Vertragsbestimmungen 
enthielten, imd dass von Seiten der Amerikaner die erste Ver- 
letzung erfolgt wäre. Dann rieth er dem Kongress zu erklären: 
die Staaten hätten kein Recht einen verfassungsmässig abge- 
schlossenen Vertrag zu deuten oder seine Ausführung irgend- 
wie zu verzögern oder zu hemmen; ein solcher werde vielmehr 
nach den Bundesartikeln ein Theil der Landesgesetze und sei 



^ Nach Jefiferson (I, 403) war Virginien allein am Ende des Krieges 
zwei Millionen Sterling an England sohiddig. 
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nicht aUoin von dem Willen der Legislaturen unabhängig, s 
dern auch für dieselben verbindlich. Alle dergleichen ( 
Bollten daher zurückgenommen und den Staaten empfohlen wer- 
den, in einer besonderen Akte dies zu thun. Femer schlug der 
Sekretär des Auswärtigen vor, den amerikanischen Gesandten 
dahin anzuweisen, dass er die Uebertretung des Vertrages durch 
die Vereinigten Staaten zugestehe, und ihn zugleich zum Ab- 
schluss einer Uebereinkunft zu ermächtigen, durch welche sich 
die englische Regierung zu einer Geldentschädigung für die 
Neger, die gegen den siebenten Artikel weggeführt worden, und 
zur Räumung der Posten verpflichtet, sobald in Amerika alle 
Gesetze zurückgenommen sind, welche dem Vertrage zuwider 
laufen. 

Einstimmig nahm der Kongress im März 1787 diesen Bericht 
an, „Wir haben, hieas es in dem begleitenden Rundschreiben an 
die Staaten, reiflich und leidenschaftslos die Thatsachen ge- 
prüft und erwogen, welche Grossbritannien als Verletzungen 
des Friedensvertrages von Seiten Amerikas anführt, und wir 
bedauern, dass man in einigen Staaten zu wenig Rücksicht auf 
die öffentliche Treue genommen hat, die durch jenen Vertrag 
verpfändet worden ist."' 

Es erging aber diesem Beschluss des Kongresses, wie so vielen 
andern. Die Mehrzahl der Staaten kam demselben nach; da- 
gegen erklärte die Legislatur von Pennsylvanien, sie habe keine 
Gesetze der Art erlassen ; die von New York vertagte sich bis 
zum Januar 1788, ohne sich vorher über das Verlangen des 
Kongresses auszusprechen. Rhode Island bestand darauf, dass 
Schulden an britische Unterthanen mit dem äusserst gesunke- 
nen Papiergelde dieses Staates, dasselbe zu seinem vollen Werthe 
gerechnet, abgetragen werden dürften, auch wenn die Zahlung 
in Sterlingsgeld ausdrücklich ausbedungen worden wäre; man 
machte für diesen Beschluss vorzugsweise geltend, dass man 



. Life of HamUton II, 331. 332. Life af Jay I, 
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sonst die Zweckmässigkeit der früheren Massregeln in Frage 
stellen würde. Süd-Carolina antwortete, dass die Engländer 
keine andern Schwierigkeiten und Hindemisse gefunden hätten 
als die Amerikaner selbst. In Virginien endlich wurde zwar der 
Empfehlung des Kongresses entsprochen, trotz der eifrigsten 
Gregenbemühungen Henrys ; aber einige Tage darauf erneuerte 
dieser einflussreiche Mann seine Anstrengungen imd erlangte 
eine grosse Mehrheit für den Antrag, dass die eben erlassene 
Akte ausser Kraft bleibe, bis England den Vertrag erfüllt habe. 
Konnte die Nothwendigkeit eines Bundesgerichtes deutlicher 
dargethan werden ?^ 

Ausserdem bemühten sich Adams imd JefFerson, welcher zu 
dem Ende von Paris herüber gekommen war, einen Handels- 
vertrag mit England zu Stande zu bringen. Das Ministerium 
gewährte ihnen aber nicht einmal eine Konferenz über diesen 
Gegenstand, obgleich die amerikanischen Gresandten bemerkten, 
dass ihre Vollmacht in zwei Monaten ablaufe imd dass Jefifer- 
son ausdrücklich erschienen sei, um zu sehen, ob eine Handels- 
übereinkunft abgeschlossen werden könne. „Sechs Wochen ver- 
strichen, berichtete JeflFerson an den Sekretär des Auswärtigen, 
ohne einen Zettel oder ein Wort von einem Minister mit Aus- 
nahme eines unbestimmten Vorschlags bei einer zufalligen Zu- 
sammenkunft. Wir machten selbst von diesem Grebrauch, um 
noch einmal zu versuchen eine Erklärung vom Hofe herauszu- 
pressen. Aber ihr Stillschweigen ist unüberwindlich.* 
^ Das Verfahren des britischen Ministeriums war nicht tadel- 
haft imd dem Rath entsprechend, welchen Lord Sheffield 1783 
in dem angeführten Buche gegeben hatte; „es sei unmöglich 



^ Pitkin II, 198. Madison's Papers p. 639. 658 und Appendix I. Pitkin 
führt auch Rhode Island unter den Staaten an, die das Verlangen des 
Kongresses erfüllt haben. Aber der Oberst Vamum aus Rhode Island 
und der gewöhnlich gut unterrichtete Ebeüng (II, 177) sagen es anders. 
Auch stimmt obige Darstellung mit der sonstigen Politik des Staates 
überein. Die Kongreßprotokolle waren mir leider nicht zugänglich. 

* Jefiferson IT, 4. 
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einen wesentUchen Vorthefl zu nennen, den die amerikanischen 
Staaten durch einen Vertrag mit England zu gewähren im Stande 
seien und den dieses nicht schon besitze; kein Vertrag könne 
mit ihnen geschlossen werden, der das Qanze binde, imd Amerika 
vermöge nicht die Engländer zu einem Aufgeben ihrer Handels- 
politik zu zwingen.'* Statt eines Gesandten schickte das Mini- 
sterium einen Konsul nach Amerika. Adams aber kehrte un- 
verrichteter Sache nach seinem Vaterlande zurück. „Wenn nicht 
dem Kongress das Recht zusteht den Handel zu leiten, hatte 
Washington auf jenen früher erwähnten Brief McHenrys im 
August 1785 treffend und scharf geantwortet, nehmen wir den 
Nationen der Welt gegenüber eine lächerliche Stellung ein, mit 
denen wir versuchen Handelsverträge einzugehn, ohne dass wir 
die Mittel haben für die Ausführung derselben zu sorgen. Jene 
müssen einsehn, dass die Union oder die einzelnen Staaten die 
Souveränität besitzen, je nachdem es für ihre Absichten am 
besten passt, mit einem Wort, dass wir heut eine Nation sind 
und morgen dreizehn"^ 

So führte der Kongress auch nach der allseitigen Annahme der 
Bundesartikel das frühere sieche Leben fort. Er war nach dem 
Ausdruck Washingtons ein wesenloser Schatten, eine bedeu- 
tungslose Versammlung. Er hatte das Recht der Empfehlimg 
und gebrauchte selbst die Grewalt, die ihm rechtlich zustand, 
nur mit Scheu. Ofb waren so wenig Mitglieder anwesend, dass 
Vertagungen nothwendig wurden und die wichtigsten Greschäfte 
liegen bleiben mussten.^ 



1 Marshall V, 71. Life of Hamüton H, 331. Sheffield bei Pitkin H, 
189. Davie bei Elliot IV, 18. Washington's Writings IX, 124. 

« Washington's Writings IX, 125, 139, 177 Anmk. 2, 619. Life of Ha- 
müton n, 192. Jefferson I, 46. H, 29. 272. Life of Jay I, 250. H, 193, 
ebendaselbst die Briefe an Jefferson und J. Adams von 19. Januar und 

22. Februar 1786. Life of Will. Livingston p. 386. Gorham bei EUiot II, 

23. Beed ebendas. IV, 286. 



ZusUnde In den Etnzelstaateo wSbreDd der Jakre 1783—1787 



Auf die Länge blieb es nicht aus, dass die einzelnen Staaten 
selbst unter der Schwäche der Centralregierung litten. 

Die Amerikaner waren aus einem Kriege getreten, welchen 
sie nur mit äusserster Anstrengung hatten zu Ende fuhren kön- 
nen, und durch denselben mit Schulden belastet; es bedurfte 
neuer Anstrengungen, um aus dieser Lage herauszukommen. 
Aber der Mangel einer Nationalregierung stand entgegen. Der 
Verfall des Handels äusserte bald auf die .andern Erlassen der 
Qesellschafb eine üble Rückwirkung. Die einheimischen Gläu- 
biger der Union erhielten weder das Kapital von etwa vier imd 
dreissig Millionen noch auch die Zinsen davon, da die auswärti- 
gen vorgezogen werden mussten; daher fielen die Bundesschuld- 
scheine bis auf ein Achtel, ja ein Zehntel des Nennwerthes. 
Privatverträge wurden nicht erfüllt, sei es, dass diese Verhält- 
nisse wirklich hinderten oder zum Vorwand genommen wurden. 
Unzufriedenheit und Missstimmung verbreitete sich durch die 
ganze Union.^ 

Zur Schwäche der Bundesgewalt kam die Schwäche der Ein- 
zelstaaten, die im allgemeinen keine Schutzwehren gegen die 
vorübergehenden Forderungen des Augenblicks in ihre Verfas- 
sungen aufgenommen hatten. In Pennsylvanien und G^rgien 
war die gesetzgebende Grewalt einer eüizigen Versammlung an- 
vertraut. In den übrigen Staaten bestanden zwar zwei Kam- 
mern, aber mit Ausnahme von Maryland, New York und Massa- 
chusetts war bei ihnen der Senat so gebildet, dass er dem andern 
durch jährliche Wahlen erneuten, die Mitglieder vielfach wech- 
selnden Hause kaum einen ernstlichen Widerstand entgegenzu- 
setzen vermochte. Die Richter erfreuten sich nicht überall der 
nothwendigen Unabhängigkeit, indem sie entweder nur auf eine 
geringe Anzahl von Jahren angestellt wurden oder ihr Gehalt 



1 Ramsay IH, 351. 353. Marshall V, 59. Life of Jay I, 250. H, 189. 



91 



alljährlich von dem Willen der L^islatur abhing. Am schwäch- 
sten aber war die Stellmig der vollziehenden Gewalt; denn als 
sich die Amerikaner ihre Verfassungen gaben, lebte die Eifersucht 
gegen die von der Krone ernannten Statthalter noch zu sehr in 
ihrer Erinnerung. Ofb waren die Grouvemeure und Präsidenten 
nur ein Theil eines Exekutivrathes. 

So besaß das demokratische Element gar zu sehr das Ueber- 
gewicht. Die Folge davon war einerseits eine grosse Wandelbar- 
keit, andererseits eine übermässige Häufung der Gesetze. Was 
man in einer Sitzungsperiode beschlossen, das widerrief man ofb 
schon in der nächsten, sei es, dass die Unzweckmässigkeit der 
Beschlüsse dazu nöthigte, sei es, dass eine andere Partei bei den 
WaMen die Mehrheit erlangt hatte. Daher mussten die Gläubi- 
ger, die von der Noth oder von dem Misstrauen gegen die Stätig- 
keit der B^erung bestimmt wurden, ihre Anweisungen zu ver- 
kaufen, selbst in den Staaten, die jährlich gewissenhaft für die 
Abtragung ihrer besondem Schulden sorgten, zehn bis sechszehn, 
ja siebenzehn Schillinge am Pfunde verlieren. Wenn auch die eine 
gesetzgebende Versammlung in ihrer Politik untadelhafb war, so 
hatte man doch dafür keine Bürgschaft, dass die folgende nicht 
einen andern Weg einschlüge. Mit dem Misstrauen gegen die Be- 
gierung kam das Misstrauen gegen Privatpersonen. Verschrei- 
bungen von Leuten, deren Zahlungsfähigkeit ausser Zweifel 
stajid, konnten ofb nur mit einem Abzug von dreissig, vierzig, 
ja fünfzig Prozent übertragen werden. Unbewegliches Eigenthum 
war kaum verkäuflich, Absatz von Waaren gegen baares Greld 
nur mit bedeutendem Verlust möglich. Viele gaben es auf durch 
Fleiss imd Sparsamkeit sich aufzuhelfen imd sahen allein in 
legislativen Massregeln Bettung. In Hoffnung und Furcht such- 
ten Gläubiger imd Schuldner bei den nächsten Wahlen den Sieg 
zu gewinnen.^ 

^ Marshall V, 87—89. Life of Hamilton U, 468. Sparks, Life of Gouv. 
Morris I, 123. Ch. Pinokney bei Elliot IV, 324. 325. Hamilton ebendas. 
II, 317. Wilson ebendas. II, 445. Madison's Papers 11, 713. Jefiferson 
bei Ebeling VII, 337. 338. Die Instabilität der amerikanischen Gesetze 



92 



Die meiste Hilfe versprach sich die Menge, die nur den 
Augenblick berücksichtigt, von unfundirtem Papiergelde; die- 
ses Wunsches Erfüllung begehrte sie daher vorzugsweise von 
ihren Vertretern. 

Von den südlichen Staaten gaben die beiden Carolinas und 
Greorgien neues Papiergeld aus. In Nord-Carolina sank es bald 
um 25, in Georgien um 80 Prozent. Süd-Carolina wollte solches 
Fallen verhindern und erliess deshalb (Jesetze, die einem Schlies- 
sen der Grerichtshöfe gleich kamen. Auch in Virginien war lange 
Zeit, wie es schien, die Rede davon ; aber hier verwarf schon das 
Unterhaus mit grosser Mehrheit eine derartige Bittschrift. In 
dem benachbarten Maryland dagegen nahm eine beträchtliche 
Anzahl von Repräsentanten den Vorschlag an, Kreditzettel im 
Betrage von 350000 Pfimd auszugeben, die in zehn Jahren ein- 
gelöst und mit sechs Prozent verzinst werden sollten. Der Senat 
verwarf nun aber einstimmig den Beschluss der andern Kammer, 
aber diese beruhigte sich hierbei keineswegs, sondern vertagte 
sich auf zwei Monate, um die Entscheidung dem Volke zu über- 
weisen, ein Weg, welcher geeignet war „grosse und vielleicht ge- 
fahrliche Spaltungen zu erzeugen" und den Senat der Freiheit 
und Unabhängigkeit zu berauben, die allein seine Nützlichkeit 
bewirken. Thomas Stone, ein Mitglied des Senats, wandte sich 
an Washington, um seinen Rat einzuholen, und dieser sprach 
sich entschieden gegen die Massregel aus. „Die Weisheit keines 
Menschen, schrieb er, kann zu dieser Zeit einen Plan ersinnen, 
durch welchen der Ejredit lange aufrecht erhalten werden würde ; 
folglich nimmt das Fallen mit der Menge des Ausgebens gleichen 
Schritt, und die Waaren, für die es ausgewechselt wird, steigen 
verhältnismässig mehr im: Preise, als der Werth des Greldes sinkt. 



erklart auch Jefiferson (II, 278) für einen ungeheuren Uebelstand, nur 
schlägt er nicht die rechten Mittel dagegen vor. An einem andern Orte 
(n, 445) sagt er: Die Exekutivgewalt in unsem Verfassungen ist nicht der 
einzige, sie ist kaum der Hauptgegenstand meiner Eifersucht. Die Tyran- 
nei der Legislaturen ist gegenwärtig die größte Furcht und wird es noch 
lange bleiben. 



So Tiefe haben dnrdi frohere Au^g^be toq ^kpieigekl geUUea, 
dJkBB memand, der es Tenneiden kann, daran röhren wird, wie 
ein Kind, das sidi Terhrannt ha;^ das Feoer furditok Die na- 
tfiriiriie Fol|ge wird sein, daas das baare GMd, w^ddieB im Lande 
bleibe alsbald TersdiloBsen wird.'' Jakob McHeniy Yerkheidigle 
den BeadiloflB des Senates in einer «genen Sdinft« B^ dea fiol« 
genden Wahlen madliien beide Parteien grosse Anstrengungen, 
nm die Mehihat zu erlangen, und die Gegner des Fapiergrides 
errangen denSieg.^ 

In New Jersey aog sidi dar Gouyein^ir Wilhelm ÜTing^don 
den HasB der Mmge zu, weil o* die Hauptuisache gewesen war, 
dasB der geselzgebaide Bath, in wdchem o* nach dw Ver&ssung 
den VcMTsitK führte, dne ahnüche Massregel des Untnfaauses 
verwar£ Laut schrie der Pöbel gegoi den Gouverneur und Ter- 
brannte sein Büdniss. New York dag^^ gab Papiergeld aus. 

I>en schlimmfltoi Weg in diesor Angel^enheit wandelte 
Rhode Island. Als das Papiergeld dieses Staates reissend sank, 
ward ein Gesetz eriassen, wdches mit dem Nam^i des blutigen 
getauft w(»rden ist. Danach sollte jeder, der sich weigerte die 
Scheine für voll anzunehmen, das erste Mal mit einer hohen 
Geldstrafe belegt werden ; auf den Wiederholungsfall stand sogar 
der Verlust der politischen Rechte. Besondere Gerichte wurden 
zur Aburtheilung derartiger Verbrechen eingesetzt, bei denen 
die Mitwirkung von Geschwomen wegfiel. Das genügte noch 
nicht. Ein Eid wurde gefordert, das Papiergeld zum Nennwerthe 
zu unterstützen. Den Beamten, die ihn innerhalb der Frist von 
zwanzig Tagen nicht leisteten, drohte Suspension. Damit aber 
auch die Folgezeit keine Aenderung bringen könnte, wurde die 
Unterzeichnung dieses Eides als nothwendige Bedingung der 
Wählbarkeit in die nächste Greneralversammlung aufgestellt und 



^ Life of Hamüton H, 363. Thaoher bei Elliot U, 144. Marshall V, 87. 
Anm. Ebeling V, 779. Washington's Writings IX, 120. nebst Anmk., 
208. 224. 226. 231. 232. und Aomk. Vielleicht ist, was hier Sparks anführt, 
aus Henrys Sohrifb. 
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jeder Mündige gezwangen ihn zu schwören, wenn er nicht seiner 
politischen Rechte verlustig gehen wollte. Das Obergericht er- 
klarte zwar das Gesetz für verfassungswidrig; alsbald aber wur- 
den die Mitglieder desselben vor die L^islatur gerufen, um ihr 
Verfahren zu rechtfertigen, und vier von ihnen abgesetzt, zum 
Zeichen, dass Willkühr und Rechtsverletzung einer unbeschränk- 
ten Versammlung eben so weit gehen könne wie der Despotismus 
einzelner Machthaber. Da den Bürgern von Connecticut nicht 
gestattet wurde, bei Schuldzahlungen in Rhode Island das Pa- 
piergeld dieses Staates zum vollen Werth anzurechnen, so verbot 
Cionnecticut zur Wiedervergeltung seinen Grerichtshöfen die An- 
nahme von Schuldklagen aus Rhode Island.^ 

Während dieser Staat eine Politik befolgte, die in der ganzen 
Union laute Missbilligung fand, brachen in den übrigen Staaten 
des Nordens Bewegungen aus, die eine allgemeine Bestürzung 
hervorriefen. Den gefahrlichsten Charakter nahmen sie in Massa- 
chusetts an; denn hier hatten sich die Ursachen gehäuft, die 
allerwegen Unbehagen und Unzufriedenheit erzeugten. 

Massachusetts verdankte seine Blüthe vorzugsweise der See- 
fischerei und dem Zwischenhandel. Noch im Jahre 1774 hatte 
der Stockfischfang allein eine Million Dollars eingetragen, 1100 
Fahrzeuge und mit Einschluss derer, welche die Waaren nach 
den verschiedenen Märkten brachten, 20000 Menschen beschäf- 
tigt. Aus dem Wallfischfang gewannen die Bewohner der un- 
fruchtbaren Insel Nantucket vor dem Kriege jährlich mehr als 
167000 Pfund Sterling, und ungefähr 2500 Seeleute auf 150 
Schiffen fanden dabei ihren Unterhalt. Auch durch den Schiffs- 
bau flössen bedeutende Summen ins Land ; im Jahre 1774 wur- 
den 70 Schiffe mit einem Gewinn von 49000 Pfund nach aus- 
wärts verkauft. Welche Veränderung trat nach einem Jahrzehnt 
hervor! Der Verlust der früheren Märkte zwang viele rüstige 
Hände zu feiern und verurtheilte eine Menge von Menschen zu 



^ Life of Hamilton n, 364. 365. Madison's Papers 1117. Ebeling H, 176. 
Vergl. Jay an J. Adams in Life of Jay 11, 192. 
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¥VLL w g iD angBvoDer Itnsae, Sduffid, die auf «merikmmsdieii Werf« 
ton geaminert waien, durften die EngUnder nidit mehr kau- 
fisn. Wilirend die britische Begienmg durch hohe PHLmieii den 
Stock- und Waüfiscfafiaig ihrer Unterthanen za hebeo sachte, 
beBiflB Nantacket 1784 nur 19 WaUfiachfahrer, und auch in dea 
ührigen Ausfuhrartikeln zeigte sich ein stai^w, vidl^cht ver- 
hütnüsmassig nii^t geringoer Aus&lL^ 

Mit den geschmakrt^i Einnahmen des V<dkes trafen unglück« 
licfaer Wdse die vermehrten Anfardorungen des Staates tu- 
«MMumwi, Denn von den gross^i Opfern, welche Massachusetts 
irahrend des Krieges für die allgemeine Sache gebracht hatte, 
war ein Tlieil auf Rechnung der Zukunft gesetzt worden. Die 
Schulden dieses Staates beliefen sich mit Einschluss dessen, was 
von der Bundesschuld auf ihn kam, auf 3,150,000 Pfund Ster« 
ling, weldie jährlich eine betrachtliche Summe zur Abtragung 
der Zinsen verlangten. Die einzelnen Ortschaften befanden sich 
durch die Lieferungen, die sie der Armee hatten machen müs- 
BNiy in einer ähnlichen Lage. Daher lasteten drückende Abgaben 
auf den Bürgern, und zwar um so mehr, da Mass€ichusetts seine 
Bundespflichten zu erfüllen suchte und bei der Abneigung gegen 
Einfuhrzölle und Accise, die damals auch bei vielen verständigen 
und ausserdem einflussreichen Männern für unrepublikanisch 
galten, zu einer Erhöhung der direkten Steuern seine Zuflucht 
zu nehmen gezwungen war. 

Zu diesen Uebeln, welche die Trennung vom Mutterlande ver- 
ursacht hatte, kamen andre, von denen die Einwohner selbst 
die Schuld trugen. In den Seestädten war Ueppigkeit eingerissen ; 
die Reichen strebten einander an Pracht zu übertreffen, die 
weniger Reichen ahmten das gefährliche Beispiel nach und Hes- 
sen von den alten Grundsätzen der Sparsamkeit und des Fleisses. 
Auf die ländliche Bevölkerung hatten die Sitten der Armee 
einen ähnlichen Einfluss ausgeübt. Als nun der Friede die Häfen 
wieder frei machte, und Waaren in unverhältnismässiger Menge 



1 Ebeling^I, 390. 391. 403. 573. Minot p. 13. Jefferson II, 394, 397. 
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über den Ocean herübergeschickt wurden, da dachten viele nicht 
sowohl an die Dürftigkeit ihrer Mittel, als an die lange Entbeh- 
rung gewohnter Genüsse; die plötzliche Wohlfeilheit lockte 
gleichfalls, und die Spekulation der europäischen Kaufleute ge- 
lang. Aber ein grosser Theil der Einwohner gerieth dadurch in 
Schulden, welche bei vielen zu den alten, schon vor dem Kriege 
gemachten hinzukamen. Zugleich ging das baare Geld aus dem 
Lande, denn man konnte England nicht mehr wie früher mit 
einheimischen Erzeugnissen bezahlen. Der Verkehr wurde ge- 
hemmt, und der unredliche Schuldner erhielt wieder einen Vor- 
wand, wenn er sich weigerte seine Verbindlichkeiten zu er- 
füllen. 

Verhältnisse dieser Art sind ganz dazu angethan, die Begriffe 
von Recht und Unrecht, von Freiheit imd Zügellosigkeit in den 
Köpfen der Menge zu verwirren und dem ehrgeizigen oder herab- 
gekommenen Demagogen willige Werkzeuge zuzuführen. 

Auch in Massachusetts wurde der Wimsch nach Papiergeld 
laut, zum Theil nach Grundsätzen, die bis dahin unerhört waren : 
es solle, damit es nicht eingelöst werden dürfe, gesetzlich in be- 
stimmten Fristen und Verhältnissen in seinem Werth fallen, bis 
es in einer festzusetzenden Zeit ganz erlösche. Die Legislatur 
verwarf aber auch jede andere Art der Ausgebimg: 1786 stimm- 
ten im Unterhause von 118 Mitgliedern nur 19 dafür. Nun wur- 
den Volksversammlimgen gehalten imd die Beschwerden aufge- 
zählt, von denen man sich gedrückt glaubte. Da der Senat meh- 
reren Beschlüssen seine Zustimmung versagt hatte, bei denen 
das Unterhaus den Volkswünschen zu viel nachgegeben, und da 
dieses wiederum der Massregel entgegengetreten war, in welcher 
die Menge den von allen Uebeln erlösenden Zauberstab erblickte; 
so wollte die Versammlung von Hatfield ersteren ganz abge- 
schafft wissen, letzteres durch eine andere Art der Vertretung 
für die Pläne des grossen Haufens willfahriger machen. Ausser- 
dem sollte diese neue Legislatur alle Beamten jährlich wählen 
imd jährlich den Gehalt derselben bestimmen, damit nirgends 
ein Widerstand zu fürchten sei. Es versteht sich, dass die Aus- 
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gebung von unfondiitem Papiergelde mit Zwangskurs unter 
diesen Forderungen nicht fehlte. Andere Versammlungen folg- 
ten, die jener ersten mehr oder weniger in ihren Verhandlungen 
glichen. Zugleich rotteten sich hier und da Volksmassen zu- 
sammen, um die Richter in der Ausübung ihres Amtes zu hin- 
dern und dadurch den Schuldnern zu helfen. In der Gra&chafb 
Berkshire erbrach man sogar die Gefängnisse und befreite die 
Grefangenen. Daniel Shays, früher Hauptmann in der amerika- 
nischen Armee und durch Verschwendung in seinen Vermögens- 
verhältnissen zerrüttet, stellte sich an die Spitze der Missver- 
gnügten und versuchte sogar die Sitzungen des Obergerichts in 
Springfileld zu stören. Dadurch kam das bei der Stadt gelegene 
wichtige Zeughaus, in welchem Waffen und Munition für den 
Bund aufbewahrt wurden, in die grösste Gefahr, und der Grou- 
vemeur von Massachusetts, Jakob Bowdoin, sah sich gezwun- 
gen, aus der abwartenden Stellung herauszutreten, in welcher 
ihn bisher die Ungewissheit gehalten hatte, ob er bei der Legis- 
latur die nöthige Unterstützung finden würde. Der General- 
major Shepard empfing nun von ihm den Auftrag mit 600 Mann 
Springfield zu besetzen. Den Kampf aber vermied Shays noch. 

Um diese Zeit trat die Generalversammlung von Massachu- 
setts zusammen, die früher als gewöhnlich einberufen worden 
war. Auch der Kongress schenkte bald den bedenklichen Zu- 
ständen von Neu-England seine Aufmerksamkeit und schickte 
den Kriegssekretär Heinrich Knox dahin, um genaue Nachrich- 
ten einzuziehen. Dieser brachte sehr beunruhigende Kunde. 
„Ihr Glaube lautet, schrieb er an Washington, dass das Eigen- 
thum der Vereinigten Staaten vor der Einziehung Englands 
durch die Gresammtanstrengungen aller beschützt worden ist 
und daher das gemeinschaftliche Eigenthum aller sein muss, imd 
wer sich diesem Glauben entgegenzustellen wagt, der ist ein 
Feind der Gerechtigkeit und Billigkeit und muss von der Ober- 
fläche der Erde weggefegt werden. Sie sind entschlossen, alle 
Schulden, öffentliche und private, zu vernichten und agrarische 
Gesetze sich zu verschaffen, was durch unfundirtes Papiergeld 
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mit Zwangskurs leicht bewerkstelligt werden könne." Die Zahl 
derselben gibt Knox mit Einschluss det Gesinnungsgenossen in 
den drei übrigen neuenglischen Staaten auf 12 — 15,000 an.^ 

Wenn schon diese verderblichen Grundsätze, jene gewalt- 
thätigen Störungen der staatlichen Ordnung den Frieden des 
Landes ernsthaft bedrohten, so wuchs doch die Gefahr nicht 
wenig durch eine andere Erscheinung, die für sich allein keinen 
so bedenklichen Charakter hatte. Alle Missvergnügten reichten 
sich die Hände, wie verschieden auch ihre Ansichten in Betreff 
von Reformen oder die Ursachen ihrer Unzufriedenheit waren. 
Solche, die eine grössere oder geringere Erweiterung der Rechte 
des Volkes, mehr oder weniger weit gehende Aenderungen der 
Verfassung wünschten, solche die grundsätzlich der Revolution 
entgegen gewesen waren imd die bestehende Verfassung als 
einen Ausfluss derselben hassten, endlich diejenigen, welche 
übertriebene Massregeln begünstigten, damit sich die Noth- 
wendigkeit herausstelle, die Demokratie zu beschränken, alle 
diese gingen nun zusammen, ein zaWreicher, buntfarbiger Haufe, 
wie einige meinten, ein Drittel der Bürger, bereit den Wider- 
stand gegen die Grerichte zu unterstützen oder wenigstens nicht 
zu bekämpfen. Ja, ein Ausschuss der Legislatur von 1787 sah 
sich genöthigt, es für keine grundlose Annahme zu erklären, 
dass eine grosse Zahl von Vertretern durch Grespräch und Hal- 
tung die Missstimmung vermehrt hätten, anstatt das Volk über 
die den Gesetzen und Beschlüssen der Generalversammlung zu 
Grunde liegenden Thatsachen und Prinzipien aufzuklären. Man 
fürchtete, dass diese Unruhen sich weiter verbreiten und einen 
allgemeinen Bürgerkrieg herbeiführen könnten, da fast in allen 
Staaten Brennstoff vorhanden war.* 

Dieser Lage der Dinge gegenüber befand sich der Kongress 
in grosser Verlegenheit. Die Bundesartikel untersagten ihm et- 
was zu thun, wozu er nicht ausdrücklich ermächtigt wäre, und 



1 Washington's Writings IX, 207. 
* Ebendas. 225. 
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über das Recht, bei Au&tänden einzuschreiten, schwi^en sie. 
Einige Mitglieder der Bundesversammlung dachten daran, Wa- 
shingtons unbegränzten Einfluss zu benutzen, indem sie sich 
der Hofi&iung überliessen, sein Erscheinen unter den Empörern 
werde vielleicht letztere zur Ordnung zurückfuhren. Aber als 
Washington durch Heinrich Lee diese Absicht erfahren hatte, 
da schrieb er ihm die inhaltsschweren Worte zurück: „Einfluss 
ist nicht Regierung.'* Er setzt hinzu: „Wir wollen eine Re- 
gierung haben, durch welche Leben, Freiheit und Eigenthum 
uns gesichert werden, oder auf einmal das Schlimmste erfah- 

ren Wenn sie gegründete Beschwerden haben, so stellt 

sie wo möglich ab oder sprecht es aus, dass ihr es nicht sogleich 
thun könnt, indem ihr zugleich die Gerechtigkeit derselben an- 
erkennt. Wenn sie dergleichen nicht haben, so gebraucht auf 
einmal gegen sie die Mittel, welche der Regierung zu Gebote 
stehen. Wenn diese nicht ausreichen, dann werden alle die Ueber- 
zeugung gewinnen, dass das Gebäude schlecht ist imd der Unter- 
stützung bedarf. Mehr blossgestellt in den Augen der Welt, fügt 
er schmerzvoll hinzu, imd verächtlicher zu sein, als wir es be- 
reits sind, ist kaum möglich."^ 

In einer geheimen Sitzung erstattete dem Kongress ein Aus- 
schuss über diese Vorgänge Bericht und sprach darin die An- 
sicht aus, dass der Bund sich rüsten müsse, um nöthigenfalls 
zur Herstellung der gesetzlichen Grewalt in Massachusetts und 
zur Beschützung des Zeughauses in Springfield Hilfe leisten zu 
können; daher empfahl er die unverzügliche Aushebung von 
Truppen. Demselben Ausschuss, war auch ein Schreiben des 
Kriegssekretärs überwiesen worden, welches von feindlichen 
Bewegungen der Indianer im westlichen Grebiete Meldung that. 
Letzteren Umstand benutzend, beantragte der Ausschuss in 
einem öffentlichen Bericht, 1350 Mann aufzubieten, dem An- 
scheine nach gegen die Indianer, m Wahrheit aber gegen die 
Aufständischen. 



^ Ebendas. 204. 
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Während der Kongress, diesen Vorschlägen folgend, eine nicht 
eben ehrenvolle, wenn auch erklärliche Politik einschlug, billligte 
die Legislatur von Massachusetts zwar die Massregeln, welche 
der Grouvemeur zum Schutze Springfields getroffen hatte; da- 
gegen war die Mehrheit noch nicht geneigt, die Habeas-corpus- 
Akte ausser Kraft zu setzen, bis neue Schritte der Missvergnüg- 
ten sie dazu zwangen. Sie kündigte nun weiter an, dass die Ruhe- 
störer vor Gericht gestellt werden sollten, aber den Reuigen bot 
sie Verzeihung. Zu gleicher Zeit legte sie in einer Ansprache an 
das Volk ausführlich Rechenschaft ab über ihre bisherige Politik 
und die Verwaltung der öffentlichen Gelder. Die umfangreiche 
Schrift wurde von den Kanzeln verlesen, in allen Zeitungen ab- 
gedruckt; aber sie blieb unbeachtet. Kaum einer machte von 
der angetragenen Straflosigkeit Gebrauch, damit die Grösse des 
Uebels recht offenbar werde. Die Aufständischen erblickten in 
der Milde der Regierung nicht Wirkungen der Menschlichkeit, 
sondern Zeichen der Furcht und Schwäche, nahmen die Auf- 
hebung der Habeas-corpus-Akte und ähnliche Massregeln unter 
die Beschwerden des Volkes auf, welchen edlen Namen sie, wie 
es zu geschehen pflegt, auf sich allein bezogen, und fahren fort, 
die Gerichtssitzungen zu hindern, so dass nichts übrig blieb, als 
mit den Waffen in der Hand dem ruchlosen Treiben ein Ende 
zu machen. Dazu entschloss sich endlich der Grouvemeur mit 
Zustimmung seines Rathes ; 4400 Mann wurden aufgeboten und 
unter den Befehl des alten Grenerals Lincoln gestellt, den militä- 
rischer Ruf und Herzensgüte für eine solche Aufgabe besonders 
geeignet machten. 

Weil aber die Staatskasse nicht ausreichte und die Legislatur 
nicht mehr versammelt war, so schössen die verfassungstreuen 
Bewohner Bostons die nöthigen Summen vor. Lincoln und 
Shepard dämpften den Aufruhr mit unbedeutendem Verluste. 
Siebenhundert neunzig Schuldige erhielten Verzeihung, wurden 
aber auf drei Jahre ihrer politischen Rechte beraubt ; vierzehn 
wurden zum Tode verurtheilt, aber nach und nach begnadigt. 
Die beiden Anführer Shays und Parsons waren nach Kanada 
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entflohen. So noi^ giuibte sidi jedoch die Regiemng sicher, 
dasB sie bis in den September des Jahres 17^ adithundeit Mann 
ICÜK unterhielt, <Jine die EinwilKgung des Kongresses den Bon« 
dfisaitikdn gonäss nadigesadit zu habm.^ 

In New Hampshire war es ^eichfüls zu Unroh^i glommen« 
Am 20. September 1786 umschlossen in Ex^or etwa viahnndoti 
bewaffiiete FSerscMirai das Gebäude» in wdchem die LandesTor- 
tretong tagte» um die Ausgabe von Faperg^ xu «vwing^« 
Glücklicherweise ließ sich die V^sammlung nicht einschüch« 
tem. Sullivan, der Präsident des Staates und Senates, benahm 
sich mit Muth und Festigkeit, die Bewohne der Stadt eilten xu 
Hilfe, und dem verbrecherischen Versuche wurde dadurch 
schnell ein Ziel gesetzt.* Auch Connecticut yerfuhr mit Ent- 
schiedenheit. Auf die Nachricht, dass gewisse Leute das Volk 
au&uwi^eln suchten, befahl die Legislatur, sie festzunehmen 
und im Nothfalle die Miliz au&ubieten. \^klich wurden auch 
die Unruhstifter ergriffen und ins Gefangniss geworfm, und 
dieses rasche Handeln beugte weiteren Erschütterungen vor. 
Rhode Island aber benahm sich auch bei dieser Gelegenheit 
seiner würdig. Als im Unterhause der Antrag gestellt worden 
war, die Häupter des Aufruhrs von Massachusetts zu verhaften, 
wenn sie auf das Grebiet von Rhode Island herüberkämen, ver- 
warf denselben eine grosse Mehrheit.' 

Der Eindruck, den diese traurigen Ereignisse machten, war 
bedeutend. Mit der „tiefsten und lebendigsten Bekümmerniss** 
las Washington die unerfreulichen Berichte, mit „ausserordent- 
licher Aengstlichkeit" verlangte er den Ausgang der militä- 
rischen Operationen zu erfahren. Madison hielt die Sache der 
Amerikaner für verzweifelt, wenn die Lehren vergeblich wären, 

^ Minot, the history of the Insurrection ia Massachusetts in the year 
1786 and the rebellion consequent thereon. Marshall V, 111 — 123. Pitkin 
n, 220. 221. 

* Marshall V, 111. Anmerk. Minot p. 47. Sparks, Amerioan Biogra- 
phy Xin, 163 fiF. 

s Minot, 153. 162. 
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welche jene Vorfalle predigten. „Es ist Zeit für unser Volk, 
schrieb Jay, dem Regierung ohne Freiheit ein Fluch, Freiheit 
ohne Regierung keineswegs ein Segen zu sein schien, genauer, 
a»ls es geschieht, zwischen Freiheit und Zügellosigkeit zu unter- 
scheiden/' Ja, manche bedeutende Persönlichkeiten, besonders 
in Neu-England, standen im Verdacht, sich nun der monarchi- 
schen Regierungsform zuzuneigen. Andere dachten an eine Thei- 
lung der Union in zwei oder drei Bünde. Im ganzen aber wurden 
die Freunde einer starkem republikanischen Verfassung durch 
jene Auftritte vermehrt.^ 

Es mag hier der rechte Ort sein, der Darstellung der allge- 
meinen und besonderen Verhältnisse der Union zum Schluss 
einige zusammenfassende Urtheile hervorragender Staatsmänner 
aus dieser Zeit hinzuzufügen, welche den Eindruck abspiegeln, 
den die geschilderten Ereignisse auf sie machten. 

„Der Ruf Amerikas ist in Europa nicht von der Art, schrieb 
der demokratische Je£Person, dass er für seine Bürger schmeichel- 
haft wäre . . . Man sollte immer bedenken, dass Beschimpfung 
und Krieg die Folgen eines Mangels an Achtbarkeit im National- 
charakter sind. So lange die Staaten jeder für sich die Befugnisse 
ausüben, welche die auswärtigen Nationen betreffen, so lange 
werden Unregelmässigkeiten vorkommen, von dem einen oder 
andern von ihnen begangen, die ims fortwährend auf einem 
schlechten Fusse mit den auswärtigen Nationen halten werden." 
„Man kann mit Recht von ims sagen, ruft der feurige Hamilton 
aus, dass wir fast die letzte Stufe nationaler Erniedrigung er- 
reicht haben. Alles, was den Stolz eines Volkes verwunden oder 
seinen Charakter herabwürdigen kann, haben wir erfahren." 
Der ruhigere Madison äussert sich nicht minder schneidend. 
„Amerika iSndet, sagt er, dass es in keiner Achtung bei seinen 
Freunden steht, dass es der Spott seiner Feinde und für jede 
Nation eine Beute ist, die ein Interesse daran hat, auf seine 



1 Washington's Writings IX, 221. 228. 208. Anmk. Life of Jay 11, 
193. Madison's Papers 620. 713. 714. The Federalist No. 1 und 2. 
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schwankenden Bäthe und auf den verwirrten Zustand seiner 
Angel^enheiten zu spekulieren.** „Vergeblich ist es, schreibt 
der edle Washington seinem Freunde Lafayette, Achtung vom 
Auslande oder Ruhe zu Hause zu erwarten, vergeblich ist es, 
über die Vorenthaltung unserer westlichen Posten zu murren 
oder über die Beschränkung unseres Handels ims zu beklagen; 
vergeblich sind alle Versuche, die Zinsen für auswärtige An- 
leihen zu bezahlen oder die Ansprüche der fremden Offiziere zu 
befriedigen, eine Unterlassimg, die eine schwere Anklage unsers 
Nationalcharakters bildet, und den Grefühlen eines jeden wehe 
thut, der diesem Lande wohl will, innerhalb und außerhalb des- 
selben; vergeblich ist es, von Bestrafung der Algierer oder da- 
von zu reden, dass ims in irgend einer anderen Beziehung zu 
unserm Rechte verholfen werde, bis die Weisheit und Kraft der 
Union mehr vereinigt und besser verwendet werden kann."^ 



1 Jefferson I, 435. 443. The Federalist No. 15 und 62. Washington's 
Writings IX. 263. 



ZWEITES BUCH 



VorscUage zo einer Reform der Bondesartikel 

Der geschilderten Lage der Dinge gegenüber hatten sich die 
Amerikaner in zwei große Parteien getheilt. Die eine sah in der 
starken Ausdehnung des Landes und in der Verschiedenheit der 
Sitten und gesellschaftlichen Verhältnisse der einzelnen Staaten 
unübersteigliche Hindemisse für eine engere Union, welche sie 
eben so sehr fürchtete, wie eine Trennung. Sie behauptete, dass 
eine einzige Regierung die besonderen Literessen der Bundes- 
glieder nicht gut wahrnehmen könnte, ohne mit einer großem 
Grewalt bekleidet zu werden, als sich mit der öffentlichen Mei- 
nung vertrüge. Zu den Vertheidigem dieser Auffassung der 
Dinge gesellten sich alle diejenigen, welche die Schuldner mit 
äußerster Nachsicht betrachteten und allen strengen Massregeln 
gegen dieselben abhold waren. Li vielen Staaten bildeten sie die 
Mehrheit, in allen waren sie mächtig. Wo sie ans Ruder kamen, 
da erfolgte die Ausgebung von Papiergeld mit Zwangskurs, Auf- 
schub des gerichtlichen Verfahrens imd der Steuererhebung; wo 
sie mit ihren Massregehi nicht durchdrangen, waren sie wenig- 
stens so stark, dass sie die Hofhung nicht aufgaben, ja bei den 
jährlich erneuten Wahlen nicht einmal in weite Feme rücken 
durften. Je mehr sie im eigenen Staate die Verwirklichung ihrer 
Bestrebungen erwarten konnten, desto fester klammerten sie 
sich an die Sondersouveränität, betrachteten alle Rechte des 
Kongresses mit eifersüchtigem Auge und stimmten gegen jede 
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Erweiterung seiner Befugnisse. Die Führer dieser Partei waren 
zum Theil Männer, die auf den kleineren Bühnen grosse Rollen 
spielten und von einer Nationalregierung eine Schmälerung ihrer 
persönlichen Bedeutung fürchteten. Sie benutzten daher jene 
Ansichten, diese Bestrebungen und die lokalen Vorurtheile, 
welche die Bürger der einzelnen Staaten noch von früher her 
trennten, um ihre selbstsüchtigen Zwecke dahinter zu verber- 
gen und desto gewisser zu erreichen. 

Im andern Lager sammelten sich diejenigen, welche die Ver- 
letzung von öflfentlichen und Privatverträgen als ungerecht und 
impolitisch verdammten imd das Elend der Einzelnen durch 
Fleiss und Sparsamkeit, nicht durch schla£fe Handhabung der 
Gesetze oder durch Aufopferung der Rechte anderer gehoben 
wissen wollten. Sie waren Freunde einer regelmässigen, unnach- 
sichtigen Rechtspflege und einer solchen Besteuerung, welche 
dem Staate die Erfüllung seiner Verbindlichkeiten gestattete. 
Mit wenigen Ausnahmen waren sie für eine stärkere Central- 
regienmg, und hierin hatten sie fast alle Offiziere der entlassenen 
Armee zu (Genossen, deren Lokalvorurtheile durch den langen 
Verkehr unter einander geschwächt worden waren, und die 
bitter genug die Unzulänglichkeit der bestehenden Bundesver- 
fassung erfahren hatten.^ 

An die Spitze dieser Partei traten die Männer, welche über 
die Sonderinteressen der einzelnen Staaten hinaussahen, ein 
Nationalbewusstsein in sich trugen und nicht blos ein freies, 
sondern auch ein mächtiges und vom Auslande geachtetes Vater- 
land wünschten, die Washington, Jay, Madison, Knox, Hamil- 
ton, Morris, Wilson u.s.w. Mit banger Sorge betrachteten diese 
„Kontinentalpolitiker'', wie man sie nannte, die drohende Lage 
der Dinge, bewachten aufmerksam die öffentliche Meinung und 
theilten einander jeden Umschwung in derselben mit, jede Aus- 
sicht auf bessere Zustände, die sich in ihrem engem Vaterlande 
zeigte, jeden Vorgang, der diese HoiBhung wieder zu vernichten 



1 Marshall V, 33. 85. 86. Tuoker I, 308, 309. 




schien. Sie erkannten das Uebel und wussten wohl auch das Heil- 
mittel; aber sie konnten den Widerstand nicht hinwegräumen, 
welchen die alten Gewohnheiten, die Lokalinteressen, die Eifer- 
sucht der Staaten und die demokratischen Vorurtheile der Er- 
richtimg einer starkem Gesammtregierung entgegensetzten. 

Den Mittelpunkt dieser Partei bildete Washington. Sobald 
der Zweck des Krieges erreicht war, hatte er in der alten Römer 
Weise das siegreiche Schwert aus der Hand gelegt und war zu 
den friedlichen Beschäftigungen des Ackerbaues auf seinen 
Landsitz Mount Vernon zurückgekehrt, ohne von dem weiteren 
Vaterlande die Augen abzuwenden, Aufs tiefste bekümmerte 
ihn der Zustand der öffentlichen Angelegenheiten, wie seine 
Briefe aus jener Zeit darthun, Denkmäler der klarsten politi- 
schen Einsicht, der wärmsten Vaterlandsliebe, der reinsten und 
edelsten Gesinnungen; bisweilen steigert sich in ihnen der Ton 
zu einer Bitterkeit und Schärfe, die bei der Besonnenheit des 
Mannes ein schwer wiegendes Zeugniss von der Grösse des Uebela 
geben. „Ihre Ansicht, schrieb er am ersten August 1786 an Jay, 
dass unsere Angelegenheiten einer Krisis entgegeneilen, stimmt 
mit meiner eigenen überein. Was der Ausgang sein wird, das 
geht auch über meine Voraussicht. Wir haben Iirthumer zu ver- 
bessern; wir haben wahrscheinlich eine zu gute Meinung von 
der menschlichen Natur gehabt, als wii" unsern Bund schlössen. 
Erfahrung hat uns gelehrt, daaa die Menschen Maasregeln, die 
für ihr eigenes Glück am besten berechnet sind, ohne Da- 
zwischenkunft einer zwingenden Gewalt nicht annehmen und 
ausführen. Ich kann mir nicht denken, dass wir als Nation lange 
bestehen können, ohne eine Macht einzusetzen, welche sich 
durch die ganze Union mit derselben Energie geltend macht, 
wie die Autorität der Einzelregierungen in den verschiedenen 
Staaten. Die Furcht, den Kongress in seiner gegenwärtigen Zu- 
sammensetzung mit ausreichender Macht für Nationalzwecke 
auszustatten, erscheint mir als der Gipfel demokratischen Un- 
verstandes und Unsinns . . . Requisitionen sind vollkommen 
nichtig, wenn dreizehn souveräne, unabhängige und unverbun- 



110 



dene Staaten gewohnt sind, sie zu prüfen und nach ihrem 
Belieben zu verweigern. Requisitionen sind gegenwärtig wenig 
mehr a»ls ein Scherz und Sprüchwort im ganzen Lande. Wenn ihr 
den Legislaturen erzählt, sie hätten den Friedensvertrag ver- 
letzt und die Vorrechte des Bundes angetastet, so werden sie 
euch ins Gresicht lachen . . . Was für erstaunliche Veränderun- 
gen können wenige Jahre hervorbringen. Man hat mir erzählt, 
dass selbst achtbare Männer von einer monarchischen Begie- 
rungsform ohne Schauder reden. Vom Denken kommt das Spre- 
chen, von hier ist ofb nur ein einziger Schritt zum Handeln. Aber 
wie unwiderruflich und entsetzlich ist dieses ! Was für ein Triumph 
für unsere Feinde, wenn ihre Weissagungen sich erfüllen! Was 
für ein Triumph für die Sachwalter des Despotismus, wenn sie 
finden, dass wir unfähig sind, uns selbst zu regieren, und dass 
Systeme, die auf der Gnmdlage gleicher Freiheit errichtet wor- 
den, blos ideal und trügerisch sind!"^ 

Aber es verzweifelten diese Männer nicht. „Es ist wahr, 
schrieb 6. Morris am 10. Januar 1784 an Jay, dass der Greneral- 
regienmg Energie mangelt, imd eben so wahr ist es, dass dieser 
Mangel zuletzt abgestellt werden wird. Nationalsinn ist die na- 
türliche Frucht einer nationalen Existenz, und wenn auch ein 
Theil der gegenwärtigen Generation noch koloniale Meinungs- 
verschiedenheiten hegt, so wird diese (Jeneration wegsterben 
und einem. Greschlechte von Amerikanern Platz machen . . . 
Bittet nicht die Briten, ihre thörichten Handelsbeschränkungen 
aufzuheben. So lange die jetzige Begulirung besteht, bringt sie 
ims mehr politischen Vortheil, als sie möglicher Weise kommer- 
ziellen Schaden zufügen kann.'' Jay theilte diese Ansicht. „Der 
Kaufmannsstand unseres Volkes, schrieb er im Juli 1785 an 
Lafayette, fühlt die Einschränkungen, die auf imsem Handel 
gelegt sind, empfindlich und hoflft vom Kongress Abhilfe. Gutes 
wird aus dem Uebel hervorgehen; diese Unzufidedenheit nährt 
bundes&eundliche Ideen. In dem Grade, wie der Handel sich 
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vermindert, muss der Ackerbau leiden, und hierdurch wird es 
kommen, dasa unsere Grundbesitzer eben so begierig sein wer- 
den, die Rechte des Kongresses zu vermehren, wie es unsere 
Kaufleute jetzt sind. Alle Beschränkungen, Ausschliessungen 
und urmachbarlicben Verordnungen des Auslandes werden dazu 
dienen, uns zusammenzupressen und die Bande unserer Union 
zu kräftigen." „Dasa wir uns wieder erholen, schreibt er ein 
andermal an Washington, der mit ihm dasselbe unerschütter- 
liche Vertrauen bei allen Stürmen bewahrte, und dass die Dinge 
wieder gut gehen werden, daran zweifle ich nicht. Solch eine 
Mannigfaltigkeit von Umstanden würde sich nicht fast wunder- 
bar vereinigt haben, um uns für vorübergehende und unwichtige 
Zwecke zu befreien und zu einer Nation zu machen. Ich glaube 
darum, dass wir noch ein grosses und achtungswerthes Volk 
werden, aber wann oder wie, das kann nur der Geist der Weia- 
sagimg erkennen."* 

Eine besondere Erwähnung verdient hier ein Mann, der nicht 
nur frühzeitig mit Scharfsinn die Gebrechen erkannte und aus- 
führlich darlegte, sondern auch zuerst den Weg angab, auf 
welchem man zu einer Reform gelangen könnte. 

Alesander Hamilton stauimte aus Schottland; sein Vater, 
ein Kaufmann, war nach Westindien übergesiedelt und hatte 
sich dort mit der Tochter eines Hugenotten verbeiratbet, wel- 
cher nach der Aufhebung des Ediktes von Nantes gleichfalls 
dabin ausgewandert war. Zwölf Jahre alt kam Hamilton in daa 
Komptoir eines reichen Kaufmanna in Santa Cruz und gewann 
sehr bald dessen Vertrauen. Die Beschreibung eines schreck- 
lichen Orkans, welcher die Leewardsinaeln verbeert hatte, in den 
Blättern einer Nacbbarinsel erregte drei Jahre apäter die allge- 
meinste Aufmerksamkeit. Der Statthalter von Santa Cruz und 
mehrere andere angesehene Männer bemühten sich, den Verfas- 
ser zu entdecken, und fanden ihn in Hamilton, für seine Zukunft 
ein entscheidendes Ereigniss ; denn er ward um seine Wünsche 
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gefragt und zur Vollendung seiner Studien nach New York ge- 
schickt. So kam er in das Land, welches der Schauplatz seines 
Ruhmes werden sollte. Als bald darauf die amerikanische Re- 
volution ausbrach, nahm er sogleich thätigen Antheil, indem er 
seine Mussestunden dazu verwendete, die Sache der Amerikaner 
durch die Presse zu vertheidigen. Viele wollten es nicht glauben, 
dass jene Beiträge von einem achtzehnjährigen Jünglinge her- 
rührten, und schrieben sie Wilhelm Livingston und Jay zu. Als 
endlich die Kolonien zu gewaiBhetem Widerstände schritten, 
trat Hamilton in ein Freiwilligenkorps und zeichnete sich hier 
durch Unerschrockenheit und zugleich bei Volksbewegungen 
durch jene liebe zur Ordnung, durch jene Achtung vor dem 
Gesetz aus, die ihm durch sein ganzes Leben geblieben sind. Im 
Mai 1776 ward er Artilleriehauptmann. „Seine Kompagnie, er- 
zählt ein Freund, des Einmarsches in Princeton sich erinnernd, 
war ein Muster von Disziplin; an ihrer Spitze stand ein Knabe, 
und ich wunderte mich über seine Jugend, doch wie gross war 
mein Erstaunen, als er mir als jener Hamilton bezeichnet wurde, 
von dem wir schon so viel gehört hätten." Später ward er Oberst- 
lieutenant und Adjutant Washingtons, dessen Freimdschaft er 
gewann. Es zeugt von seiner Unermüdlichkeit, dass er auch im 
Lager seine weitere Ausbildung nicht vernachlässigte, sondern 
sich viel mit Politik und Finanzwissenschaft beschäftigte ; imd 
kaum hatte er 1782 die militärische Laufbahn verlassen, da gab 
er sich aufs eifrigste der Rechtsgelehrsamkeit hin und erhielt 
noch in demselben Jahre die Erlaubniss zur Praxis. 

Anhaltend imd tief verweilte sein umfassender Geist bei der 
Betrachtung der öffentlichen Zustände, bei der Aufsuchung und 
Erforschung der Heilmittel gegen Irrthümer imd Missbräuche, 
die täglich sichtbarer wurden. Im Jahre 1779 schickte er, noch 
ohne sich zu nennen, ein Schreiben an den Kongressabgeord- 
neten Robert Morris aus Pennsylvanien, der nachmals Super- 
intendant der Finanzen ward, und theilte diesem Manne die 
Ergebnisse seines Nachdenkens mit. Noch beschränkte er sich 
auf das Feld des Bundeshaushaltes, aber indem er seine Rath- 
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erklärte Hamiltan adian, sie soen mangdhaft nnd müsstei ge- 
indert werden. Sie taugen, spradi er, ireder für den Krieg, noch 
für den Friedai. Die Idee einer mibeschranktoi SouTeranitat 
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heiten der Armee; sie scdltoi damit nichts zu thun hab^i. Die 
ganze Organisation der Streitkräfte und die Verfugung über die- 
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ferner das Becht über den Gddbeutel gar zu sehr unter die Ge- 
walt der Staatenl^islaturen. 

Dann beklagt Hamilton sowohl den Mangel an System und 
Energie in der damaligen Verwaltung durch Ausschüsse und 
Kollegien a»ls die Gebrechen in Bezug auf die Armee. 

Zu den Heilmitteln übergehend schlägt er zwei Wege vor. 
Erstlich könne der Kongress die Rechte wieder an sich nehmen 
und zuversichtlich ausüben, die ihm nach Hamiltons Ansicht 
ursprünglich zugedacht gewesen, oder er könne die Folgen aus- 
einandersetzen, welche für die fernere Führung des Krieges aus 
jenen Mängeln erwüchsen, und einen Konvent aller Staaten be- 
rufen, dessen Mitglieder die Vollmacht hätte»- ^ »^ Union eine 
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neue Bundesverfassung endgiltig zu geben. Von dem ersten Plan 
erwartet Hamilton selbst nicht viel, da die Kongressabgeord- 
neten im allgemeinen jenen Schritt für zu kühn halten würden, 
und da die bisherige Praxis zu sehr der Ansicht entsprochen 
hätte, dass die Rechte des Kongresses einer Erweiterung be- 
dürften. Daher legt Hamilton allen Nachdruck auf den zweiten 
Vorschlag. „Ein Konvent, sagt er, kann über eine Verfassimg 
sich einigen, die einzelnen Staaten werden es schwerlich jemals 
thun." Vorher sollten gute und fassliche, die Ansichten des Kon- 
gresses aussprechende Schriften die Gemüther auf die Reform 
vorbereiten und dem Werke des Konventes bei den Einzel- 
staaten imd dem Volke Eingang verschaffen. 

In Bezug auf die Rechte der neuen Bundesregierung bemerkt 
Hamilton, was sich auf Leib imd Leben beziehe, und die Er- 
hebung direkter Steuern müssten den Staaten verbleiben; was 
Krieg und Frieden, Handel und auswärtige Angelegenheiten be- 
treflfe, das gehöre der Centralregienmg mit unumschränkter 
Machtvollkommenheit. Ebenso müsste diese ihre eigenen Ein- 
nahmequellen haben : den Ertrag aus den Handelszöllen und aus 
den noch unverliehenen Ländereien, die mit Ausnahme der 
Jurisdiktion über sie ganz oder theilweise dem Kongress abge- 
treten werden sollten, dann eine ergiebige und leicht zu erhe- 
bende Steuer, etwa eine Grund- oder Kopfsteuer oder derglei- 
chen. Zum Kriege rechnet Hamilton die Armee und Flotte, die 
er der Verfügung der Staaten ganz und gar entzogen wissen 
will, die Anlegung von Festungen, Zeughäusern, Magazinen 
u. s. w.^ 

Von einer neuen Organisation der Bundesregierung ist mit 
Ausnahme jenes wiederholten Vorschlags hinsichtlich der Er- 
richtung besonderer Ministerien nicht die Rede. Im übrigen 
zeichnet sich das Schreiben diurch Schärfe der Beobachtung, 
Kenntniss der Thatsachen und Zweckmässigkeit der Vorschläge 

^ Hamilton's ofßcial and other letters p. 428 £f., in dem ersten und lei- 
der einzigen Bande; auch in Hamilton's life by bis son (I, 284ff.), welches 
Werk bis jetzt gleichfalls unvollendet gebUeben ist. 
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aus, welche angebomes Talent, eifriges Studium, die glückliche 
Stellung und der vertraute Umgang mit dem einsichtigen Ober- 
befehlshaber ihm gegeben hatten, und ist ein werthvolles Blatt 
in dem unverwelklichen Kranze, der Hamiltons imsterbliches 
Haupt schmückt. 

Zunächst hatten zwar diese Rathschläge keine weiteren Fol- 
gen, a»ls dass sie Duane seinen Freunden im Kongress zu ernst- 
licher Erwägung mittheilte; auch trat im folgenden Jahre die 
Umgestaltimg in Bezug auf die Exekutiv-Departements ein, 
welche Hamilton angegeben hatte, ja zwei derselben wurden mit 
den Männern besetzt, die in jenem Schreiben vorgeschlagen 
waren. Aber Hamilton ging von dem Gredanken nicht ab, den 
er dort ausgesprochen, sondern bemühte sich, demselben diurch 
die Presse Anhänger zu verschaflfen. In den Jahren 1781 und 
1782 schrieb er nämlich eine Reihe von Aufsätzen unter dem 
Titel: „der Kontinentalist", in denen er dieselben Gegenstände 
behandelte: die Fehler der bestehenden Bundesverfassung, die 
Rechte, mit denen der Kongress nothwendig bekleidet werden 
müsse. Während 1781 ein Vorschlag im Kongress gemacht wor- 
den war, letzterer solle die Land- und Seemacht gegen einen 
Staat gebrauchen dürfen, der seine Bundespflichten nicht er- 
fülle, verwarf Hamilton jeden Zwang durch Waffengewalt, der 
nur zu einem Kriege zwischen verschiedenen Theilen der Union 
führen könnte, ein Gedanke, welcher später im Konvent von 
Philadelphia von anderer Seite her geltend gemacht ward und 
bald die Mehrheit für sich gewann. Einem losen Bunde kleiner 
Staaten, die unter einander uneins sind, keine entschiedene 
Richtung haben und durch ihre Zwietracht in den Augen an- 
derer Nationen schwach und unbedeutend erscheinen, stellt 
Hamilton die Aussicht auf eine große Bundesrepublik gegen- 
über, die, für die gemeinschafblichen Interessen eng verbunden, 
ruhig und glücklich im Innern, geachtet im Ausland ist. „Glück- 
liches Amerika, ruft er aus, wenn die, denen du die Hut deiner 
Kindheit anvertraut hast, für deine Ruhe zu sorgen verstehen, 
elendes imd verlornes dagegen, wenn ihre Nachlässigkeit oder 
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Unwissenheit dem Geiste der Zwietracht erlaubt, sein Banner 
auf den Trümmern deiner Rnhe zn erheb«! f*^ 

Auch schimi es, als wenn seine Bemühungen nicht erfolglos 
bleiben würdmi. Im Sommer 1782 beantragte der General Schuy- 
1er, sein Schwi^enrater, im Senat von New York, dass dieser 
Staat dem Kongress und drai übrigen Unions^edem den Vor- 
schlag empfehlen soUte zur Durchsicht und Verbesserung der 
mangelhaften Bundesverfassung einen Generalkonymit zusam- 
mentreten zu lassen. Nur war das Zugestandniss gemacht, dass 
die Beschlüsse dieser Versammlung die Genehmigung der ein- 
zelnen Staaten erhalten haben müssten, um gesetzliche Krafb 
zu erlangen. Einstimmig nahmmi beide Häuser den Vorschlag 
an, und zugleich ward Hamilton zum Kongressabgeordneten 
gewählt. Aber üi dem Schreiben, in welchem er dieses Ereigniss 
dem Superintendanten der Finanzen, Robert Morris, meldete, 
sprach er selbst schon den Zweifel aus, ob die andern Staaten 
darauf eingehen würden; und er hatte sich nicht getäuscht. Er 
kündigte wohl einmal gelegentlich im Kongress seine Absicht 
an, dem Willen seiner Wähler entsprechend, die Berufung eines 
G^neralkonventes zu verlangen, er arbeitete auch einen dahin 
gehenden Vorschlag aus, liess ihn aber, wie er auf demselben be- 
merkt hat, aus Mangel an Unterstützimg fallen.* 

Mittlerweile war die Losung eines Generalkonventes auch von 
einer anderen Seite her gegeben worden. In einer Flugschrift, 
die im Mai 1781 am Sitze des Kongresses herauskam, empfahl 
Pelatiah Webster wie Hamilton imter andern Massregeln zur 
Verbesserung der finanziellen Lage des Bundes eine National- 
bank, ausserdem sprach er sich gleichfalls dahin aus, dass der 
Kongress ziu: Erfüllung seiner Pflicht nicht genug Macht be- 
sitze, weshalb ein Kontinentalkonvent ziu: Umgestaltimg der 
Bundesverfassung berufen werden müsse. Diese Idee gewann 

^ Life of ELamilton I, 369 ff. Viele Nammem des Kontinentalisten sind 
verloren gegangen. 

« Life of Hamilton I, 405—407; II, 230—237. Madison's Papers 1, 
429; n, 407. 
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allmählich an Anhängern; am 26. November 1784 schrieb der 
Kongresspräsident Richard Heinrich Lee an Madison, dass viele 
Kongressmitglieder einen solchen Schritt für nothwendig hiel- 
ten. Zu derselben Zeit, im Winter 1784/85, suchte Noah Webster, 
wie Hamilton im Kontinentalisten gethan, in einer Broschüre 
die Nothwendigkeit einer gänzlichen Umänderung der Bundes- 
verfassung und der Errichtung eines Systems zu zeigen, welches 
die Bundesregierung nicht mit den Staaten, sondern mit den 
einzelnen Bürgern in Beziehung bringe und sie in den Stand 
setze, ihren Anordnungen Geltung zu verschaffen. Ja, im Jahre 
1785 folgte dem Beispiele New Yorks ein anderer Staat. Durch 
den Gouverneur Jakob Bowdoin dazu aufgefordert, erwog die 
Generalversammlung von Massachusetts die Zweckmäßigkeit 
eines Generalkonvents und nahm einen Beschluss an, durch 
welchen der Kongress angegangen ward, ein solches Zusammen- 
treten von Abgeordneten aller Staaten zu empfehlen. Aber die 
Vertreter von Massachusetts beim Kongress, Gerry, Holten imd 
King, waren anderer Ansicht. Anstatt daher ihren Auftrag aus- 
zuführen, zählten sie in einem Rückschreiben ihre Einwendun- 
gen und Bedenken auf, voranstellend, dass viele einen solchen 
Schritt für vorzeitig hielten, da die Staaten die Bimdesartikel 
durch die Erfahnmg noch nicht genug geprüft hätten. Beson- 
ders bemerkenswerth ist aber die Befürchtung, welche jene 
Männer aussprachen, dass eine solche Umänderung zu Gimsten 
einer aristokratischen Regierungsform ausfallen werde. „Dem 
Kongress mehr Macht, sagen sie, ruft man von allen Seiten, vor- 
züglich aber thun es diejenigen, deren Absichten, nicht be- 
sc^iränkt auf eine Verfassung, welche die Glückseligkeit des 
Volks am besten befördere, nach einer solchen gehn, die einträg- 
liche militärische und Civilämter gewähren wird. Solch eine Ver- 
fassung ist eine Aristokratie, die ein stehendes Heer und ein 
zahlreiches Gefolge von Pensionirten und Beamten zur Unter- 
stützung ihrer ausgedehnten Verwaltung erfordern würde." Zu- 
letzt erklärten sich jene drei Männer bereit, wenn die Legislatur 
ihren ersten Beschluss aufrecht halte, denselben dem Kongress 
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unverzüglich vorzulegen. Allein die Bedenken, welche sie aufge- 
worfen hatten, erschienen der Legislatur gewichtiger, als die 
Enderklärung, und am 25. November 1786 wurde der Auftrag 
zurückgenommen.^ 

So waren sowohl die Reformversuche des Kongresses, als die 
Bemühungen einzelner Männer imd Staaten firuchtlos geblieben. 
Aber die Idee eines Generalkonventes zur Durchsicht der Bim- 
desakte war ausgesprochen imd hatte sich eines Theiles der Grei- 
ster bemächtigt ; sie konnte zurückgedrängt werden, aber sie er- 
hielt sich,^ und indem sie sich an das fühlbarste Bedürfnis an- 
schloss, suchte sie Schritt vor Schritt Boden zu gewinnen und 
sich in die Wirklichkeit einzuführen. 

Dieses Bedürfniss war eine einheitliche Leitung des Handels. 
Zwar hatte schon der Kongress, wie erwähnt worden, dem 
Gegenstand ernstlich seine Aufmerksamkeit geschenkt und die 
Hand zu Reformen geboten; aber den Vorschlägen, die er 
machte, war ihr Schicksal ziemlich gewiss. Von den Staaten 
mussten sie ausgehen.^ 

Diesmal führte Virginien das Wort. Hier besass zu jener Zeit 
die Legislatur in Jakob Madison einen der bedeutendsten Män- 
ner der amerikanischen Geschichte. Er war 1751 in der Graf- 
schaft Orange geboren, wo später eine Stadt, nicht weit von den 
Ortschaften Washington und Jefferson gelegen, seinen Namen 
erhielt. Schon als Elnabe gab er sich dem Lernen so sehr hin, 
dass er seiner Gesundheit schadete und, nach Hause zurück- 
gekehrt, sich darin massigen musste; aber er setzte es doch be- 
ständig fort. Als nachmals sein Preimd Jefferson in Paris als Ge- 
sandter lebte, besorgte dieser ihm Bücher, die er gewünscht 
hatte, schickte Kataloge; ja, es scheint, dass er den Auftrag 
hatte, für Madison alle werthvollen Neuigkeiten der französi- 



1 Madison's Papers H, 706—708. National Portrait Gallery U, (Noah 
Webster p. 4). Life of Hamilton II, 352—359. 

* Matlison's Papers 11, 709. Anmk. Life of Jay I, 242. 243. Washing- 
ton's Writings IX, 162. 

' Vergl. G. Morris in Life of Jay U, 142 und Jay ebendas. 157. 
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sehen litteratur anzuschaffen. Fast in allen Briefen, die Jeffer- 
son an ihn schrieb, ist davon die Bede. 

Im Jahre 1776 wurde Madison in die Legislatur von Virginien 
gewählt; aber noch hielten ihn seine Jugend und seine Beschei- 
denheit ab, sich an den öffentlichen Verhandlungen zu bethei- 
ligen. Im folgenden Jahre kam er in den Staatsrath und blieb in 
dieser Stellimg bis 1779; von 1780 — 1783 sass er im Kongress. 
In diesen beiden Wirkungskreisen vermehrte er seine politische 
Erfahnmg, übte sein Rednertalent und gewann jene Selbst- 
beherrschung, die ihm sein geistiges Besitzthum in jedem Augen- 
blicke zur Verfügung stellte, so dass er nachmals ein Führer und 
eine Zierde jeder Versammlung gewesen ist, die ihn zu ihren 
Mitgliedern zählte. Selber leidenschaftslos wandte er sich nicht 
an die Leidenschaften, sondern an den Verstand und suchte zu 
überzeugen, nicht zu überreden, wobei ihm Schärfe des Denkens 
und ausgebreitete Kenntniss, besonders der vaterländischen Gre- 
schichte, treffliche Dienste leisteten. Sein Leben war so unbe- 
scholten, dass keine Verleumdung es gewagt hat, einen Flecken 
darauf zu werfen. 

Ueberzeugt von der Mangelhaftigkeit der Bimdesartikel, gab 
er dem Wunsche seiner Mitbürger in der Grafschaft nach und 
Uess sich zum Abgeordneten in das Unterhaus wählen, um hier 
für eine Beform thätig zu sein; er fand aber die damalige Ver- 
tretung so wenig geneigt dazu, als es ihre Vorgängerinnen ge- 
wesen waren. Dennoch verzagte er nicht, sondern bemühte sich 
vielmehr mit seinen politischen Freunden, allmählich besseren 
Gedanken bei der Mehrheit Eingang zu verschaffen. Als ihm der 
Kongresspräsident Bich. Heinr. Lee gegen Ende des Jahres 1784 
gemeldet hatte, dass viele einen Generalkonvent wünschten, 
da antwortete er: „Ich halte es für einen Grundsatz, dass die 
Union der Staaten zu ihrer Sicherheit gegen Gefahr von außen 
und gegen innere Zwietracht nothwendig ist, und dass man auf 
den Bestand und die Wirksamkeit des gegenwärtigen Systems 
nicht bauen kann. Die Frage ist daher, wie imd wann der Ver- 
such gemacht werden muss, seinen Mängeln abzuhelfen." Man 
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sieht, Madison wagte über diesen Vorschlag noch keine Meinung ; 
bald aber sollte er zu den eifrigsten Vorkämpfern desselben ge- 
hören.^ 

Im März 1785 traten Bevollmächtigte von Virginien und Mary- 
land in Alexandria zusammen, um die Jurisdiktion auf den Gewäs- 
sern festzusetzen, welche die beiden Staaten theilen. Bei einem 
Besuch in Moimt Vemon kamen jene Männer überein, ihren Re- 
gierungen ausserdem noch vorzuschlagen, dass sie andere Be- 
vollmächtigte absendeten, um gemeinschaftliche Massregeln zur 
Aufstellung einer Flotte in der Chesapeake-Bay zu verabreden, 
wozu die Beistimmung des Kongresses nachgesucht werden 
sollte, und ein gleiches Einfuhrzollsystem festzusetzen. 

Maryland genehmigte den Bericht, fand es aber zugleich für 
nöthig, Pennsylvanien und Delaware zur Theilnahme aufzu- 
fordern.* In Virginien waren, ehe diese Angelegenheit zur Ver- 
handlung kam, schon andere Schritte geschehen. Den Antrag, 
welchen Monroe im Sommer 1785 im Kongress gestellt hatte, 
dem Bunde die Leitung des Handels zu übertragen, nahm sein 
Landsmann Madison auf und brachte ihn vor die Legislatur 
Virginiens. Die Berathung kostete viel Zeit. Anfanglich siegte 
zwar die Nothwendigkeit eines solchen gleichförmigen Systems 
über alle Anstrengungen der Gregner ; aber diese suchten nun die 
Dauer der Bewilligung stark zu verkürzen imd drangen damit 
durch, dass jenes Recht nur auf dreizehn Jahre dem Kongress 
überlassen werden sollte. Am 30. November kam die dergestalt 
veränderte Bill im Unterhause zur letzten Abstimmung. Die 
Partei Madisons wünschte einen Zusatz, der die Beschränkung 
wieder aufgehoben hätte; aber mit 79 Stimmen gegen 28 wurde 
derselbe verworfen, die Bill angenommen, wie sie aus der Be- 
rathung des Ausschusses des ganzen Hauses hervorgegangen 
war, und der Auftrag gegeben, sie dem Senate zuzusenden. Die 

^ National Portrait Gallery Band IH; Jefiferson I, 35. Madisons' 
Papers n, 693. 694. 708. 

* Marshall V, 90. Madison in Washington's Writings IX, 509. Madison's 
Papers n, 696. 
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Minderheit war mit dem Ausgange der Verhandlimgen sehr un- 
zufrieden. „Ich halte es für besser, schrieb Madison hierüber 
einige Tage später an Washington, von weiterer Erfahnmg und 
selbst von Missgeschick ein entsprechendes Heilmittel zu er- 
warten, als eine vorübergehende Maasregel zu versuchen, die 
einer bleibenden im Wege sein kann und jene transatlantische, 
auf unser vermeintliches Misstrauen gegen den Kongress imd 
gegen einander gegründete Politik befestigen muß." 

„Diejenigen, deren Widerstand in diesem Falle nicht aus einer 
unfreisinnigen Feindschaft gegen die nördlichen Staaten ent- 
sprang, scheinen einerseits vor dem Gredanken einer dauernden 
imd imwiderruflichen Machtabtretimg erschrocken zu sein, 
andrerseits sich mit der Hofihimg geschmeichelt zu haben, dass 
eine Abtretung auf eine bestimmte Anzahl Jahre von Zeit zu 
Zeit erneuert werden würde, wenn die Erfahnmg ihre Zweck- 
mässigkeit bestätigte. Aber wir haben bereits dauernde und un- 
widerrufliche Befugnisse von weit ausgedehnterer Art als die 
gegenwärtig vorgeschlagenen abgetreten imd aus Gründen, 
welche nicht stärker sind als diejenigen, welche jetzt dafür spre- 
chen. Und was die Hoffnung einer Erneuerung betrifft, so ist es 
vielleicht die eingebildetste, die jemals Männer von Verstand 
getäuscht hat. Nichts anderes als die Eigenthümlichkeit unserer 
Verhältnisse würde je die Souveränitätsopfer bewirkt haben, auf 
denen die Bundesregierung nun beruht. Wären sie von be- 
schränkter Dauer gewesen und verlangte der Ablauf der Frist 
eine Erneuerung in dieser Krisis, so bin ich gewiss, wie drängend 
auch die Exisis, wie jung unsre Erfahrung von dem Werthe des 
Bundes ist, dass es unmöglich sein würde, ihn wieder aufleben 
zu lassen. '' 

„Welchen Grund haben wir also zu der Hoffnung, dass der 
Ablauf solcher Bewilligungen kommerzieller Befugnisse stets 
mit der allseitigen Geneigtheit der Staaten zusammentreffen 
werde, ihrem eigenen Beispiel zu folgen. Man muss sich femer 
daran erinnern, dass außer der Laune, Eifersucht und Verschie- 
denheit der Zustände, welche sicher Hindemisse auf unserm 
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Wege sein werden, die Politik auswärtiger Nationen nachmals 
die des macedonischen Fürsten nachahmen könnte, der seine 
Absichten gegen den griechischen Bund dadurch erreichte, dass 
er einige der Führer aus den kleineren Gliedern desselben ge- 
wann. Zu dem allen kommt noch, dass die jetzt bestehende 
Schwierigkeit, die Mitwirkimg aller Staaten für irgend eine Mass- 
regel zu erlangen, mit jeder Vermehrung ihrer Zahl fortwährend 
wachsen muss, und vielleicht um so mehr, da die jenseits der 
Berge gelegenen Staaten eine geringere Aehnlichkeit der Inter- 
essen mit den atlantischen Staaten wirklich haben oder zu haben 
glauben können als diese zu einander." 

Den hier ausgesprochenen Ansichten gemäss wurde daher am 
ersten Dezember der Antrag gestellt und durchgesetzt, dass aus 
einem Missverständniss der Beschluss des vorhergehenden Tages 
nicht die Meinung der Mehrheit des Hauses ausdrücke, dass er 
daher auch dem Senate nicht zugesendet, sondern nochmals er- 
wogen werden soUe. Die Entscheidung wurde dann ausgesetzt, 
um einen andern Vorschlag aufzunehmen, nämlich eine Zusam- 
menkunft von Bevollmächtigten aus allen Theilen der Union, 
„um den Handel der Vereinigten Staaten in Betracht zu ziehen, 
die gegenseitige Lage imd den Verkehr derselben zu untersuchen, 
zu überlegen, in wie weit ein gleichförmiges System in ihren 
Handelsanordnungen für ihr gemeinschaftliches Interesse und 
für ihre dauernde Eintracht nothwendig sei, und eine solche 
Akte den einzelnen Staaten in Bezug auf diesen wichtigen Gregen- 

• 

stand vorzulegen, welche, wenn sie von allen angenommen wor- 
den, den Kongress in den Stand setzen wird, erfolgreich hierfür 
zu sorgen." Diesen Antrag hatte Tyler eingebracht, ein einfluss- 
reiches Mitglied, der um so mehr „das Ohr des Hauses" besass, 
da er nie im Kongress gewesen. „Die Freimde der ursprünglichen 
Vorschläge, schrieb Madison in dem oben erwähnten Briefe, ver- 
mehren sich eher, wie man mir sagt, aber ich zweifle an einer 
Mehrheit für eine längere Dauer als fünf und zwanzig Jahre. Der 
andre Plan wird weniger Gtegner haben imd kann vielleicht 
durchgesetzt werden. Er scheint aus der empfohlenen Emen- 
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nung von Bevollmächtigten für Virginien und Maryland, die zu 
Monnt Vemon verabredet worden, natürlich herauszuwachsen." 
Indess auch diese Erwartung erwiess sich zunächst als trüge- 
risch. Dagegen erhielten im Januar 1786 die Vorschläge der Be- 
vollmächtigten von Alexandria die Zustimmung der Legislatur 
mit dem Zusatzartikel, der Tarif solle den übrigen Staaten mit- 
getheilt und diese eingeladen werden, gleichfalls Abgeordnete 
zu dieser Zusammenkunft zu senden. Bald darauf, am letzten 
Sitzungstage, wurde Tylers Antrag erneuert imd angenommen. 
Die Legislatur ernannte Abgeordnete und trug ihnen auf, den 
Beschluss den andern Staaten zu senden, sie um ihre Theilnahme 
zu ersuchen imd Ort imd Zeit der Zusammenkunft zu be- 
stimmen. 

Sie entschieden sich für den ersten Montag im September und 
wählten Annapolis im Staate Maryland, den Sitz des Kongresses 
und grosse Handelsstädte vermeidend, um jeden Verdacht eines 
fremden Einflusses abzuschneiden.^ 

Am festgesetzten Tage waren jedoch nur zwölf Männer an- 
wesend; Hamilton und Benson aus New York, Clark, Houstoun 
imd Schuremann aus New Jersey, Tench Coxe aus Pennsyl- 
vanien. Read, Dickinson und Bassett aus Delaware, Bandolph, 
Madison und Tucker aus Virginien. Li Connecticut, Maryland, 
Süd-Carolina und Georgien waren gar keine Ernennungen er- 
folgt. New Hampshire, Massachusetts, Rhode Island imd Nord- 
Carolina hatten dies zwar gethan, aber niemand war von daher 
erschienen. Li Massachusetts lehnten die Gewählten erst sehr 
spät ab ; diejenigen, welche an ihre Stelle gekommen waren, be- 
gaben sich zwar auf den Weg, aber als sie Philadelphia erreicht 
hatten, war die Versammlung von Annapolis schon auseinander 
gegangen, weil die geringe Betheiligung der Staaten sie abge- 
halten, eine Lösung ihrer Aufgabe zu versuchen. Dennoch hat sie 
für die Geschichte des Bundes eine grosse Bedeutung, denn sie 



1 Marshall V, 90. Madison's Papers H, 695—697. Washington'a 
Writings IX, 507--509. Life of Hamüton U, 372. EUiot I, 114. 115. 
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sprach in einer Denkschrift an die vertretenen Staaten, die auch 
dem Kongress und den übrigen Staaten zugesendet wurde, „den 
ernstlichen und einstimmigen Wimsch aus, dass eilends Mass- 
regeln getroffen würden, um einen Generalkonvent mit erwei- 
terter Vollmacht herbeizuführen." New Jersey hatte schon dies- 
mal seine Abgeordneten ermächtigt, neben dem Handel auch 
andre wichtige Gegenstände in Betracht zu ziehn und solche 
Vorschläge zu entwerfen, die dem Kongress in den Stand setzen 
würden, für die Bedürfhisse der Union mit Erfolg zu sorgen, eine 
Verbesserung, welche die Versammlimg benutzte, um die Ueber- 
schreitung ihrer Vollmacht zu begründen. 

Anfanglich hatte Hamilton, der Verfasser der Denkschrift, 
unumwunden und ausführlich den Zustand der Staaten und die 
Nothwendigkeit einer stärkeren Bimdesregierung auseinander 
gesetzt; aber er fand in der Versammlung Widerspruch, denn 
nicht alle Mitglieder hatten den nämlichen Eindruck von der 
Grösse der Gefahr. Dies war z. B. der Fall bei Randolph. Madison 
äusserte daher bei dieser Gelegenheit zu Hamilton: „Sie thäten 
besser, diesem Manne nachzugeben, denn sonst wird ganz Vir- 
ginien gegen Sie sein." Auch ausserhalb der Versammlung hätte 
damals eine umständKche Aufzählung der Fehler der Bundes- 
verfassung gewiss grossen Widerspruch und Zwiespalt hervor- 
gerufen und vielleicht den Vorschlag vereitelt, während die 
öffentliche Meinung schnell reifend für weitergehende Pläne 
später empfanglicher war. Weislich beschränkte sich daher jetzt 
die Denkschrift darauf, zu erklären, die Staaten, welche sich an 
dieser Versanmilimg betheiligt, hätten das Vorhandensein wich- 
tiger Mängel in der Bundesverfassimg anerkannt, imd dass sich 
bei genauerer Prüfung noch grössere und zahlreichere auffinden 
würden, sei durch die dermaligen Verwicklungen wahrscheinlich 
gemacht, die so ernster Natur wären, dass sie zu einer Anstren- 
gung der vereinigten Tugend imd Weisheit aller Bundesglieder 
aufforderten. Daher sei es die einstimmige Ueberzeugung aller 
Mitglieder dieser Versammlimg, dass die Interessen der Union 
wesentlich gefördert werden würden, wenn die fünf Staaten so- 
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wotl adbrt BevoUinachtigte eu einem am iweiten Montag im 
Mai des nachstoa Jahres za erofiBienden Konvent ernennen» ab 
auch die übrig^iStaatoi znrTheilnahme bewegm wollten« Dieser 
Konyioot seilte dann solche weitere Bestimmungen entwerfen» 
welche die Bnndesywfassang den Bedürfiiissen der Union ent« 
sprechend machen wurden, und seine Beschlüsse sollten dem 
Kongress und den Legislaturen der einzehien Staaten lur An* 
nähme vorgel^t werden.^ 

Die Versammlung von Annapolis sog es vor, lieber einem 
Konvent diese Aufgabe zuzuweisen als den Kongress dazu auf* 
zufordem. Die Hauptursache war wohl das Misstrauen, welches 
g^en ihn und seine Vorschläge bestand. Dazu kamen noch zwei 
Bew^gründe von untergeordneter, aber nicht unwichtiger Be- 
deutung, erstlich die Verzögerung, welche die Reform durch die 
laufenden Geschäfte des Kongresses erfahren musste, dann der 
Verlust, den sie dadurch erleiden würde, dass manche Männer 
durch die Verfassimgen oder Gesetze der einzelnen Staaten oder 
durch andere Umstände von einem Sitz im Kongress ausge- 
schlossen waren.^ 

Der Vorschlag fand eine verschiedene Aufnahme. Diejenigen, 
welche an der Souveränität der besonderen Staaten festhielten, 
sahen einen solchen Konvent mit feindseligen Augen an und 
glaubten ihn geeigneter, die republikanische Begierungsform zu 
vernichten als zu stützen. In Connecticut überredeten sie „das 
Volk", wie sie sich ausdrückten, es stehe in Gefahr, seiner Frei- 
heiten durch eine geschickte, hinterlistige Aristokratie beraubt 
zu werden. Sie wirkten der Ausführung entgegen.' 

Aber auch die andere Partei war in ihren Ansichten über die 



1 Marshall V, 97. Madison's Papers 697—703. Life of Hamilton II, 876. 
Knox in Washington*s Writings IX, 613. Anmk. Das Protokoll der Ver- 
sammlung steht bei Elliot I, 116 — 119. 

* Die letzten beiden Gründe gibt die Legislatur von Virginien an (El- 
liot I, 132) und daher Marshall V, 98. 

'Humphreys in Washington*s Writings IX, 239. Anmk. und bei 
Marshall V, 107; ebendas. 110. 
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Zweckmäasigkeit des Vorschlags getheilt. Einige bestritten die 
Gesetzlichkeit eines solchen Schrittes, da in der Biindesakte 
hierüber Bestimmungen enthalten wären; sie wünschten, dass 
der Kongress den Staatenlegislaturen Aenderungen vorlege, ein 
Auskunftsmittel, welches nach den gemachten Erfahrungen 
keinen Erfolg versprach und von vielen bedeutenden Staats- 
männern in diesem Lichte gesehen ward. 

Andre hielten den angerathenen Konvent für imzureichend, 
wenn er nicht einen Aufruf ans Volk erliesse und zur Wahl von 
Staatenkonventen aufforderte, die keine andre Aufgabe hätten, 
als Abgeordnete für einen Generalkonvent zu ernennen, damit 
dieser die Bundesartikel verbessere oder verändere, wie es ihm 
gut scheinen würde; die von ihm beschlossene Verfassung sollte 
dann ohne weiteres Gütigkeit haben. Mit andern Worten, sie 
wollten eine aus indirekten Wahlen hervorgegangene und für 
den einen Zweck mit unbeschränkter Machtvollkommenheit be- 
kleidete Versammlung. Dieser Weg wäre dem ursprünglichen 
Bathe Hamiltons gemäss gewesen, und auch der Sekretär des 
Krieges, Heinrich Knox, hätte diesem Vorschlage das Wort ge- 
redet, wenn seine Verwirklichung wahrscheinlich wäre. Jay 
sprach gleichfalls dafür, nur dass er es dem Kongress überwies, 
die Wahl solcher Staatenkonvente zu beantragen. „Die Staaten- 
legislaturen seien zur Aenderung der Bundesverfassung nicht be- 
fugt, wenn aber jener vorgeschlagene Konvent Aenderungen nur 
empfehle, so sei die Grefahr vorhanden, dass seine Empfehlungen 
weiter nichts als endlose Verhandlimgen imd vielleicht Eifer- 
sucht imd Parteihitze hervorrufen." 

Schwerlich aber hätte dieser Vorschlag die Zustimmung der 
Staaten erlangt. 

Manche fürchteten, jener Konvent werde die Bimdesartikel 
nur so weit verbessern, dass sie die Union aufrecht erhielten, 
ohne derselben neues Leben einzuhauchen und einen National- 
charakter zu verleihen. Andre zweifelten wieder, ob die öffent- 
liche Meinung schon so weit vorgeschritten sei, um eine starke 
Verfassung anzunehmen, wenn der Konvent eine solche vor- 
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legte; noch grösseres Elend werde dies erst bewirken können. 
Am meisten aber regte sich der Zweifel, ob eine volle Vertretimg 
aller Staaten zu Stande kommen würde.^ 

Ein grosser Theil dieser Partei beschloss jedoch, den Vorschlag 
von Annapolis zu unterstützen imd seine Annahme in den 
Staatenlegislaturen zu befürworten ; und die Zahl dieser Männer 
vermehrte sich allmählich aus dem Lager jener Zweifelhaften, 
als die Ereignisse ihre Bedenken zerstreuten und ihre Hoffnun- 
gen belebten. 

In Virginien, dem grössten Staate der Union, kam die Denk- 
schrift von Annapolis zuerst zur Verhandlimg. Fast einstimmig 
trat die Generalversammlung dem gemachten Vorschlage bei. 
„Die Krisis ist gekommen, heisst es in der von Madison aufge- 
setzten Zustimmungsakte, wo das gute Volk von Amerika über 
die ernste Frage entscheiden soll, ob es durch weise imd hoch- 
herzige Anstrengungen die Früchte jener Unabhängigkeit, die 
es so ruhmwürdig sich erworben, imd jener Union, die es mit so 
vielem gemeinschaftlichen Blute gekittet hat, ernten will, oder 
ob es unmännlicher Eifersucht und Vorurtheilen oder vorüber- 
gehenden Sonderinteressen Baum gebend den herrlichen, durch 
die Revolution geschaffenen Segnungen entsagen und ihren 
Feinden einen bedeutungsvollen Triumph über diejenigen ge- 
währen will, durch deren Tugend und Tapferkeit sie vollendet 
worden ist. Dieselbe edle und umfassende Politik und dieselben 
brüderlichen und liebevollen Gresinnimgen, welche die Bürger 
dieses Freistaates ursprünglich antrieben, sich mit ihren Brü- 
dern aus den andern Staaten zur Errichtung einer Bundesregie- 
rung zu vereinigen, müssen jetzt eben so starke Beweggründe 
sein, jede Betrachtung untergeordneter Art bei Seite zu legen, 
und bei jenen ferneren Bewilligungen und Bestimmungen mit- 
zuwirken, welche nothwendig sind, um die grossen Zwecke zu 
erreichen, derentwegen jene Regierung eingesetzt worden war, 

^ Jay und Ejiox in Wasliington*s Writings IX, 512 — 514. Humphreys 
ebendas. p. 238. 239. Anmk. Washington ebendas. p. 230. Marshall V, 
lOe— 110. 
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und um die Veremigten Staaten im Frieden so glücklieh zu 
machen, als sie im Kriege ruhmvoll gewesen sind." Dasselbe Be- 
streben, alles Gewicht in die Waagschale zu legen, welches ein 
einzelner Staat in dieser Angelegenheit geben konnte, leitete die 
Legislatur bei der Wahl der Abgeordneten; Washingtons Name, 
der einflussreichste in der Union, kam an die Spitze dieser Reihe. 
„Das wird mächtig dazu beitragen, schrieb ihm Madison, den 
Eifer unserer Legislatur und ihre Meinung von der Größe des 
Momentes zu bezeugen." New Jersey imd Pennsylvanien folgten 
noch in demselben Jahre dem Vorgange Virginiens, Delaware, 
die beiden Carolinas und Georgien im nächsten, und Maryland 
erklärte sich ebenfalls bereit.^ 

Gleichwohl konnte man am Gelingen zweifeln. Denn noch im 
März 1787 stand Connecticut imter dem Einflüsse so engherziger 
Politiker, dass es zweifelhaft war, ob die Generalversammlung 
Abgeordnete schicken würde; ja, die Preimde des Vorschlags 
von Annapolis unterliessen es, dazu zu drängen, aus Furcht, 
dass die Wß'hl solche Männer treffe, die geeigneter wären, alle 
heilsamen Massregeln zu hintertreiben, als zu befördern. Auch 
von Massachusetts war es eine Zeitlang ungewiss, was es thun 
würde, obwohl dieser Staat damals imter dem Aufstande von 
Shays litt. In New York, welches im Februar 1787 dem Kon- 
gress den Einfuhrzoll abgeschlagen hatte, war der Gouverneur 
Clinton ei&ig bemüht, dem beantragten Gteneralkonvente das 
gleiche Schicksal zu bereiten. Er äusserte wohl gelegentlich, dass 
die Bundesartikel für die Zwecke der Union ausreichten oder 
durch eine geringe Aenderung diese Beschaffenheit erlangen 
könnten, imd dass die Bevollmächtigten von Annapolis sich auf 
ihren besonderen Auftrag hätten beschränken sollen. Im Kon- 
gress endlich herrschten Zweifel und Bedenken. Er hatte die 
Papiere der Bevollmächtigten einem Staatenausschuss über- 
geben, war aber auseinandergegangen, ohne sich über diese wich- 



^ Marshall V, 98. Madison an Washington, Writings IX, 208 Anmk. 
und 248 Anmk. Madison's Papers II, 617. 703fif. 
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tige Angelegenheit auszusprechen. In den Zeitungen wagte sich 
schon die Idee einer Trennung in mehrere Bünde hervor.^ 

Wie, wenn die Staaten auch diesmal sich zur Theilnahme nicht 
entschlossen, wenn auch dieser Versuch fehlschlug, auf firied- 
lichem Wege durch verständiges Uebereinkommen der Bundes- 
regierung, die dem Verscheiden nahe war, neues Leben einzu- 
flössen; wenn die Staaten dadurch den Beweis lieferten, dass sie 
über gemeinschaftliche Massregeln sich nicht einigen könnten 
imd daher der Bund der Auflösung preisgegeben sei ?^ 

Anfang Februar kam der neue Kongress in New York zusam- 
men, und ein anderer Staatenausschuss erhielt die Papiere von 
Annapolis zur Berichterstattung. Nach beträchtlicher Schwie- 
rigkeit und langen Verhandlungen befürwortete dieser mit der 
geringen Mehrheit von nur einer Stimme jenen Generalkonvent. 
Einige betrachteten nämlich die Empfehlung eines verfassimgs- 
widrigen Mittels als einen tödtlichen Streich gegen die bestehende 
Konföderation. Andere fürchteten, diese Einmischung des Kon- 
gresses werde nur die Eifersucht der Staaten erwecken, als ob 
der Kongress aus ehrgeizigem Streben nach Machterweiterung 
jedem Plane beitrete, der sich ihm darbiete, besonders von 
Connecticut wurde das geglaubt. Auf der andern Seite waren 
Anzeichen vorhanden oder wurde die Ansicht gehegt, dass der 
Kongress durch seine Zustimmung die Bedenken der zögernden 
Staaten hinwegräumen imd ihre Theilnahme bewirken werde. 

Ueber diese Verlegenheit führte den Kongress ein Schritt der 
Legislatur von New York hinweg. Die Assembly beschloss, die 
Vertreter dieses Staates dahin anzuweisen, dass sie im Kongress 
die Empfehlung eines Generalkonventes beantragen sollten. Ob 
der Senat damit einverstanden sein würde, das war zweifelhaft, 
da hier die bedeutendsten Anhänger der Politik Clintons sassen. 
Allein der General Schuyler benutzte den Umstand, dass einige 
Führer des Aufstandes in Massachusetts sich hierher geflüchtet 

^ HumphreyB in Washington's Writings IX, 238. Anmerk. und bei 
MarshaU V, 107. Life of Hamüton n, 448fif. Madison's Papers 687. 690. 

* Washington*s Writings IX, 224. 
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hatten, um Besorgnis vor einer Störung der Rulie des Staates 
zu erregen, und der Senat trat bei, wenn auch nur mit der Mehr- 
heit von einer Stimme. 

Gleich am folgenden Tage bildete der Ausschusabericht über 
den Vorschlag von Ännapolis den Glegenstand der Berathung des 
Kongresses. Die Abgeordneten von New York verlangten nun, 
dass derselbe zurückgelegt würde, damit sie, dem Geheiss ihrer 
Legislatur entsprechend, einen andern Antrag stellen könnten. 
Sie wurden auch von Virginien und Massachusetts und von 
einigen einzelnen Vertretern unterstützt, welche glaubten, dass 
dieser Antrag eben so gut verbessert werden könnte wie der Aus- 
schussbericht, dass es aber vortheilhafter wäre, wenn sich der 
Kongress auf Ansuchen eines Staates an dieser Angelegenheit 
betheiligte, als ohne ein solches. Die Mehrheit dagegen hatte 
hier dieselben Einwendungen, wie bei dem Bericht, und lehnte 
daher das Ansinnen New Yorks ab. 

Dana und King, die Abgeordneten von Massachusetts, waren 
beide früher einem solchen Generalkonvent entgegen getreten, 
weil er verfassungswidrig sei, letzterer hatte aber seinen Wider- 
spruch bereits zurückgenommen; er schrieb an Gerry: „Aus 
vielen Gründen mein' ich, obgleich meine Ansicht über die Ge- 
setzhchkeit dieser Msissregel dieselbe gebheben ist, dass wir una 
dem Vorschlage nicht widersetzen, sondern zustimmen müssen." 
Dana dagegen war dem Plane noch immer abhold. Indess hatten 
sie Nachrichten aus ihrem engem Vaterland erhalten, die sie 
zu der Annahme führten, Massachusetts werde Abgeordnete 
senden, wenn der Kongresa sich dafür erkläre. Deshalb brachte 
Dana nun den Antrag New Yorks in etwas verschiedener Form 
ein, und nach einigen Aenderungen wurde derselbe zum Beschtuss 
erhoben; nur die Vertreter Connecticuts waren gegen jede Be- 
theiligung des Kongresses. Wie schwer es aber auch bei der 
Zurückhaltung vieler Mitgüeder hielt, ihre wirklichen Wünsche 
und Erwartungen kennen zu lernen, so gestanden doch alle, 
dass die gegenwärtige Verfassimg ungenügend sei und nicht 
mehr lange Bestand haben könne. 
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lu den Bnndesartikeln, laatete der Beschluss des Kongresses, 
sei für Äendeningen derselben, durch die Zustimmung des Kon- 
gresses und der Einzelataaten, Vorkehrung getroffen ; Erfahrung 
habe Mängel nachgewiesen, zu deren Abstellung mehrere Staa- 
ten, und besonders New York, durch ausdrückliche Instruk- 
tionen an seine Kongressabgeordneten, einen Konvent ange- 
rathen haben. Ein solcher erscheine auch dem Kongresa als das 
geeignetste Mittel zur Errichtung einer starken Nationalregie- 
rung; daher spreche derselbe seine Meinung dahin aus, dass es 
nützlich sei, wenn die Staaten zu einem Konvent in Philadelphia 
im Mai desselben Jahres Abgeordnete senden für den einzigen 
und ausdrücklichen Zweck, die Bundeaartikel durchzusehn und 
dem Kongresa und den Einzeletaaten solche Veränderungen zu 
berichten, die, wenn sie vom Kongress und den Staaten be- 
stätigt sind, die Bundesverfassung für die Bedürfiiisae der Bnn- 
desregierung und die Bewahrung der Union geeignet machen 
werden. 

So wurden die bereits geschehenen Ernennungen gnt ge- 
heissen, ohne doch besonders erwähnt zu sein, neue empfohlen 
und die „Steine des Anstosses" entfernt, welche dem vorge- 
schlagenen Konvente noch im Wege lagen. ^ 

Fünf Ta^e darauf schlug Hamilton in der Assombly von New 
York vor, dieser Empfehlung gemäss, fünf Abgeordnete zu wäh- 
len. Dies ward angenommen. Aber der Senat beschränkte die 
Zahl auf drei, nach dem Antrage Harings, des einen Führers der 
Clintonschen Mehrheit; und als der andere, Abraham Yatea, 
dann den Vorbehalt in die Vollmachten hinzugefügt haben 
wollte, dass dieAenderungen und Zusätze zu den Bundesartikeln 
der Verfassung des Staates New York nicht zuwiderlaufen oder 
widersprechen dürften, da beseitigte nur die Stimme des Vor- 
sitzenden den gefährlichen Zusatz. Die Wahl selbst fiel auf 
Hamilton, den eifrigen Anwalt einer Reform, und auf Robert 



• MadiBon'fl Papera p. 587fF.; p. 616. 619. Madison in Waahington's 
WritingH IX, 247. 24S.Aiunerk. Elliotl, 119. 120. IMe of Hamilton 11,452. 
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Yates und Lansing, welche der Staatensouveränität übermässig 
huldigten. Da sich nun voraussehen Hess, dass im Konvent nach 
Staaten gestimmt werden würde, so wünschte Hamüton eine 
Vermehrung der Vertretung dieses Staates um zwei Mitglieder, 
und schlug dazu den Kanzler livingston, Duane, an den er 1780 
sein berühmtes Schreiben gesendet, Benson, seinen Kollegen in 
Annapolis, und den Sekretär des Auswärtigen J. Jay vor. Das 
Unterhaus ging auch darauf ein, aber der Senat vereitelte Ha- 
miltons Absicht.^ 

Massachusetts willigte nun gleichfalls in die Beschickung des 
Generalkonventes, doch so, dass die Vertreter dieses Staates 
besonders angewiesen wurden, in keiner Weise den fünften Ar- 
tikel der Bundesakte zu berühren, welcher die Bedingungen der 
Wählbarkeit zimi Kongressabgeordneten enthielt : die jährliche 
Wahl, die Möglichkeit jederzeit abberufen zu werden, die Aus- 
schliessimg nach einer gewissen Zeit. Diese Beschränkimg, wel- 
che vom Senat ausgegangen war und die bestehende Zusammen- 
setzimg des Kongresses aufrecht gehalten hätte, wurde jedoch 
später zurückgenommen und die Vollmacht dem Beschlüsse des 
Kongresses entsprechend gegeben. 

Von den drei übrigen Staaten Neu-Englands folgte Connecti- 
cut im Mai. Eine Zeit lang war dies zweifelhaft gewesen ; denn die 
Gegenpartei war hier zahlreich imd beharrlich, imd die neuen 
Wahlen für die Assembly gaben nicht eben grosse HofiPhung. 
In der That fand auch der Vorschlag eines Generalkonventes 
lebhaften Widerspruch in derselben, aber zugleich auch ge- 
schickte Vertheidiger, imd diese behielten das Feld. Im Juni 
trat endlich auch New Hampshire bei.^ 

Bhode Island dagegen, der kleioste Staat der Union, schloss 
sich hartnäckig aus. Im Anfang des April meldete Madison 
seinem Freimde Bandolph, dass es mit einer Mehrheit von 



^ Life of Hamilton II, 453. 454. Madison's Papers p. 621. Humphreys 
in Washmgton's Writings IX, 238. 

s Madison's Papers 621. 639. 642. Life of Hamüton II, 454. 455. 456. 
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21 Stimmen die Theilnahme abgelehnt habe. „Nichts kann die 
Schlechtigkeit und Thorheit übertreffen, welche dort herrschen. 
Alles Gefühl für Ehre und Recht ist vernichtet. Papiergeld ist 
noch ihr Abgott." Ausserdem wollte Rhode Island den Vortheil 
der Besteuerung anderer Unionastaaten nicht aufgeben, den es 
mit Grund durch den Konvent zu verlieren fürchtete. Noch 
zwei Versuche wurden später gemacht, und das letzte Mal trat 
auch das Oberhaus dem Vorschlage von Annapolis bei, aber daA 
Unterhaus verwarf, trotz der grössten Anstrengungen, mit be- 
deutender Mehrheit im Juni 1787 den Beschluss.' 

Als der Generalltonvent zusammengekommen war, übersandte 
der General Varnum dem Vorsitzenden desselben eine Adresse, 
in welcher viele Bürger von Rhode Island ihre Anhänglichkeit 
an den Konvent aussprachen, und begleitete dieselbe mit einem 
Schreiben, in welchem er sagt, dass die Studierten, die ganze 
Kaufmannschaft und der grösste Theil der angesehenen Land- 
wirt he und Handwerker jene Verwerfung tief beklagten. „Die 
Mehrheit der Verwaltung, fährt er fort, besteht aua einer Anzahl 
zügelloser Männer, ohne Erziehung und meistens auch ohne 
Sittlichkeit. Von Anarchie und Verwirrung leiten sie ihre der- 
malige Bedeutung ab, und diese suchen sie durch Verführung 
des niederen Volkes zu verlängern, dessen Aufmerksamkeit ganz 
auf die Vernichtung der öffentlichen und Privatschulden ge- 
richtet ist. Mit ihnen sind die Unzufriedenen jeder Art verbun- 
den, besonders die, welche dem Kriege abhold gewesen waren. 
Ihr Papiergeldaystem, auf Unterdrückung und Betrug gegrün- 
det, sind sie entschlossen, auf jeden FaÜ aufrecht zu halten, und 
ehe sie ihr Lieblingsstreben aufgeben, treten sie lieher die heilig- 
sten Verpflichtungen mit Füssen."* 

So beharrlich blieb dieser Staat bei seiner Sonderstellung, 

' Vorher (Mai 1787), heißt es in der bald zu erwähnenden Ädreeae, 
atimiate das OberbauB mit einem Votum des Unterhauses, Abgeordnete 
KU senden, nicht überein. Die Beweggründe dea Oberbauses werden darin 
nicht angogebor ; sie lagen wahrachcidich in der Faaaung dea B 

' Madiaon'a Papere U, 630. 709. HI, Äppendii I. 
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damit die Thorheit derer ganz klar würde, die eine Änderung der 
Bundesverfassung auf dem darin vorgeschriebenen Wege be- 
gehrten und das Wohl und Wehe des Ganzen von dem Unver- 
stand und den Launen eines so kleinen Theiles abhängig machen 
wollten. 

Gmndzflge einer neuen Bondesverlassnng 

Von zwei und sechzig Gewählten lehnten drei ab und wurden 
durch andere Männer ersetzt, sieben erschienen gar nicht, die 
übrigen fünf und fünfzig langten nach und nach in Phüadelphia 
an. 

Erfüllt von der Grösse der Aufgabe, welche dem Konvent zur 
Lösimg gestellt war, hatten die Staaten nicht Neulinge in der 
Politik, sondern begabte, kenntnissreiche imd erprobte Männer 
gesendet. Viele derselben waren bereits aus den Zeiten der Revo- 
lution allgemein bekannt, sie hatten in den Reihen der Krieger, 
als Mitglieder der Ausschüsse und gesetzgebenden Versamm- 
lungen oder mit der Feder dem Vaterlande gedient ; einige von 
ihnen hatten schon an den Berathimgen der Bimdesartikel An- 
theil genommen. Alle hatten in den Legislaturen der Einzel- 
staaten, viele im Kongress gesessen oder andere hohe Ämter 
bekleidet ; Virginien, Pennsylvanien imd New Jersey schickten 
ihre damaligen Gouverneure. Daher besass der Konvent eine 
Fülle von Talenten, eine Kenntniss der allgemeinen und be- 
sondem Zustände der Union, dass ein gedeihliches Ergeb- 
niss von den Berathungen dieser Halbgötter, wie JefiPerson 
einmal in einem Briefe sie nannte, mit Recht erwartet werden 
konnte. 

Den Tag vor dem festgesetzten Anfange der Berathungen 
kam Washington, von dem Vorsitzenden der Legislatur von 
Pennsylvanien, von dem General MifiTlin und andern hohen 
Offizieren eingeholt, unter Begleitimg einer kleinen Abtheilimg 
leichter Reiterei und dem Geläute der Glocken in Philadelphia 
an. Lange Zeit war es zweifelhaft gewesen, ob er dem Rufe seiner 
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Wähler Folge leisten würde, bo sehr er von Anfang an den 
Vorsclilag von Annapolis gebilligt hatte. Ihn selbst hielten per- 
sönliche Gründe zurück, seine Freunde die Besorgniss, daas 
durch eine spärliche Beschickung das Unternehmen verunglücke. 
Madison, dem er im Vertrauen die Hindernisse mitgetheilt hatte, 
welche sich seinem Koramen entgegen steUten, wagte nicht, ihn 
zu drängen, und bat ihn nur, wenigstens nicht schlechtweg ab- 
zulehnen, sondern die Entscheidung hinauszuschieben. Gleiches 
thaten amtüch der Gouverneur von Virginien und sein Rath. 
Als nachher die Auesichten sich günstig gestalteten, und be- 
sonders als der Kongress dem Konvente den Stempel der Ge- 
setzhchkeit aufgedrückt hatte, da wünschten die Freunde recht 
ernstlich seine Betheiligung. G, Morris und andere gingen den 
Obersten Humphreys an, seinen Einfluss bei Washington dahin 
zu verwenden, daas er die Wahl annehme. Knox, der anfangs 
auch bedenklich gewesen war, schrieb nun seinem ehemahgen 
WafFengefährten und Vorgesetzten r „Ich bin überzeugt, daaa 
Ihr Name bereita einen grosBCD EinfluBs auf die Staaten 
gehabt und sie zur Theilnahme bewogen hat, dass Ihr Er- 
scheinen heilsam sein wird, dass Ihre Gegenwart der Versamm- 
lung ein Nationalansehen verleihen und mehr als irgend etwas 
anderes die Annahme der Vorschläge des Konventes herbei- 
führen würde." Nun versprach Washington, wenn seine Ge- 
sundheit es ihm gestatte, nach Philadelphia zu gehen, „weil 
seine Freunde mit einem ungewöhnhchen Grade von Aengatlich- 
keit es wünschten." Aber so gross war die Furcht, diesen Mann 
durch die Betheiligung an einem fehlschlagenden Unternehmen 
gleichsam abzunutzen, dass Madison, trotz seiner Freude über 
Washingtons Entscliluss, in einem Briefe an den Gouverneur 
Randolph die Frage aufwirft, oh es nicht gut wäre, wenn Wa- 
shington sein Erscheinen aufschöbe, bis man sich ein Urtheil 
über den Ausgang der Verhandlungen bilden könnte. Freilich 
würde diese Zögerung die Versammlung seines Vorsitzes viel- 
leicht berauben und ihm eine weniger hohe Stellung geben, als 
er bei allen Gelegenheiten einnehmen müsse. Aber das werde 
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doch durch jene Schwierigkeit aufgewogen, und die Ernennung 
Dr. Franklins gebe ja Gelegenheit, den Präsidentenstuhl mit 
hinlänglicher Würde zu bekleiden. 

Indess dieser Wink blieb ohne Folgen. Washington kam mit 
dem Wunsche, „dass der Konvent nicht etwa hinhaltende Mittel 
annehme, sondern dass er die Fehler der Verfassung aufs gründ- 
lichste prüfe imd eine Radikalkur vorschreibe, mögen die Staa- 
ten dann beitreten oder nicht. Ein solches Verfahren wird den 
Verhandlimgen das Gepräge der Weisheit und Würde verleihn 
imd ein Licht aufstecken, welches früher oder später seinen 
Einfluss haben wird."^ 

Erst am 25. Mai war die Mehrheit der Staaten vertreten und 
die Versammlimg daher beschlussfahig. Zum Präsidenten ward 
einstimmig Washington gewählt, da Pennsylvanien ihn vor- 
schlug, das allein in Franklin einen Gegenkandidaten aufstellen 
konnte. Dann wurden die Vollmachten gelesen, welche sich alle 
mehr oder minder stark für eine Umgestaltung der Bimdesartikel 
aussprachen. Bemerkenswerth war nur, dass Delaware seinen 
Abgeordneten verbot, in eine Abänderung jenes Paragraphen 
zu willigen, welcher jedem Staate eine gleiche Stimme zusicherte. 
Dagegen wollten nun freilich die grösseren Staaten mit aller 
Macht ankämpfen, und ein Theil der Vertreter Pennsylvaniens 
verlangte bei einer vorläufigen Besprechung, dass schon bei den 
Berathungen des Konvents diese Gleichheit der Staaten bei der 
Abstimmimg aufgehoben würde, eine Gleichheit, die imver- 
nünfbig sei und die kleineren Staaten in den Stand setze, jedes 
gute Regierungssystem zu vereiteln. Aber die Abgeordneten von 
Virginien erklärten sich dagegen, nicht dass sie den Vorschlag 
an und für sich gemissbilligt hätten, sie glaubten nur, und mit 
Recht, ein solcher Versuch werde gleich anfangs verderblichen 
Zwist zwischen den grossem imd kleinem Staaten verursachen ; 
denn diese würden sich zimächst nicht entwafihen imd der 



1 Washington's Writings IX, 218 Anmk., 220 Anmk., 237 Anmk., 244. 
250. 514. Madison's Papers II, 634. 635. 
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Gnade der grösBem preiBgeben lassen; später aber würden sie 
leichter dahin gebracht werden, für eine starke und wirksame 
Regierung ilire Gleichheit aufzugeben. 

Demgemäss ward in der Geschäftsordnung die Abstimmung 
nach Staaten beibehalten. Sieben Staaten, Hess es weiter, sind 
beschlusaföhig, und die Mehrheit der vollständig vertretenen 
entscheidet. Aber wenn auch ein Gegenstand schon genügend 
besprochen ist, muss die Entscheidung dennoch auf die nächste 
Sitzung verschoben werden, sobald die Vertretung eines Staates 
es verlangt. Selbst wenn die Versammlung über eine Sache schon 
Beschluss gefasst hat, kann der Antrag gestellt werden, dieselbe 
noch einmal in Erwägimg zu ziehn. Die Berathungen erfolgen 
mit Aussclüuss der Oeffentlichkeit ; ohne Erlaubniss der Ver- 
sammlung darf von dem, was im Hause gesprochen worden ist, 
nichts veröffentlicht werden, und nur den Mitgliedern des Kon- 
ventes steht es zu, die Protokolle einzusehen; um eine Abschrift 
von denselben zu nehmen, ist gleichfalls die Erlauhniaa der Ver- 
aammlung nothwendig. 

Durch diese Bestimmungen wurden die Rechte jedes ein- 
zelnen Staates gewahrt, die Reife der Berathungen gesichert, 
Einwirkungen von aussen gehemmt. JeflFerson freilich fand es 
„abscheulich, dass der Konvent die Zunge seiner Mitglieder ge- 
fesselt hätte," und Luther Martin, ein Abgeordneter Marylands, 
äusserte nachmals in einem Bericht an die Legislatur seines 
Staates grosses Bedauern darüber. „Ich hatte nicht den Glauben, 
sagte er, dass alle Weisheit, Unbescholtenheit und Tugend die- 
ses Staates oder der andern im Konvent vereinigt wäre. Ich 
wünschte, ich hätte frei und vertravdich mit hervorragenden 
politischen Charakteren in meinem und den andern Staaten 
Briefe wechseln können, nicht um von ihnen bestimmt zu wer- 
den, sondern um ilnen Meinungen gebührendes Gewicht und 
Berücksichtigung zu schenken." So scheinbar diese Worte sind, 
so heilsam war der Beschluss. Der Konvent hatte ja nur das 
Recht dos Vorschlages und der Empfehlung. Was sollte darum 
der harte Streit, den einzelne Punkte hervorriefen, noch dadurch 
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an Stärke gewinnen, daaa die Gesammtheit des Volkes vor- 
zeitigen Antheil nahm ? Was sollten die Gegner dea Bundes- 
staates in der Versammlung schon jetzt die Hyperdemokraten 
und Partikularisten ausserhalb derselben zu Hilfe rufen, bevor 
ein Ganzes zu Stande gekommen war, ja vieUeicht um dasselbe 
schon mitten in seinem Werden zu ersticken ? 

Die nächste Frage war, in welcher Weise man verfahren 
Bollte, um die schwierige Aufgabe zu lösen. Man konnte von 
den Bundesartikeln ausgehn, das Fehlerhafte derselben ver- 
bessern und neue Bestimmungen hinzufügen, ein Weg, der 
vielloicht den Vollmachten am meisten entsprochen hatte, 
den daher auch manche Mitglieder des Konventes wünsch- 
ten. Oder man wählte einen Ausschuss, um eine neue Verfas- 
sung zu entwerfen; und so hatte sich Karl Pinckney aus Süd- 
Carolina die Sache gedacht und darum einen vollständig ausge^ 
arbeiteten Plan mitgebracht. Eine dritte Art wurde von Virgi- 



Dieaer Staat hatte frühzeitigen und hervoiragflnden Antheil 
an dem Zustandekommen des Konventes genommen; ausdrück- 
lich führten Pennsylvanien und Delaware unter den Gründen, 
welche sie zur Ernennung von Abgeordneten bewogen hätten, 
den Vorgang Virginiens an. Daher vermuthete Madison, dass 
wohl von den Vertretern dieses Staates wenigstens einige lei- 
tende Vorschläge würden erwartet werden, und forderte seinen 
Freund Randolph auf, dergleichen zu entwerfen. Diesem ge- 
brach es aber an der nöthigen Müsse, da legte denn Madison 
selbst Hand ans Werk und theilte dem Gfouverneur unterm 
8. April seine weitergehenden Ansichten mit. Während nämlich 
Randolph noch glaubte, dasa man so viel als möglich von dem 
alten Bundesvertrage beibehalten müsse, schrieb ihm Madison, 
seine Ideen verwundeten denselben so tief, dass sie kaum ein 
solches Mittel zuliessen. Der umgekehrte Weg, die brauchbaren 
Theile der Konföderationsartikel in die neue Verfassung aufzu- 
nehmen, war daher mehr nach seinem Sinne. Vortrefflich gab er 
dann als Ziel eine Vermittlung zwischen Unabhängigkeit und 



Verscbmelzong der Staaten an, denn jene vertrage sieh nicht 
mit dem Begriff einer Gesammtsouveränität, diese sei uniweck- 
mäasig nnd unerreichbar. Hierauf besprach er die nothwendigen 
Befugnisse, die Organisation der neuen Regierung, nicht fertig, 
nicht abgeschlossen; das war überhaupt seine Art nicht, wie 
denn das Schreiben, welches er acht Tage später über denselben 
Gegenstand an Washington sandte, einzehies näher ausführte, 
weitere Forderungen für die Wirksamkeit und Sicherstellung 
der Generalregierung machte, neue Schwierigkeiten hervorhob 
und zu losen versuchte. Auf welche Weise die vollziehende Ge- 
walt gebildet und mit welcher Macht sie ausgerüstet werden 
müsse, darüber wagte er noch gar keine Meinung, Auch könnte 
man nicht sagen, dass er in seiner Skizze das Ziel erreicht habe, 
welches er selbst richtig gesteckt. Man hatte bis dabin nur über 
die Eingriffe der Staaten in die Rechte des Bundes zu klagen 
gehabt; daher finden wir in den Briefen der Männer, die eine 
gründliche Heilung der Uebelstände wünschten, nur diese eine 
Seite beriicksichtigt. Jay wollte, daaa den Staaten nur so viel 
Gewalt gelassen würde, als für ihre inneren Zwecke nothwendig 
wäre, dasa sie zum Bunde die Stellung erhielten, welche die 
Grafschaften zu den Einzelstaaten einnähmen ; er war mit sei- 
nem Landsmann Hamilton der Ansieht, dass alle Civil- und 
Müitär- Oberbehörden der Staaten durch die Nationalregierung 
müssten abgesetzt werden können. So weit ging Madiaon nicht; 
aber er forderte für die Bundesgewalt das Recht, ein Veto gegen 
alle Staatengesetze einzulegen, weil ohne diese negative Macht 
jede positive, die auf dem Papier stände, umgangen und ver- 
eitelt werden würde. Er verlangte gleichfalls eine National- 
regierung, und National- und Föderalregierung wurden die 
Stichworte der beiden grossen Parteien im Konvent. Der Name 
Antifbderaiisten, welcher nachmals auf die Gegner der neuen 
Bundesverfassung angewendet wurde, bezeichnete in den ersten 
Stadien der Verfassungskämpfe gerade die nationale Partei. 
Für den Begriff Bundesstaat fehlte das entsprechende Wort, 
und als später ein solches System geschaffen worden war, da 
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hiess man es umschreibend ein solches, das theils auf nationalen, 
theils auf föderalen Prinzipien beruhe.^ 

Gewisse eigenthümliche Gredanken Madisons finden sich bald 
nachher in einem Schriftstück, welches eine grössere Bedeutung 
hat als jenes Privatschreiben. Als nämlich die Abgeordneten 
Virginiens in Philadelphia eingetroffen waren, hielten sie aus 
dem von Madison angeführten Grunde eine Vorberathimg und 
vereinigten sich über fünfzehn Beschlüsse. Sie stellten darin die 
Grundzüge einer Gesammtverfassung für die Union auf; doch 
sollte es ihnen unverwehrt sein, Abweichungen zuzustimmen, 
welche weitere Ueberlegung und der Lauf der Berathungen jedem 
von ihnen als zweckmässig gezeigt haben würden. Bandolph 
wurde beauftragt, den Virginia-Plan der Versammlung vorzu- 
legen. 

Sein Vater war beim Beginn der Revolution Greneralstaats- 
anwalt in Virginien gewesen und hatte als ei&iger Boyalist mit 
Lord Dunmore das Land verlassen. Der Sohn aber blieb und 
diente sogar einige Zeit in der amerikanischen Armee. Nachher 
wandte sich Edmimd Bandolph der Bechtsgelehrsamkeit zu 
und erhielt in der Republik die Stelle, welche sein Vater in der 
Kolonie bekleidet hatte. Mehrere Jahre sass er im Kongress. 
Seit 1786 stand er an der Spitze der vollziehenden Grewalt in 
Virginien. Wir sahen, noch im April 1787 dachte er von den 
Bundesartik^ln nicht so schlecht ; aber er änderte seine Meinimg, 
als er in Philadelphia mit den Abgeordneten der verschiedenen 
Staaten in einen wechselseitigen Austausch der Ansichten ge- 
treten war und seine Kenntniss von den allgemeinen und be- 
sondem Zuständen der Union erweitert hatte.^ Nim war er für 
die Au&ichtimg eines nationalen Regiments entschieden. In die- 
ser Überzeugung erhob er sich am 29. Mai imd stellte mit Be- 
redtsamkeit und Wärme die schwierige Lage der Vereinigten 



1 Madison's Papers 11, 631 fiF. Life of Jay I, 189. 249. Washington's 
Writings IX, Append. in. Luther Martin bei Elliot I, 362. 

* Vergl. das Schreiben Bandolphs bei EUiot I, 482. 
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Staaten und die Kothwendigkeit dar, der Erfüllung der Weis- 
sagungen von dem Verfall Amerikas zuvorzukommen. Eine Be- 
gierimg müsse man errichten, welche vor Angriffen von aussen, 
vor Zwietracht unter den einzelnen Staaten sichere und diesen 
mannigfache Segnungen verschaffe, die Ihre Vereinzelung ihnen 
nicht verschaffen könne, eine Regierung, die sich selbst wider 
Eingriffe zu schützen vermöge und über den besondern Staaten 
stehe. So aber sei der gegenwärtige Bund nicht, wenn auch die 
Urheber desselben alles gethan hätten, was Patrioten bei dem 
damaligen Stande der Wissenschaft in Bezug auf Verfassungen 
und Staatenbünde thun konnten, als die Unzulänglichkeit der 
Requisitionen unbekannt ujid noch keine Handelszwietracht 
unter einzelnen Staaten ausgebrochen war, kein Aufstand sich 
gezeigt hatte, keine Schulden an Auswärtige drängten, die Ver- 
heerungen des Papiergeldes nicht vorhergesehn, keine Verträge 
verletzt worden waren und vielleicht nichts besseres von der 
Eifersucht der Staaten auf ihre Souveränität erhalten werden 
konnte. 

Dann zählte Randolph die Mängel der Bundesartikel auf, 
schilderte die Gefahr, in welcher die Vereinigten Staaten sich 
befänden, und ging nun zu den Mitteln über, durch welche diese 
Uebelstände beseitigt werden könnten. Nachdem er darauf die 
fünfzehn Vorschläge der Virginier vorgetragen und einzeln er- 
läutert hatte, achlosa er mit der Ermahnung, die gegenwärtige 
Gelegenheit, Frieden und Eintracht, Wohlfahrt und Freiheit 
im ganzen Gebiete der Union einzuführen, nicht unbenutzt vor- 



Der Virginia-Plan lautete im wesentlichen folgendermassen ; 
1. Die Bundesartikel müssen so verbessert und erweitert wer- 
den, dass sie die bei ihrer Festsetzung beabsichtigten Zwecke, 
nämlich gemeinsame Vertheidigung, Sicherung der Freiheit und 
i Wohlfahrt, erfüllen. 

is das Stimmrecht in der Nationallegislatur mit 
den Beiträgen der einzelnen Staaten zum Bundesachatz oder 
mit der Zahl der freien Einwohner in Verhältnis gesetzt werden. 
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je nachdem das eine oder andere in verschiedenen Fällen besser 
zu sein scheint. 

3. Die Nationallegislatnr besteht aus zwei Abtheilungen. 

4. Die Mitglieder der ersten Abtheilung werden vom Volk der 
Einzelstaaten gewählt und sind der Abberufimg imterworfen. 

6. Die Mitglieder der andern Abtheilimg werden von denen 
der ersten aus einer geeigneten Anzahl von Personen gewählt, 
welche die Staatenlegislaturen ernannt haben. 

6. In jedem Hause kann die Entwerfimg und Berathung von 
Gesetzen ihren Anfang nehmen. Die Nationallegislatur hat die 
legislativen Befugnisse, welche die Bundesartikel dem Kongress 
ertheilen; ausserdem besitzt sie das Recht der Gesetzgebung in 
allen Fällen, wo die Sonderlegislaturen es nicht haben oder durch 
ihre Ausübung desselben die Eintracht der Union stören kön- 
nen. Gregen alle Gresetze der Einzelstaaten, welche nach der 
Ansicht der Nationallegislatur den Unionsartikeln widerspre- 
chen, hat diese ein Veto. Sie darf endlich die bewaffnete Macht 
der Union gegen alle au&ufen, die gegen diese Artikel fehlen. 

7. Es wird eine Nationalexekutivgewalt eingesetzt, von der 
Nationallegislatur gewählt und ein zweites Mal nicht wieder 
wählbar; sie vollzieht die Nationalgesetze und hat ausserdem 
die exekutiven Rechte, welche der Kongress durch die Bundes- 
artikel besitzt. 

8. Diese Exekutivgewalt und eine angemessene Zahl von Mit- 
gliedern des Nationalobergerichts bilden einen Revisionsrath, 
welcher jede Akte der Nationallegislatur, bevor sie in Krafb tritt, 
und jede Akte einer Staatenlegislatur zu prüfen hat. Versagt er 
seine Zustimmung, so ist das Gesetz verworfen, wenn es nicht 
eine noch zu bezeichnende Anzahl von Mitgliedern dort beider 
Häuser der Nationallegislatur, hier beider Häuser der Legislatur 
des betreffenden Staates noch einmal annimmt. 

9. Es werden Nationalgerichtshöfe eingesetzt, deren Mitglie- 
der von der Nationallegislatur ernannt werden. Die Unter- 
gerichte entscheiden in erster, das Obergericht in letzter Instanz 
über Verbrechen zur See und Prisensachen, in Prozessen, bei 
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denen Frenide oder Bürger mehrerer Unionsstaaten betheiligt 
sind und an diese Gerichte sich wenden, in Fällen, welche eich 
auf die Erhebung des Nationaleinkommens beziehen oder den 
Frieden oder die Eintracht der Nation betreffen, und endlich, 
wenn Nationalbeamte in Anklagezustand versetzt werden. 

10. Es sollen Bestimmungen über die Zulassung neuer Staaten 
getroffen werden, die sich gesetzmäasig im Gebiete der Ver- 
einigten Staaten bilden. 

11. Jedem Staate wird eine republikanische Regierung und 
sein Gebiet gewährleistet. 

12. Der Kongress und seine Befugnisse bleiben bis zu einem 
festgesetzten Tage nach Annahme der neuen Unionsartikel fort- 
bestehen; alle von ihm eingegangenen Verbindlichkeiten sollen 
erfüllt werden. 

13. Es ist eine Anordnung zu treffen über Aenderung der 
Unionaartikel, ohne dass die Zustimmung der Nationallegislatur 
erforderlich ist. 

14. Pie gesetzgebeodea, voUziebendea und richterlicliea Ge- 
walten jedes Staates müssen einen Eid leisten, die Unionsartikel 
zu unterstützen. 

15. Die Verbesaerungen, welche dieser Konvent vorschlägt, 
werden, nachdem sie vom Kongress gebilligt sind, einer Ver- 
sammlung oder Versammlungen von Repräsentanten vorgelegt, 
die auf Empfehlung der Legislaturen derEinzelstaaten vom Volke 
nur für den Zweck gewählt werden, jene Verbesserungen zu 
erwägen und über sie zu entscheiden. 

Am folgenden Tage verwandelte sich der Konvent in einen 
Ausschuss des ganzen Hauses und erwog unter dem Vorsitze 
Gorbams von Massachusetts vom 30. Mai bis zum 13. Juni den 
Virginia- Plan. In dieser freieren Form, welche dem einzelnen 
Öfteren Antheil an den Verhandlungen gestattete, klärten sich 
die Mitglieder gegenseitig auf, die Einsicht wuchs mit dem 
Fortgange der Berathung, und es war ausdrücklich Vorsorge 
getroffen worden, dass nicht etwa ein Abgeordneter durch frü- 
here Abstimmungen sich gebunden glauben und bloss, um sich 
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gleich zu bleiben, die Augen vor dem Lichte schliessen sollte, 
das weitere Ueberlegung und Belehrung auf eine Frage geworfen 
hätten. 

Den ersten Vorschlag, welcher, genau besehn, mit den übrigen 
in Widerspruch stand, liess man fallen imd stellte dafür den 
Satz an die Spitze, dass eine Nationalregierung errichtet werden 
solle, bestehend aus einer obersten gesetzgebenden, vollziehen- 
den imd richterlichen Gewalt. Für die Theilung der ersteren in 
zwei Kammern stimmten diesmal, mit Ausnahme Pennsylva- 
niens, alle Staaten, ohne dass eine Verhandlung stattgefunden. 

Die Wahl der zweiten Kammer wollten die einen dem Volke 
geben, die andern den Legislaturen der Einzelstaaten anver- 
trauen, von denen sie die Ernennung geeigneterer Männer er- 
warteten. Gerry von Massachusetts bekannte, dass er früher 
zu republikanisch gewesen; zwar sei er auch jetzt noch republi- 
kanisch gesinnt, aber die Erfahrung in seinem engeren Vater- 
lande habe ihm die Gefahr des nach völliger Gleichheit streben- 
den Geistes gezeigt. Freilich gestand auch er später die Noth- 
wendigkeit ein, wenigstens einen Zweig der Gesetzgebimg vom 
Volke wählen zu lassen, damit die Regienmg das nöthige Ver- 
trauen geniesse.^ Dies wurde denn auch von andern hervor- 
gehoben, von Wilson aus Pennsylvanien, welcher so viel als 
möglich jede Vermischung der allgemeinen imd der Einzel- 
regierungen vermieden haben woUte, von Mason aus Virginien, 
der in dieser Kammer den Träger des demokratischen Elemen- 
tes, das amerikanische Haus der Gemeinen erblickte, von Madi- 
son, welcher der indirekten Wahl nicht abhold war, aber wenig- 
stens für einen Theil der Gesetzgebimg die direkte Wahl ver- 
langte, damit zugleich, wie er treffend bemerkte, ein zu grosser 
Einfluss der Staaten gehindert würde. Bei der Abstimmung 
siegte die Wahl durch das Volk. 



^ Freilich wollte er keine reine Volkswahl; das Volk sollte eine Anzahl 
von Personen den Legislaturen vorschlagen und diese daraus die Ab- 
geordneten wählen. 



Ausserdem setzte der Konvent fest, dass die WaMen drei- 
jährig sein sollten, um die Unstätigkeit, wie Madison sagte, die- 
sen grossen Fehler der amerikanischen Freistaaten, abzustellen. 
Ferner, die Repräsentanten beziehen aus dem Nationalschatz 
ihre Tagegelder und dürfen während der Dauer ihres Mandates 
kein Amt der Vereinigten oder Einzelstaaten annehmen, ja 
eines von jener Art auch im Laufe des folgenden Jahres nicht. 

Schwieriger war die Bildung der andern Kammer. Als man 
das erste Mal hierüber berieth, gelangte man zu gar keinem 
Ergebniss ; aber man verwarf die Wahlart, welche der Virginia- 
Plan angab. Der Antrag, dieselbe so zu ändern, dass an die 
Stelle der zweiten Kammer das Haupt der vollziehenden Gewalt 
trete, wurde nicht einmal unterstützt. Auch der aus der Ver- 
fassung von New York entlehnte Vorschlag Wilsons, den Senat 
in grösseren Wahlbezirken vom Volke selbst wählen zu lassen, 
erfreute sich keines grossen Anklangs; denn in diesem Falle 
hätten die kleinsten Staaten mit grösseren zu solchen Bezirken 
zusammengesehlagen werden müssen, wodurch der Einfluag je- 
ner vernichtet worden wäre. Die Wahl dm-oh die Staatenlegia- 
laturen endlich fand auch ihre Gegner. Da jedem Staate wenig- 
stens ein Senator zugestanden werden müsste, sagte man, so 
würde der Senat zu zahlreich sein, wenn eine Vertretung nach 
der Grösse stattfände; oder es sei nothwendig, jedem Staate 
eine gleiche Zahl von Senatoren zu geben, und das Verstösse 
gegen die Gerechtigkeit. Verschiedene Gründe bewogen andere, 
den Vorschlag zu vertheidigen ; am meisten und erfolgreichsten 
wurde die Noth wendigkeit geltend gemacht, den Einzelstaaten 
eine Mitwirkung bei der Nationalregierung zuzugestehn und 
ihnen ein Mittel zu gewähren, sich gegen Eingriffe derselben zu 
sichern. Und so wurde diese Wahlart zuletzt einhellig ange- 
nommen. 

Die Dauer des Mandates bestimmte der Konvent auf sieben 
Jahre, da der Senat sowohl den demokratischen Theil der Legis- 
latur in Schranken halten, als auch die Verfassung gegen Ge- 
fahren sicher stellen müsse, die ihr etwa das Haupt der voll- 
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ziehenden Gewalt durch eine Verbindimg mit den Demagogen 
des andern Hauses bereiten wolle. 

Ausserdem ward hinzugefügt, dass für einen Senator ein Alter 
von wenigstens dreissig Jahren erforderlich sei. In Bezug auf 
Tagegelder imdAemter wiederholte man die Bestimmungen für 
die Mitglieder der zweiten Kammer. 

Det Umfang der Befugnisse der Nationallegislatur erfuhr we- 
der eine Erweiterung, noch genaueres Eingehn ins einzelne; 
man liess nur das Becht weg, die bewaffnete Macht gegen einen 
Staat aufzurufen, welcher seinen Bundespflichten nicht nach- 
komme. Gewaltanwendungen wider einen Staat, hatte Madison 
bemerkt, würde mehr einer Kriegserklärung als einer Bestrafimg 
gleichen und von dem angegriffenen Theile wahrscheinKch als 
eine Vernichtung aller früheren Verträge betrachtet werden. 
Man müsse ein System errichten, das dieses Mittels nicht be- 
dürfe. 

Die proportionale Vertretung des Virginia-Planes woUten die 
kleinen Staaten um keinen Preis zidassen, weil sie dadurch ihre 
Selbständigkeit verloren imd sich der Gnade der drei grössten 
Staaten preisgegeben glaubten. Die Abgeordneten von Connec- 
ticut verlangten nur die gleiche Vertretung im Senat. Die gros- 
sem Staaten endlich wollten auch hierein nicht willigen. Bei der 
Abstimmung verwarfen New York, New Jersey und Delaware 
die proportionale Vertretimg im Hause der Repräsentanten; 
Maryland, welches lange Zeit nur zwei Abgeordnete von ent- 
gegengesetzter poUtischer Gesinnung anwesend hatte, war in 
dieser Frage getheilt wie öfters. Die übrigen sieben Staaten 
— die Abgeordneten von New Hampshire erschienen erst am 
23. Juli — erklärten sich für jene Art der Vertretung. Zum 
Prinzip, nach welchem die Zahl der Repräsentanten festgesetzt 
und vertheilt werden sollte, nahm man darauf nach dem frü- 
heren Vorschlage des Kongresses, welcher schon die Zustim- 
mung von elf Staaten erhalten hatte, die Zahl der freien Ein- 
wohner, mit Einschluss von drei Fünfteln der Sklaven. Connec- 
ticut verlangte nim die gleiche Vertretimg der Staaten im Senat 
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und trat mit Maryland zu jenen drei Staaten, weiche sie schon 
für die zweite Kammer gefordert hatten; aber auch jetzt woll- 
ten die andern seoha nichta davon wissen, und die proportionale 
Vertretimg siegte diesmal für beide Häuser, 

Ob die vollziehende Gewalt einer oder mehreren Personen zu 
übertragen sei, das liess der Virginia- Plan frei. Randolph selbst 
sprach mit der grössten Entschiedenheit für eine Dreiheit, aus 
den verschiedenen Theilen der Union gewählt. Gegen die Ein- 
heit, die er als den Embryo der Monarchie betrachte, werde er 
sich wohl zeitlebens erklären. Aber seine Gründe waren un- 
haltbar. Nicht grundsätzlich war er dagegen ; aber die Stimmung 
des Volkes, sagte er, sei schon dem Scheine der Monarchie ab- 
hold; ferner ein Mann werde nicht das nöthige Vertrauen be- 
sitzen und zum Nachtheil der entfernter liegenden Staaten im- 
mer aus denen genommen werden, die dem Mittelpunkte der 
Union benachbart wären; endlich sei diese Einheit nicht noth- 
wendig. Aber sein Direktorium fand wenig Anklang. Wilson 
Bah in der Einheit der vollziehenden Gewalt nicht den Embryo 
der Monarchie, sondern eine Schutzwehr gegen Tyrannei; er 
leugnete, dasa das Volk eine Abneigung gegen die Einheit habe; 
wohl wissend, daas an und für sich eine solche noch kein König- 
thum begründe, habe es in allen Staaten einen Mann an die 
Spitze der Verwaltung gestellt. Die Einheit verbürge sowohl 
eine kräftige und schnelle Erledigung der Geschäfte, als auch 
die grosate VerantwortUchkeit. Unter drei Gliedern sehe er fort- 
währende heftige Zwistigkeiten voraus, welche nicht allein die 
Verwaltung stören, sondern auch ihr Gift durch alle Zweige der 
Regierung, durch die Staaten und zuletzt durch das ganze Volk 
verbreiten würden. Wolle man den Häuptern der vollziehenden 
Gewalt eine ungleiche Machtstellung zuweisen, so gebe man da- 
mit das Prinzip der Opposition gegen die Einheit auf; im umge- 
kehrten Falle werde die ungerade Zahl nichts helfen. In den 
Gerichtshöfen habe zwar eine Frage nur zwei Seiten, anders 
verhalte es sich dagegen gewöhnlich in der Gesetzgebung und 
Verwaltung. Da sei es möglich, d&ss jedes Mitglied eine beson- 
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dere Ansicht vertheidige, so dass keine Mehrheit zu Stande 
komme. Andere erwarteten von der Einheit eine unparteilichere 
Handhabung der Geschäfte; sie hoben hervor, dass ein solches 
Direktorium besonders in militärischen Dingen von Nachtheil 
und wie ein General mit drei Köpfen sein würde. 

Die grössere Zahl der Staaten entschied sich für die Einheit, 
imd diese Frage war hiermit für immer abgethan, wenn auch 
noch einmal ein Einwurf eingebracht ward, in welchem eine 
Mehrheit vorgeschlagen war. 

Ausserdem setzte der Kongress fest, dass das Haupt der voll- 
ziehenden Gewalt vom Kongress auf sieben Jahre gewählt wer- 
den solle, aber ein zweites Mal dieses Amt nicht bekleiden dürfe, 
und dass er wegen Unterschleifs und Pflichtvergessenheit abge- 
setzt werden könne. Seine Pflicht bestimmte man nur im Allge- 
meinen dahin, dass er die Gesetze der Nationallegislatur auszu- 
führen und, wo nicht andere Anordnungen getroffen worden 
wären, die Beamten zu ernennen habe. 

Der Virginia-Plan gab dem Präsidenten, zusammen mit einem 
Theile der Nationalrichter, ein bedingtes Veto. Bei der Bera- 
thung im Ausschusse des ganzen Hauses kamen noch andre An- 
sichten nach zwei verschiedenen Richtungen zum Vorschein. 
Bedford hielt schon die Theilung der Legislatur in zwei Kam- 
mern für ausreichend, Uebereilungen zu verhindern ; Williamson 
beantragte, statt dieses Vetos jedesmal eine Mehrheit von zwei 
Dritteln zu verlangen ; Butler und Franklin wollten dem Präsi- 
denten das Hecht ertheilen, jedes Gesetz auf eine gewisse Zeit 
zu suspendiren. Auf der andern Seite sprachen Wilson und Ha- 
milton für das unbedingte Veto. Aber diese Vorschläge fanden 
gar keinen Anklang, der letzte sogar starken Widerspruch, und 
es handelte sich bald nur darum, ob der Präsident allein, wie 
Gerry befürwortete, oder zusammen mit einer angemessenen 
Zahl von Nationalrichtem, das Recht haben sollte, ein be- 
dingtes Veto einzulegen, wofür Madison und nun auch Wilson 
in die Schranken traten, um das Gewicht eines solchen Vetos 
durch das Ansehn der dritten Staatsgewalt zu verstärken. Gegen 



letzteren Antrag ward aber bemerkt, dasB die Richter in eine 
schiefe Stellimg bei der Auslegung der Gesetze kommen würden, 
wenn sie an der Bildung derselben Theil genommen hätten, und 
dass die Verantwortlichkeit des Präsidenten gegen Missbrauch 
mehr schützen würde, wenn die Mitwirkung anderer sie nicht 
schwächte. Die Versammlung entschied sich in diesem Sinne und 
beschloss, dass zwei Drittel der Stimmen in beiden Häusern er- 
forderUch sein sollten, um einem von dem Präsidenten ange- 
fochtenen Gesetze Giltigkeit zu verleihen. 

Was den Vorschlag des Virginia-Planes in Ansehung der drit- 
ten Staatsgewalt betrifft, so erhob sich gegen die Untergerichte 
Einspruch. Es sei ausreichend, sagte man, wenn ein oberster 
Gerichtshof in letzter Inatanz entscheide ; dagegen könne es 
füghch den Staatengerichtshöfen verbleiben, in erster Instanz 
zu erkennen, wodurch zugleich die Kosten der neuen Regierung 
verringert werden würden. Letzteres freihch bestritten andre. 
Die Appellationen, entgegneten sie, würden sich in drückender 
Weise häufen, trnii bei der neuen Unteraucliung miiasten die 
Zeugen nach dem obersten Gerichtshofe gebracht werden, wie 
entfernt sie immer von demselben wohnten. Eine Regierung 
ohne eine gute vollziehende und richterhche Gewalt, fügte Madi- 
son hinzu, ist der blosse Rumpf eines Körpers ohne Arme und 
Beine, um zu handeln und sich zu bewegen. Aber die Mehrheit 
war gegen solche Untergerichte; nur so viel wurde von ihr er- 
langt, dass die Nationallegislatur wenigstens das Recht erhielt, 
dergleichen einzusetzen, wenn sie es für nothwendig erachte. 
Die Ernennung der Richter wollte WOson dem Präsidenten, 
andere der Nationallegislatur geben ; Madison schlug den Senat 
vor, welcher zahlreich genug sein würde, um Vertrauen zu er- 
wecken, aber nicht so zahlreich, um von den Beweggründen des 
andern Hauses geleitet zu werden ; und eben das ward angenom- 
men. Die Befugnisse dieses obersten Gerichtshofes endlich 
drückte man noch allgemeiner aus, als es in dem Virginia-Plan 
der Fall war. 

Von den übrigen Sätzen wurden einige ohne Verhandlung 
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angenommen, andere erlitten eine grössere oder geringere, aber 
nicht gerade wesentliche Aenderung. Der letzte Theil, welcher 
die Entscheidung über die Einführung der neuen Verfassung 
in die Hände des Volkes legte, blieb stehn. Bei dieser Grelegen- 
heit äusserte Wilson, man dürfe die Bereitwilligkeit der Mehr- 
zahl der Staaten, nach besseren Prinzipien einen neuen Bund zu 
errichten, durch den unüberlegten und eigennützigen Wider- 
spruch der Minderzahl nicht hindern lassen; er hoffe, dieser 
Punkt werde so erledigt werden, dass ein Sonderbund mit einer 
Thür für den Zutritt der übrigen Staaten zulässig sei. Pinckney 
sprach sich in ähnlicher Weise aus; wenn keine einstimmige 
Annahme der Verfassung erfolge, so sollten neun Staaten er- 
mächtigt werden, sich unter derselben Verfassung zu vereinigen. 
So weit ins einzelne ging aber die Versammlung auch hier noch 
nicht. 

So hatte man in der verhältnissmässig kin*zen Zeit von drei- 
zehn Sitzungen die Gnmdzüge einer neuen Verfassung ent- 
worfen, die in einigen wesentlichen Punkten von dem ursprüng- 
lichen Plane vortheilhafb abwichen und einen entscheidenden 
Sieg der nationalen Partei bedeuteten. Auch kann man nicht 
sagen, dass dieser Ausgang die Frucht heisser Kämpfe gewesen 
ist; vielmehr waren die Verhandlungen im ganzen mit grosser 
Buhe geführt worden, die nur bei der Frage über die gleiche oder 
proportionale Vertretung eine sturmverkündende Unterbre- 
chung erlitten hatte. Grade bei dieser Gelegenheit aber sprach 
Patterson aus New Jersey die (Jedanken aus, welche die Aus- 
arbeitung eines Gegenplanes veranlassten: die Vollmachten der 
Konventsmitglieder berechtigten nicht zumBau einer nationalen 
Verfassung, sondern nur zu einer Verbessenmg der Bundes- 
artikel, und weiter werde das Volk der Versammlung nicht fol- 
gen. Patterson stand mit diesen Gesinnungen nicht allein; seine 
Landsleute, ferner die Abgeordneten von Delaware und Con- 
necticut, Lansing und Yates von New York, und Luther Martin 
aus Maryland vereinigten sich mit ihm, es scheint, grade nach- 
dem jene Frage zu Gunsten der nationalen Partei erledigt wor- 
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den war, um einen andern ihren Ansichten entsprechenden 
Entwurf auszuarbeiten. Am 15. Juni legte ihn Pattereon dem 
Konvente vor. 

Der New Jersey- Plan, wie man denselben kurzweg nannte, lieaa 
den Kongreas in seiner dermaligen Zusammensetzung und mit 
den hergebrachten legislativen Rechten bestehn, aber er ver- 
mehrte dieselben durch einige neue, welche die letzten Jahre am 
dringendsten gefordert hatten. Der Kongreas sollte fortan den 
Handelsverkehr der Staaten unter einander und mit dem Aus- 
lande regeln ; er sbllte ferner die Einfuhrzölle und noch einige 
andere bestimmte Einkünfte beziehen. Man liess dabei nicht 
ausser Acht, dass Ereignisse eintreten könnten, die ein grösseres 
Einkommen nöthig machten. Für dergleichen Fälle wurde der 
Kongress wieder auf Requisitionen angewiesen, doch nahm 
man zugleich die Verbesserung auf, welche hinsichtlich der Um- 
legung auf die einzelnen Staaten im Jahre 1783 vom Kongress 
vorgeschlagen worden war; und damit sich die Bundesglieder 
nicht wieder so säumig zeigten, sollte der Kongress das Recht 
haben, in den Staaten, welche den Forderungen des Bundes 
innerhalb der festgesetzten Zeit nicht nachkämen, die Erhebung 
selbst zu verfügen; eine Bestimmung, die nur der durch altes 
Misatrauen bewirkten Kurzsichtigkeit ausreichend erscheinen 
konnte. Denn hierdurch wurde keineswegs die Möglichkeit ab- 
geschnitten, daas der Bund und einzelne Staaten einander mit 
den Waffen bekämpften. 

Durch den Kew Jersey-Plan wurde ferner allerdings für die 
Einsetzung einer besondem vollziehenden Gewalt Sorge getra- 
gan, aber die Verwaltung derselben mehreren Personen anver- 
traut. Noch schlimmer war es, dass diese nicht im Rechtswege, 
sondern auf Antrag einer Mehrheit der StaatenexekutivgewaJten 
von ihrem Amte sollten entfernt werden können.* 

• In Bezug auf die Veraohiedeiilieit der Angaben bei EUiot I, 178 und 
bei Madison (Papers II, 865) b, die Änmk. bei MadiBon ebendas. p. 867 
und den übereinstimmenden Bericht über eine Bede WilBona von Madison 
ebendas. p. 872 und von Yatea bei Elliot I, 414. 



* 
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Endlich verlangte der New Jersey-Plan auch ein Bundes- 
gericht, aber es sollte nur aus einem einzigen Obergericht be- 
stehn, dessen Mitglieder von der Bundesexekutivgewalt ernannt 
würden, bloss als Appellationsgericht in bestimmten, einzeln 
aufgeführten und nicht ausreichenden Fällen wirken und nur 
bei öffentlicher Anklage von Bundesbeamten gleich von vom 
herein zur Untersuchung und UrtheUsprechung berechtigt sein. 

Die Gresetze und Verträge des Bundes erklärte der New Jersey- 
Plan für das höchste Gesetz in den einzelnen Staaten, und die 
Richter in denselben sollten an jene bei ihren Entscheidungen 
gebunden sein. Gegen Staaten oder Körperschaften, welche die 
Ausführung solcher Gesetze und Verträge verweigern, kann die 
Bundesexekutivgewalt die bewaffnete Macht der verbündeten 
Staaten aufrufen. 

Zuletzt verlangte der Plan noch eine Bestinmiung über die 
Zulassung neuer Staaten und Gleichförmigkeit der Vorschriften 
hinsichtlich der Naturalisation; der Bürger eines Staates, wel- 
cher in einem andern Unionsstaate sich ein Vergehen zu Schul- 
den kommen lässt, sollte nach dem Gesetz des letzteren in die- 
sem gerichtet werden. 

Man sieht, der Entwurf der föderalen Partei eilte der öffent- 
lichen Meinung nicht voraus, er folgte ihr nur nach ; und wenn 
nicht zu leugnen ist, dass seine Annahme die bestehende Bun- 
desverfassung wesentlich verbessert hätte, so ist doch auf der 
andern Seite nicht zweifelhaft, dass bald neue Bewilligungen 
und Zusätze würden nöthig geworden sein. 

Noch einmal wurde nun der Virginia-Plan zusanmien mit dem 
eben eingebrachten dem Ausschuss des ganzen Hauses über- 
wiesen, und am folgenden Tage begannen die Verhandlungen 
über die inhaltsschwere Frage, welcher von beiden als Bericht 
dem Hause übergeben imd folglich den weitem Berathungen 
des Konventes zu Gnmde gelegt werden sollte. 

Für den New Jersey-Plan traten Lansing aus New York und 
Patterson in die Schranken. Gegen den Entwurf der Mehrheit 
machten sie beide die Einwendungen, welche Patterson schon 



früher erhoben hatte. „Weim die Bundesartikel, sagte dieeer, 
ganz und gar unbrauchbar aiud, so laast uns zu unsem Staaten 
zurückkehren und ausgedehntere Vollmachten nachsuchen, nicht 
aber sie uns nehmen. Ich bin nicht hier, um meine eigenen G!e- 
danken auszusprechen, sondern die Gedanken derer, welche 
mich gesendet haben, und es handelt sich nicht darum, eine Ver- 
fassung zu machen, die an und für sich die beste ist, sondern 
eine solche, zu deren Bildung uns unsere Wähler den Auftrag 
gegeben haben und die sie gut heissen werden. Gehn wir nun von 
der Voraussetzung aus, dass gegenwärtig der Bundeavertrag 
erloschen ist, so lässt sich doch nicht leugnen, dass die dreizehn 
Staaten zu eüiander in dem Verhältniaa der Gleichberechtigung 
stehn. Alle müssen daher einwilligen, bevor einer von ihnen 
gebunden sein kann. Ist aber die proportionale Vertretung recht, 
warum stimmen wir nicht schon hier im Konvente so ? Gehn 
wir aber von der Thatsache aus, dass ein Bundesvertrag gegen- 
wärtig besteht, und ziehn wir seine Artikel zu Rathe, so finden 
wir die gleiche Souveränität als die Grundlage desselben; der 
fünfte Artikel gibt jedem Staat eine Stimme, der letzte erklärt, 
dass Aenderungen nur mit Genehmigung aller Staaten eintreten 
dürfen. Das ist die Natur aller Verträge; was einstimmig be- 
schlossen worden ist, muss einstimmig wieder aufgehoben wer- 
den." 

So weit trafen Lansing und Fatterson mit einander überein. 
Aber nun berührte letzterer einen Funkt, der ihm besonders 
am Herzen lag, den aber jener weder hervorhob noch hervor- 
heben konnte. Denn die föderale Fartei bildete keineswegs eine 
geschlossene Einheit, sondern sie zerfiel in zwei Hauptgruppen, 
Die eine wollte von den Prinzipien des alten Bimdesvertragea 
nicht lassen, die andre war nicht so sehr gegen den Virginia- Plan 
als gegen die proportionale Vertretung im Senat oder in bei- 
den Häusera. „Einige Mitgheder der kleinen Staaten, äusserte 
Dickinson aus Delaware einmal gelegentlich zu Madison, wün- 
schen zwei Kammern in der Generallegislatur und sind Frenndo 
einer guten Nationalregierung; aber wir würden uns eher einer 
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fremden Macht unterwerfen, als dass wir zugäben, in bei- 
den Häusern der Stimmengleichheit beraubt zu werden und 
dadurch unter die Herrschaft der grösseren Staaten zu kom- 
men.**^ 

„Die Wirksamkeit des Bundes, fuhr dann Patterson fort, 
wird von der Summe aller Befugnisse, nicht aber davon ab- 
hängen, ob dieselben von den Staaten oder den einzelnen Bür- 
gern gegeben worden sind; und nach dem New Jersey-Plane 
kann Zwang gegen Individuen eben so gut wie nach dem andern 
Plan angewendet werden. Auch ist für eine besondere vollzie- 
hende und richterliche Gewalt gesorgt." 

„Man sagt femer, zwei Kanmiern seien nothwendig, um eine 
Schranke zu bilden. In einem Einzelstaat allerdings, weniger 
aber in einer Körperschaft, wie der Kongress ist. Ausserdem 
liegt hier auch schon darin eine Schranke, dass die Abgeordneten 
verschiedenen Staaten angehören." 

„Beklagt sich das Volk über den Kongress ? Nein ; es wünscht 
nur eine Vermehnmg der Befugnisse desselben. Wenn die jetzt 
vorgeschlagene Erweitenmg nicht genügt, so wird das Volk 
später eine neue eintreten lassen. Mit der gehörigen Macht be- 
kleidet wird der Kongress kräftiger und weiser verfahren als die 
beantragte Nationallegislatur, da seine Mitglieder minder zahl- 
reich und durch die Wahlart erlesener sind." 

Zuletzt machte Patterson noch auf die ungeheuren Kosten 
aufmerksam, welche die Errichtung einer Nationalregierung ver- 
ursachen würde; die Aufbringung derselben sei bei dem der- 
maligen Zustande der Finanzen nicht denkbar. Durch eine Er- 
weitenmg der Rechte des Kongresses werde man den grössten 
Theil dieser Ausgabe ersparen und doch alle Zwecke erreichen. 
Wenigstens sollte man den Versuch machen. 

Es lässt sich nicht leugnen, dass die beiden von Lansing an- 
geführten Einwendungen gegen den Virginia-Plan viel Wahres 
enthielten; man muss sogar sagen, dass die Redner der natio- 
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nalen Partei im Nachtheü waren, sobald sie sich auf die Wider- 
legnng derselben einliessen. Aber zugleicb stellten sie sich auf 
einen höhern Standpunkt und entBchlossen sich, von allen sol- 
chen Bedenklichkeiten absehend ihren Mitbürgern ein Heil- 
mittel zu zeigen, durch welches den vorhandenen Uebelatänden 
von Grund aus und auf die Dauer abgeholfen werden könnte. 
Sie waren um so mehr berechtigt, ihren eigenen Ansichten bei 
ihren Vorschlägen zu folgen, da die Versammlung keine be- 
schliesseude Macht besaas. Wenn sie dann weiter die beiden 
Ilntwurfe mit einander vergHchen und die Vorzüge des ver- 
besserten Virginia-Planes hervorhoben, dann hatten sie offenbar 
Theorie und Erfahrung ganz auf ihrer Seite. 

Es ist nicht nöthig, auf diesen Theil ihrer Reden näher einzu- 
gehn; nur Hamilton verlangt noch eine besondere Berücksichti- 
gung, weil er eine ganz eigenthümliche, freilich auch einsame 
Stellung zu den beiden grossen Parteien im Konvent einnahm. 
Wir wissen, wie frühzeitig er für eine bedeutende Umgestaltung 
der Bundesverfassung in die Schranken getreten war, Die Er- 
eignisse der letzten Jahre hatten ihn in seinen Ansichten nur 
bestärken können und ihn dahin geführt, dasa er im Grunde sei- 
nes Herzens die Errichtung eines einheitlichen Staates wünschte. 
Zugleich aber verhehlte er sich die unüberwindlichen Schwierig- 
keiten nicht, welche die öffenthche Meinung einem solchen Plan 
entgegenstellen würde. Von dieser doppelten Erkenntniss bin 
und her gezogen ging er nun in dem Entwürfe, welchen er der 
Versammlung vorlas, nicht nur bis an die äussersten Gränzen 
einer Bundesorganisation, sondern er schritt theüweise mit 
Kühnheit weit in das anstossende Gebiet hinüber. Um den 
Staaten den Giftzahn der Souveränität auszubrechen, um die 
Centralregierung von ihnen unabhängig und ausreichend für den 
Zweck ihrer Einsetzung zu machen, hielt er es für nothwendig, 
erstlich die legislative Gewalt des Kongresses keineawega auf 
bestimmte Angelegenheiten und Gegenstande zu beschränken 
und zweitens nicht nur alle Gesetze der Einzelstaaten, welche 
denen des Bundes widersprächen, für durchaus ungiltig zn er- 
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klären, sondern auch, damit dergleichen Eingriffe sicher ver- 
hütet würden, die Grouvemeure der verschiedenen Landschaften 
von der Greneralregiening ernennen zu lassen und ihnen die 
scharfe Waffe des unbedingten Vetos zu geben. Dass die Land- 
und Seemacht dem Bund allein angehören müsse, war Hamiltons 
alte, nicht erschütterte Ansicht ; auch die Miliz nahm er hier- 
von nicht aus, und sein Plan überliess die Besetzung der 
Offizierstellen in diesem Truppentheile gleichfalls der Central- 
gewalt. Die Senatoren endlich sollten nicht von den Staaten- 
legislaturen, sondern auf indirekte Weise vom Volke gewählt 
werden. 

In der zweiten Richtung, welche der Konvent bei seinen Ar- 
beiten verfolgte, nämlich in dem Streben, die Freiheit auf das 
Mass zurückzuführen und dadurch ihren Bestand zu sichern, 
ging Hamilton ebenfalls weiter als irgend ein anderes Mitglied 
der Versammlung. Offen gestand er, dass die konstitutionell- 
monarchische Verfassung Englands in seinen Augen die beste 
und die einzige sei, welche nach Neckers Worten Ejaft der 
Regierung und Sicherheit der einzelnen Bürger mit einander 
vereinige. Zugleich aber hielt er es für imklug, derartige Vor- 
schläge zu machen. Deshalb rieth er wenigstens so weit zu gehen, 
als es die republikanischen Qnmdsätze gestatteten; man solle 
die Senatoren und den Bundespräsidenten nicht auf eine ge- 
wisse Zeit beschränken, sondern sie in ihrer Stellung lassen, 
so lange sie sich gut betragen, und letzterem das Recht des un- 
bedingten Vetos geben. 

Die hier ausgesprochenen Gedanken haben dem Urheber in 
der Folge mancherlei Angriffe zugezogen und ihn bei vielen in 
den Ruf eines freiheitsfeindlichen Mannes gebracht. Im Konvent 
warf er damals selbst die Frage auf, ob sein Plan republikanisch 
genannt werden könne, und er antwortete bejahend, weil alle 
Grewalten vom Volk unmittelbar oder durch einen Wahlprozess 
ernannt würden, der bei diesem beginne. Dot Entwurf entspricht 
dieser Erklärung. Die Repräsentanten sollten auf drei Jahre 
direkt, die Senatoren durch Wahlmänner, der Präsident endlich 



auf eine doppelt indirekte Weise* gewählt werden. Letzterer 
wurde bei der Abschliessung von Vertragen, bei der Ernennung 
der Beamten, mit Ausnahme der Minister, und bei Begnadigung 
in Fällen des Hochverraths an die Mitwirkung dea Senats ge- 
bunden, diesem allein endlich daa Recht der Kriegserklänmg 
gegeben. Auch war ausdrücklich bestimmt, daas der Präsident, 
die Senatoren und alle Beamten der öifentlichen Anklage unter- 
liegen aollten. 

Welches UrtheU man immer über den Entwurf dea grossen 
Mannes fällt, man wird zugeben müssen, dass eine danach aus- 
gearbeitete Verfassung nicht die geringste Aussicht auf Erfolg 
hatte, da schon in der Versammlung seibat nur Read aus Dela- 
ware gelegentlich seine völlige Zustimmung auaaprach. Hamil- 
ton verhehlte sich dies auch keineswegs, er hoffte nicht einmal 
viel für den verbesserten Virginia -Plan. Aber indem er die Um- 
wandlung bedachte, welche die schlimmen Zustände der Union 
in der öffentlichen Meinung bereits hervorgerufen hatten, über- 
redete er sich, daa Volk werde von aeinen demokratischen Vor- 
urtheilen allmählich zurückkommen und für eine Verfassung 
reif werden, wie er sie im Sinne habe. 

Uebrigena hatte Hamilton seinen Entwurf nur vorgelesen, um 
die Ideen, die er in seiner Rede ausgesprochen, zu erläutern und 
deutlicher zu machen, nicht aber, damit die Versammlung ihr 
Urtheil über denselben abgebe. Da handelte es sich denn allein 
um den Jersey- und den Virginia- Plan. Für ersteren erklärten 
sich Connecticut, New York, New Jeraey und Delaware; Mary- 
land war getheilt. So blieben die Anhänger des Staatenbundes 
in der Minderheit. Als später die Präge gestellt ward, ob Ran- 
dolphs Vorschläge in ilirer vom Äuaachuss des ganzen Hauaes 
verbesserten Gestalt die Grundlage der ferneren Verhandlungen 

' Bei Madiaon (Papers ü, SM) ist nur von einer einfachen indirekten 
Wahl die Rode, indem — wahreoheinlich ein Druckfehler — von den Wor- 
ton b j eleotors, choaen by eleotora, choaen by the people die Worte choaen 
by electors fehlen. Vergl. Elliot I, 179 und Madison's Papers T. III, Ap- 
pend, 6, Article 4. 
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abgeben sollten, da trat zu den zustimmenden sechs übrigen 
Staaten noch Connecticut, ein Verhalten, welches die Vertreter 
dieser Landschaft in dergleichen Punkten meistens befolgten. 
So hatte die nationale Partei wiederum den Sieg davon ge- 
tragen. Aber die Gegner streckten noch nicht die Waffen, sie 
versuchten vielmehr bei der zweiten Berathimg noch einmal 
ihr Ziel zu erreichen. Und nicht lange Hessen sie warten. 



Die Krisis 

Kaum hatte das Haus wieder die strenge Form angenommen 
und Washington den Präsidentenstuhl bestiegen, so holten die 
eifrigsten und standhaftesten Anhänger des Jersey-Planes über 
das Schicksal desselben die letzte, bleibende Entscheidung der 
Versammlung ein. Nachdem nämlich auf den Wunsch Ells- 
worths von Connecticut an die Stelle des Parteistichwortes Na- 
tionalregierung die farblose Bezeichnung Regierung der Ver- 
einigten Staaten ohne Widerspruch getreten war, da stellte 
Lansing den Antrag, dem alten Kongress die gesetzgebende Ge- 
walt anzuvertrauen. „Die wahre Frage sei hierbei, sprach er, 
ob man von den Bundesartikehi abgehn wolle oder nicht." Und 
darin hatte er vollkonmien Hecht, denn in der neuen Zusam- 
mensetzung des Kongresses lag allerdings die wesentlichste Ab- 
weichung vom Bestehenden und die sicherste Ej'äftigung des 
centralen politischen Lebens. Aber die nationale Partei blieb 
fest und lehnte die Zumuthung ab. Als darauf die Theilung der 
Generallegislatur in zwei Häuser zur letzten Abstimmung kam, 
da trat Connecticut wieder zu den sechs Staaten, welche den auf 
eine stärkere Einheit hinzielenden Massregeln bisher inmier das 
Wort geredet hatten, und dieser Punkt erfuhr nun keine Ver- 
ändenmg mehr. Auch die Wahlart der Repräsentanten und 
Senatoren wurde beibehalten. 

In einigen andern Fragen dagegen schlug die Versammlung 
eine mittlere Richtung ein. Sie schloss wie früher die Mitglieder 
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des Kongresses von aUen Bundesämtern aus, aber nioht mehr 
▼on denen der einzelnen Landschaften. Sie yerwarf swar den 
Antrag, die Auszahlung der Tagegelder den Staaten zu über- 
lassen, aber sie strich auch die bei der ersten Berathung ange- 
nommene Bestimmung, dass es durch die Bundeskasse ge- 
schehen sollte. Sie verkürzte die Dauer des Mandates der Re- 
präsentanten denen gegenüber, welche jährliche Wahlen ver- 
langten, von drei Jahren auf zwei und verfuhr in ähnlicher Weise 
hinsichtlich des Senates. Diese Körperschaft wünschten einige^ 
lebenslängHch. Andre gingen zwar nicht so weit, aber sie hatten 
ebenfalls die Ueberzeugung, dass die Stätigkeit der neuen Regie- 
rung hauptsächlich im Senat ihren Stützpunkt finden müsse, 
Das periodische Ausscheiden eines Theiles seiner Mitglieder 
schien ihnen ein geeignetes Mittel zur Erreichung dieses Zweckes 
zu sein, und hierin fanden sie keinen Widerspruch in der Ver- 
sammlung. Ausserdem aber erachteten sie es noch für nothwon- 
dig, dass die Senatoren eine beträchtliche Zeit hindurch in ihrer 
Stellung verblieben. Da nun die erstgenannten Männer sich 
nicht im entferntesten Rechnung machen konnten, für ihre An- 
sicht die Mehrheit zu gewinnen, so vereinigten sie sich mit denen, 
die ihnen am nächsten standen, und Read schlug neun Jahre 
vor. Auf der andern Seite glaubten sich die südlichsten Staaten 
durch eine solche Bestimmung gefährdet. Die Senatoren, meinte 
Greneral Pinckney, würden in diesem Falle nach dem Sitze der 
Regierung übersiedeln und binnen kurzer Zeit mehr den Staat 
vertreten, in welchem sie ihre Pflichten ausüben, als ihr Itemm' 
deres Vaterland. Vier Jahre hielt er für ausreichend, und diesem 
Antrage stinmiten diejenigen bei, welche wie Oerry in einer 
langem Dauer &ne Annäherung an die Monarchie erblickten. 
Gorham endlich sprach für sechs Jahre. 

Den entea dieser Vorschläge verfochten Msiämm^ Hamilton 
und Wilson« Enterer ging hierbei von den Zwecken aus, wdch« 



^ Hamflu»« Besd, der sl3rw«KikU Oo tt rernwir Morris und rMhfMA 
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durch die Einsetzung einer solchen Körperschaft im Staatsleben 
erreicht werden sollen. Er sah in ihr eine Schutzwehr gegen 
Missbrauch der Grewalt von Seiten des andern Hauses und gegen 
Irrthümer und Uebereilungen, zu denen Unkenntniss der öffent- 
lichen Angelegenheiten, Leichtsinn und Leidenschaft das Volk 
und seine unmittelbaren, nur auf kurze Zeit gewählten Ver- 
treter verleiten können. Dann fasste er die Grefahr ins Auge, 
welche der Minderheit drohe, wenn die Mehrheit, durch Ge- 
meinschaftlichkeit der Interessen verbunden, sich unter plötz- 
lichen Antrieben versucht fühle, gegen jene ungerecht zu sein. 
„Die Amerikaner, sprach er, haben zwar nicht die erblichen 
Bangunterschiede, welche sowohl in den Staaten des Alter- 
thums, als in denen des heutigen Europas eine Quelle von 
Streitigkeiten gewesen sind, noch auch die Beispiele von äusser- 
stem Beichthum und äusserster Armuth. Aber sie können auch 
dermalen nicht als eine gleichartige Masse betrachtet werden, 
wo alles, was einen Theil berührt, in der nämlichen Weise das 
Ganze berührt. Bei dem Bau eines Systems, welchem die Ver- 
sammlung eine Dauer von Jahrhunderten wünscht, dürfen die 
Verändenmgen nicht unberücksichtigt bleiben, welche die Jahr- 
hunderte hervorbringen werden. Eine Vermehnmg der Bevölke- 
rung wird nothwendig die Menge derer vergrössem, welche mit 
allem Ungemache des Lebens zu kämpfen haben und im Stillen 
nach einer gleichmäßigen Vertheilung seiner Segnungen seuf- 
zen. Diese können mit der Zeit die an Zahl übertreffen, welche 
den Gefühlen der Dürftigkeit entrückt sind. Nach dem allge- 
meinen Stimmrecht wird die Macht in die Hände jener kommen. 
Die Zustände Neu-Englands sind Vorboten einer solchen künf- 
tigen Gefahr. Wie soll man sich nun gegen dieselbe nach repu- 
blikanischen Grundsätzen sichern? wie überhaupt gegen die 
Gefahr vor Verbindungen, die ein Interesse daran haben, die 
Minderheit zu unterdrücken? Neben andern Mitteln dadurch, 
dass man eine Versammlung der Begienmg hinzufügt, welche 
durch ihre Weisheit und Tugend Ansehn genug besitzt, um bei 
solchen Gelegenheiten ihren Einfluss in die Waagschale zu wer- 



fen und dadurch der gerechten Sache das Uebergewicht zu ver- 
leihen." Zuletzt wiederholte Madison, was er früher bei derselben 

Gelegenheit geäussert hatte : wahrscheinlich errichte man dies- 
mal eine Verfassung, welche das Scliicksal der republikanischen 
Regierungsform für immer entscheiden werde ; daher müsse man 
nicht nur der Freiheit jeden Schutz geben, sondern auch den 
Miss brauch derselben zu verhüten suchen, 

Madisona Betrachtungen ergänzend, machte Wilson auf die 
Beziehungen aufmerksam, in denen jegliche Nation zu andern 
stehe. Sie sei nicht bloss der Anarchie und Tyrannei im Innern 
ausgesetzt, sondern sie habe auch Kriege zu vermeiden und Ver- 
träge vom Auslande zu erwirken. „Dieser Theil der Regierunga- 
pflichten, fuhr er fort, wird wohl dem Senate zufallen. Daher 
rauss er so gebildet werden, dass er in den Augen fremder Na- 
tionen eine achtunggebietende Stellung eiimimmt." Dann be- 
antwortete Wilson den Einwand, den das Volk gegen die Zeit von 
neun Jahren erheben könne, indem es fürchte, dass eine solche 
Körperschaft durch ailmählicheEingriffe sich die Lebenslänglich- 
keit und zuletzt die Erbhchkeit verschaffen werde. Durch das alle 
dreijahre stattfindende Ausscheiden eines Drittelsder Senatoren, 
entgegnete Wilson, werden immer drei Klassen in diesem Hause 
sitzen, die ihre Stellen auf ungleiche Zeit haben und unter dem 
Einfluss verschiedener Absichten und Antriebe handeln werden. 

Aber nur Pennsylvanien, Delaware und Virginien erklärten 
sich für den Antrag, Dann wurde der Vorschlag Gorhama mit 
sieben Stimmen gegen vier angenommen. 

So war die Zusammensetzung dea Kongresses in den Gnmd- 
zügen festgestellt, und die Versammlung wandte sich nun mit 
Unterbrechung der Reihenfolge ziu' Vertheilung der Vertreter 
auf die einzelnen Staaten. 

Die beiden Ansichten, welche schon im Jahre 1776 einander 
entgegenstanden und einen hartnäckigen Kampf hervorgerufen 
hatten, wurden auch im Konvent genau mit denselben Ver- 
theidigungsmitteln geltend gemacht. Die einen rückten die na- 
tionale Einheit in den Vordergrund, die andern betonten die 
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Trennung in besondere Staaten. Jene fochten für die ungleiche, 
diese für die gleiche Vertretung. Im Kongress hatte die letztere 
den Sieg davon getragen, bei der ersten Berathung des Kon- 
ventes war der umgekehrte Fall eingetreten. Aber die leiden- 
schaftlichen Aeusserungen, welche bei dieser Gelegenheit gefallen 
waren, Hessen den Sturm ahnen, der nun bevorstand, wo eine 
endgiltige Entscheidimg getroffen werden musste. Für das Haus 
der Repräsentanten verblieb es aber bei dem firüheren Beschlüsse, 
wenn auch Connecticut diesmal mit der Minderheit stimmte. 

Wir wissen, dass bei den Verhandlungen über die Bundes- 
artikel vermittelnde Vorschläge gemacht worden waren. Jetzt 
bot die Theilung der gesetzgebenden Gewalt einen besseren Aus- 
weg, welchen auch die Abgeordneten von Connecticut bei der 
ersten Berathung schon angegeben hatten. Sie kamen nun auf 
ihren firüheren Antrag zurück. Sie waren nicht unzufrieden mit 
dem Ergebniss der eben erfolgten Abstimmung, welches dem 
nationalen Prinzip gemäss sei und die grossen Staaten gegen die 
kleinen schützen werde; dagegen verlangten sie zur Sicherheit 
der letzteren und als dem föderalen Prinzip entsprechend die 
gleiche Vertretimg im Senate. Zur ruhigen Auseinandersetzung 
gesellte sich die Leidenschaft, zu den Gründen Johnsons und 
EUsworths die ungerechten Beschuldigungen und ungewöhnlich 
heftigen Ausdrücke Bedfords aus Delaware. „Ehrgeiz und Inter- 
esse, rief dieser, leiten die Abstimmung. Die grossen Staaten 
suchen sich augenscheinlich zu vergrössem. Ohne Zweifel glau- 
ben sie das Recht auf ihrer Seite zu haben, aber das Interesse 
hat sie blind gemacht. Selbst das kleine Greorgien denkt an seine 
künftige Grösse und stimmt demgemäss. Kann da von den 
kleinen Staaten ein ganz uneigennütziges Handeln erwartet 
werden ?" Drohend fügte er zuletzt hinzu .\„die grossen Staaten 
dürfen die Konföderation nicht auflösen, und wenn sie es thun, 
so werden die kleinen einen auswärtigen Verbündeten von mehr 
Ehre und Treue finden, der sich ihrer annehmen wird!"^ 

^ Am 30. Juni. In der Au&eichnnng bei Yates zeigt diese Bede noch 
größere Heftigkeit, als bei Madison. 
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Aber auch im Senat wollte die Gegenpartei die gleiche Ver« 
tretung nicht stattfinden lassen; denn diese, behauptete man, 
fuhrt zum alten Kongress zurück und räumt der Minderheit 
noch immer eine zu grosse Gewalt gegen den Willen der Mehr- 
heit ein. Es darf nicht gesagt werden, dass die proportionale 
Vertretung im Hause der Repräsentanten dawider ein Bollwerk 
bilde; denn es gibt zwei Arten von schlechten Regierungen ; die 
einen thun zu viel, die andern zu wenig, jene unterdrücken, 
diese sind schwach und unwirksam. Zu letzteren gehören die 
Vereinigten Staaten. Wenn im Senate die Vertretung nach dem 
Prinzipe der Gleichheit geordnet wird, so kann die Mehrheit der 
Staaten den Wünschen und Interessen der Mehrheit des Volkes 
Hindemisse bereiten, Massregeln erpressen, welche diesMi Wüm 
sehen entgegen laufen, ja sogar solche Massregeln aulzwingen, 
da wahrscheinlich einige Befugnisse vom Senat ohne Mitwirkung 
des andern Hauses werden ausgeübt werden. Mmi gab zu, das« 
der Senat zu zahlreich sei, wenn der kleinste Staat ein Mitglied 
hineinsende, die übrigen im VerhäHniss zu ihrer Orömm, I>eS' 
halb schlug Wilson vor, auf 100,000 Seden immer einen ikftiMUifr 
zu rechnen und den Staaten, wdehe niebt mf riel Kinwr^ner 
enthidten, auch einen Seikatar zu jB^ewäbren. I>nfcb dimm Zn^ 
gestandniff an die Gegenwart geda<)lkte Jener Af>^jfidiMt# (Htm 
Fnnodp sicher zo stylen tsnd die f^f^^/ffftionäh Veftretwi^ ffrf 
die Zukunft zu reiten. An^ M(uü$^m mA Km^ waren 4em Ai^ 
trage niciu entgegen, weitere 5Fa^^(M><({fcelt aber erÜftitrten sie 
for mimiigKrfu 

km 2, Juli stdhe der Plrämdent iVm }hi$stUf^*rrh^ff(VfX^ ff 9^^ 
Die dr« grossen Staaten orui diiie M4en (UnffiUkMm ^Hrwüflm^ 
wie- firüher die gleid^: V^^rtretnnfj: an $^tßMA^\ i^tittf (Wft^^^^tt^ war 
ann getiieilt, und 2u Cr^nnei^tU^me, %^(W ^e^k^ Sh^ 4^my iHui 
IDeiaware tr»( diMMEuU ^uOi Miiirylaiiui, d<t*lenifer, 4^ in f9<4<Mien 
Dingen immer auf ftet<>m «i^ Afneii'ifMMn (^/urMi tA^fAA, luv^ 
nicht smwmend war. fCr «wwUiuni <w^, alu «Vir f^^MH^me <4«9r Ver- 
sammlung^ da» STj^eHnim ^<iHr4VnHi5|^ Hite«^, fCinfff 4^ unn Miu^ 
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stiess zu sehr gegen die Ordnung, um Berücksichtigung zu fin- 
den.^ Wenn aber auch wirklich die nationale Partei mit einer so 
geringen Mehrheit in diesem Punkte den Sieg davon getragen 
hätte, so wäre die Sachlage bei dem berathenden Charakter des 
Konventes nicht verändert gewesen. Wer die folgenden Ereig- 
nisse bedenkt, der wird nicht anstehn zu behaupten, dass eine 
so starke Opposition im Hause selbst später die Gegner der 
Bundesverfstssimg vermehrt imd die Verwerfimg derselben her- 
beigeführt haben würde. Noch wahrscheinlicher ist, dass eine 
Auflösung eingetreten wäre oder dass jede Partei einen eigenen 
Entwurf ausgearbeitet und empfohlen hätte. 

Augenscheinlich war man zu einer Stelle gekommen, wo die 
ängstlichen Blicke keinen weiter führenden Pfad entdeckten. 
Sollte man zurückgehn und auf einem andern Wege vorzudrin- 
gen versuchen ? Ein Theil der nationalen Partei wollte das nicht, 
entschlossen der Hartnäckigkeit der Föderalisten die nämliche 
Festigkeit entgegenzustellen und nöthigenfalls einen besondem 
Plan zu empfehlen. Andere begannen zu schwanken ; sie glaub- 
ten, dass die von den kleinen Staaten geltend gemachten Gründe 
nicht ganz aus der Luft gegriffen wären; mehr noch bestimmte 
sie der Gedanke, dass es besser sei, etwas nachzugeben, als sich 
unverrichteter Sache zu trennen; sie zitterten vor den Folgen 
einer Auflösung der Union. Als darum Ch. C. Pinckney aus Süd- 
Carolina die Ernennung eines Ausschusses vorschlug, der auf 
einen Vergleich sinne und denselben dem Hause vorlege, da be- 
quemte man sich dazu, obwohl von beiden Seiten bedeutende 
Mitglieder nicht viel von diesem Auskunfbsmittel erwarteten. 
Elf Abgeordnete, aus jedem Staat einer, wurden gewählt, um 
diese schwierige Aufgabe zu lösen. 

Von diesen Männern waren Ellsworth, Yates, Patterson, Bed- 
ford und Martin immer entschiedene Anhänger der gleichen 
Vertretung gewesen, Baldwin von Georgien war diesmal mit 
ihnen gegangen, und von den fünf übrigen hatten sich wenig- 



^ Elliot I, 366. Anmk. Madison's Papers 11, 1016 Anmerk. 
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stena Davis aus Nord- Carolina, Gerry und Franklin einem Ver- 
gleiche nicht abgeneigt gezeigt.' Auf diese Weise hatte die föde- 
rale Partei ein entschied enea Uebergewicht. Eine Zeitlang setzte 
sich nun zwar der Streit des Konventes im Ausschüsse fort, und 
die Gründe für die gleiche Vertretung in einem oder in beiden 
Häusern des neuen Kongresses wurden ausführlich wieder vor- 
gebracht und bekämpft. Dann machte Sherman, der für seinen 
erkrankten Landsmann Ellswortb eingetreten war, den Vor- 
schlag, dass im Senate jeder Staat eine gleiche Stimme haben, 
die Abstimmung aber nur dann gelten sollte, wenn die Mehrheit 
der Staaten, zugleich die Mehrheit des Volkes enthalte. Hierüber 
WTirde jedoch nicht lange beratben.^ Einen andern Ausweg hatte 
Franklin schon in der Versammlung selbst am 30. Juni emp- 
fohlen; in finanziellen Dingen sollten nämlich die Stimmen zu 
den Beiträgen der Staaten in den Bundesschatz in Verbaltniae 
stehen, in allen übrigen Fällen dagegen die gleiche Vertretung 
stattfinden.' Einen ähnlichen Antrag stellte nun der einfluss- 
reiche Mann im AuaBchusa, und sein Vorschlag ward auch mit 
einigen Aenderungen angenommen. Derselbe bestand aus zwei 
Theilen. Der erste regelte die Vertretung im Hause der Reprä- 
sentanten nach dem proportionalen Prinzip in der Art, dass für 
jede 40,000 Einwohner, die Sklaven als drei Fünftel gerechnet, 
immer ein Volksvertreter gewählt werden sollte. Alle Gesetze, 
durch welche Geld erhoben oder auf die Staaten umgelegt und 
der Gehalt der Beamten bestimmt wird, müssen hier zuerst be- 
ratben und dürfen vona Senate nicht verändert oder verbessert 
werden. Dagegen gestand der zweite Theil jedem Staat eine 
gleiche Vertretung im andern Hause zu. 

Diese Uebereinkunft der Mehrheit des Ausschusses ward am 
Ö. Juli der Versammlung unter der Bedingung empfohlen, dass 

' UeborGerry vergJ.Madison'sPapcrsII, 1023, über Franklin ebendas. 
1009, über Davie 1007 u. 1008. 

* MadiBon's Papera II, 1025 Anmerk. 

' EbendaH. 1009, Yates bei Elliot I, 471 ; 
143. faisoblich zum 26. Juni. 
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beide Anträge angenommen würden. Nur wenn dies geschehe, 
wollten einige der Ausschussmitglieder von der föderalen Partei 
die vorzuschlagende Verfassung unterzeichnen und derselben 
in ihren Staaten nicht entgegenarbeiten. Andere — Martin und 
Patterson werden genannt, und von Yates läßt es sich voraus- 
setzen — gingen eine solche Verpflichtung nicht ein; ihnen hat- 
ten die kleinen Staaten noch zu viel nachgegeben. Oerry endlich, 
der Vorsitzende des Ausschusses, erklärte nachher im Hause, 
die Anhänger der proportionalen Vertretung hätten sich nur für 
den Fall verbindlich gemacht, die beiden Anträge zu unter- 
stützen, wenn die andre Seite allgemein beiträte.^ 

Der Bericht fand in der Versammlung anfangs heftigen Wider- 
spruch. Viele Mitglieder der nationalen Partei hielten das Vor- 
recht, welches dem Hause der Repräsentanten gegeben werden 
sollte, für durchaus kein Zugeständniss von Seiten der kleinen 
Staaten; bei einer früheren Abstimmung im Ausschuss des 
ganzen Hauses, wo es in keinem solchen Zusammenhange stand 
wie hier, hatten sieben Staaten dasselbe verworfen. Aber zuletzt 
Hess man sich doch herbei, den Bericht zur Grundlage der 
weiteren Verhandlungen zu machen. Zunächst erwog man die 
allgemeine Bestimmung, nach welcher die Vertretung im Hause 
der Bicpräsentanten geordnet werden sollte. Bei dieser Arbeit 
stiess man gar bald auf neue Schwierigkeiten, welche den Kampf 
um Macht eine Zeitlang in den Hintergrund drängten und einen 
Streit der Interessen hervorriefen. 

Die verschiedenen Ansichten, welche sich nun zur Geltung 
zu bringen suchten, waren zwar schon früher gelegentlich zum 
Vorschein gekommen; aber jetzt traten sie schärfer hervor, da 
man mehr ins einzelne ging und den bestehenden Zwiespalt aus- 
gleichen mußte. Daher ist es nothwendig, was im Laufe der 
ganzen Verhandlung bemerkt wurde, zu einer Uebersicht zu- 
sammenzufassen. 



^ Yates bei EUiot I, 477. 478. L. Martin ebendas. 356—358. Madison's 
Papers H, 1024. Anmk. Patterson ebendas. 1035. 
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Um das StimmwiTcriiiltniaB der Staaten lu regeln, kcMinte 
man das Vermögen derselben xmn Vertheifamg^nmde nehmen, 
mMl man hatte damit der damaligm UeUingsmemimg «it- 
sprochen, dasB Vertietang mid Besteuerong Hand in EEand gehn 
möBsten. Audi schlug RnUedge würklidi tot, die Zahl der Re- 
präsentanten emes jeden Staates nadi den Beitragen sdner Ein- 
wohner zmn Bmideseinkommai festKnsetzen. Aber Süd-Carolina 
blieb mit diesem Antrag allein. Andre wollten den Bddithnm 
nicht aosschliesslich, scmdem zusammen mit der Seel^uahl in 
Anwendmig Iningen. Wieder andre fanden eine solche Vorschrift 
zu unbestimmt und unpraktisch; sie behaupteten, dass nur die 
Bevölkerung das Mass abgeben könne, da sie im ganzen dem 
Vermögrai jedes Staates entspreche. Von der Wahrheit dieses 
Satzes auf dem W^e der Thatsachen sich zu überzeugen, hatte 
man in Massachusetts, wie Gorham bema*kte, den Versuch wirk- 
lich gemacht. Man verglich in beiden Beziehungen mehrere 
Städte, Boston nicht ausgeschlossen, mit einander, und es stellte 
sich heraus, dass zwischen Besitz und Seelenzahl das genaueste 
Verhältniss stattfinde. Zwischen Philadelphia und den west- 
lichen Niederlassungen Pennsylvaniens konnte ^^^^Ison keinen 
andern Unterschied entdecken, als dass der Beichthum dort 
ungleichmässiger vertheilt sei. Madison gab zu, dass bei Län- 
dern, die unter verschiedenen Himmelsstrichen liegen, verschie- 
dene Begierungsformen haben und auf verschiedenen Stufen 
der Civilisation stehen, ein anderes Ergebniss herauskomme, 
und dass niemals die Bevölkerung ein genaues Mass des Ver- 
mögens sein werde; für den Gegenstand der Berathung aber 
schien ihm die Annahme einer solchen Uebereinstimmung un- 
bedenklich und zweckmässig. Denn obwohl das Klima der ein- 
zelnen Landschafben beträchtlich abweiche, so werde doch bei 
der Aehnlichkeit der Verfassung, der Sitten und Gesetze, bei 
dem vollkommen freien Verkehr unter den verschiedenen Thei- 
len der Union alles dahin streben, eine Ausgleichung herbeizu- 
führen. „Wenn aber die Bevölkerung nicht zu Grunde gelegt 
werden kann, sprach Wilson am 13. Juli, warum wird keine 
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bessere Regel angegeben ? Niemand hat es bis jetzt Tersucht. 
Der Kongress hat keine bessere finden können, die Staaten 
haben keine andere vorgeschlagen. Ausserdem ist das Eigen- 
thum nicht der einzige, nicht der Hauptgegenstand der Regie- 
rung; die Ausbildung und Veredlung des menschlichen Geistes 
ist das erhabenste Ziel, und sowohl in dieser Beziehung als hin- 
sichtlich der andern persönlichen Rechte gibt die Zahl der Ein- 
wohner das natürlichste und genaueste Mass der Vertretung.*' 

Wenn die Versammlung der letzten von diesen drei Ansichten 
beipflichtete, so entstand eine neue Schwierigkeit ; denn es fragte 
sich nun, ob die Sklaven des Südens mitgerechnet werden sollten 
oder nicht. Einige verlangten das allerdings. Die Sklaven, sagten 
sie, sind die Arbeiter, die Bauern der südlichen Staaten, sie 
tragen zum Reichthum dieser und der Nation eben so viel bei, 
als die Arbeiter imd Bauern des Nordens. So äusserten sich be- 
sonders die Abgeordneten von Süd-Carolina; wiederholt suchten 
sie den Einschluss der Neger in ihrer ganzen Zahl bei der Ver- 
theilung der Repräsentanten durchzusetzen. Aber nur Georgien 
und Delaware stimmten noch mit ihnen, und später blieben die 
beiden südlichsten Staaten mit dieser Forderung allein. 

Andere verneinten die Frage gänzlich. Die Neger, hiess es, 
sind nichts weiter als Eigenthum; in den Sklavenstaaten selbst 
werden sie nicht vertreten; sie geben dort dem Besitzer keinen 
Zuwachs an Stimmen ; wie können sie daher für die Bundesregie- 
rung in Betracht kommen ? Betonte man so den thatsächlichen 
Zustand dieser unglücklichen Bevölkerung, berief man sich auf 
die Abneigung der Bewohner des Nordens, mit den Negern, wie 
man es ausgedrückt hat, auf gleiche Linie gestellt zu werden : 
so vergass man doch auch nicht, aus Gerechtigkeitsgefühl oder 
durch die Interessen getrieben, die andere Seite hervorzuheben 
und auf die Versündigung an der menschlichen Natur hinzu- 
weisen, deren man sich durch eine solche Aufmunterung des 
Sklavenhandels schuldig machen würde. 

Ein dritter Theil der Versammlung schlug den Weg ein, 
welcher allein zu einer Einigung führen konnte. Diese Männer 



169 

hielten sich an den von elf Staaten bereits angenommenen Vor- 
schlag des Kongresses vom Jahre 1783, nach welchem für die 
Umlage der Bundesbeiträge drei Fünftel der schwarzen Bevöl- 
kenmg mit in Anschlag gebracht werden sollten. „Allerdings 
sind die Sklaven werthvoU, sprach Mason aus Virginien; sie 
erhöhen den Preis der Ländereien, sie vermehren die Ein- und 
Ausfuhr und folglich das Einkommen des Staates, sie verschaffen 
die Mittel zur Unterhaltung einer Armee, ja im Nothfall können 
sie selbst Soldaten werden. Daher dürfen sie bei der Vertheilimg 
der Stimmen nicht unberücksichtigt bleiben, zumal da dem 
Süden diese Art des Eigenthums neben den anderen Arten ge- 
hört, die allen Staaten gemeinschaftlich sind. Aber den freien 
Einwohnern gleich können sie nicht gerechnet werden. '* Ban- 
dolph beklagte das Vorhandensein eines solchen Besitzes, aber 
er glaubte, dass die Sklavenhalter für den Fortbestand desselben 
eine Bürgschaft von der Art verlangen würden. Und wenn dies 
nicht geschieht, setzte Davie aus Nord-Carolina hinzu, wenn die 
Neger gar nicht in Betracht kommen sollen, so ist jede weitere 
Thätigkeit des Konventes nutzlos. 

Drittens wurde die Frage aufgeworfen, ob man die neuen 
Staaten, die im Westen entstanden, unter gleichen Bedingimgen 
in den Bund zulassen oder die Vertretung so regeln sollte, dass 
die atlantischen Staaten die Mehrheit im Kongress behielten. 
Letzteres behaupteten anfanglich eben sowohl Mitglieder aus 
dem Norden als aus dem Süden. Später jedoch vertheidigte Vir- 
ginien die andre Ansicht, die übrigen südlichen Staaten schlös- 
sen sich ihm an, und wir finden hier die nämliche geographische 
Scheidelinie, gleichfalls wieder von der Verschiedenheit der 
Interessen gezogen. Denn es lag im Vortheil des Nordens, dass 
die einheimischen Schiffe keinen Beschränkungen unterworfen 
würden, wohl aber die fremden. Der Süden dagegen wünschte 
das nicht, aus Furcht, dass die Entmuthigung ausländischer 
Fahrzeuge die Fracht erhöhen und den Werth seiner Erzeug- 
nisse vermindern würde.^ Suchten sich daher die südlichen 

^ Hamilton bei EUiot n, 236. Madison's Papers n, 004. 
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Staaten die Mehrheit im Kongresse zu sichern, so hatten die 
nördlichen grade das entgegengesetzte Bestreben; ja ein Abge- 
ordneter erklärte, wenn jene ihre dem Handel so nachtheiligen 
Absichten durchsetzen, dann sehe er sich gezwungen, für das 
fehlerhafte Prinzip der gleichen Vertretimg im Senate zu stim- 
men, um nur den nördlichen Staaten gegen eine solche Unter- 
drückimg einen Schutz zu verschaffen. 

Endlich riethen einige wenige Männer, der Konvent solle die 
Zahl der Repräsentanten eines jeden Staates gradezu festsetzen 
und dem Kongress künftige Aenderungen anheimgeben; sei es, 
dass sie nicht an die Möglichkeit glaubten, eine allgemeine, für 
alle Zeiten genügende Regel aufzustellen, wie King sich aus- 
sprach, sei es, dass die Absicht, dem Norden die Mehrheit zu 
wahren, im Hintergrund lag, wie dies bei Grouvemeur Morris der 
Fall sein mochte. 

Letzterer war es, der den Berathungen eine neue Wendung 
gab. Die ersten Sitzungen des Konventes abgerechnet, war er bis 
zum 2. Juli durch Privatgeschäfte fern gehalten worden ; seit- 
dem aber nahm er thätigen und bedeutenden Antheil an den 
Verhandlungen. Er stammte aus einer angesehenen Familie 
New Yorks, die unter den Stuarts herübergekommen und in 
diesem Staate so wie in dem angränzenden New Jersey zu 
Ansehn gelangt war. Er hatte die Rechte studirt. Als die Revo- 
lution ausbrach, spielte er bald trotz seiner Jugend in seinem 
engeren Vaterlande keine geringe Rolle. Glänzende Beredtsam- 
keit und Kenntniss in finanziellen Dingen zeichneten ihn früh- 
zeitig aus; er zählte erst drei und zwanzig Jahre, als er durch 
eine Rede über einen solchen Gegenstand das größte Lob ein- 
erntete. Mit seinen Freunden J. Jay imd R. Livingston sass er 
in dem Ausschuss, welcher die Verfassung New Yorks aufsetzte ; 
1778 kam er in den Kongress. Als er von hier als Mitglied einer 
Kommission in das Hauptquartier gesendet wurde, da knüpfte 
er auch mit Washington und Hamilton ein vertrautes Verhält- 
niss an. Nach zwei Jahren schied er aus dem Kongress, und es 
ist bezeichnend für den schon früher erwähnten Umschlag in 
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der öffentlichen Meinimg, dass er nicht wieder gewählt worden 
war, weil er mehr die Interessen der Nation als die seines engeren 
Vaterlandes vertreten habe. Drittehalb Jahre stand er mm 
seinem Freunde Robert Morris in der Verwaltimg der Bmides- 
finanzen zur Seite. Mittlerweile war er nach Philadelphia über- 
gesiedelt, und von Pennsylvanien ward er in den Konvent ge- 
wählt.^ Auch hier handelte er in der Weise, die ihm New York 
firüher zum Vorwmf gemacht hatte, ängstlich besorgt für den 
Fortbestand der Amerikaner als Nation mid entgegen dem de- 
mokratischen Theile der Versammlimg. Besonders hielt er einen 
lebenslänglichen Senat für nothwendig, um der Regierung Kraft 
imd Stätigkeit zu verleihen imd sie in den Stand zu setzen, die 
Rechte des Eigenthums zu wahren.' 

Dieser Mann also schlug am 6. Juli vor, den Theil des letzten 
Ausschussberichtes, welcher für jede 40,000 Einwohner einen 
Repräsentanten bestimmte, an einen neuen Ausschuss zurück- 
zugeben. Die Versammlung ging auf seinen Antrag ein imd 
wählte ihn selber, Grorham, King, Randolph imd Rutledge. Am 
9. Juli legten diese Männer dem Konvent einen Bericht vor, 
welcher den Absichten des G. Morris vollkommen entsprach. 
Denn erstlich war darin gradezu bestimmt, wie viel Repräsen- 
tanten in jedem Staate gewählt werden sollten ; und zwar betrug 
die Gesammtsumme sechs und fimfizig. Bei diesen Festsetzungen 
hatte die Zahl der weißen und schwarzen Einwohner zur Richt- 
schnur gedient, ohne dass der Reichthum ganz ausser Acht ge- 
Istssen wurde.* Femer waren die Aenderungen, welche mit den 



^ Sparks, Life of G. Morris I. 

' S. die Rede v. 2. Juli und Madison an Sparks bei Elliot I, 507. 

' Wenn ein Staat einem andern nur um ein Bruohtheil in der Einwoh- 
nerzahl überlegen, aber zugleich reicher war, so ward ihm ein Vertreter zu- 
gegeben. Von Georgien wurde noch besonders erwähnt, dass ihm, obwohl 
es gegenwärtig weniger Einwohner zählte als Delaware, zwei Repräsen- 
tanten bewilligt worden wären, weil die Bevölkerung dieses Staates so 
wachse, dass er dazu berechtigt sein werde, noch ehe die Verfassung ins 
Leben trete. 
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Jahren in beiden Beziehungen eintreten mnssten, so wie die 
Entstehung neuer Staaten nicht unbeachtet geblieben; aber der 
Kongreas erhielt die Befugniss, die Zahl der Abgeordneten von 
Zeit zu Zeit dort zu vermehren, hier festzusetzen, und zum Mass- 
stabe der Stimmenvertheilimg endlich war eine Verbindung von 
B>eichthum und Bevölkerung genommen worden. Jene genauere 
Vorschrift des vorhergehenden Ausschusses hatte der andre 
fallen lassen, weil er befürchtete, das Haus der Repräsentanten 
werde sonst bald zu viele Mitglieder zählen, imd um den atlan- 
tischen Staaten das Uebergewicht zu sichern. 

Der zweite die bleibende Bestimmimg enthaltende Theil des 
Berichtes wurde mit grosser Mehrheit angenommen, ohne dass 
vorher darüber eine Verhandlung stattgefimden, der erste da- 
gegen zu nochmaliger Prüfung an einen Staatenausschuss ver- 
wiesen. Dieser schlug in der nächsten Sitzimg eine veränderte 
Stimmenzahl vor. Er hatte die Gesammtsumme von 66 auf 65 
erhöht. Stellt man die acht nördlichen Staaten den fünf andern 
gegenüber, so war das Verhältniss genau dasselbe geblieben; 
vergleicht man aber die vier neuenglischen Staaten mit den 
vier südlichen, so war das nicht mehr der Fall, denn früher 
hatten diese grade um ein Drittheil mehr Stimmen gehabt, jetzt 
betrug der Unterschied nicht ganz so viel. Freilich enthielten 
sie auch weniger Einwohner, sie waren daher immer noch sehr 
begünstigt worden, theils wegen ihres grösseren B>eichthums, 
theils wegen der Handelsvortheile, welche den nördlichen 
Staaten aus einer engeren Vereinigung in Aussicht standen. 

Aber die Abgeordneten des Südens waren durch jene Bevor- 
zugung keineswegs zufrieden gestellt. Sie glaubten schon im 
Lichte der Bescheidenheit zu glänzen, wenn sie nicht auf die 
Mehrheit Anspruch machten, sondern sich mit einer der Gleich- 
heit nahe kommenden Zahl von Repräsentanten begnügen 
wollten. Hinter einander folgten daher Anträge, welche dieses 
Ziel herbeiführen sollten; aber sie wurden verworfen.^ Eine Ver- 

^ Erst verlangte man, dass die Zahl der Repräsentanten New Hamp- 
shires von drei auf zwei herabgesetzt würde; dann beantragte man hinter 
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doppelung der ganzen Zahl, welche Madison vorschlug und 
andre Abgeordnete befürworteten, lehnten neun Staaten ab, 
und der Ausschussbericht ward angenommen. 

So war endlich die Vertretung im Unterhause wenigstens für 
die nächste Zeit festgestellt ; aber man hatte die Schwierigkeiten 
mehr umgangen als gelöst. Da veranlasste Virginien den Kon- 
vent, seine Aufgabe nicht unvollständig zu erfüllen. Dieser Staat 
hatte sich bei dem eben gecQdigten Kampfe des Nordens und 
Südens mit einer Ausnahme zu jenem gehalten,^ weil er den 
Uebelstand auf eine andere Weise zu beseitigen gedachte. Er- 
stens nämlich wollte Bandolph, wenn die Zeit gekommen sein 
würde, für gewisse Fälle, besonders aber in Handelsangelegen- 
heiten eine größere Stimmenzahl als die einfache Mehrheit for- 
dern. Ausserdem verlangte er schon jetzt, dass die Verfassimg 
den Kongress verpflichten müsse, die Vertretimg in regelmäs- 
sigen Zwischenräumen neu zu ordnen. „Je grösser die Schwierig- 
keit sei, sagte sein Landsmann Mason unterstützend, welche die 
Versammlung hierbei finde, desto weniger dürfe sie dieses €re- 
schäfb von sich auf die Oenerallegislatur wälzen. Er trete der 
vermuthimgsweis gemachten Stimmenvertheilimg nicht ent- 
gegen, sie müsse vielmehr für den Anfang Geltung haben. Aber 
ausserdem halte er es für nothwendig, dass eine Durchsicht von 
Zeit zu Zeit nach einer bleibenden und unzweideutigen Vor- 
schrift stattfinde. Nach dem dermaligen Stande der Bevölkerung 
habe der nördliche Theil der Vereinigten Staaten unleugbar das 
Recht zu überwiegen; aber das dürfe nicht mehr der Fall sein, 
wenn die Verhältnisse sich geändert hätten. Nim könne man 
aber aus der Natur des Menschen schliessen, dass diejenigen, 
welche die Macht haben, sie freiwillig nicht aufgeben. Im Gegen- 
theil, man wisse, dass sie dieselbe lieber, wenn sie können, noch 
vermehren werden. Wenn daher auch die südlichen Staaten ein- 

einander, dass die Vertreter der beiden Carolinas und Georgiens um einen 
Vertreter vermehrt würden. 

^ Nur dafür hatte er gestimmt, dass Georgien einen Vertreter mehr er- 
halte. 
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stens drei Viertel des amerikanischen Volkes in sich fassen, so 
werde der Norden dennoch die Mehrheit in der Vertretung fest- 
halten; ein Viertel werde drei Viertel regieren. Die südlichen 
Staaten werden sich beklagen, aber von Geschlecht zu Ge- 
schlecht können sie sich beklagen, ohne Abstellung zu finden. 
Sollte daher nicht ein Prinzip festgesetzt werden, durch welches 
ihnen nachher Gerechtigkeit widerführe, so müsse er, wie un- 
angenehm es ihm auch sei, die Erklärung abgeben, dass er weder 
hier für ein solches System stimmen, noch in seinem engem 
Vaterland es unterstützen könne. '* Auch aus dem Norden er- 
hoben sich einzelne Männer für den Antrag. Sherman änderte 
nach den Bemerkimgen Masons und Randolphs seine Meinung 
und schloss sich ihnen an; Gorham glaubte, dass der Kongress 
nicht so geeignet sein würde, wenn sich schon der Konvent, 
den örtliche Rücksichten vergleichsweise so wenig leiteten, in 
solcher Verlegenheit befände. Man ging daher auf diese Be- 
rathimg ein, und zwei Anträge wurden von Abgeordneten des 
Südens gemacht. Beide kamen darin überein, dass sie die Aende- 
rung der Stimmenvertheilung an regelmässig wiederkehrende 
Zeiten knüpften ; in Ansehung des Prinzips aber, nach welchem 
dabei verfahren werden sollte, schieden sich die Vorschläge. 
Williamson verlangte, dass die freien weissen Einwohner mit 
Einschluss von drei Fünfteln der Sklaven das Mass abgeben 
sollten. Rutledge dagegen hielt die Meinung fest, dass die west- 
lichen Staaten nicht im Stande sein würden, nach ihrer Bevölke- 
rung zu den Bundeslasten beizutragen, und daher auch nicht 
nach diesem Prinzip allein an der Vertretung im Kongress An- 
theil nehmen könnten. Desshalb schlug er vor, die Zahl der Re- 
präsentanten eines Staates von dem Reichthum und der Seelen- 
zahl desselben abhängig zu machen. Seinen Antrag jedoch be- 
seitigte schon die Vorfrage; nur war es ein schlimmes Zeichen, 
dass fünf Staaten ihn hatten in Erwägung ziehen wollen und 
eben so viel dagegen gewesen waren. Als darauf die einzelnen 
Theile des ersten Antrags zur Abstimmimg kamen, wurde der 
Einschluss von drei Fünf bein der Sklaven von sechs Staaten ver- 
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neint und zuletzt das Ganze verworfen. Nicht um einen Schritt 
war man durch diese Sitzung vorwärts gekommen. 

Es war eine schwere Zeit. So oft man über diesen Gegenstand 
berathen hatte, waren die Verhandlungen mit grösserer Leiden- 
schaft, ja mit Bitterkeit geführt worden. Je weiter man vor- 
rückte, desto mehr häuften sich die Schwierigkeiten. Und doch 
mussten sie überwunden und aus dem Wege geräumt werden, 
wenn der Konvent sein Ziel erreichen imd der vom Untergange 
bedrohten Nation ein Bettungsseil zuwerfen wollte. Nicht so 
dachten Yates und Lansing, die imnachgiebigen Sachwalter des 
Jersey-Planes; denn sie verliessen um diese Zeit Philadelphia. 
In einem Schreiben an den Gouverneur Clinton von New York 
erklärten sie später, „vor ihrem Weggange wären die Grundzüge 
der neuen Bundesverfassung so festgestellt gewesen, dass sie 
auf eine Aenderung nicht mehr hätten rechnen können; die 
Ueberzeugung, dass ihre fernere Anwesenheit nutzlos sein 
würde, habe sie weniger ängstlich gemacht, zurückzukehren. ''^ 
Es ist aber der Verdacht nicht grundlos, dass sie Schlimmeres 
im Sinne hatten imd ein böses Beispiel geben wollten. Sie schei- 
nen dabei in Uebereinstimmung mit Clinton gehandelt zu haben, 
welcher um diese Zeit, obwohl er selten ohne Ueberlegimg und 
bestimmte Absicht sprach, rückhaltlos sich gegen den Konvent 
äusserte: von seinen Berathungen sei nichts Gutes zu erwarten; 
vielmehr werde das Land wahrscheinlich nur noch in grössere 
Verwirrung gestürzt werden.* 

Durch dieses Ausscheiden war der Staat New York unver- 
treten; denn Privatgeschäfte hatten den dritten Abgeordneten 
nach Hause gerufen. Diese scheinen jedoch nicht allein die Ur- 
sache seines längeren Wegbleibens gewesen zu sein. „Wenn ich 
Grund habe, zu glauben, dass meine Anwesenheit in Philadel- 
phia nicht blosse Zeitverschwendung ist, schrieb er am 3. Au- 
gust an Washington, so werde ich, wenn meine Geschäfte be- 



1 Bei EUiot I, 481. Vgl. L. Martm ebendas. 344. 

* Life of Hamüton n, 528. Vgl. Madison's Papers XU, 1360. 
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endigt sind, in den Konvent zurückkehren." Hamilton hatte mit 
einigen seiner Ansichten fast allein gestanden, für andere nur 
wenige Glesinnungsgenossen gefimden ; da mochte er bereits allen 
freundlichen Hoffiiungen entsagt haben. Aber auch Männer von 
ruhigerer Sinnesart konnten sich der trübsten Gredanken nicht 
erwehren. Den Tag vor der zuletzt erwähnten ergebnisslosen 
Sitzung schrieb Washington an Hamilton: „Wenn ich Sie auf 
den Stand der Dinge zur Zeit Ihrer Abreise verweise und hinzu- 
füge, dass sie jetzt wo möglich noch schlechter stehen, so werden 
Sie nur wenig Grund zur HofiFnimg auf eine gute Verfassung 
finden. Mit einem Wort, ich verzweifle fast an einem günstigen 
Ausgange der Verhandlungen unseres Konventes ... Es thut 
mir leid, dass Sie fortgingen. Ich wünschte, Sie wären zurück. 
Die Krisis ist eben so wichtig als beunruhigend, und keine Oppo- 
sition sollte unter solchen Umständen entmuthigen, bis die 
Unterzeichnung stattfindet.'' Thätig nahm Washington an den 
Verhandlimgen nicht Theil, nicht bloss, weil er dieselben leitete, 
sondern auch damals, als das Haus sich in einen Ausschuss des 
ganzen Hauses verwandelte und Gorham den Vorsitz hatte. Da- 
her kennen wir auch die Ansichten des grossen Mannes über die 
einzelnen Fragen weit weniger, als die von andern Mitgliedern; 
aber wo uns angegeben wird, wie er gestimmt hat, da sehen wir 
ihn fast immer mit Madison zusammengehen. Bitter beschwerte 
sich daher Luther Martin später in seinem Schreiben an die 
Legislatur von Maryland, dass Washington dem Plane der na- 
tionalen Partei, „welcher zehn Staaten der Union an Händen 
imd Füssen band und sie der Willkür der drei übrigen preisgab," 
nicht nur nicht entgegengetreten sei, sondern ihn herzlich ge- 
billigt habe.^ 

Mit dem nämlichen Vorwurfe ward von diesem Abgeordneten 
auch Franklin belastet, damals ein Greis von ein und achtzig 
Jahren, von Krankheit geplagt und imfahig lange zu sprechen. 



1 Life of Hamilton H, 623. Washington's Writings IX, 260. L. Martin 
bei EUiot I, 349. 
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so dass er einige Beden schriftlich aofeetzte nnd von seinem 
KoU^^i Arabern vorlesen liess;^ dmnoch nahm er eifrigen An- 
theil an den Verhandlmig^ mid widmete seine letzten Kräfte 
der grossen An^be, welche dem Konvmt oblag. Bekümmert 
üb^' den langsamen Glang dear Berathmig^, hatte er am 28. Juni 
vorgeschlagen, den Beistand des Himmels anznmfim nnd jed^i 
Morgen die Sitzung mit Gebet von einem oder mehreren Geist- 
lichen b^innen zu lassen. Beim Anfange des Streites mit Gross- 
britannien sei das gescheh^i, und ihre Gebete seien erhört und 
gnadig erfüllt worden. ,3^aben wir jetzt unsem mächtigen 
Freund vergessen ? Oder wähnen wir, dass wir seines Beistandes 
nicht länger bedürfen ? Ich habe eine lange Zeit gelebt, und je 
länger ich lebe, desto mehr überzeuge ich mich von der Wahr- 
heit, dass Grott die Angelegenheiten der Menschen leitet. Und 
wenn ohne sein Wissen kein Sx>erling zu Boden fallt, ist es dann 
wahrscheinlich, dass ein Reich ^itsteh^i kann ohne seine Hilfe ? 
In der heiligen Schrift wird uns die Versicherung gegeben: 
„wenn der Herr das Haus nicht baut, so arbeiten die, welche es 
bauen, vergeblich''. Ich glaube dies fest, und ich glaube auch, 
dass wir ohne seine Mitwirkung und seinen Beistand bei diesem 
politischen Baue keinen bessern Erfolg haben werden, als die 
Baumeister von Babel. Wir werden durch unsere geringfügigen 
Sonderinteressen getheilt, unsre Entwürfe werden zu Schanden 
und wir selbst ein Tadel und Sprüchwort werden bis in die 
fernste Zukunft. Und was noch schlinmier ist, das menschliche 
Geschlecht verzweifelt vielleicht nachher wegen dieses unglück- 
lichen Beispiels daran, Regierungen durch menschliche Weisheit 
zu errichten, und überlässt es dem Zufall, dem Krieg und der 
Eroberung."^ Franklin hat uns selbst gemeldet, dass nur drei 
oder vier Mitglieder der Versammlimg seinen Antrag billigten. 
Sollte man durch eine so späte Anordnimg dieser Art die Aussen- 
welt von dem inneren Zwiespalt in Kenntniss setzen? Auch 



^ Madison's Papers U, 718. 

> Madison's Papers H, 984. Franklin's Works V, 163—155. 
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einige andere Vorschläge, die der groflse Mann im Konvent 
machte, waren nicht gut ausführbar. Aber bei den gegenwärtigen 
Berathimgen wirkte er wohltäthig; die schöne Pflicht des Alters 
erfüllend, rieth er zum Nachgeben, wie er am Schluss der Sit- 
zungen die Mitglieder aufforderte, die abweichenden Meinungen 
über Einzelheiten fallen zu lassen und die Verfassung insgesammt 
zu unterzeichnen. Dieser Sinn der Versöhnlichkeit nahm zu, und 
die Absichten Clintons und seiner Anhänger wurden verei- 
telt. 

Am 12. Juli versuchte G. Morris, wie er es später selbst ge- 
nannt hatte, über die EJufb eine Brücke zu schlagen. Hinter 
dem von der Versammlimg früher angenommenen Beschlüsse, 
durch welchen der Kongress ermächtigt wurde, die Vertretimg 
von Zeit zu Zeit nach den Prinzipien des Beichthums und der 
Bevölkerung zu ordnen, verlangte er nämlich den Zusatz, dass 
die direkten Steuern auf die Staaten nach der Zahl ihrer Reprä- 
sentanten vertheilt werden sollten.^ Wenn Morris die Absicht 
hatte, mit diesem Vorbehalt, welchem der Konvent einstimmig 
beitrat, die südlichen Staaten von ihren Fordenmgen zurück- 
zuschrecken, so irrte er sich; vielleicht milderte er wider Willen 
den Widerstand der andern. Aber jene verlangten Bürgschaft 
für ihre Sklaven. Bandolph nahm den in der vorhergehenden 
Sitzimg verworfenen Antrag Williamsons wieder auf, imd damit 
der Anstoss beseitigt würde, welchen der Einschluss von drei 
Fünfteln der Sklaven den nördlichen Staaten geben könnte, 
schlug Wilson vor, diese Anordnung für die Vertheilimg nicht 
sowohl der Repräsentanten als vielmehr der direkten Steuern 
auf die einzelnen Staaten zu treffen; bei dem zu Anfange der 
Sitzimg gefasstenBeschlusse werde die Versammlung mit diesem 



^ Ueber die Schwierigkeiten, welche dieser Grundsatz in der Anwendung 
findet, vergl. Story, Commentaries 11, 141 fif. Morris selbst wusste das und 
wünschte später die Streichung des Vorbehaltes, nachdem der beabsich- 
tigte Zweck erreicht war; aber seinem Antrage wurde nicht Folge ge- 
geben. Vgl. Madison*s Papers 11, 1197. 
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Ansknnftwinittel den nämlichen ZweA eneichea. In dfeeer Farm 
wurde Randidphs Antrag angenommen.^ 

Dem Verlangen GeRys, den atiantisch^i Staaten die Mehr- 
heit durch die Beatimmnng zu mch^n, dass die V^treter der 
neuen Staaten niemaia die öet alt^i an Zahl üh^trefflui dürften, 
trat^i nur vier Staaten bei, Pennsylvani^i war getheQt, New 
Jersey und die vier südlichstoi Staaten erklarten sich dagegen. 

Es handelte sich nun noch um die gleiche Vertretung im an- 
dern Hause. Die Gegner derselben macht^i einen letzten Ver- 
such, durch kluge Nachgiebigkeit ihre Sache zu retten. Pinckney 
schlug nämlich vor, dass Virginien fünf, Massachusetts und 
Pennsylvanien je vier, Connecticut, New York, Maryland, Nord- 
und Süd-Carolina je drei, New Hampshire, New Jersey und 
Georgien je zwei, Rhode Island und Delaware endlich je ein 
Mitglied in den Senat schicken sollten. Ab^' die kleinen Staaten 
waren entschlossen, keine Zugeständnisse weiter zu machen. 
, Jieber mag eine Trennung eintreten, oder zwei Bünde mögen 
sich bilden'*, eiferte Luther Martin. Wiederum wollten Wüson, 
Madison und andere von einer gleichen Vertretung nichts wissen. 
,3esser ist es, entgegnete King, nichts zu thun und sich noch 
etwas mehr Verwirrung gefallen zu lassen."' Allein ein Theil der 
Abgeordneten der grossen Staaten rieth zum Nachgeben, und 
Pinckneys' Antrag wurde verworfen. Als der Präsident am 
16. Juli den ganzen Bericht in seiner verbesserten Gestalt und 
mit Einschluss der gleichen Vertretung im Senate zur Abstim- 
mung brachte, da nahmen ihn fünf Staaten an: Nord-Carolina 
war mit Ausnahme Spaights in dieses Lager übergegangen. 
Pennsylvanien, Virginien, Süd-Carolina und Georgien erklärten 
sich ablehnend; Massachusetts endlich war getheilt.' 

^ Es versteht sich, dass nachher auch das Wort „Beichthum** in dem 
oben angegebenen Beschlüsse gestrichen wnrde; nur Delaware stimmte 
jetzt gegen, die übrigen neun Staaten für die Weglassung. 

* King und Gorham blieben ihrer früheren Abstimmung treu, Gerry 
und Strong erklärten sich für die Annahme, dasselbe werden Franklin 
und Mason gethan haben. 
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So war der Sieg im Grunde den kleinen Staaten zugefallen. 
Da nun aber die Berathungen trotz der parlamentarischen Form, 
in welcher sie gehalten wurden, das Gepräge von Verhandlungen 
zwischen den Gesandten verschiedener Staaten trugen, so konnte 
das übliche Herkommen legislativer Versammlungen hier keine 
Anwendimg finden, imd es war fraglich, ob die geschlagene 
Partei bereit sein würde, das Werk auf solcher Grundlage fort- 
zusetzen. Bandolph verneinte dies. Er hatte in dieser Sitzimg 
einen Antrag einbringen wollen, durch welchen die gleiche Ver- 
tretimg für dreizehn einzeln aufgeführte Fälle zugestanden wor- 
den wäre. Die eben erfolgte Abstimmung vereitelte sein Vor- 
haben, und er legte derselben einen so grossen Einfluss auf die 
ferneren Arbeiten der Versammlung bei, dass er die Ansicht 
aussprach, die Verfassung werde zuletzt nur mit der nämlichen 
einfachen Mehrheit vom Konvent angenommen und dann vom 
Volke verworfen werden. Diese Auffassung bewog ihn nun, eine 
Vertagung vorzuschlagen, damit die grossen Staaten Zeit hät- 
ten, zu erwägen, wie sie sich in der gegenwärtigen Krisis ver- 
halten sollten, und damit die kleinen Staaten auf Mittel und 
Wege zur Versöhnung denken könnten. Er hatte nur eine Aus- 
setzung der Verhandlungen bis auf den nächsten Tag gemeint. 
Aber Patterson flammte auf: „Ja, es ist hohe Zeit zur Vertagung. 
Die geheime Berathung muss aufhören, die Wähler müssen be- 
fragt werden." Wolle Bandolph weiter gehen und eine Auflösung 
des Konvents in Vorschlag bringen, fügte Patterson hinzu, so 
werde er herzlich gern das Verlangen unterstützen. Das leiden- 
schaftliche und unkluge Benehmen dieses Abgeordneten blieb 
zwar bei der Besonnenheit der übrigen ohne Folge, die Sitzung 
ward aber wirklich nach einigem Widerstreben aufgehoben. 

Am andern Morgen kam eine Anzahl Mitglieder aus den grös- 
seren Staaten zusammen, um sich über gemeinschaftliche Mass- 
regeln zu verständigen. Aber die Zeit ging hin, ohne dass sie 
ihren Zweck erreichten. Die Partei war gespalten. Die einen 
glaubten, dass auf einer solchen Grundlage kein gutes Werk 
aufgeführt werden könne; daher hielten sie es für besser, dass 
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dmi^ mnaste bemh^end auf die mwoacnd ea Mi^Jiedfir der 
klwnm SUalen iririben. Ak duruif 6. Mor» in der Süxniig 
dieses Tages den Antng sldihe, die Befagniase der Qenon^ 
legiemiig feslxiiselzen und dann die Veftrotoog noch einmal 
in ErwBgang m zidien, da &nd er k«ne Unterstöliung« 8tiU« 
schweigend erklärten dadnrcfa die Verthddiger der unjMchen 
V ttUeiuo g ihre Unt erwerfun g mid ihre Bordtwilligkeit sur 
FortsetEong der Verhandhingftn, Abor was G^rry am 14* Juli 
yorgesdilagen, Sherman gebilligt hatte» das ward am 23« ohne 
wräteres angenommen: die Abstimmung im Senat sollte nioht 
nach Staaten, sondern nach Köpfen erfolgen, eine V<NrbessMungi» 
gegen welche nur Luther Martin sprach und Mar3;iand stimmte« 
Dadurch wurde diese Körperschaft wesentlioh vom Kong^MS 
unterschieden; denn es konnte nun geschehen und ist oft ge* 
schehen, dass die Mehrheit nicht bloss durch einige Staaten» 
sondern auch durch einzelne Vertreter anderer Staaten gebildet 
wnrde.^ Die Zahl der Senatoren jedes Staates ward auf iwei 
festgesetzt. 

In den nächsten neun Sitzungen wurden die übrigen Be- 
schlüsse gleichfalls noch einmal berathen, ohne jedoch wesent- 
liche Veränderungen zu erfsJiren. Die meiste Zeit kostete der 
Versuch, die Wahl des Bundespräsidenten dem Kongress abiu- 
nehmen und in andere Hände zu legen; man kam aber diesmal 
nicht zum Ziel. Am 26. Juli kehrte die Versammlung in Bezug 
auf die vollziehende Gewalt zu den früheren Bestimmungen 
zurück imd vertagte sich dann bis zum 6. August. Schon zwei 
Tage vorher hatte sie Gorham, Wilson, EUsworth und Butledge 

^ Story, Commentaries II, 174. 
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beauftragt, eine Verfassung nach den aufgestellten Omndzügen 
auszuarbeiten. 

Drei Wochen hatte die erste Berathung gedauert, fünf Wo- 
chen nahm die zweite weg. Wer den Virginia-Plan in der Grestalt, 
die er am 19. Juni hatte, mit derjenigen vergleicht, die er durch 
die andere Lesung erhalten, der könnte die Äenderungen in kei- 
nem Verhältniss zu der darauf verwendeten Zeit finden. Wenn 
er aber die Sache näher erwägt imd bedenkt, dass die nothwen- 
dige Einigung über einen schwierigen Gegenstand den Konvent 
nöthigte, die Gränzen einer allgemeinen Berathung zu über- 
schreiten und auf eine umständliche Festsetzung einzugehn, 
wenn er femer in der Folgezeit sieht, dass die langen Verhand- 
lungen über die Bildimg der vollziehenden Gewalt nicht finicht- 
los geblieben sind: dann wird er dem Konvent Grerechtigkeit 
widerfahren lassen. In einer andern Beziehung ist der Unter- 
schied noch einleuchtender. Am 19. Juni gab es eine nicht un- 
bedeutende Minderheit; jetzt herrschte eine fast einstimmige 
Geneigtheit, auf den angenommenen Grundlagen das neue Ge- 
bäude zu errichten. Die grösste EJuft war ausgefüllt, die Gefahr 
einer Spaltung glücklich beseitigt. Am 6. August legte jener 
Fünferausschuss die Verfassung vor, imd am 19. schrieb Wa- 
shington an den Greneral Knox: „Langsam, ich wünschte hinzu- 
fügen zu können und sicher, rückt das Werk des Konventes 
vorwärts; doch zu sagen, wann es fertig oder was das Ergebniss 
sein wird, ist mehr als ich wagen darf zu thun, und deshalb 
werde ich mir nicht erlauben, eine Meinung darüber zu äussern."^ 



1 Washington's Writings IX, 264. 



DRITTES BUCH 



Der Kongress 

Wir pflegen bei legislativen Versammlungen alsbald an Par- 
teien zu denken, die gleichsam hinter der Bühne sich über die 
Stellimg verständigen, welche sie auf derselben einnehmen wer- 
den. Von solchen festen, durch ausgesprochene Grundsätze zu- 
sammengehaltenen Vereinen ist im Konvent von Philadelphia 
keine Rede; im Gegentheil hat hier die persönliche Überzeugung 
den weitesten Spielraum gehabt. Gewisse grosse Fragen führen 
wohl, so oft sie zur Verhandlimg kommen, fast immer dieselben 
Mitglieder wieder zusammen; aber andere heben diese Verbin- 
dungen wieder auf imd rufen neue hervor. Bisweilen wirken die 
verschiedenen Beziehungen auf einmal, nicht selten macht sich 
längere Zeit nur eine geltend. Daher zeigen die Abstimmungen 
die verschiedensten Schattierungen. Dennoch aber lassen sich 
in der imendlichen Mannigfaltigkeit drei Hauptformen erkennen. 
Das Streben nach einer grösseren Einheit theilt die Versamm- 
lung in die nationale imd die fdderale Partei ; die Interessen der 
einzelnen Staaten bilden gleichsam geographische Gruppen ; end- 
lich finden wir in Ansehimg der Freiheit imd ihrer Begränzimg 
eine sogenannte demokratische und eine der Stärkung der Be- 
gierungsgewalt zugewandte Seite. In dem gegenwärtigen Ab- 
schnitte sind reine Verfassungs&agen fast ausschliesslich der 
Gegenstand der Berathimg. 

Durch die früheren Beschlüsse war die Zusammensetzung des 
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Kongresses in den Hauptsachen geordnet worden: die gesetz- 
gebende Macht war an zwei Kammern übertragen, von denen 
die erste, das Haus der Bepräsentanten, alle zwei Jahre vom 
Volk immittelbar, der Senat dagegen von den Legislaturen der 
einzelnen Staaten auf sechs Jahre so gewählt werden sollte, dass 
ein Drittel seiner Mitglieder alle zwei Jahre ausscheidet. Diese 
Beschlüsse blieben auch jetzt unangefochten. 

Von den gesetzlichen Eigenschaf ben der Kongressabgeordne- 
ten hatte man nur das Alter näher bestimmt : ein Bepräsentant 
sollte mindestens fünf imd zwanzig Jahre, dreissig ein Senator 
zählen. Dabei war man aber nicht gesonnen gewesen, von allen 
weiteren Bedingungen abzusehn; denn der „Detailausschuss"' 
hatte den Auftrag erhalten, die Wählbarkeit an ein gewisses 
Vermögen und eine Zahl Jahre zu knüpfen, die solche Personen 
bereits Bürger der Vereinigten Staaten gewesen sem müssten. 
Wer zur Wahl der Bepräsentanten berechtigt sei, darüber war 
noch nichts festgesetzt worden. 

Was den letzten Punkt betrifiFb, so fand es der Äusschuss 
schwierig, eine gleichförmige Vorschrift aufzustellen, und er hielt 
es daher für das beste, die Stimmfahigkeit allen denen beizu- 
legen, die an der Ernennung der Abgeordneten zur zweiten 
Kammer in ihrem engeren Vaterlande theilzunehmen befugt 
sind. Im Konvent wurde wohl gerathen, den Besitz eines Frei- 
gutes zur Bedingung zu machen, aber die Mehrheit erklärte sich 
gegen den Antrag; die einen wollten die Feinde der Verfassimg 
nicht vermehren, die andern waren an und für sich gegen eine 
solche Beschränkung. Ohne Widerspruch wurde zuletzt der 
zweckmässige Vorschlag des Ausschusses angenommen. 

Anders erging es der Festsetzung des Fünferentwurfs hinsicht- 
lich des Vermögens, von welchem die Wählbarkeit abhängig 
sein sollte. Die Mitglieder hatten sich nicht einigen können; 
durch ein zu hohes Mass fürchteten sie dem Volke zu missfallen, 
durch ein niedriges dagegen, den Zweck der Bestimmung zu 
vereiteln. Da waren sie denn übereingekommen, dem neuen 
Kongress aufzubürden, was sie selber hatten thun sollen. Aber 
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damit war die grosse SIehrbeit des Konventes durchaus nicht 
einverstanden. Erstlich wollte sie dem Kongress nicht eine solche 
Macht geben. „Eine Republik, sagte Madison, kann durch Be- 
schränkung der Zahl der Wähler und der Wählbaren in eine 
Aristokratie oder Oligarchie umgewandelt werden, und da in 
diesem Falle die Vertreter ein persönliches Interesse haben, das 
von dem ihrer Wähler verschieden ist, so ist hier die Eifersucht 
gegen sie gegründet." Die Versammlung traf ferner auch selbst 
keine Bestimmungen, sondern sie strich den ganzen Paragra- 
phen, und zwar aus den Gründen, durch welche sie vorher be- 
wogen worden war, von einer allgemeinen und festen Vorschrift 
in Bezug auf die Wähler abzustehn. Beide Male war Franklin 
an und für sich gegen einen Census; bei dieser Gelegenheit 
äusserte er unter anderm: „wenn auch die RechtschafFenheit 
oft die Gefährtin des Reichthums und die Armuth besonderer 
Versuchung ausgesetzt sei, so bleibe doch nicht weniger wahr, 
dass der Besitz das Verlangen nach grösserem Besitze vermehre. 
Einige dei grössten Schorkea, die er gekannt habe, seien sehr 
reiche Leute gewesen. Die Versanmilung solle sich der Eigen- 
schaften erinnern, welche die Schrift von den Regierenden for- 
dere, nämlich dass es Männer seien, welche die Habsucht hassen. 
Die neue Verfassung werde viel und aufmerksam in Europa ge- 
lesen werden; sollte sie eine zu grosse Parteilichkeit für die 
Reichen zeigen, so werde sie den Amerikanern nicht nur in der 
Achtung der freisinnigsten und aufgeldärteaten Männer jenes 
Erdtheils Abbruch thun, sondern auch die Auswanderung von 
dorther entmuthigen." 

Während so der eine Theü des Auftrags, welchen der Kon- 
vent dem Detail ausschusse gegeben, ohne vielen Streit zurück- 
genommen ward, entzündete der andre einen längeren Kampf; 
denn er betraf einen Gegenstand von nicht geringer Bedeutung, 
nämlich die Frage, wie leicht oder wie schwer man den Ein- 
wanderern den Zugang zu den Käthen des Landes machen solle, 
auf welches damals fast allein und auch jetzt noch vorzugsweise 
die Blicke der Europamüden sich richten. 
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Der Detailausschuss hatte sich für die Begünstigung der 
Fremden entschieden und festgesetzt, dass die Repräsentanten 
mindestens seit drei und die Senatoren seit vier Jahren Bürger 
der Vereinigten Staaten sein müssten. Als aber diese Bestim- 
mimg zur Berathimg kam, da schlug zunächst Mason, von G. 
Morris unterstützt, in Betreff der ersteren vor, die Zeit auf sieben 
Jahre zu erhöhen, damit nicht Ausländer und Abenteurer Gre- 
setze für die Amerikaner machen und sie regieren; zugleich 
reiche jene Frist nicht hin, um sich die Lokalkenntnisse zu ver- 
schaffen, deren Besitz einem Vertreter unentbehrlich sei. Mit 
Ausnahme Connecticuts stimmten alle Staaten dem Antrage 
bei. In der folgenden Sitzimg kam dieselbe Sache mit Bezug auf 
die Senatoren zur Verhandlung, und hier verlangte G. Morris 
vierzehn Jahre. Dass der Senat bei einigen Befugnissen der 
vollziehenden Gtewalt mitwirken sollte, war für nicht wenige 
ein Grund mehr, dem Vorschlage beizutreten ; ja, manche hätten 
es nicht ungern gesehn, wenn überhaupt alle Eingewanderten 
ausgeschlossen worden wären, mochten sie auch das Bürger- 
recht erlangt haben. Andre hielten eine solche Bestimmung für 
un&eisinnig und, da der Kongress die Naturalisation regeln 
würde, zugleich für imnöthig ; sie wünschten wenigstens die Zeit 
verkürzt, damit achtungswerthe Fremde, die ihr Vaterland auf- 
geben und sich in Amerika ansiedeln wollten, um an den Seg- 
nungen der Freiheit theilzimehmen, von ihrem Vorhaben nicht 
abgeschreckt würden. Franklin erinnerte daran, dass manche 
Ausländer der amerikanischen Sache während der Revolution 
treu gedient und umgekehrt viele Amerikaner gegen ihr Vater- 
land Partei ergriffen hätten. Wilson gedachte seiner eigenen 
Lage: wie noch zwei andere Abgeordnete Pennsylvaniens, sei 
er kein Eingebomer; wenn daher die Versammlung den An- 
sichten einiger Mitglieder folge, so könne der absonderliche Fall 
eintreten, dass er durch dieselbe Verfassung, an welcher er mit- 
gearbeitet, für unfähig erklärt würde, ein Bundesamt zu be- 
kleiden. 

Diese Vorstellungen suchte G. Morris sehr angelegentlich zu 
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entkräfben. „Wir müssen mis, sprach er, so wenig als möglich 
von imsem Grefühlen, so sehr als möglich vom Verstände leiten 
lassen. Was sagt mm der Verstand hierüber ? Wir sollen nicht 
höflich sein auf Kosten der Klugheit. Es gibt ein Mass in allen 
Dingen. Einige Indianerstämme sollen die Gast&eimdschafb so 
weit treiben, dass sie den Fremden ihre Frauen imd Töchter an- 
bieten. Ist das ein geeignetes Vorbild ? Er wolle sie in sein Haus 
aufnehmen, sie zu Tische laden, für sie bequeme Wohnungen 
besorgen, aber er wolle seine Gefälligkeit nicht so weit aus- 
dehnen, mit seinem Weibe sie zu betten. Er wolle sie ihre Andacht 
an demselben Altar verrichten lassen, aber sie nicht zu Priestern 
machen. Die Privilegien, welche die Auswanderer in Amerika 
gemessen, seien bedeutender, als in irgend einem andern Theile 
der Welt; imd da jede Gesellschaft, von einer grossen Nation 
herab bis zu einem Klub, das Recht habe, die Bedingimgen zu 
bestimmen, imter welchen neue Mitglieder aufgenommen wer- 
den sollen, so könne kein Grund da sein, sich hierüber zu be- 
schweren. Was jene philosophischen Herren betreffe, jene Welt- 
bürger, wie sie sich nennen, so gestehe er, dass er nicht wünsche, 
sie in den Räthen des Landes zu sehn. Er würde ihnen nicht 
trauen. Die Männer, die ihre Anhänglichkeit an ihr Vaterland 
abschütteln, können kein anderes Land lieben. Diese Anhäng- 
lichkeit sei das heilsame Vorurtheil, welches alle Regierungen 
stütze." Pinckney erinnerte an die Eifersucht Athens, Butler an 
die Strenge Englands in diesem Punkte. Letzterer, selbst ein 
Einwanderer, eiferte wiederholt für eine lange Frist ; er gestand, 
wenn er selbst bald nach seiner Niederlassung in Amerika in's 
öffentliche Leben gerufen worden wäre, so würden ihn seine aus- 
ländischen Gewohnheiten, Ansichten und Neigungen zu einem 
ungeeigneten Greschäfbsträger in Staatsangelegenheiten gemacht 
haben. 

So weit, wie G. Morris den Konvent führen wollte, folgte dieser 
allerdings nicht, sondern es wurden für die Senatoren neim 
Jahre festgesetzt; auf der andern Seite blieben aber auch alle 
späteren Bestrebungen erfolglos, die Versammlimg für eine Her- 
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absetzung der angenommenen Zeitfrist in Bezug auf die Mit- 
gUeder beider Häuser zu gewinnen. 

G. Morris brachte noch den Zusatz ein, dass die gefassten 
Beschlüsse bestehende Rechte nicht beeinträchtigen sollten. 
Aber vergeblich machten besonders Madison und Wilson darauf 
aufmerksam, dass in der Ablehnung dieses Antrags ein Treu- 
bruch liegen würde, vergeblich las letzterer den Paragraphen 
aus der pennsylvanischen Verfassimg, der Einwanderern nach 
zweijähriger Ansässigkeit alle Bürgerrechte zuspricht, und dar- 
auf die Stelle der Konföderationsartikel vor, nach welcher die 
Bürger eines Staates auf alle Gerechtsame freier Bürger in den 
verschiedenen Staaten Anspruch haben: jener Zusatz, den we- 
nigstens die Billigkeit verlangte, wurde mit sechs Stimmen gegen 
fünf verworfen. Glücklicherweise waren die Wirkungen dieser 
Engherzigkeit vorübergehend; was dagegen die Hauptbestim- 
mimg betrifft, so ist wohl der Konvent über das richtige Mass 
nicht hinausgeschritten. 

Grösseren Bedenken imterliegt vielleicht eine weitere For- 
derung, welche die Staatenimterschiede auch in Bezug auf den 
£j*eis der Wählbaren aufrecht hielt. Wenigstens das erreichten 
jedoch diejenigen, welche die nationale Einheit so viel als mög- 
lich zur Geltung zu bringen suchten, dass man nur schlechtweg 
festen Wohnsitz der Bepräsentanten imd Senatoren zur Zeit 
ihrer Wahl in dem Staat, in welchem sie gewählt würden, ver- 
langte, während Mason anfangs so weit ging, dass er einer sieben- 
jährigen Ansässigkeit das Wort redete. Femer ward auch eine 
Bestimmung wieder hergestellt, die im zweiten Stadium der 
Berathung weggefallen war, imd der Bimdeskasse die Bezahlung 
der Tagegelder zugewiesen. 

Um die Uneigennützigkeit der Vertreter der Nation zu sichern 
und „Stellenjägerei" zu hindern, fand sich schon in Randolphs 
Vorschlägen die Bestimmung, dass die Kongressmitglieder für 
die Dauer ihres Mandates und eine Zeit lang nachher kein Amt 
der Vereinigten Staaten oder eines besonderen Staates bekleiden 
dürften. Mit dem Grundsatz einverstanden, milderte die Ver- 
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Bammlung nach und nach die Strenge der ersten Vorschrift; der 
AusschJuss von Staatenämtem ward aufgehoben, und Bundes- 
ämter machte man mir den Senatoren für das erste Jahr nach 
Ablauf des Mandates unzugänglich. Bei den Berathungen über 
den Fünferentwurf suchte Pinckney die Beschräniungen noch 
mehr zu vermindern, indem er den Antrag stellte, daaa die Mit- 
glieder beider Häuser kein Bundesamt bekleiden sollten, mit 
welchem ein Gebalt verbunden wäre; mit der Amiahme eines 
aolchen erlösche das Mandat.^ G. Morris wünschte sogar, der 
enghschen Sitte sich anschliessend, dass solche, die ein Amt an- 
genommen hätten, nachher wieder gewählt werden könnten. 
Aber schon Pinckneys Antrag fand grossen Widerspruch. Mason 
schlug ironisch vor, die ganze Stelle zu streichen, um das aus- 
ländische Gewächs der Bestechung noch mehr aufzumuntern, 
welches sonst im amerikanischen Boden nicht so leicht würde 
gedeihen können, ura ferner die Aristokratie zu vollenden und 
Jene edelmüthigen und wohlwollenden Männer in den Kongress 
zu laden, die ihren Verdiensten gegenseitig würden Gerechtig- 
keit widerfahren lassen, indem sie dafür Aemter imd Belohnun- 
gen an einander verthoilten. Schon die vorläufige Frage besei- 
tigte den Antrag Pinckneys. Doch hatte wenigstens eine Be- 
merkung von G. Morris Eindruck gemacht; sie betraf den Fall 
eines Krieges, wenn grade die Männer im Kongress sässen, 
welche zur Führung desselben am fähigsten wären. Morris er- 
innerte an den letzten Krieg, hindeutend auf Washington, der 
bei seiner Ernennung zum Oberbefehlshaber Kongressmitgliod 
war. 

Der ganze Gegenstand wurde vertagt. Am 1. September legte 
ein Ausschuss von elf Mitgliedern eine andere Fassung vor. 

^ Obige Eestiinmungen, sprach jener Abgeordnete, seien herabsetzend 
für die Mitglieder, und zwar um so mehr, da ihre Wahl in den Kongress 
zeige, daß sie das Vertrauen dos Volkes besitzen; sie seien femer naeh- 
theilig. da der Senat die tüchtigsten Mftnner in sich, enthalten werde; sie 
aeien endlich unpoUtiech, denn der Kongiesa werde aufhören ein Magnet 
für die größten Talente zu sein. 
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Zugleich erneuerte Pinckney bei der Berathung seinen früheren 
Antrag, aber gegen diesen erklärten sich acht Staaten. Jener 
Bericht des Ausschusses hob einige Beschränkungen auf, indem 
er das Verbot nicht auf militärische Stellen und nicht über die 
Dauer des Mandates ausdehnte, mng, der sich früher überhaupt 
gegen eine solche Unfahigkeitserklärung ausgesprochen, suchte 
nun wenigstens die Sphäre noch mehr zu erweitem; nur die- 
jenigen Stellen wollte er den Repräsentanten und Senatoren un- 
zugänglich gemacht haben, welche zu der Zeit, wo sie im Kon- 
gress gesessen, geschaffen worden wären. Eine Bestimmung der 
Art, sagte King, schlösse besonders die Mitglieder des ersten 
neuen Kongresses aus, welche die meisten Aemter zu errichten 
hätten. Treffend bemerkte zwar Pinckney dagegen, dass die 
Staaten zu diesem Kongress gerade die besten Männer schicken 
würden, um die Verfassung in Vollzug zu setzen, dass dann die 
hohen Beamten, unter ihnen die lebenslänglichen Bundesrichter 
ernannt werden müssten, während die geeignetsten Männer nicht 
verwendet werden dürften. Aber schon Kings Vorschlag fiel 
anfangs durch Stimmengleichheit. Nun nahm ihn Williamson 
mit einem Zusatz auf, so dass den Kongressmitgliedem die 
Bundescivilstellen entzogen sein sollten, welche während der 
Zeit ihres Mandates neu geschaffen oder im OehaU vermehrt 
worden wären. In dieser Grestalt wurde der Antrag angenommen, 
freilich nur dadurch, dass Greorgiens Abstimmimg, höchst wahr- 
scheinlich durch den Uebergang eines einzigen Vertreters zur 
Mehrheit, eine gleich getheilte war. Was der Ausschussbericht 
ausserdem noch vorschlug, dass ein Sitz im Kongress und ein 
Bundesamt einander ausschliessen sollten, fand keinen Wider- 
spruch mehr. 

Zeit und Ort der Wahl der Kongressmitglieder nebst der Art 
und Weise, wie dieselbe abzuhalten sei, überliess der Fünfer- 
entwurf den Anordnungen eines jeden Staates, aber zugleich 
erhielt der Kongress ein Oberaufsichtsrecht und die Befugniss, 
solche Gesetze zu ändern. Den letzten Theil wünschten zwar 
Pinckney und Butler gestrichen, aber andre vertheidigten ihn. 
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Es sei unmöglich, bemerkte Madison, alle Missbräuche vorher- 
zusehn, die dabei vorkommen könnten. Ob die WäMer geheim 
oder öffentlich ihre Stimmen abgeben, hier oder dort sich ver- 
sammeln, in getrennten Abtheilungen oder an einem einzigen 
Orte zusammentreten, ob alle WäMer eines Staates alle Reprä- 
sentanten desselben, oder ob sie in Wahlbezirken nur eine ge- 
wisse Zahl zu ernennen haben, die auf ihren Bezirk komme: das 
alles werde von den Legislaturen der Einzelstaaten abhängen und 
könne auf die Wahl einen wesentlichen Einfluss ausüben." Nach 
solchen Erläuterungen wurde diese Stelle, welche später die 
Feinde der neuen Verfassung auf's heftigste befehdeten, und 
welche selbst vielen Freunden derselben gefahrlich erschien, 
nicht nur ohne Widerspruch angenommen, sondern sogar ver- 
schärft ; denn der Kongress erhielt auch noch das Recht, selber 
solche Anordnungen zu treffen.^ 

In Bezug auf die Gesetzgebung wurden beide Häuser einander 
gleich gestellt, mit der Ausnahme, dass sogenannte Greldbills 
zuerst von den Repräsentanten berathen werden sollten. An- 
fangs verworfen, dann bei dem Vergleiche, welchen die kleinen 
und grossen Staaten abschlössen, von einigen Abgeordneten der 
letztern der Mehrheit aufgezwungen, wurde dieses Vorrecht 
bei der dritten Berathung auf Pinckneys Antrag nach kurzer 
Verhandlung mit sieben Stimmen gegen vier gestrichen. Es sei 
aus der englischen Verfassung, sagte man, in die amerikanische 
herübergenommen worden, obwohl hier keine Lords im andern 
Hause sässen. Auch der neue Senat werde von diesen verschie- 
den sein, das Volk gleichfalls vertreten und seinen Antheil an 
den Steuern eben so gut tragen, wie die Repräsentanten. Ja, 
nach dem anerkannten Orundsatze, dass die weniger zahlreiche 



^ Der Konvent hatte hierbei nur den Fall im Auge, dass die Staaten 
es unterliessen oder sich gar weigerten, gesetzliche Bestimmungen zu er- 
lassen. Nachmals gestanden wohl viele Gegner der Verfassung die Noth- 
wendigkeit eines Oberaufsichtsrechtes des Kongresses zu, aber sie tadel- 
ten, dass jener Fall nicht ariadrücklich zur Bedingung für das Einschreiten 
des Bundes gemacht worden war. 
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Versammlung sich mehr für die Berathung, die andre mehr für 
die Entscheidung eigne, werde sogar der Senat zur Entwerfung 
solcher Gesetze befähigter sein. Man habe die legislative Grewalt 
getheilt, um grössere Weisheit zu erzielen, diese sei aber nirgends 
nothwendiger,.als in finanziellen Dingen, welche grade in den 
Einzelstaaten eine sehr schlechte Vorbereitung empfingen. Eine 
Oefahr sei aber dabei nicht zu besorgen, da das Haus der 
Repräsentanten die Vorschläge vorher prüfen und billigen 
müsse. 

Verbleibe letzterem das Vorrecht, so hebe man dadurch die 
Verantwortlichkeit des Senats, dieses Unterpfand für ein gutes 
Betragen, auf; denn bei einem nachtheiligen Finanzgesetze wer- 
de die Ausrede stets zur Hand sein, man habe dasselbe nicht ge- 
billigt, aber es verfassungsmässig nicht ändern und nicht gut 
verwerfen können. Femer werden die Repräsentanten andre 
Bestimmungen mit solchen Cresetzen verbinden und dadurch 
die Freiheit der Berathung des Senats vernichten. Jedes Gresetz 
nehme mittelbar Greld aus den Taschen des Volks. So werde 
dieser Paragraph eine Quelle fortwährender Zwistigkeiten im 
Kongress sein, wie er es in den Legislaturen der Einzelstaaten 
gewesen, wo das Vorrecht bestehe. Von ihrem engeren Vater- 
lande bemerkten zwei Abgeordnete Süd-Carolinas, dass dieser 
Gegenstand beide Kammern fortwährend aufrege; manchmal 
freilich, wenn die Vorschläge des Senates dem andern Hause 
gefaUen, sehe dieses über den Eingriff in seüie Rechte hinweg; 
sonst aber werde die Verfassung angerufen. AehnUches berichtete 
Carroll von Maryland, während umgekehrt Sherman anführte, 
dass in Connecticut beide Häuser in dieser Beziehung gleich 
gestellt wären, ohne dass sich ein Nachtheil oder eine Gefahr 
gezeigt hätte. 

Die Männer aus den grossen Staaten, welche jenes Vorrecht 
früher für die Repräsentanten gleichsam erkämpft hatten, wa- 
ren aber nicht Willens in ihre jetzige Niederlage sich zu fügen. 
Als die gleiche Vertretung im Senat zum dritten und letzten 
Male den Konvent beschäftigte, schlug Randolph vor, diese 



1 die Streichung des &agliohen Para- 
graphen nicht zurückgenommen würde, ao heabsichtige er auf 

eine veränderte Vertretung im Senat anzutragen. Auch Franklin 
erklärte, daaa die beiden Punkte durch den abgeschlossenen 
Vergleich wesentlich mit einander verbunden wären, und Wil- 
liamaon erinnerte die Versammlung daran, daas Nord-Carolina 
der gleichen Vertretung im Senate nur auf diese Bewilligung hin 
seine Zustimmung gegeben; er sei erstaunt, dass die kleinen 
Staaten das vergessen hätten. Aber bei dieser Gelegenheit kam 
die Sache nicht zum Austrag, 

Einige Tage später brachte Randolph einen neuen Vorschlag 
ein. Er verlangte das Vorrecht nur für solche Gesetzentwürfe, 
die eine Gelderhebung zum Behuf eines Einkcymmtna oder die 
Verwendung desselben betreffen, um so dem Einwände zu be- 
gegnen, dass sich das Wort Gelderhebung weiter ausdehnen 
lasse; ferner gestand er dem Senate, damit dieser nicht auf die 
blosse Annahme oder Verwerfung beschränkt sei, die Befugniaa, 
Verbesserungen zu machen, mit dem Vorbehalt zu, dass die zu 
erhebende Summe weder vermehrt noch vermindert, und die 
Art der Erhebung, so wie der Zweck der Verwendung nicht ge- 
ändert werden dürfe. 

Wie früher bei der Frage über die Einheit oder Mehrheit der 
vollziehenden Gewalt, so stützte sich Randolph auch hier nicht 
sowohl auf die Zweckmässigkeit und Richtigkeit der Bestim- 
mung an sich, als auf die Vorurtheile des Volks, welche verletzt 
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werden würden, i 

kratie, im Präsidenten weni 

archen erblickend, von 



1 Senate den Schein einer Aristo- 
stens die Form eines kleinen Mon- 
einen unmittelbaren Vertretern ein 
Recht genommen sehe, das ihnen so lange gehört habe. Gerry 
weissagte die unvermeidliche Verwerfung der Verfassung, wenn 
der Senat die geforderte Beschränkung nicht erführe. Auch 
Mason sprach mit Eifer für den Antrag; es war ein Lieblinga- 
spruoh von ihm, dass sich die Schnur des Geldbeutels in den 
Händen der unmittelbaren Vertreter des Volks befinden müsse; 
die längere Zeit, für welche die Senatoren gewählt werden BoU- 
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ten, war für ihn ein anderer Orund, obwohl er sonst gegen diese 
Bestimmung nichts einzuwenden hatte. 

Wilson, O. Morris, Butledge, Carroll und Madison verfochten 
den letzten Beschluss der Versammlung. Sie machten darauf 
aufmerksam, dass der Senat ja nicht allein imd ausschliesslich 
das Recht der Besteuerung erhalten solle, dass der Greldbeutel 
zwei Schnüre haben und bei der Oeffiiung desselben beide Häuser 
mitwirken müssten. Besonders Madison bemühte sich ausführ- 
lich die Gregner zu widerlegen. Er gestand zu, dass Randolphs 
gegenwärtiger Antrag die Einwendungen mindere ; aber derselbe 
lege den Grund zu neuen Schwierigkeiten und Zwistigkeiten 
zwischen beiden Häusern. „Bei vielen Gesetzen, besonders bei 
der Regelung des Handels werden die Zwecke zweifelhaft sein. 
Einer werde die Erhebimg eines Einkommens betreffen. Wie 
könne mm bestimmt werden, welches der Hauptzweck oder ob 
Einkommen der einzige Zweck sei, selbst mit Ausschluss andrer 
beiläufiger Zwecke. Als der Streit zwischen England und den 
Kolonien ausgebrochen, sei jenem das Recht den Handel zu 
leiten zugestanden, das der Besteuerung dagegen abgesprochen 
worden. Eine genaue Prüfimg des Gregenstandes habe nachmals 
gezeigt, dass sich keine Gränzlinie zwischen den beiden Fällen 
ziehn lasse. Ferner die Worte „verbessern oder verändern" seien 
eben so eine Quelle des Zweifels. Bei der Erhebung indirekter 
Steuern, die doch vorzugsweise das Einkommen der neuen Re- 
gierung ausmachen würden, müssten auf die Vermehrung und 
Verminderung der aufzubringenden Summe viele Nebenum- 
stände von Einfluss sein: der Verbrauch überhaupt, der Ver- 
brauch fremder oder einheimischer Waaren, dieser oder jener 
Gattung von Artikeln, und selbst die Art der Erhebung. Auf der 
andern Seite berufe man sich besonders auf die längere Amts- 
zeit des Senates ; jedoch diese sei nicht erhöht worden, seitdem 
das Haus jenes Vorrecht verworfen habe. Wenn aber nach Ab- 
lehnimg des gestellten Antrags wirklich eine proportionale Ver- 
tretung im Senat eintreten sollte, so würde seine Amtszeit doch 
dieselbe bleiben." Weil femer Randolph und Williamson die 
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kleinen Staaten aufforderten, an den einzelnen Theilen des ge- 
troffenen Vergleicha festzuhalten, so machte Madison zuletzt 
noch darauf aufmerksam, daas von den fünf Staaten, die gegen 
die gleiche Vertretung im Senate beharrlich gestimmt, drei sich 
immer gegen die ihnen aufgezwungene Entschädigung erklärt 
hätten und Massachusetts getheilt gewesen wäre; nur Nord- 
CaroUna lege einen Werth darauf. Daher könnten die kleinen 
Staaten nicht verpflichtet sein, gegen ihre eigne Ansicht dazu 
mitzuwirken, dass jenes Vorrecht dem Hause der Repräsentan- 
ten zurückgegeben werde. 

Auch diesmal hielt der Konvent den früheren Beschluas auf- 
recht. Zwar willigte Washington in Randolphs Begehren, nicht 
weil er dasselbe billigte, sondern weil dieser Punkt füi' ihn kein 
80 grosses Gewicht hatte, andre dagegen ein solches darauf leg- 
ten imd bei wesentlichern Dingen weniger nachgiebig sein wür- 
den, wenn sie hier fehlgingen. Dadurch wurde die Stimme Vir- 
giniens bejahend. Aber da bei Connecticut der umgekehrte Fall 
eintrat, so blieb dasselbe Verhältniss und sieben Staaten er- 
klärten sich gegen Randolph. 

Zwei Tage später stellte Strong, von Mason unterstützt, einen 
neuen, der Verfassung von Massachusetts entlehnten Antrag, 
nach welchem dem Senate das Recht zustehn sollte, wie bei 
andern Gesetzentwürfen Verbesaerungsvorschläge zu machen. 
Williamson dagegen sprach für eine Vertagung des Gegenstan- 
des, bis die Rechte des Senates festgestellt wären. Einige, sagte 
er, betrachten die Beschränkung als nothwendig zur Sicherung 
der Freiheit, andre als unwichtig. Unter solchen Umständen 
hielt er es für billig, dass jenen nachgegeben würde. Seinen 
Zweck desto gewisser zu erreichen, fuhr er fort, er sei selbst für 
eine wirksame und stätige Regierung; aber viele würden den 
Senat nicht stark machen wollen, wenn man um nicht in dieser 
Beziehung beschränkte. Williamson meinte hiermit den Antheil, 
welchen der Senat an der vollziehenden Gewalt haben sollte. 

Die Vertagung ward angenommen. Als am letzten August die 
Verhandlungen über den Fünferentwurf zu Ende waren, er- 
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nannte der Konvent einen grossen Ansschnss von elf Mitgliedern 
und überwies diesem alle Theile, welche zurückgelegt oder noch 
gar nicht berathen worden waren. Dieser wichtige Ausschuss, 
dessen schon früher einmal Erwähnung geschehn ist imd noch 
oft gedacht werden wird, legte auch den vielbestrittenen Para- 
graphen in einer neuen Fassung vor: Alle Gesetzentwürfe, wel- 
che die Erhebung eines Einkommens betreffen, sollen im Hause 
der Repräsentanten ihren Anfang nehmen und Veränderungen 
imd Verbesserungsvorschlägen des Senates unterworfen sein; 
kein Greld darf aus dem Schatz genommen werden, ausser kraft 
einer Bewilligung durch ein Gesetz. G. Morris, ein Mitglied dieses 
Ausschusses, erklärte im Konvent, dass diese Fassung die Folge 
eines Vergleichs sei; dann verlangte er eine nochmalige Aus- 
setzung der Beschlussnahme mit der Erklärung, dass er dagegen 
stimmen werde, wenn er mit gewissen andern Punkten nicht 
zufrieden sein sollte. Die Vertagung erfolgte. Als nicht lange 
darauf der Abschnitt über die vollziehende Grewalt — denn auf 
Bestimmungen dieses Theiles der Verfassung bezog sich jene 
Aeusserung von Morris^ — seine Vollendung erhalten hatte, da 
ward auch jener Antrag des Ausschusses mit einer das Wesen 
der Sache nicht berührenden Aenderung von neim Staaten ange- 
nommen.* 

Wenn die gesetzgebende Grewalt der republikanischen Regie- 
rungsform gemäss ungetheüt dem Kongress in die Hände gelegt 
wurde, so unterliess man doch nicht dem Präsidenten eine Mit- 



^ Da einige Abgeordnete der großen Staaten auf das Vorreoht einen so 
hohen Werth legten, so bedienten sieh die Mitglieder der kleinen Staaten 
und diejenigen der großen, die eine starke Regierung wünschten, dieses 
Umstandes, um Gegenbewilligungen in ihrem Sinne zu erhalten, d. h. 
solche, die den kleinen Staaten günstig waren (z. B. bei der Wahl des 
Präsidenten) und die Kraft der Regierung vermehrten. Vgl. Madison's 
Papers 1495. 1501. 1531. 

■ Die Stelle „und Veränderungen und Verbesserungsvorschlägen des 
Senates unterworfen sein** wurde gestrichen, und man nahm dafür die 
von Strong schon früher angerathenen Worte der Verfassung von Massa- 
chusetts an. 
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Wirkung zuzugestehn. Theils damit er seine verfassungsmässigen 
Rechte zu vertheidigen im Stande sei, theils um für Irrthümer 
und Uebereilungen des Kongresses noch ein zweites ausserhalb 
desselben befindliches Heilmittel in Bereitschaft zu halten, gab 
man schon bei der ersten Berathung des Virginia-Planes dem 
Präsidenten nicht nur die Befugniss, jedes Gresetz (mit Angabe 
der Gründe, wie ein späterer Zusatz lautet,) an den Kongress 
zu nochmaliger Berathimg zurückzusenden, sondern es ward 
auch eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen in beiden 
Häusern für erforderlich erachtet, den Widerspruch des Präsi- 
denten zu beseitigen. 

Um das Gewicht eines solchen Vetos zu verstärken, hatten 
einige der hervorragendsten Konventsmitglieder, wie bereits er- 
wähnt worden, erfolglos vorgeschlagen, das Bundesobergericht 
an der Ausübung dieses Rechtes Theil nehmen zu lassen. Noch 
zweimal wurde derselbe Antrag erneuert und verworfen, am 
21. Juli mit schwankendem Stimmenverhältniss, am 15. August 
von acht Staaten ; aber die frühere Mehrheit von zwei Dritteln 
erhöhte man nun auf drei Viertel. Bei der letzten kurzen Durch- 
sicht der Verfassung stellte jedoch der Konvent die ursprüng- 
liche Zahl wieder her, um nicht die Macht des Präsidenten zu 
sehr zu vermehren und um die Möglichkeit zu erschweren, dass 
er mit Hülfe weniger Senatoren, die von ihm befördert zu werden 
hoffen,* den Erlass guter Gresetze verhindere.^ 



Die Rechte des Kongresses 

Wir wissen, die Konföderationsartikel hatten dem Bunde die 
Ausübung bestimmter, einzeln aufgezählter Rechte gegeben, 
alle übrigen aber den Staaten vorbehalten. Die Mehrzahl der 



^ Für die Beibehaltung der Mehrheit von drei Vierteln spraohen G. 
Morris, Hamilton, Madison; wie letzterer angibt, stimmte Washington in 
demselben Sinne. 
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Mitglieder des Konventes mag mit dem Gedanken nach Phila- 
delphia gekommen sein, diesem Gnmdsatze treu bleibend nm* 
die Mängel abzustellen, welche von der Erfahrung aufgedeckt 
worden wären. Schärfer blickende Männer hatten jedoch grös- 
sere Absichten ; sie wollten der Gresammtheit auch noch diejeni- 
gen Befugnisse gewähren, deren nothwendige oder wenigstens 
zweckmässige Uebertragung an den Bund bisher nicht so all- 
gemein gefühlt, ja vielleicht noch gar nicht in den öffentlichen 
Blättern berührt worden war. Die Schwierigkeit zwischen der 
Greneral- und den Einzelregierungen genau die Oränzlinie zu 
ziehen verhehlten sie sich nicht, und eine Aeusserung Madisons, 
welcher der Verschmelzung der Staaten niemals das Wort geredet 
haben würde, vom 31. Mai ist bemerkenswerth : „er habe die 
feste Neigung für eine Aufzählung der Rechte, die nothwendig 
von der Grenerallegislatur ausgeübt werden müssten, aber auch 
Zweifel hinsichtlich der Ausführbarkeit mitgebracht ; seine Wün- 
sche seien unverändert geblieben, aber auch seine Zweifel stär- 
ker geworden. Seine letzte Meinung könne er noch nicht sagen, 
aber er werde vor nichts zurückschrecken, was der Bundesregie- 
rung nothwendig sei, um für die Sicherheit, Freiheit und Glück- 
seligkeit des Ganzen zu sorgen." 

In der ersten Hälfbe der Berathimgen ging jedoch der Kon- 
vent dieser Schwierigkeit beinahe völlig aus dem Wege; viel- 
mehr richtete er seine ganze Thätigkeit auf die neue Organisa- 
tion der Bundesregierung, wovon zum grössern Theile das Ge- 
lingen der Reform abhing, und bezeichnete nur im allgememen 
die Befugnisse des Kongresses. Sie einzeln aufzuzählen, das 
wurde die Arbeit des Detailausschusses. Dazu kam später noch 
eine Reihe ergänzender Vorschläge Pinckneys und Madisons 
imd besondere Anträge, die andre Mitglieder im Laufe der Ver- 
handlungen stellten. 

Man sollte denken, grade dieser Abschnitt der Verfassung 
hätte die heftigsten Kämpfe veranlassen müssen. Aber so ge- 
schah es nicht; denn durch die Konföderationsartikel waren 
bereits dem Bunde die wichtigsten Rechte gegeben worden, und 
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diejenigen von Bedentung, welche hinzutraten oder durch die 
aufgehobene Mitwirkung der Staaten als nene betrachtet werden 
können, hatten in der politischen Lage der Union eine nur zu 
laute Fürsprech^in. Daher nahmen die Verhandlungen im gan- 
zen einen kurzen und ruhigen Verlauf, und der Punkte, welche 
langer aufhielten oder gar dem Werke der Reform ernstliche 
Schwierigkeiten zu bereiten drohten, waren nur wenige. 

Wir sahen, dem Auslande g^enuber bildeten die dreizehn 
Staaten b^^its beinahe eiue Einheit; jetzt wurden sie noch 
strenger abgesperrt ; denn Verträge und Bündnisse zu schliessen 
oder eine Konföderation einzugehn untersagte man ihnen ganz 
und gar. Auch in einen Krieg sollten sie sich nicht einlassen, sie 
müssten denn schon feindlich heimgesucht worden sein oder in 
so naher Frist einen Angriff zu gewärtigen haben, dass em Ver* 
zug unmöglich sei; die Nachbarschaft der Indianer machte es 
nothwendig, diesen Ausnahmefall aus den Konföderationsarti- 
keln in die neue Verfassung zu übertragen. 

Wenn es nun aber auch unzweifelhaft imd unbestritten war, 
dass der Bund allein sowohl Krieg erklären als Frieden machen 
imd Bündnisse und Verträge schliessen dürfe: so liess die ver- 
änderte Organisation der allgemeinen Regierung noch die Frage 
zu entscheiden übrig, welcher der neugeschaffenen Grewalten die 
Ausübung so wichtiger Befugnisse gegeben werden solle. Das 
Recht des Krieges ertheilte der Konvent nach dem Vorschlage 
des Detailausschusses dem Kongress, und die Bestimmimg über 
die sogenannte revidirende Macht des Präsidenten gestattete 
diesem auch in einem solchen Falle sein Veto einzulegen. In 
Bezug auf ^ne(2en^verträge das nämliche Verfaliren vorzuschrei- 
ben wurde wohl der Antrag gestellt, aber von allen Staaten ver- 
worfen; man machte keinen Unterschied zwischen Friedens- 
schlüssen und andern Verträgen, und der ganze Gregenstand er- 
hielt seine Erledigung, als man die Pflichten der vollziehenden 
Crewalt festsetzte. 

In Ansehung der Mittel zur Kriegführung hatten sich die 
Urheber der Konföderationsartikel nicht eben freigebig bewie- 
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Ben ; rechtlich und noch mehr thatsächlich hing der Bund vom 
guten Willen der Staaten ab. Aber die Folgen dieser Engherzig- 
keit waren nicht ausgeblieben. Daher gab man jetzt ohne 
Schwierigkeit dem Kongress zunächst die Befugniss Armeen 
auszuheben und zu verpflegen, eine Flotte zu errichten imd 
zu unterhalten. Den Staaten wurde zwar nicht gänzlich ver- 
boten in Friedenszeiten Truppen und Kriegsschiffe zu haben, 
aber beides von der Erlaubniss des Kongresses abhängig ge- 
macht. 

Es ereignete sich mehrmals, dass die allgemeine Bestimmung 
keinen Widerspruch erfuhr, dass aber die alte Eifersucht gegen 
den Kongress oder die Verschiedenheit der Interessen der Staa- 
ten noch besondere Beschränkungen verlangten. So geschah es 
auch hier. In übermässiger Furcht vor den nachtheiligen Wir- 
kungen, welche die stehenden Heere für die Freiheit der Völker 
gehabt haben, forderte Gerry mit dem gleichgesinnten Luther 
Martin noch den Vorbehalt, in Friedenszeiten dürfe die Armee 
eine durch die Verfassung festzusetzende Zahl nicht übersteigen; 
er war der Meinung, dass zwei- oder dreitausend Mann genügen 
würden. Aber der Konvent lehnte die sonderbare Zumuthung ab, 
indem er glaubte, man könne den Vertretern der Nation in die- 
ser Beziehung vertrauen, und indem er den Bund nicht hindern 
wollte sich noch vor erfolgtem Angriff in Vertheidigungszustand 
zu setzen.^ 

Unter den Anträgen, welche Pinckney am 20. August über- 
reicht hatte, befand sich auch der, dass der Kongress zur Unter- 
haltung von Landtruppen kein Greld auf länger denn ein Jahr 
bewilligen solle. Der mehrfach erwähnte Ausschuss vom letzten 



^ Eine sinnige Weise, wie Washington den Antrag abfertigte, berichtet 
Sparks, nur dass dieser nicht zwei oder dreitausend, wie Madison, sondern 
fünftausend angibt, und dass Washingtons Bemerkung im Privatgespräch 
erfolgt sein wird. „Er habe nichts gegen einen solchen Vorbehalt, lautet 
die Zurechtweisung, nur müsse man noch den andern hinzufügen, dass 
kein Feind sich herausnehme mit mehr als dreitausend Mann die Ver- 
einigten Staaten anzugreifen. Life of Washington I, 163. Anmk. 



August achlug infolge dessen zu der Stelle, welche dem Kongresa 
daa Recht gibt Armeen auszuheben, einen Zusatz in diesem 
Sinne vor, nur erhöhte er die Zeit auf zwei Jahre. Gerry be- 
nutzte diese Gelegenheit, um noch einmal die Gefahren eines 
stehenden Heeres während des Friedens vorzustellen, ein solches 
für unnöthig zu erklären und wenigstens eine Beschränkung in 
Stärke und Zeitdauer zu verlangen. Er tadelte, dass Geldbewil- 
ligungen dieser Art auf zwei Jahre sollten gemacht werden kön- 
nen. Sherman, ein Mitglied des Ausschusses, antwortete, dass 
die Ermächtigung ja noch keine Verpflichtung in sich schliesse, 
dass es aber bisweilen nachtheilig sein würde, sie nur auf ein 
Jahr zu ertheilen, da der Kongress grade nicht versammelt sein 
könnte, wenn die Erneuerung nothwendig wäre. Darauf wurde 
der Zusatz ohne Widerspruch angenommen. 

Was einen dritten Theil der bewaffneten Macht, die Miliz, 
betrifft, so Hess der Detailausschuss die Sorge für dieselbe den 
Staaten und verlangte für den Bund nur das Recht sich ihrer 
gleichfalls zu bedienen, um Widerstand gegen seine Gesetze zu 
brechen. Aufstände zu unterdrücken und Angriffe abzuweisen; 
der Kongress solle die Befugniss haben über das Aufbieten dieser 
Truppengattung für die genannten Zwecke Bestimmungen zu 
treffen. Noch ehe dieser Vorschlag, gegen welchen kein Wider- 
spruch erhoben worden ist, zur Berathung kam, erklärte Mason 
denselben für nicht ausreichend. Er ging wie Gerry von dem Ge- 
danken aus, daas es wünachenswerth sei in Friedenszeiten kein 
stehendes Heer zu haben; aber er machte andre Folgerungen. 
Wenn man das erreichen wolle, sprach er, müsse man um so 
besser für eine gute Miliz Sorge tragen; da nun aber dreizehn 
Staaten sich schwerUch über ein gemeinschaftliches System eini- 
gen werden, so erhelle die Nothwendigkeit, dem Kongress auch 
für diesen Theil der bewaffneten Macht das Recht der Gesetz- 
gebung zu übertragen. Nur die Emermung der Offiziere behielt 
Mason den Staaten vor. Mit diesen Ansichten zeigten sich einige 
Mitglieder der Versammlung völlig einverstanden; ja, sie waren 
bereit auch die Miliz gänzlich an den Bund abzutreten. Andre 
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fanden hierin denn doch eine zu grosse Beeinträchtigung der 
Selbständigkeit der Staaten, und Sherman machte nicht mit 
Unrecht darauf aufmerksam, dass die letztem ihre Miliz eben- 
falls nöthig haben könnten, um sich gegen Angriffe und Auf- 
stände zu vertheidigen und den eigenen (resetzen Crehorsam zu 
verschaffen. Er unterstützte den Vorschlag seines Kollegen Ells- 
worth, welcher Oleichheit der Waffen und des Exercitiums ver- 
langte, die Miliz aber nur in dem Falle den Vorschriften der all- 
gememen Regierung unterwarf, wenn sie im Dienste derselben 
stände, oder wenn die Staaten es unterliessen selbst gesetzliche 
Anordnungen zu treffen. Mason hatte den gefallenen Aeusse- 
rungen zufolge seinen ursprünglichen Antrag zurückgezogen, 
aber Greneral Pinckney imd Langdon hatten denselben wieder 
aufgenommen, und er wurde nebst dem von Ellsworth einge- 
brachten einem grossen Ausschuss überwiesen.^ Dieser erklärte 
sich in seinem Bericht vom 21. August dahin, der Kongress solle 
das Recht haben in Bezug auf Organisation, Bewaffiiung und 
Disziplin der Miliz Gesetze zu machen, eben so in Bezug auf die 
Befehligung des Theils, welcher im Dienste des Bundes ver- 
wendet werde; den Staaten bleibe das Recht die Offiziere zu er- 
nennen und die Miliz nach den vom Kongress erlassenen Vor- 
schriften einzuüben. Der Mittelweg, welchen der Ausschuss ein- 
geschlagen hatte, befriedigte zwar nicht alle : Grerry meinte, die 
Staaten würden dadurch zu blossen Exerziermeistern, Ells- 
worth und Da3rton stellten Anträge, welche die Macht des Bun- 
des gemindert hätten, aber die Versammlung verwarf dieselben. 
Sogar Randolph, welcher sich sonst nicht eben freigebig gegen 
die allgemeine Regierung bezeigte, hielt die Annahme des Aus- 
schussberichtes für unumgänglich nothwendig. Die Einzellegis- 
laturen, bemerkte er Madison beistimmend, hätten die Miliz 
bisher vernachlässigt ; die Mitglieder derselben haschten zu sehr 
nach der Volksgimst, um eine gute Disziplin zu erzwingen ; die 
Ernennung der Offiziere durch die Staaten sichere das Volk ge- 



1 EUiot I, 249. 



gen jede Befürchtung, und nur wenn dieses in seiner Gesammt- 
heit verderbt sei, lasse sich ein Missbrauch der Miliz deoken. 

Auf der andern Seite verwarf der Konvent auch einen Vor- 
schlag Madiaons, welcher den Staaten nur die Ernennung der 
Offiziere unter dem Bang einea Generals gestattete. „Wenn dag 
Volk so fest schlafen sollte, um der allgemeinen Regierung ein 
solches Recht grade bei den einflussreichsten Offizieren zuzu- 
gestehn, äusserte Sherman, so würde jeder Mann von Urtheil 
es aufwecken und Lärm schlagen." Geiry aber warnte den Ver- 
such nicht zu weit zu treiben; ein Theil des Volkes werde frei- 
lich eine Verfassung, die eine starke Regierung errichte, für alle 
Fälle unterstützen ; allein andre von mehr demokratischer Pär- 
bung werden sich ihr mit der nämlichen Entschiedenheit wider- 
setzen, und ein Bürgerkrieg könne daraus hervorgehn. 

Der Bericht des Ausschusses wurde unverändert ange- 
nommen. 

Ferner erhielt der Kongress daa Recht nicht nur indirekte, 
eoDdern auch direkte Steuern aufzulegen und ohne Mitwirkung 
der Staaten zu erheben. Nach Madisona Angabe stimmte Gerry 
allein dagegen.* 

Ein zuialhger, wemi auch nicht bedeutungsloser Umstand 
führte die Versammlung wieder zu diesem Beschlüsse zurück. 

Unter den Vorschlägen, die am 18. August von Pinckney ein- 
gereicht wurden und an den Detailausschuss zur Berichterstat- 
tung gingen, befanden eich auch einige, welche die Tilgung der 
Bundesschuld betrafen : der Kongress solle das Recht erhalten, 
die Bezahlung derselben zu sichern und alle Gläubiger unter der 
neuen Verfassung gegen eine Verletzung der öffentlichen Treue 
zu schützen, wenn dieselbe durch die Bundeslegislatm: verpfän- 
det sei ; Gelder, w^elche zur Bezahlung der Staatsgläubiger ange- 
wiesen worden, sollen während der Zeit solcher Anweisung zu 
keinen andern Zwecken verwendet werden. In derselben Sitzung 

' Später wurde noch die GleichKnoigkeit der vom Kongress 
legten Steuern und ZöUe durch alle Staaten zur Bedingung gemacht. 
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sprach Butledge für die Wahl eines Staatenausschusses, welcher 
die Nützlichkeit und Nothwendigkeit einer Uebernahme der 
Staatenschulden durch den Bund in Betracht ziehe, da dieselben 
für die gemeinschaftliche Vertheidigung im letzten Kriege ge- 
macht worden wären. Auch hierauf ging die Versammlung ein, 
und am 21. August schlug der letztere von beiden Ausschüssen 
vor: die Legislatur der Vereinigten Staaten solle das Recht 
haben, die Verpflichtungen zu erfüllen, welche vom Kongress 
eingegangen sind, und sowohl die Schulden der Vereinigten Staa- 
ten als diejenigen zu tilgen, welche die einzelnen Staaten für die 
gemeinschaftliche Vertheidigung und allgemeine Wohlfahrt im 
letzten Kriege gemacht haben." Ellsworth hielt die ganze Stelle 
für überflüssig; aber Bandolph, Madison, Gerry sprachen für 
eine ausdrückliche Ermächtigung, und die Versammlung nahm 
am 22. August die allgemeiner gehaltene Fassung von Gouv. 
Morris an: „die Legislatur soll die Schulden der Vereinigten 
Staaten bezahlen und deren Verpflichtungen erfüllen." Am fol- 
genden Tage verband sie diesen Beschluss mit jenem, welcher 
dem Kongress das Recht der Steuererhebung gab.^ Später erhob 
man aber das Bedenken, ob nicht der Bund durch eine Bestim- 
mung der Art gezwungen sein würde, die StaatsschuldBcheine 
ZU dem Nennwerth einzulösen und dadurch die „Blutsauger" zu 
begünstigen, die sich das Unglück sowohl anderer als derer, 
welche für das Vaterland gefochten und geblutet, zu Nutze ge- 
macht hätten. Der Konvent Hess daher die Stelle ganz fallen und 
begnügte sich mit einer von Randolph vorgeschlagenen blossen 
Erklärung, „dass alle Schulden und Verbindlichkeiten, welche 
vom alten Kongress oder auf seine Ermächtigung gemacht imd 
eingegangen wären, imter der neuen Verfassung eben so giltig 
sein sollten, wie unter der Konföderation." 

Madison erwähnt nun, Sherman habe es für nothwendig ge- 
halten, dass mit der Stelle, welche dem Kongress das Recht 
Steuern und Zölle zu erheben beilegt, eine ausdrückliche Be- 



^ Und zwar setzte sie ihn vor letzteren. 
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Stimmung, „betreffend die alten Schulden u, s. w," in folgender 
Weise verbunden werde : „zur Abtragung der besagten Schulden 
und zur Bestreitung der Ausgaben, welche für die gemeinschaft- 
liche Vertheidigung mid allgemeine Wohlfahrt werden gemacht 
werden." Für diesen Vorschlag, den auch das Protokoll des Kon- 
ventes enthält, stimmte jedoch nur Connecticut; die andern 
Staaten waren dagegen, weil sie ihn nach Madison's Angabe als 
unnöthig ansahen. Der Vorschlag selbst erinnert augenscheinlich 
an den achten Artikel der Konföderation. 

Ausserdem hatte noch der Detailausschuss zufolge jener An- 
träge Pinckneys am 22. August vorgeschlagen zu den Worten, 
dm-ch welche der Kongreas das Recht der Besteuerung erhält, 
hinzuzufügen: „zur Bezahlung der Schulden und nothwendigen 
Ausgaben der Vereinigten Staaten." Dieser Bericht kam im 
August nicht zur Berathung und verfiel daher dem bekannten 
Ausschuss ; wenigstens findet sich nichts anderes, was denselben 
hätte berechtigen können, folgenden Zusatz zu ebenderselben 
Stelle zu empfehlen : „die Schulden der Vereinigten Staaten au 
bezahlen imd für ihre gemeinachaftUche Vertheidigung und 
allgemeine Wohlfahrt zu sorgen."* 

Diese Worte, die augenscheinlich an den oben erwähnten An- 
trag Shermans erinnern und nach Madison's Bemerkung ohne 
Widerspruch angenommen worden sind, haben später eine nicht 
geringe Bedeutung erlangt und eine verschiedene Auffassung 
erfahren. Einige sahen darin ganz irrthümlich ein besonderes 
Recht, welches dem Kongress hierdurch gegeben worden wäre. 
Hamilton, die Bundespräsidenten Washington, Jeflferson und 
Monroe, der früher nicht dieser Meinung gewesen war, erblickten 
in den Worten „für die allgemeine Wohlfahrt zu sorgen" eine 
Ermächtigung, Geld auch zu andern Dingen zu verwenden, so- 
bald sie nur das Beste des Ganzen beträfen, zu sogenannten 
Innern Verbesserungen u. s. w. Madison leugnete dies und 

' Dazu kommt, doBH der Bericht, welchen der Äusachusa vom 31. August 
am 4. September erstattete, noch voa andern Bestimmungen handelt, die 
sieh im Bericht des DetailauaaciiuBseB vom 22. Al 
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glaubte, der Bund könne nur für die Zwecke GMd ausgeben, dk 
in der Verfassung einzebi aufgeführt wären. Gteschichtlidi ist 
seine Ansicht vielleicht begründeter; ob es sireokmassig yni, 
jenen Zusatz so zu deuten, wie jene Männer es thaten, ist eine 
andere Frage, welche die Praxis zu ihren Gunsten beantwcstek 
hat.i 

Ein späterer Paragraph bestimmte, dem abgeschlossenen Ver- 
gleiche gemäss, dass direkte Steuern nach der EinwohnerzaU, 
mit Einschluss von drei Fünfteln der Sklaven, umgelegt werden 
sollten. 

Bei dieser Gelegenheit versuchte Luther Martin das Verfah- 
ren, welches der New-Jersey-Plan für jede Gtelderhebung de» 
Kongresses verlangt hatte, wenigstens in Bezug auf die direkten 
Steuern zu retten. Zu diesen sollte nur in der dringendsten Noih 
gegriffen werden, sprach er, und dann würden die Staaten über 
die Art der Erhebung am besten urtheilen können. Ueber jenen 
Qrund war die Versammlung und die Folgezeit ungetheüt der- 

* Vgl. Story, Commentaries etc. II, 367 — 401, der freilich zu einem 
andern Ergebniss kommt. Madison's Au&eiohnungen hat er aUerdings 
noch nicht gekannt, als er sein Buch schrieb; allein auch sie sohliessen 
nicht jeden Zweifel aus. Es ist zwar wahrscheinlich, dass Sherman, ein 
Mitglied des Ausschusses, die Gelegenheit benutzt hat, um seinen früher 
verworfenen Antrag dennoch zur Geltung zu bringen; und es ist femer 
gewiss, dass seine politische Ueberzeugung den Sinn aussohliesst, welchen 
die spätere Zeit jenen Worten gegeben hat. Ausserdem muss hier bemerkt 
werden, dass der Vorschlag Franklins, der Kongress solle das Recht haben, 
ICanäle anzulegen, zwar von andern bedeutenden Persönlichkeiten, Wil- 
son, Madison, Bandolph, Mason, befürwortet, aber mit acht Stimmen 
gegen drei im Konvent verworfen worden ist; Sherman hatte auch da- 
gegen gesprochen; auch berief sich bei dieser Gelegenheit niemand, so viel 
wir wissen, auf jene Worte. Leider hat Madison bei seinen Aufzeichnungen 
nicht geahnt, welche Wichtigkeit dieser Gegenstand später erlangen 
würde, sonst hätte er wohl den Zweck, welchen Sherman bei seinem An- 
trage gehabt, genauer angegeben und vielleicht auch noch die Berathimg 
des Ausschusses vom letzten August, dem er selber angehörte, über diese 
Stelle hinzugefügt. Gerade dieser Umstand spricht aber auch für die von 
dem Sohne Hamiltons angegri£Fene Unparteilichkeit der Aufzeichnungen 
Madisons. 



selben Meinung ; in den ersten vierzig Jahren ist nur dreimal bei 
ausserordentlichen Zuständen von diesem Mittel Gebrauch ge- 
macht worden.' Aber für dergleichen Lagen war man nicht ge- 
neigt, den verurtheiiten Weg der Requisitionen vorzuachreiben, 
selbst nicht mit dem Zusätze des New-Jersey-Flanes, dass im 
Weigerungsfälle der Kongress Gesetze zu erlassen berechtigt sei, 
welche die Art der Erhebung festsetzen und die Erhebung selbst 
anordnen. Ohne Verhandlung wurde der Antrag erledigt, für 
welchen nur New Jersey stimmte; Maryland war getheilt, da 
Jenifer und Carroll sich zu den andern acht Staaten hielten.' 

Damit war jedoch der Geldpunkt noch nicht erledigt. Schon 
bei der zweiten Berathung des Virginia-Planes hatte sich Gene- 
ral Pinckney gelegentlich gegen eine Besteuerung der Ausfuhr 
von Seiten des Bundes verwahrt, und als der Detatlaussohuss 
gewählt worden war, gedachte jener Abgeordnete noch einmal 
dieses Punktes, indem er hinzufügte, wenn der Ausschuss den 
südlichen Staaten sowohl hiergegen als gegen eine Freilassung 
der Sklaven keine Sicherheit gewähre, so sehe er sich durch die 
Pflicht gegen sein engeres Vaterland genöthigt, wider die Vor- 
lage desselben zu stimmen. 

In dem Ausschuss aassen allerdings nur zwei Mitglieder des 
Südens, aus dem Norden drei ; aber die Ausfuhr wurde dennoch 
der Verfügung des Kongresses entzogen. 

Auf diesen Vorschlag legte Mason einen so hohen Werth, dass 
er die Entscheidung des Hauses so früh als möglich einholen 
wallte. Er gestand seine Eifersucht für die Erzeugnisse der 
Stapelstaaten, wie er die südlichen nannte, und sprach die Hoff- 
nung aus, die nördlichen Staaten würden jenen eine solche 



» 1798, 1813, 1816; s. Story II, 113. 

' Massachusetts ihubh nicht da gewesen sein, denn es wird weder von 
Madison noch im Prot-okoll des Konvents genannt; und doch war es bei 
der vorhergehenden und nachfolgenden Abstimmung zugegen. Solehe 
Fälle kommen oft vor; hin und wieder bemerkt Madiaon ausdrüokhoh die 
Abwesenheit. New Hampshire wird im Protokoll gleichfalls hier nicht Be- 
nannt, wohl aber von Madison. 
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Sicherheit nicht versagen, die ihnen eben so erwünscht sein 
müsste, wenn später dem Süden die Mehrheit im Kongress an- 
gehörte. Man verschob indess, um die Reihenfolge nicht zu 
stören, nach kurzer Verhandlung diese Angelegenheit, zu wel- 
cher man fünf Tage darauf gelangte. Die Vertheidigung der 
Vorlage beschränkte sich übrigens nicht auf den Süden; aus 
den andern Staaten erhoben sich ebenfalls hartnäckige E^mpen 
für die Annahme der Bestimmung, während von den südlichen 
Abgeordneten nur Madison die Zweckmässigkeit dieser Art der 
Besteuerung verfocht.^ Mit ihm verbanden sich besonders Penn- 
sylvanier: Fitzsimmons, Clymer, Wilson und am ei&igsten 6. 
Morris, obwohl ihr Staat, wie Wilson bemerkte, gerade das ent- 
gegengesetzte Interesse habe, da er die Erzeugnisse von Mary- 
land, New Jersey und Delaware ausführe und nach Eröffnung 
des Delawareflusses auch für New York ausführen werde. Die 
vereinigten Anstrengimgen dieser Männer blieben aber frucht- 
los. Nicht einmal unter gewissen Beschränkungen^ wollte die 
Gegenpartei dem Kongress ein solches Recht zugestehn. Sie 
stützte sich dabei nicht allein auf Gründe, die aus der Sache sel- 
ber genommen waren, sondern sie wusste noch anderes Geschütz 
herbeizuführen. Wolle man die Staaten zu blossen Korporatio- 
nen herabdrücken, dann müsse man dem Bunde Ein- und Aus- 
fuhrzölle überls/ssen, sagte Msuson; und Gerry sprach die Be- 
fürchtung aus, dass eine solche Befugniss gebraucht werden 
könne, um die Staaten zu zwingen, den Willen der allgemeinen 
Regierung zu erfüllen und ihr alle neuen Rechte, die sie verlange. 



^ Washington, dessen Abstimmung uns Madison meldet, ging auch in 
dieser Frage mit seinem Freund und Landsmann. 

* Clymer schlug vor, dem Kongress dieses Recht nur für Handels- 
anordnungen zu geben, nicht aber als Einkommenquelle, wobei freilich 
die nämliche Zweideutigkeit bestand, welche bei einer andern Gelegen- 
heit getadelt worden war. Madison und Wilson trugen darauf an, die 
Befugniss an die Bewilligung einer Mehrheit von zwei Dritteln in beiden 
Häusern des Kongresses zu knüpfen, indem sie eine solche Beschränkung 
für ein geringeres Uebel hielten, als ein gänzliches Verbot. 
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zu bewilligen. Der Ausgang war, dass die Vereammlang den 
Voraehlag des Fünferentwurfe mit sieben Stimmen gegen vier 
annahm. 
Da es in der Absicht des Konventes lag, dass der Bundes- 

bedarf für gewöhnlich durch indirekte Steuern aufgebracht 
würde, so hatte der Detailausschuss den Staaten untersagt, ein- 
geführte Waaren ohne Genehmigung des Kongresses mit einem 
ZoDe zu belasten. Dieses Verbot schützte zugleich die Staaten, 
welche keine eigenen Häfen besassen, gegen die längst von ihnen 
beklagte Beschatzung von Seiten ihrer Nachbarn. Jedoch damit 
wäre dasUebel nur zumTheil beseitigt worden; derTabackz.B., 
welchen Nord-Carolina durch Virginien ins Ausland schickte, 
war für diesen Staat eine QueUe des Einkommens. Da nahm 
aber die Versammlung in jenes Verbot auch die Ausfuhrzölle 
auf und fügte weiter hinzu, dass der Reinertrag beider Arten, 
wenn sie vom Kongresa einem Staate zugestanden würden, in 
den Bundesbundesschatz Siessen sollte.' 

Ein anderes Recht, welches dem Kongress ohne Verhandlung 
und ohne Widerspruch überlassen wurde, war die Leitung des 
Handels sowohl mit dem Auslande als unter den Staaten der 
Union und mi t, den Indianern. Verdankte doch der Konvent 
selber dem allgemein gefühlten Bedürfniss einer solchen Er- 
weiterung der Bundes befugnisse hauptsächlich das Dasein. 

Es gab aber ausserdem im Fünferentwurf Bestimmungen, die 
gleichfalls hierher gehören und über welche die Versammlung 
sich nicht so leicht einigte. Wie wir wissen, hatte Randolph 
schon irüher einmal die Absicht ausgesprochen, für Handels- 
angelegenheiten eine größere Mehrheit als die einfache zu ver- 



' Auf doB Drängen Maaons, der znm Beeten der fünf südliohon Staaten 
verlangte, daaa durch jenes Verbot Abgaben für die Beeichtigung und 
aichere Aufbewahrung der Erzeugnisse nicht ausgeachlossen würden, kam 
bei der letzten Durchsicht der Verfaasung noch ein solcher Vorbehalt hin- 
zu, nachdem ihn Mason auf die Bemerkungen Diokineons und anderer 
dahin abgeändert hatte, doas dergleichen Giesotze der Oberaufsicht des 
interliegen sollten. 
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langen, und er hatte es im Detailaussohuss, obwohl von den fünf 
Mitgliedern desselben drei aus dem Norden waren, dennoch 
durchzusetzen gewusst, dass zum Erlsuss eines Schifßahrtsgeset- 
zes zwei Drittel der Stimmen in beiden Häusern für nothwendig 
erklärt wurden. Es war nun die Frage, ob der Konvent gleich- 
falls bereit sein würde, dem Süden ein solches Zugeständniss zu 
machen. Femer untersagte zu Gunsten derselben Staaten ein 
Paragraph dem Kongress, auf die Einfuhr von Sklaven einen 
Zoll zu legen und die Einfuhr selbst zu verbieten; eine andere 
Bestimmung, welche die Berathung mit dieser in Verbindung 
brachte, verordnete dem früher abgeschlossenen Vergleiche ge- 
mäss, dass eine Kopfsteuer nicht anders als nach dem fest- 
gesetzten Census erhoben werden dürfte, wodurch zwei Fünftel 
der Sklaven von solcher Steuer ausgenommen wurden. 

An demselben Tage, an welchem die Ausfuhrzölle der Ver- 
fügung des Kongresses entzogen worden waren, kam noch der 
zweite dieser Paragraphen an die Reihe. Luther Martin schlug 
vor, denselben so zu ändern, dass ein Verbot oder eine Besteue- 
rung der Sklaveneinfuhr freistehe. Wilson, King und besonders 
Mason unterstützten die Bemühungen jenes Abgeordneten. Da 
fünf Sklaven, sagten sie, bei der Vertheilung der Repräsentanten 
auf die Staaten als drei freie Leute gerechnet und alle übrigen 
Einfuhrartikel mit einem Zolle belegt werden sollen, so muntere 
man diesen Handel auf und setze in der That eine Prämie auf 
denselben. Eine Steuerbefreiung der Art sei femer eine Ungleich- 
heit, welche dem Scharfsinn der nördlichen und mittlem Staaten 
in Handelsangelegenheiten nicht entgehn könne. Eine solche 
Einfuhr endlich schwäche den einen Theil der Union, welchen die 
andern Theile zu schützen verpflichtet seien. Msuson gedachte der 
Sklavenaufstände in Griechenland und Sizilien, der Befehle, 
welche Cromwell den nach Virginien abgeschickten Bevollmäch- 
tigten mitgegeben habe, die Neger zu bewaffnen, falls sich durch 
andere Mittel eine Unterwerfrmg nicht herbeiführen liesse. Das 
Uebel sei auch im letzten Kriege gefühlt worden. Schon ruft das 
Volk im Westen, fuhr er fort, nach Sklaven und wird das Land 



damit fallen, wenn Süd-Carolina und Georgien sie einführen 
dürfen. Sklaverei entmuthigt Manufakturen und Gewerbe, denn 
der Arme verachtet die Arbeit, welche von Sklaven verrichtet 
wird. Sie hindert femer die Auswanderung der Weissen, die 
doch gerade einen Staat reich und stark machen. Sie hat den 
allerschlimmsten Einfluaa auf die Sitten, denn jeder Sklaven- 
besitzer ist ein geborener kleiner Tyrann. Sie bringt endlich den 
Fluch des Himmels auf ein Land. Da die Nationen nicht in jener 
Welt belohnt oder bestraft werden können, so muss es in dieser 
geschehn. Durch eine unvermeidliche Kette von Ursachen und 
Wirkungen rächt die Vorsehung Nationalsünden durch natio- 
nale Unglücksfälle. 

Den hier ausgesprochenen Ansichten traten die Abgeordneten 
von Süd-Carolina und Georgien mit einem Eifer entgegen, als 
ob sie für Altar tmd Heerd stritten. Die Sklaveneinfuhr werde 
durch den in Rede stehenden Paragraphen nicht aufgemuntert; 
Aufstände seien nicht zu besorgen ; und sollten sie dennoch vor- 
kommen, erklärte Rutledge, so habe er nichts dawider, dass die 
andern Staaten von der Verpflichtung befreit würden, den süd- 
lichen HUfe zu gewähren. Religion und Humanität haben mit 
dieser Frage nichts zu thun; das Interesse sei das leitende Prin- 
zip der Nationen. Das Beispiel der ganzen Welt, Griechenland 
und Rom und andere Staaten des Alterthums, Frankreich, Eng- 
land, Holland und andere Reiche der Neuzeit rechtfertigen die 
Sklaverei. Immer sei die Hälfte der Menschen Sklaven. Wenn 
aber auch die Abgeordneten der beiden südlichsten Staaten die 
Verfassung unterzeichnen und in der Heimath ihren persön- 
lichen Einfluss anwenden wollten, um derselben die Zustim- 
mung ihrer Wähler zu verschaffen, so werde das doch nicht ge- 
schehn: Süd-Carolina und Georgien seien dann für die Union 
verloren. Sie werden keine Thoren sein, rief Rutledge, welcher 
in Bezug auf diese Angelegenheit am heftigsten und rückhalt- 
losesten sich aussprach, einen so wichtigen Punkt aufzugeben. 
Von selber werden sie das eher thun, meinte Ch. Pinckney, er 
iiir Beine Person werde auch dafür stimmen. Nur sei das nicht 
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bald zu erwarten, setzte General Pinckney hinzu, sondern ge- 
legentlich. 

Allerdings ging die Sache eigentlich nur diese beiden Staaten 
an; denn in den übrigen bestand die Sklaveneinfuhr theils über- 
haupt nicht, theils waren Einleitungen zur Abschaffung der- 
selben getroffen worden. Maryland und Virginien hatten sie aus- 
drücklich verboten, Nord-Carolina sie mit einem hohen Zolle 
belegt. Ellsworth und Sherman wünschten, dass der Konvent 
sich in diese Angelegenheit eben so wenig mische, als die Kon- 
föderationsartikel es gethan, die sittliche Rechtfertigung der 
Sklaverei den Staaten überlassend. Betrachte man die Sache 
vom Standpunkte der Moral, bemerkte der erste dieser beiden 
Männer, so müsse man auch die Sklaven frei machen, welche 
bereits im Lande wären; sonst würden die beiden südlichsten 
Staaten ungerecht behandelt, denn für ihre ungesunden Beis- 
sümpfe bedürften sie einer Einfuhr von aussen, während sich in 
Virginien und Maryland die Sklaven so vermehrten, dass es weni- 
ger koste, sie aufzuziehn als einzuführen. Wenn daher der Para- 
graph nicht angenommen werde, setzte General Pinckney hinzu, 
so gewinne Virginien, da es mehr Sklaven besitze, als es brauche, 
und dieselben im Preise steigen würden. Dagegen fand er es 
billig, dass man diese Art der Einfuhr gleichfalls mit einem Zolle 
belege. 

Q. Morris hatte sich auch in dieser Periode der Berathungen 
stark gegen die „schändliche Einrichtung*' ausgesprochen und 
auf den verschiedenen Anblick hingewiesen, welchen die einzel- 
nen Staaten darböten, je nachdem die Sklaverei in ihnen be- 
stände oder nicht. Aber er sah wohl, dass sich ein gänzliches 
Verbot nicht würde durchsetzen lassen. Da suchte er wenigstens 
seiner Gewohnheit nach von dieser Lage der Dinge für ein ihm 
näher liegendes Interesse Nutzen zu ziehn; er schlug daher vor, 
den Gegenstand der Berathung zusammen mit den Bestimmun- 
gen über die Ausfuhrzölle und das SchiSfahrtsgesetz an einen 
Ausschuss zu überweisen. „Diese Dinge, sprach er, können einen 
Handel zwischen dem Norden und Süden abgeben." Die Ver- 
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sammhiiig ging darauf ^n; nur die Ang^^enheit dw Ausfohr- 
zSIb beftrachtete sie als erledigt, dag^en fügte sie den Para- 
graphoi über die Kop&teuer hinzu. 

Letzterer wurde vom Ansschnss nicht geändert und aach vom 
Konv^it ohne T^^dorsprach angenomm^i.^ Was die beid^i an- 
dern Punkte betriffb, so wollten die Mitglied» der östlichen 
Staaten dea südlich^i wenigstens noch eine Weile d^i Sklaven- 
handd gestatten, wmin diese wiederum ihrerseits von ein» Be- 
schränkung bei Erlass eines SchiflTahrtsgesetzes abständen. 
Nach mner sehr kurzen Zeit, wie L. Martin, ein Mitglied des 
Ausschusses, erzählt, vereinigte sich eine grosse Mehrheit dahin, 
die Bestimmung in Betreff eines SchiSFahrtsgesetzes zu strei- 
chen; die Sklaveneinfnhr sollte der Kongress vor dem Jahre 
1800 nicht verbieten, wohl aber mit einer Abgabe belegen 
dürfen.* 

Am 25. August kam die Sklavenfrage vor die Versammlung. 
Sieben Staaten nahmen den Antrag des Ausschusses* an, New 
Jersey, Pennsylvanien, Delaware und Virginien verwarfen ihn. 
Der höchste Satz der Steuer ward auf zehn Dollars festgesetzt, 
und den Zeitpunkt, bis zu welchem ein Verbot unzulässig sein 
sollte, rückte man auf das Jahr 1808 hinaus. Zu weiterer Siche- 
rung solches Eigenthimis trat später noch die Bestimmung 
hinzu, dass flüchtige Sklaven ausgeliefert werden müssten. 

Am 29. August fand auch der andere Punkt seine Erledigung. 
Von einer Seite, woher es nicht zu erwarten war, von Ch. Pinck- 
ney wurde der Antrag gestellt, eine Mehrheit von zwei Dritteln 
für dieses Glesetz zu verlangen, durch welches der Handel mit 
fremden Nationen und unter den Staaten der Union geregelt 
werden sollte. Der Süden zeigte sich getheilter Meinung. Die 
übrigen Abgeordneten Süd-Carolinas traten nicht auf die Seite 
ihres Kollegen, General Pinckney erinnerte vielmehr ausdrück- 

^ Am 14. September kam der Zusatz „oder andere direkte Steuer** 
hinzu. 

* L. Martin bei Elliot I, 373. Madison's Papers m, 1451. Anmerk. 
Story m, 203. 
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lioh an den getrofiPenen Vergleich. Williamson und Spaight ans 
Nord-Carolina sprachen sich jener eher für, dieser gegen eine 
solche Mehrheit aus. Während Madison die Befürchtungen der 
südlichen Staaten, Vortheil und Nachtheil abwägend, ausführ- 
lich als unbegründet zurückwies, glaubte sein Landsmann Ma- 
son, die südlichen Staaten, welche die Minderheit im Kongress 
bildeten, würden sich ohne die Forderung einer grossem Mehr- 
heit in Handelsangelegenheiten den nördlichen an Händen und 
Füssen gebunden überliefern, so dass diese mit den Worten 
Gromwells ausrufen könnten : Der Herr hat sie in imsere Hände 
gegeben. Randolph endlich erklärte, dass die Verfassung schon 
Bestimmungen enthielte, die seinen Beitritt zweifelhafb mach- 
ten; die Ablehnung des gestellten Antrags würde die Verwerf- 
lichkeit des Systems vollenden. 

Der Norden war ungetheilt dem Verlangen Pinckneys ent- 
gegen. Der milde Gbrham konnte nicht umhin, auf die Drohun- 
gen des Südens eine bereits früher einmal gethane Aeusserung zu 
wiederholen, dass den Norden nur kommerzielle Beweggründe 
zur Union führten; er zeigte für den Fall der Annahme des ge- 
machten Vorschlags eine Trennung im Hintergrunde. Dennoch 
wollten Maryland, Virginien, Nord-Carolina imd Georgien den 
Antrag in Betracht ziehn; die übrigen sieben Staaten wiesen das 
aber zurück, und nun wurde die Streichung des Paragraphen im 
Entwürfe des Detailaussohusses ohne Widerspruch angenom- 
men. 

Während die auswärtigen Angelegenheiten, die einer einheit- 
lichen Leitung hauptsächlich bedürfen, gänzlich in die Hände 
der allgemeinen Regierung gelegt wurden, hütete sich der Kon- 
vent so sehr als möglich, die Einzelregierungen in ihrer innem 
Politik zu beschränken. Etwa die Rechts- und Unterriohts- 
verhältnisse dem Bund auch nur theilweis zu überlassen, davon 
war niemals die Rede. Der Kongress behielt die Sorge für glei- 
ches Mass und Gewicht; das Münzwesen kam vollständiger als 
firüher unter seine Gewalt: den Staaten wurde z. B. untersagt, 
Geld zu prägen, was sie bisher ebenfalls hatten thun dürfen. 
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Zu der hergebrachten Befugniss, Postämter zu errichten, trat 

ergänzend die Ermächtigung, Postatraasen anzulegen. Femer 
gab man dem Kongreas das Recht, in Bezug auf Naturalisation 
und Bankerutte Gesetze zu machen und Schriftstellern und Er- 
findern auf gewisse Zeit Patente zu ertheilen. Endlich die Ord- 
nung des inneren Handelsverkehrs ward auch, wie bereits er- 
wähnt worden, Sache des Bundes. 

Die gleiche Zurückhaltung beobachteten die Männer von 
Philadelphia gegenüber den Landesverfassungen. Zwar dazu 
war kein Grund vorhanden, den Bürgern zu Gunsten der Frei- 
heit ein niedrigstes Mass politischer Rechte zu gewährleisten; 
im Gegentheil, die Versuchung lag nahe von der besseren Ein- 
sicht, die in der neuen Bundeaurkunde sich aussprach, sogleich 
für weitere Kreise Gebrauch zu machen und einige allgemeine 
die Sache der Ordnung und Stätigkeit sichernde Vorschriften 
aufzustellen. Allein zu solchen Vorachlägen fehlte aelbat Hamil- 
tons kühnem Geiat die Entschloaaenheit. Der Konvent über- 
liesB es den einzelnen Staaten, ihre Verfassungen zu behalten 
oder zu ändern, und verlangte nur, dasa die republikanische 
Form nicht aufgegeben würde; ausserdem nahm er daa Verbot, 
den Adel zu ertheilen, welchea die Konföderationaartikel sowohl 
dem Bimd, ala seinen Theilen auferlegten, in die neue Verfassung 
auf. Ganz ohne Einflusa auf letztere blieben jedoch die Zustände 
der einzelnen Landschaften nicht. Denn um die Rechtsver- 
letzungen, deren die vergangenen Jahre nicht wenige gesehen 
hatten, für die Zukunft unmöglich zu machen, untersagte man 
den Staaten Papiergeld anzufertigen, etwas anderes als Gold 
und Silber zu einem Zahlungsmittel für Schulden zu erklären, 
Gesetze mit rückwirkender Kraft und solche zu erlassen, die 
vertragsmässig eingegangenen Verpflichtungen Eintrag thun. 
Vorsichtig belegte man auch sogenannte bilh of attainder mit 
dem nämlichen Banne. 

Die traurigen Ereignisse, deren Schauplatz vor kurzem Massa- 
chusetts gewesen war, verlangten ebenfaUa Berücksichtigung, 
damit die neue Regierung bei ähnlichen Auftritten nicht zu der- 
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selben verlegenen Stellung gezwungen würde, welche der alte 
Kongress hatte einnehmen müssen. Es war denn auch bei der 
zweiten Berathung des Virginia-Planes festgesetzt worden, dass 
der Bund die Staaten nicht allein gegen Angriffe von aussen, 
sondern auch gegen innere Oewaltthätigkeit zu schützen ver- 
pflichtet sei. Für letzteren Fall aber fügte der Detailausschuss 
als Bedingung das Ansuchen der Legislatur des gefährdeten 
Staates hinzu, und die Zahl derjenigen, die ohne dasselbe der 
allgemeinen Regierung ein Einschreiten gestatten wollten, war 
nur gering. Dagegen gab der Konvent nach einigem Wider- 
streben auch dem Haupte der vollziehenden Gewalt eines sol- 
chen Staates das Recht, die Hilfe des Bundes anzurufen, wenn 
die Legislatur nicht in Sitzung sei. 

Auch in Bezug auf die Bildung und Aufnahme neuer Staaten 
hatten die Konfoderationsartikel nichts festgesetzt. Als daher 
der Bund durch die bereits erwähnten Gebietsabtretungen von 
Virginien und New York und die in den Jahren 1784 und 1785 
nachfolgenden von Connecticut und Massachusetts Eigenthümer 
alles Landes zwischen dem Ohio und Missisippi geworden war : 
da hatte sich der Kongress genöthigt gesehn, die Gränzen seiner 
Vollmacht zu überschreiten, den erworbenen Besitz in besondere 
Staaten zu theilen und die Bedingimgen vorzuschreiben, unter 
welchen sie selbstständige Glieder der Union werden sollten, in- 
zwischen aber für ihre Regierung zu sorgen.^ 

An die Abstellung dieses Mangels hatten schon die Urheber 
des Virginia-Planes gedacht und für den Kongress das Recht 
verlangt, neue Staaten in den Bund aufzunehmen. Diesem, vom 
Konvent zum Beschluss erhobenen Vorschlage fügte der Detail- 
ausschuss die Bestimmungen hinzu, dsuss in solchen Fällen eine 
Mehrheit von zwei Dritteln erforderlich sei, und dsuss der Kon- 
gress in Bezug auf die bestehende Staatsschuld Bedingungen 
festsetzen könne. Die Versammlung verwarf aber die beiden 
Zusätze und stand also von allen Beschränkungen ab. 

^ Madison im Föderalist N. 38. Pitkin U, 210ff. Story m, 187 ff. 
Die Kongressakte ist vom 13. Juli 1787. 
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So leicht man sich über die allgemeine Vorschrift geeinigt 
hatte, so bereiteten doch auch hier besondere Verhältnisse noch 
Schwierigkeiten und entzündeten den Streit zwischen den 
grossen und kleinen Staaten aufs neue. Was nämlich die Kron- 
ländereien betrifft, welche sich zwischen den alten Landschaften 
tmd dem Missisippi vom linken Ufer des Ohio bis nach Louisiana 
und Florida hinzogen, so hatte nur Süd-Carolina grade in dem 
Monat, in welchem der Konvent diese Frage behandelte, das 
Gebiet an den Bund abgetreten, auf das es ein Recht zu be- 
sitzen glaubte, Georgien dagegen war zu einem solchen Schritte 
noch nicht zu bewegen gewesen, und Virginien und Nord- 
Carolina behaupteten ihre Herrschaft, jenes über Kentucky, 
dieses über Frankland, welches jetzt Tennessee heisst. Ausser- 
dem kam noch Neu-England in Betracht, wo die Provinz Maine, 
zu Massachusetts gehörig, aber durch New Hampshire davon 
getrennt, einen eigenen Staat zu bilden wünschte und Vermont, 
auf welches New Hampshire und New York Ansprüche machten, 
für seine Selbständigkeit sogar die Zusage des Kongreaaea be- 
sass.' In Berücksichtigung dieser Verhältnisse hatte der Detail- 
auaachuBS vorgeschlagen, dass zur Aufiiahme eines Staates, der 
im Gebiet eines alten entsteht, auch die Einwilligung der Ivegis- 
latur des letzteren erforderlich sei. Luther Martin eiferte gegen 
diese Bestimmung, und fünf Staaten verwarfen aie, dieselben, 
welche früher die gleiche Vertretung verlangt hatten, nur daaa 
an die Stelle des abwesenden New York New Hampshire ge- 
treten war. Sie blieben zwar auf diese Weise in der Minderheit, 
aber aie ergaben sich noch nicht, sondern sie setzten den Kampf 
fort, und in der nächstfolgenden Sitzung erhob sich Carroll gegen 
den Beschluss des vorigen Tages. Er sehe wohl, sprach er, daaa 
dadurch innem Zwistigkeiten vorgebeugt werden solle; Mary- 
lande Ansicht in Bezug auf die Kronländereien sei aber von der 
Art, dass die Versammlung wieder auf die hohe See zurückge- 



t Msdifion'a Papers UI, 145Sfr. L. Martin bei Elliot I, 383. Pitkin n, 
211. 314. 
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worfen werde, wenn sie die Ansprüche des Bundes auf dieselben 
nicht sichere. CarroU rieth, den Vorbehalt hinzuzufügen, dass 
nichts in der Verfassung die Rechte der Vereinigten Staaten auf 
das Gebiet, welches England im Frieden abgetreten hatte, be- 
einträchtigen solle; er schlug vor, diese Angelegenheit an einen 
grossen Ausschuss zu verweisen. Es sei vor allem wünschens- 
werth, fügte er hinzu, dass der Konvent die Verfassung ein- 
stimmig annehme; wenn aber dieser Punkt unberücksichtigt 
bleibe, so werde eine beträchtliche Minderheit eher alles auf's 
Spiel setzen, als ihre Zustimmung geben. Allein nur New Jersey, 
Delaware und Maryland erklärten sich für den Antrag, wie sie 
vormals wegen der Eronländereien mit der Unterzeichnung der 
Konföderationsartikel am längsten gezögert, nachher am hart- 
näckigsten an der gleichen Vertretung festgehalten hatten. 

Nun nahm L. Martin die Sache wieder auf. Der Mann, welcher 
sonst so unbeugsam an den sogenannten Staatenrechten fest- 
hielt, dem jede neue Erweiterung der Bundesbefugnisse tief in 
die Seele schnitt, stellte jetzt den Antrag, dass der Kongress das 
Recht erhalten solle, neue Staaten auch innerhalb des Grebietes 
zu bilden, auf welches einzelne Staaten Anspruch machten; 
hinzugesetzt war der hier nicht so wohl sich anfügende Vorbe- 
halt Carrolls. Wenn G. Morris in der vorhergehenden Sitzung 
mit einer Trennung gedroht hatte für den Fall, dass die grossen 
Staaten ohne ihre Einwilligimg getheilt werden sollten, so stellte 
Martin die nämliche Folge in Aussicht, sobald die kleinen Staa- 
ten jenen ihr Gebiet gewährleisten müssten. Mit denselben acht 
Stimmen ward aber der Antrag verworfen und die um Vermonts 
willen leicht geänderte Fassung von G. Morris angenommen. 

Zugleich forderte man noch zur Sicherung der kleinen Bun- 
desglieder für eine Vereinigung von zwei oder mehreren Staaten 
oder Theilen derselben gleichfalls die vorgängige Einwilligung 
der betrefiTenden Staaten und des Kongresses. 

Noch einmal kam Carroll auf seinen Vorbehalt zurück. Ma- 
dison, welcher eigentlich dagegen war, bemerkte nun, dass dann 
wenigstens von den Ansprüchen einzelner Staaten dasselbe ge- 



aagt werden müsse. Cairoll ging darauf ein, und G. MorriB ver- 
band diesen Zusatz mit einem neuen wichtigen Antrage: ,J)er 
Kongreas soll die Befugniss haben, über das Territorium oder 
anderes Eigenthum, welches den Vereinigten Staaten gehört, 
zu verfügen und rücksichtlich desselben alle nothwendigen An- 
ordnungen und Einrichtungen zu treffen." Mit zehn Stimmen 
gegen eine wurde dieser Antrag angenommen; er entsprach 
einem der Vorschläge, die von Madison am 18, August dem 
Konvent überreicht worden wai^n; er ist zugleich eine wesent- 
liche Ergänzung des vorigen Beschlusses über die Auinahme 
neuer Staaten imd gibt der Bundeslegislatur ausdrücklich das 
Recht, welches sich der alte Kongress hatte nehmen müssen, 
für die Regierung der sogenannten Territorien zu sorgen, bis 
solche Gebiete selbstatändig werden.* 

So wurden die verschiedenen Thätigkeiten des staatlichen 
Lebens an die allgemeine und die besonderen Legislaturen ver- 
theilt. Ausserdem erhielt der Kongress allein und ausachliesshch 
das Recht der Gesetzgebung sowohl in einem durch Abtretung 
einzelner Staaten erworbenen und nicht über zehn englische 
Quadratmeilen grossen B^irk, in welchem die Bundesgewalten 
ihren Sitz aufschlagen sollten, als in allen den Plätzen, welche 
mit Zustimmung der betheiligten Legislaturen zur Errichtung 
von Festungen, Magazinen, Zeughäusern, Schiffs werften und 
dergleichen gekauft werden würden. 

Der alte Bund krankte, wie wir gesehen haben, vorzugsweise 
daran, dass er seine Anordnungen vielfach nicht zur Ausfühnmg 
bringen konnte; daher war es natürlich, dass die Männer von 
Philadelphia allen ihren Scharfsinn aufboten und zu jedem Mit- 
tel griffen, um ein solches Uebel zu beseitigen. Den stärksten 

* Maryland verlangte noch den Zusatz, dasa die Ansprüche von dem 
Bundesobergericht geprüft und entsohieden werden sollten, obwohl sich 
das von selbst verstand, da alle Prozesse vor dasselbe geborten, bei denen 
die Vereinigten Staaten eine Partei wären. Weil dies nicht angenommen 
wurde, stimmte Maryland — und zwar allein — gegen den Antrag von 
G. Morris. 
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Damm gegen die Wiederkehr des früheren Zustandes der 
Schwäche bildete freilich die neue Einrichtimg der allgemeinen 
Begienmg. Aber es wurden noch einige besondere Vorsichts- 
massregeln getroffen. Erstens ermächtigte man nämlich den 
Kongress noch ausdrücklich, alle Gesetze zu machen, welche zur 
Ausübung seiner verfassungsmässigen Rechte nothwendig sind. 
Diese Stelle, welche von den Gegnern nachmals mit grosser 
Heftigkeit angegriffen worden ist, hatte der Konvent ohne Wi- 
derspruch und fast ohne Verhandlimg angenommen. Femer 
setzte man fest, dass nicht nur die Mitglieder des Kongresses 
und die .Beamten und Richter des Bundes, sondern auch die 
entsprechenden Männer der Einzelstaaten, eidlich verpflichtet 
werden sollen, die Verfassung aufrecht zu halten. Endlich er- 
klärte man diese selbst und alle kraft ihrer gemachten Erlasse 
für das höchste Gresetz des Landes, an welches die Richter der 
Staaten gebunden wären, auch wenn sich in der Verfassung und 
den Gesetzen derselben entgegenstehende Bestimmungen be- 
fanden. Anfanglich, wissen wir, hatte man dem Kongress gegen 
solche Gesetze der Einzelstaaten, welche denen des Bundes 
widersprächen, ein unbedingtes Veto gegeben. Bei der zweiten 
Berathung des Virginia-Planes sprach auch G. Morris wider 
diesen abschreckenden und zugleich unnöthigen Beschluss, denn 
die Richter würden solche Gesetze für nichtig erklären. Obwohl 
Madison die Vertheidigimg jenes Rechtes übernahm, so ward es 
doch von einer grossen Mehrheit verworfen, und an die Stelle 
traten die angeführten Worte, die Luther dem New Jersey- 
Plan entlehnt hatte. Sie wurden auch später nicht geändert, 
obgleich Oh. Pinckney noch einen Versuch machte, durch die 
Forderung einer Mehrheit von zwei Dritteln die Zustimmung 
des Konventes für ein solches Veto zu erlangen. 

Als Madison gegen das Ende eines langen und erfahrungs- 
reichen Lebens von diesem Vorschlage berichtete, welchem er 
zugethan gewesen, fügte er hinzu, dass die Versammlung mit 
Recht davon abgegangen sei.^ 

^ Madison's Papers 11, 716. 



ktiitifii^ waren wir «He gute w^wciir Wlijgs» flnm fteJm G^wmd- 
Miaen lind ihrer ISfaMirht gegen die Tdhiei«pdeGewm^ 



Die ErUmmg, in poütJarficn Dingen der wiifauBsle Lehr- 
meister, hatte zwar dem Tentindigeren TheSe der Nation ge- 
zeigt, daas die geringfagige SteDinig, weldie die GkNiTemevre 
mid Fkaaidenten in ihren Staaten inne hatten, dem affiatitlklien 
Wfrfile keineswegs zntn^idi so. Aber mit der Brkenntniss des 
Ud)ds ist nicht inmier das Hdbnittd gegeben. Ciar mandier 
gestAtc^me Zögern die Wahifattt des aBgMiHMn«! Satzes m und 
wird ängstlidi nnd bediHikfidi, weaan et ihn in die Wirkh Ab»t 
hinübafnhien soIL 

Die Schwieri^öt^i, auf wddie die BiMung ^n» ausreichen- 
den YcXWÄehesnäesn Gewalt schon in ein£BM^«i Republiken zu 
stoss^i pflegt, vermehrte die zusammengesetzte Natur d» Buu- 
desva-hältnisse. Wahrend der Konvent im ganz«i mit einer 
gewissen Leichtigk^ und Sidierii^ die Bildung der gesetz- 
gebenden Gewalt und ihren Geschäftsgang bestimmte, wurde der 
Abschnitt über die voüzieh«ide Gewalt erst in den letzten vier- 
zehn Tagen vollendet: so sehr gingen die Ansichten aus ein- 
ander. 

Wie oft erhob Madison seine Stimme g^^ die Allmacht der 
Legislaturen, wie überzeugt war er von der Verderblichkeit des 
Zustandes der Schwäche, zu welchem sich die meisten Gouver- 
neure verurtheilt sahen! Aber wir wissen, dass er wenige Wochen 
vor der festgesetzten Eröfihung der Berathungen seinen ver- 
trauten Freunden in Bezug auf diesen Theil der Verfassung 
keine Vorschläge zu machen wagte. Die nämliche Scheu finden 
wir anfangs im Konvent. Als Wilson und Pinckney verlangt 

1 1, 69. 
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hatten, dass an die Spitze der ausübenden Macht ein einziger 
Mann gestellt werde, da nahm zuerst niemand das Wort, weder 
für noch gegen den Antrag; eine beträchtliche Pause trat ein, 
und der Vorsitzende fragte schon, ob er zur Abstimmung schrei- 
ten sollte, als Franklin den Wunsch aussprach, man möge doch 
zuvor über einen so wichtigen Gegenstand seine Meinung sagen. 

Im ersten Stadium der Berathungen war eigentlich nur dieser 
Punkt erledigt worden. Manche Abgeordnete hatten damals 
ihren Sitz in der Versammhing noch nicht eingenommen, andre 
waren mit den gefassten Beschlüssen nicht zufrieden, ein dritter 
Theil änderte mit der Zeit seine Ansichten; und wie sich über- 
haupt bei der zweiten Lesung eine grössere Reife und Vielseitig- 
keit der Betrachtung zeigt, so tragen besonders die Verhand- 
lungen über den zweiten Abschnitt der Verfassung diesen Cha- 
rakter. 

Im allgemeinen war man darüber einverstanden, dass die 
vollziehende Gewalt von der gesetzgebenden getrennt und von 
ihr unabhängig sein müsse. Zurückschreckend vor der Wahl 
durch das Volk und dem Kongress dieselbe zutheilend, wollte 
man jene Unabhängigkeit durch das Verbot der wiederholten 
Erwählung eines und desselben Mannes sichern. Wilson dagegen 
hatte gleich anfangs, wenn auch mit Zögern, weil er fürchtete, 
man werde seinen Vorschlag ins Reich der Träume verweisen, 
für die Wahl durch das Volk sich ausgesprochen. Dieselbe For- 
derung that Hamilton in seiner berühmten Rede vom 18. Juni. 
Seine Stelle nahm bei der zweiten Berathung dieser Frage 
G. Morris ein, welchem die glückliche Erledigimg dieses Theiles 
der Verfassung hauptsächlich zugeschrieben werden muss. Ne- 
ben ihn und Wilson trat dann auch Madison. Es ist möglich, 
dass er anfangs einem Direktorium geneigt gewesen war, wie 
seine Landsleute Mason und Randolph,^ aber bei der Abstim- 
mung hatte er mit Washington für die Einheit sich erklärt. 
Ueber die Wahlart hatte er damals das Wort nicht ergriffen. 



^ So wild behauptet in Life of Hamilton n, 471. 



Gewi^ Ist, dasB er nim mh Entscfaledenbcät davoQ &bm&hiit», 
die Emetiuang dem Kongress xa geben. 

Als die Einheit der volkieheudea G«walt am 17. Juli wieder- 
um und ohne WidOTS|HTich angenommen worden wai. da trug 
G. MiKris dATäuf an, den Präsidenten von den Bürgern der Ver- 
einigten Sta&t^i wählen ru lassen. Es waren besonders zwei 
Gründe, die Um und Wüscm dszn bewogen. Erstens waren beide 
Männer einerseha nicht der Meinnng, dass man dem Kongress 
in aUem Beziehungen vertrauen dürfe; sie glaubten vielmehr, 
dass auch gesetzgebende Versammlungedi die Gr&nzen ihrer 
Macht überschreiten und äne verfassungswidr^ Herrschaft 
einführen können. Andr^^ts theilten sie nicht die übermisaige 
Eifersucht vieler MitgUeder gegen die vollziehende Gewalt, son- 
dern erblickten auch in dieser einen Hort der Int«resaen und 
Rechte des Volks. Wenn man aber den früheren Beschhiss auf- 
recht hält, sagten sie, dann macht man den Präsidenten zu ab> 
hängig vom Kot^ress und zu einem blossen Diener desselben. 
Zweitens wollten sie die Umtriebe, die Parteikimstgrilfe ver- 
hüten, welche, wie sie voraussahen, bei der alten Wahlart im 
Kongress eine grosse Rolle spielen würden. Emeimungen durch 
zahlreiche Körperschaften, sprach Morris, seien immer schlech- 
ter als Ernennungen durch einzelne verantwortliche Personen 
oder durch das ganze Volk. Letzteres werde nie verfehlen für 
einen Mann von ausgezeichnetem Charakter oder Verdiensten 
zu stimmen, für einen Mann von allgemeinem Kufe, Schwierig- 
keiten seien freilich mit einer solchen Wahlart verbimdon, alxsr 
sie werden sich überwinden lassen, wie sie in New York und 
Connecticut in derselben Sache überwunden worden. 

Die übrigen Redner vertheidigten den alten Beschlues. Sifl 
stützten sich olle darauf, dass dos Volk von den geeigneten Per- 
sönlichkeiten nicht genug unterrichtet sein und daher wenigen 
rührigen Demagogen in die Hände fallen würde. Es hlesse, 
meinte man, dem Blinden die Prüfung von Earben übertragen 
öder dem Zufalle des Looses vertrauen. Man vergasa nicht der 
unruhigen Auftritte zu gedenken, die eine solche Handlung be- 
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gleiten könnten. Nicht wenig endlieh schreckte die Befürchtung 
viele zurück, das Volk werde für einen Bürger seines engem 
Vaterlandes stimmen mid deshalb entweder keine Mehrheit zu 
Stande kommen oder der Sieg den grössten Staaten zufallen. 
Umgekehrt glaubte man sich vom Kongress eine gute WaM ver- 
sprechen zu dürfen, da ja vor allem ihm daran gelegen sein müsse 
seine Anordnungen gut ausgeführt zu sehn; und was die Un- 
abhängigkeit des Präsidenten betrifiPb, so hielt man sie durch das 
Verbot wiederholter Erwählimg eines und desselben Mannes für 
ausreichend gesichert. 

Jene beiden Anwälte der Volks wähl blieben auf die gemachten 
Einwürfe die Antwort nicht schuldig. Von dem, was in dem 
legislativen Konklave vorgehe, sagten sie, werde das Volk nicht 
unterrichtet sein, wohl aber von den grossen und vortrefiflichen 
Männern, die seine Achtung und sein Vertrauen sich erworben 
haben. Dass es wenigen Demagogen in die Hände falle, sei nicht 
zu befürchten; in einem kleinen Bezirke könne so etwas ge- 
schehn, nicht aber in dem ganzen Gebiete der Union. Bei der 
Wahl eines Gouverneurs von New York haben wohl die Thätig- 
keit und die Wahlumtriebe weniger Parteigänger in einzelnen 
Ortschafben Erfolg, aber die allgemeine Stimme des Staates 
werde durch solche Künste nicht gefälscht. 

Eben so wenig seien Unruhen zu befürchten. Das Beispiel von 
Polen- lasse sich auf Amerika gar nicht anwenden; denn die Ad- 
ligen jenes Landes haben Hilfsmittel und Anhänger gehabt» 
welche sie in den Stand setzten, bewaffiiet zu erscheinen und 
sowohl die Bepublik als einander zu bedrohen; die Wähler seien 
ausserdem alle an einer Stätte zusammengekommen. Mit weit 
grösserem Rechte könne der Kongress in Bezug auf die Wahl 
mit dem polnischen Reichstage verglichen werden, und die Be- 
stechung, die Umtriebe, welche sich hier gezeigt hätten, würden 
bald auch dorthin ihren Weg finden. 

Man habe gesagt, wenn das Volk den Präsidenten ernennen 
solle, so werde keine absolute Stimmenmehrheit zu Stande kom- 
men; allein das sei ja gar kein nothwendiges Erfordemiss. Wolle 



man aber andi dem Emwande seine ganie Stärke xogostdin» so 
l»ete die TeAaeang Tcm Massachuaette m» Abliilfe, iro die 
TjandesvorsanunhiDg in scdchoi FäUtti die leiste Entscheidnng 
habe. 

Was endlkdi Y^faindimgui der irdkreichatai Staaten in Gnn- 
sten eines Mannes ans ihrer Ifitte betreffe» so sei «ne scdohe weit 
dier möglidi nnter deaa. V er tretern dies»' Staaten im Kongress, 

Allein nnr Pennsj^vanien arklarte sich fnr d«i Antrag Ton 
6. Morris; der darauf in Vcurschlag gebrachten Wahl durch 
Wahhnanner, widdie die Staat^egislatnren «mannt hätten» 
traten nnr Delaware nnd Maryland bei . Das Verbot wiederiiotter 
Erwähhnig eines nnd desselben Mannes ward ausgehoben ; sechs 
Staaten stimmten für die Streichung» und zwei andere hielten 
nur deshalb am alten Beschlüsse fest, weil dem Kongress die 
Wahl des Präsidenten geblieben war und dadurch seine Unab- 
hängigkeit in Gefahr käme.^ Auch das noch unvertretene New 
Hampshire würde bei der Mehrheit gewesen sein.* 

Um diese Unabhängigkeit zu retten, stellte Dr. MoClurg aus 
Virginien den Antrag den Präsidenten auf gut Betragen zu er- 
nennen. 6. Morris sprach seine grosse Zufriedenheit über den 
Vorschlag aus, der zu einer guten Verfassung fuhren werde ; die 
Wahlart sei ihm dann gleichgUtig. Andere hielten einen solchen 
Sehritt wenigstens dann für nothwendig, wenn die Wahl dem 
Kongress bliebe, oder sie wollten durch eine solche unange- 
nehme Bestimmung die Anhänger dieser Wahlart bewegen sie 
aufzugeben. Daher geschah es, dass der gestellte Antrag zwar 
fiel, aber doch vier Staaten sich für ihn erklärten, nämlich 
Pennsylvanien und Virginien, New Jersey und Delaware. 

Als die Versammlung zwei Tage später aufs neue darüber 
berieth, ob die Würde des Präsidenten von einem und demselben 
Manne nur einmal sollte bekleidet werden können : da versuchte 
6. Morris durch eine längere Auseinandersetzung und umfas- 



^ Vgl. die Abstimmung am 19. Juli. 
' Vgl. die Abstimmung vom 26. Juli. 
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sondere Betrachtung seinen Ansichten mehr Eingang zu ver- 
schaffen. „Es ist nothwendig, sprach er, alles, was sich auf die 
Bildimg der vollziehenden Gewalt bezieht, auf einmal in Er- 
wägimg zu ziehn, da von der glücklichen Erledigung dieses 
Abschnittes die Wirksamkeit und Nützlichkeit der Union in der 
Gegenwart und in der Zukimft abhängen muss. Es ist ein Grund- 
satz der wissenschaftlichen Politik gewesen, dass eine republi- 
kanische Verfassung für ein grosses Land sich nicht eignet, weil 
die Energie der vollziehenden Gewalt die entferntesten Theile 
nicht erreichen kann. Unser Land ist ein ausgedehntes. Wir 
müssen also den Segnungen der Union entweder entsagen oder 
die ausübende Gewalt mit hinreichender Macht bekleiden. Der 
Gegenstand sei so wichtig, dass er hoffe, man werde ihm eine 
längere Betrachtimg gestatten. 

Es ist ein Hauptzweck der vollziehenden Gewalt die gesetz- 
gebende in ihren Schranken zu halten. Diese wird fortwährend 
suchen ihre Macht zu erhöhn und sich permanent zu machen; 
sie wird jene kritischen Augenblicke dazu benutzen, welche 
durch Krieg oder innere Unruhen entstanden sind. Der Präsi- 
dent muss also der Wächter des Volkes, selbst der niedem Klas- 
sen, gegen Tyrannei der Legislatur, gegen die Vornehmen und 
Reichen sein, die im Laufe der Zeit nothwendig den gesetz- 
gebenden Körper bilden werden. Der Beichthum strebt dahin 
die Seele zu verführen, ihre Liebe zur Macht zu nähren und sie 
zur Unterdrückung zu reizen. Die Greschichte beweist, dass dies 
der Geist der Begüterten ist. Die Schranke, welche durch den 
Senat errichtet worden, ist keine Schranke gegen Machterwei- 
terung der Legislatur, sondern gegen den Missbrauch verfaa- 
sungsmässiger Rechte, gegen die Sucht des andern Hauses zu 
viel Gesetze zu geben, in Papiergeldspläne und ähnliche Aus- 
kunftsmittel zu rennen. Die vollziehende Gewalt muss daher so 
gebildet werden, dass sie die grosse Beschützerin der Masse des 
Volks ist. Sie hat die Pflicht sowohl die Verwaltungsbeamten als 
die Richter des Bundes zu ernennen und seine Streitkräfte zu 
befehligen. Wer wird am besten darüber urtheilen können, ob 
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diese Ernennungen gut gewesen ? Das ganze Volk, welches die 
Wirkungen davon erfahrt. Ferner wer kann so gut über die Art 
der Erfüllung der militärischen Pflichten zum Schutz und zur 
Sicherheit des Volks urtheilen als das Volk selbst, welches ge- 
schützt und gesichert werden soll ? — Man will den Präsidenten 
nur einmal sein Amt bekleiden lassen. Was für Folgen wird eine 
solche Bestimmung haben ? Erstlich wird sie den grossen An- 
trieb zur Erwerbung der öflfentlichen Achtung vernichten, in- 
dem sie die Hoffnung nimmt, durch eine zweite Wahl belohnt 
zu werden. Sie kann einer der stärksten Leidenschaften in der 
menschlichen Brust eine gefahrliche Richtung geben. Die Liebe 
zum Ruhm ist die grosse Triebfeder edler und ausgezeichneter 
Thaten. Schliesst den bürgerlichen Weg zum Ruhm, und der 
Präsident wird vielleicht genöthigt ihn mit dem Schwerte zu 
erstreben. Zweitens wird er versucht werden, den grössten Theil 
der kurzen Zeit, die ihn! zugestanden ist, darauf zu verwenden, 
Reichthümer zu sammeln und für seine Freunde zu sorgen. 
Drittens wird diese Bestimmung, welche grade die Dauerhaftig- 
keit der Verfassung zum Zweck hat, Verletzungen derselben 
verursachen. In Zeiten drängender Gefahr werden die erprobten 
Fähigkeiten und der bewährte Charakter eines Lieblingspräsi- 
denten über die Achtung vor den Formen der Verfassung sie- 
gen. — Das Haupt der ausübenden Gewalt soll endlich auch 
anklagbar sein. Das ist ein gefahrlicher Theil des Planes. Der 
Präsident wird dadurch in solcher Abhängigkeit gehalten wer- 
den, dass er keine Schranke gegen die Legislatur, kein fester 
Wächter des Volks und des Staatswohles sein wird. Das Werk- 
zeug einer Partei, eines leitenden Demagogen im Kongress wird 
er sein. 

Das waren, wie Morris die Sachen ansah, die Fehler der Orga- 
nisation, welche der Versammlung vorlag. Er selbst rieth nun 
den Präsidenten als Wächter der Rechte des Volks von diesem 
ernennen zu lassen und zwar, damit er wieder gewählt werden 
könne, nur auf kurze Zeit, etwa auf zwei Jahre. Diese Amts- 
dauer, meinte Morris, sei nicht zu kurz, da der Präsident wohl 
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in seiner Stellung verbleiben werde, so lange er dieselbe gut aus- 
fülle. Damit er endlich eine Schranke gegen den Kongress sei, 
solle er der öffentlichen Anklage nicht unterliegen; Gefahr sei 
dabei nicht zu besorgen, da ja die Minister, ohne deren Mit- 
wirkung er nichts wichtiges thun könnte, verantwortlich sein 
würden. 

Die andern Bedner mit Ausnahme Bandolphs unterstützten 
Morris wenigstens so weit, dass sie eine Aenderung der Wahlart 
verlangten. Wilson war zufirieden, wenn das Volk wähle, sei es 
mittelbar oder unmittelbar. King und Madison erklärten sich 
für das letztere. Patterson wollte die Ernennung der Wahl- 
männer den Einzelstaaten in der Weise geben, dass auf die 
kleinsten ein Wahlmann käme, drei auf die grössten. Der dem 
demokratischen Theile des Hauses angehörige Gerry.war der 
unmittelbaren Wahl durch das Volk entschieden abgeneigt, da 
dieses hierzu nicht die nöthige Kenntniss besässe und von weni- 
gen Demagogen missleitet werden würde; er schlug vor die 
Wahlmänner von den Gk)uvemeuren der Einzelstaaten ernennen 
zu lassen. 

So viel war klar, viele Mitglieder der Versammlung hingen an 
der Wahl durch den Kongress weniger aus Ueberzeugung von 
ihrer Vortrefflichkeit, als weil sie keine bessere wussten und von 
den gemachten Vorschlägen noch nicht befriedigt waren. Man 
kann weiter sagen, es hatte sich schon herausgestellt, dass die 
grosse Mehrheit widerstrebte, dem Volk unmittelbar die Er- 
nennung des Präsidenten zu geben. Ein Hauptgrund für diese 
Abneigimg war die Eifersucht der kleinen Staaten, welche fürch- 
teten, dass die grossen dann immer den Sieg davon tragen 
würden. So blieb nur die mittelbare Wahl übrig; und da (Jerrys 
Vorschlag von niemandem befürwortet wurde, so konnte es sich 
nur darum handeln, ob man die Ernennung der Wahlmänner 
dem Volke selbst oder den Staatenlegisläturen anvertrauen 
wolle. Letzteres schlug EUsworth vor, nachdem die Versamm- 
lung den Beschluss gefasst, diesen Theil des Planes ganz und gar 
noch einmal in Erwägimg zu ziehen. Sechs Staaten erklärten 
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sich zunächst für die mittelbare Wahl.^ Darauf wurde die Er- 
nennung der Wahhnänner mit acht Stimmen den Legislaturen 
gegeben, das Verbot wiederholter Erwählung einer und der- 
selben Person aufgehoben, und die Amtsdauer des Präsidenten 
auf sechs Jahre festgesetzt.^ Femer sollten die Wahlmänner 
weder Kongressmitglieder noch Beamte des Bundes sein und 
auch nicht selber gewählt werden dürfen. Was ihre Zahl betrifiFb, 
so standen sich zwei Vorschläge gegenüber. In dem Antrage von 
Ellsworth kam auf jeden Staat unter 200,000 Einwohner ein 
Wahlmann, zwei auf jeden Staat unter 300,000 Seelen, drei auf 
die übrigen ; eine die kleinen Staaten begünstigende Vertheilimg, 
da sie den grossen allmählich näher rücken, diese sich von ihnen 
nicht entfernen konnten. Gerry dagegen gab den kleinsten Staa- 
ten einen, den mittlem zwei, den grössten drei Wahlmänner, 
ein Verhältniss, welches die Anhänger der ungldchen Vertretung 
früher einmal auf den Senat hatten anwenden wollen und welches 
Patterson den Tag vorher angerathen. Mit der in solchen Punk- 
ten hergebrachten Mehrheit von sechs Stimmen gegen Connec- 
ticut, New Jersey, Delaware und Maryland entschied die vor- 
läufige Frage, dass von den genannten Anträgen der zweite in 
Betracht gezogen werden solle. Dann folgten, wie früher bei der 
Vertheilung der Repräsentanten, vergebliche Versuche zu einer 
Aendenmg der einzelnen Sätze. Zuletzt nahm die Versammlung 
Gerrys Vorschlag mit der nämlichen Stimmenzahl an: Con- 
necticut war wieder zur Mehrheit gegangen, aber Georgien auf 
die andere Seite getreten, weil ihm nicht noch ein Wahlmann 
zu seinem einen hinzugefügt worden war. 

Darauf gelangte die Versammlung zu dem Beschlüsse, wo- 
nach der Präsident sollte abgesetzt werden können, wenn er des 
Unterschleifs oder der Pflichtvergessenheit überwiesen wäre. 
Wie Morris darüber dachte, wissen wir ; aber auch Pinckney und 



^ Massachusetts war getheilt, die drei südliohen Staaten stimmten da- 
gegen. 

' Gegen die Aufhebung des Verbotes waren nur die beiden Cfikrolinas. 
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King fürchteten, dAss eine solche Bestimmung die Unabhängig- 
keit mid Festigkeit des Präsidenten gefährde. Sie waren der 
Meinung, dass er ja von seinen Wählern am Ende seiner Amts- 
zeit gerichtet und je nach seinem Verhalten entweder wieder- 
gewählt oder abgesetzt werden würde; der KoTigreas wenigstens 
dürfe nicht das Recht haben, das Damoklesschwert der öffent- 
lichen Anklage beständig über ihm zu halten.^ Nicht unrichtig 
bemerkte jedoch Davie, dass der Präsident, wenn er während 
seiner Amtszeit nicht angeklagt werden könnte, keine An- 
strengungen und kein Mittel sparen würde, um wieder gewählt 
zu werden. Wilson und Madison gingen hier Hand in Hand mit 
Gerry und Franklin, mit Mason und Bandolph, und 0. Morris 
gestand zuletzt, dass er durch ihre Beweisgründe anderer An- 
sicht geworden und nun von der Nothwendigkeit der öffentlichen 
Anklage bei gewissen Verbrechen und der Absetzbarkeit bei 
eintretender Unfähigkeit überzeugt sei, wenn dem Präsidenten 
eine längere Amtsdauer gegeben würde. Dennoch waren Massa- 
chusetts und Süd-Carolina bereit, den gemachten Vorschlag in 
Betracht zu ziehn; aber die übrigen acht Staaten hielten den 
alten Beschluss aufrecht. 

So war man zu einer bedeutenden Umgestaltung des früheren 
Planes gekommen. Aber während man gleichsam schon Land 
vor Augen hatte imd sich anschickte, den festen Boden des- 
selben zu betreten, ward man unvermuthet wieder auf die hohe 
See zurückgeworfen. Am 23. Juli hatte der Konvent die Er- 
nennung des Detailausschusses beschlossen; am 24. schlug Hou- 
ston vor, die Wahl des Präsidenten aufs neue dem Kongress zu 
geben. Da kehrten wirklich sechs Staaten um, und mit ihnen 
vereinigte sich New Hampshire, dessen Vertreter erst den Tag 
zuvor ihren Sitz in der Versammlung eingenommen hatten; 
nur Connecticut, Pennsylvanien, Maryland und Virghiien stimm- 
ten gegen den Antrag. 

^ Nur für den seiner persönUohen Ansieht am meisten entsprechenden 
Fall woUte King den Präsidenten der öffentlichen Anklage unterwerfen, 
wenn dieser auf gut Betragen seine Stellung einnehme. 
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Houston hatte sich besondere auf die Unwahrscheinliehkeit 
gestützt, dass fähige Persönlichkeiten aus den entfernteren Staa- 
ten das Amt eines Wahlmannea annehmen würden; auch Strong 
und Williamson hoben diesen dürftigen Grund hervor ; denn es 
war nach Gerry« richtiger Bemerkung zu erwarten, dasa auch 
die Gouvemenre der Staaten sich einem solchen Auftrage nicht 
entziehn würden. Da müssen denn die früheren Bedenken ihren 
Einäuss noch einmal ausgeübt haben. Indem nun aber die Ver- 
sammlung gezwungen war, sich aufs neue mit der Frage zu be- 
schäftigen, ob ein fähiger und bewährter Mann nach Ablauf 
seiner Zeit für immer von der Verwaltung dieses hohen Postens 
ausgeschlossen werden solle, da gerieth das Fahrzeug der Be- 
rathung abermals auf Untiefen. Denn derer, die imter allen 
Umstanden diesen Grundsatz festgehalten wissen wollten, gab 
es doch nur wenige; noch geringer seheint die Zahl derjenigen 
gewesen zu sein, welche von der entgegengesetzten Bestimmung 
keinen schlimmen Einflusa auf die Unabhängigkeit der voll- 
ziehenden Gewalt befürchteten. Man sprach hia und her, maa 
suchte nach neuen Auskunftsmitteln. Gerry achlug vor, an die 
Staatenlegislaturen die Ernennung zu übertragen, und als dies 
gar keinen Anklang fand, erklärte er sich mit andern bereit, 
die Amtsdauer bis auf zwölf oder fünfzehn Jahre zu verlängern. 
Wilson wollte nun den Zufall entscheiden la^en imd, um die 
Umtriebe im Eongress und die Abhängigkeit des Präsidenten 
zu beseitigen, etwa fünfzehn durch das Loos bestimmten Kon- 
greasmitgliedem die Wahl anvertrauen; dieselben sollten sich 
alsbald zurüekziehn und nicht eher trennen, als bis sie ihre Auf- 
gabe vollendet hätten. Carroll unterstützte diesen Vorschlag der 
Verzweiflung, und auch G. Morris zog ihn der angenommenen 
Wahlart vor. „Man habe, sprach er, etwas von der Gefahr einer 
Monarchie verlauten lassen. Wenn jetzt keine gute vollziehende 
Gewalt gebildet werde, so fürchte er, daas etwas schlimmeres 
eintrete, als eine beschränkte Monarchie."' Wieder eiferte er 
dann gegen das Verbot wiederholter Erwählung eines und dea- 

' Die nämliche Ansicht hatte Madison schon am 17. Juli auageeproofaen. 
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selben Mannes, das zum Bürgerkrieg führen und den Ober- 
befehlshaber der siegreichen Armee, auf welcher Seite dieser 
immer stehe, zum gebietenden Herrn Amerikas machen könne. 
Diese Betrachtung erfülle ihn mit besonderer Aengstlichkeit bei 
dem vorliegenden Abschnitte der Verfassung, denn hier werde 
der Fehler nicht wie bei einigen andern Theilen heilbar sein. 

Am folgenden Tage zählte Madison in längerer Bede die Kör- 
perschaften auf, denen die Wahl übertragen werden könnte, die 
Gründe, welche dagegen sprächen. In Bezug auf den Kongress 
bemerkte er: „Abgesehen von dem Einfluss auf die Unabhängig- 
keit der vollziehenden Gewalt, wird die Präsidentenwahl den 
Kongress so sehr aufregen und theilen, dass das Staatswohl 
wesentlich darunter leidet. Oeffentliche Körperschaf ben sind stets 
fähig in Zwistigkeiten gestürzt zu werden, bei solchen Veran- 
lassungen aber in heftigere denn sonst. Zweitens wird der Kan- 
didat mit dem Kongress unterhandeln, seine Ernennung der 
herrschenden Partei verdanken und dann geneigt sein, ihren 
Ansichten seine Verwaltung unterzuordnen. Drittens werden 
die Gesandten auswärtiger Staaten eine günstige Gelegenheit 
erhalten, Umtriebe spielen zu lassen und ihren Einfluss geltend 
zu machen, und sie werden sie benützen. Denn es wird für die 
grossen eifersüchtigen Mächte Europas, welche Besitzungen in 
Amerika haben, von hoher Bedeutimg sein, dass ein Mann an 
der Spitze imserer Begienmg stehe, welcher ihrer Politik und 
ihren Interessen zugethan ist. Keine Mühe und vielleicht keine 
Kosten werden sie sparen, um vom Kongress eine ihren Wün- 
schen günstige Ernennung zu erlangen." Zwei Arten fanden 
dann Madisons Beifall, die mittelbare und die unmittelbare 
Volkswahl. Jene sei erst vor kurzem von einer grossen Mehrheit 
verworfen worden; diese hielt er bei allen ihren Un Vollkommen- 
heiten für die beste. Zwei Uebelstände waren für ihn von Gewicht ; 
erstlich die Geneigtheit des Volks, einen Bürger aus dem engeren 
Vaterlande zu wählen, was für die kleinen Staaten von Nachtheil 
sein würde. Diesen Einwand erachtete er aber für minder be- 
deutend als diejenigen, welche gegen jede andre Wahlart vor- 



lägen. Ferner sei das Stimmrecht in den nördlichen Staaten aus- 
gedehnter als in den südlichen, ein Umstand, welcher den Ein- 
fluss der letzteren auf die Ernennung des Präsidenten schmalem 
müsse. Wenn ihn diese Betrachtung früher bewogen hatte, der 
mittelbaren Volkswahl den Vorzug zu geben, so erklärte er aich 
jetzt bereit, auch der unmittelbaren beizutreten, hoffend, daas 
jenes Missverhältnisa in der Zahl der Wähler allmählich unter 
dem Einfluss der republikanischen Gesetze, so wie durch die 
schnellere Vermehrung der Bevölkerung sich mindern würde, 
und der Ueberzeugung lebend, daas örtliche Rücksichten dem 
allgemeinen Besten weichen müssten. 

Unter den von Madison angeführten Gründen gegen die Wahl 
durch den Kongress hatte keiner, wie es acheint, mehr Eindruck 
gemacht, ala die Gefahr vor fremdem Einflüsse. Das gab selbst 
Mason zu, wiewohl er darum von seiner Ansicht nicht abging; 
das that auch Williamson, welcher bisher gleichfalls am Kon- 
gresse festgehalten. Ja, letzterer suchte jetzt einen Hauptein- 
wftnd gegen die Yolkswahl zu beseitigen, indem er vorschlug, 
jeder Wähler aolle drei Namen aufachreiben ; ein Mann werde 
dann wahrscheinlich dem engeren Vaterlande angehören, die 
beiden übrigen aber andern Staaten und vermuthlich eben so 
wohl einem kleinen als einem grossen. G. Morris billigte dieae 
Idee, die er dahin abänderte, dass jeder Wahlmann für zwei 
Personen stimmen solle, von denen wenigstens eine nicht aus 
dem eigenen Staate sein dürfe. Auch Madison hielt den Vor- 
scidag für achätzenswerth. Dagegen Gerry und Mason fürch- 
teten, die Wahl könne dann dem Cincinnatusorden in die Hände 
fallen, einer Gesellschaft, die aus angesehenen, einflussreichen, 
unter einander verbundenen Männern bestehe. 

So wichtig jener Gedanke WiDiarasona später geworden ist, 
so machte das Haus diesmal noch nicht den Verauch, ihn für die 
Bildung der vollziehenden Gewalt zu benutzen; aber fünf Staa- 
ten waren dazu bereit geweaen, indem zu Connecticut Maryland, 
Virginien und Pennsylvanien noch New Jersey trat ; sechs lehn- 
ten es ab. 
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Um diejenigen zu gewinnen, welche die Emenntmg des Prä- 
sidenten nur deshalb dem Kongress nicht anvertrauen wollten, 
damit eine wiederholte Wahl eines und desselben Mannes zu- 
lässig sei, stellte Pinckney den Antrag, dass der Präsident in 
zwölf Jahren nur einmal diesen Posten sollte bekleiden können. 
Die Rotation, wie man Bestimmungen dieser Art nannte, war 
damals in den Vereinigten Staaten sehr beliebt und vielfach in 
Anwendung, wie sie denn nachher die Gegner der vorgeschlage- 
nen Bundesverfassung ungern darin vermissten. Mason billigte 
den Vorschlag, Gerry zog ihn wenigstens einem gänzlichen Ver- 
bote wiederholter Erwählung vor. Morris aber sprach eifrig da- 
gegen. „Die Rotation, sagte er, bildet eine politische Schide, wo 
stets die Schüler, nicht die Meister regieren; sie bringt Unbe- 
ständigkeit und Veränderlichkeit in der Leitung der Staats- 
angelegenheiten hervor. Einem Wechsel der Personen folgt im- 
mer ein Wechsel der Massregeln, wie besonders Pennsylvanien 
beweist. Die Selbstgenügsamkeit einer siegreichen Partei ver- 
achtet es dort, in die Fussstapfen ihrer Vorgänger zu treten; 
Behabeam will dem Salomo nicht nachahmen. Die Rotation 
wird die Umtriebe, die Abhängigkeit vom Kongress nicht weg- 
schaffen. Der Präsident wird vorwärts blicken auf die Zeit, wo 
er wiedergewählt werden kann. Die Feme derselben, die Un- 
wahrscheinlichkeit, dass sein Leben so lange dauere, werden 
kein Hindemiss sein. So ist die Natur des Menschen: obwohl er 
weiss, dass sein Dasein auf eine Spanne beschränkt ist, nimmt er 
dennoch seine Massregeln, als ob er ewig leben sollte. Wenn aber 
auch der Präsident dies nicht thut, so wird er ziemlich sicher 
daran denken, in den Kongress selbst zu gehn. Er wird gegen 
eine Erweiterung der Macht desselben wenig einwenden, da er 
auf dieser Bühne einmal eine besondere Rolle zu spielen hofft, 
und keinen seine Beliebtheit beim Kongress gefährdenden Schritt 
thun wollen, da die Figur, die er hier machen wird, von seinem 
Einfluss auf den Kongress abhängig ist.'' 

Auch Pinckneys Antrag fand keine Mehrheit, und die Sitzung 
schloss in gänzlicher Rathlosigkeit. Ein früherer Vorgang er- 
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neuerte sich am folgenden Tage. Mason rieth zu der Ernennung 
durch den Xongresa, die noch den wenigsten Ausstellungen 
unterliege, so wie zu dem Verbote der Wiederwahl zurückzu- 
kehren. Sein Hauptaugenmerk, fuhr er fort, der Polaratem seines 
politischen Verhaltens sei die Bewahrung der Rechte des Volks, 
und in dieser Hinsicht erachte er es für eine Noth wendigkeit, 
dass die hohen Staatsbeamten, und vor allen daa Haupt der 
vollziehenden Gewalt, in gewissen Zeitfristen zu der Masse zu- 
rücktreten, aus der sie herausgenommen wurden, damit sie jene 
Interessen und Rechte, welche für sie nun wieder einen per- 
sönlichen Werth haben, aufs neue fühlen und schätzen lernen. 
Diesen Worten schloss sich Franklin mit dem Bemerken an, 
dass einige Mitglieder den republikanischen Grundsätzen ent- 
gegen in einer solchen Rückkehr zur Ma«se des Volks eine 
Herabsetzung des Präsidenten zu linden schienen. In &eien 
Staaten seien aber die ßegierer die Diener, das Volk deren Obere 
imd Souveräne, folglich sei für jene die Rückkehr zu diesem 
keine Herabsetzung, sondern eine Beförderung, und man würde 
ihnen eine unbillige Last auflegen, wenn man sie stets im Zu- 
stande der Knechtschaft halten und ihnen nie gestatten wollte, 
wieder einmal zu den Herren zu gehören. Diese zur Unzeit 
witzige Weise beantwortete Morris witziger durch die Entgeg- 
nung, „dass das Haupt der vollziehenden Gewalt in Amerika 
eben so gut wie anderwärts zu viel Vaterlandsliebe besitzen 
würde, um vor der Last seines Amtes zurückzuschrecken, und 
zu viel Bescheidenheit, um die Beförderung nicht gern abzu- 
lehnen." Aber jene Männer siegten. Zuerst wurde die Amtsdauer 
von sieben Jahren und das Verbot der Wiederwahl nach Masons 
Antrag aufe neue angenommen und dann der ganze frühere Be- 
schluss hergestellt.' Das war der Ausgang der Verhandlungen 

' Seohs Staaten erklärten aich dafür; die Abgeordneten von MosBaohn- 
Betts fehlten, Virginieu war duroii Randolphs Abwesenheit gethejlt, wäh- 
rend es Bonst bei der Mehrheit gewesen sein würde. Washington und 
Madison stimmten gegen die Rückkehr zum alten Beschlues. Im Virginia- 
Konvent vertheidigte später Randolph sowohl die Einheit der vaUziehen- 
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über die vollziehende Qewalt im zweiten Stadium der Bera- 
thung. 

Der Detailausschuss hatte nun die Aufgabe, die Festsetzungen 
des Konventes theils zu vervollständigen, theils näher auszu«- 
führen. An der Wahlart des Präsidenten durfte er nichts änderm. 
Als aber die Versammlung am 24. August wieder zu diesem 
Theile der Verfassung kam, da verlangte Carroll, durch da4 
Misslingen der früheren Versuche nicht abgeschreckt, noch ein-^ 
mal, dass dem Volke die Ernennung des Präsidenten gegebeni 
würde. Nur Pennsylvanien und Delaware erklärten sich dafür.^ 
Da brach aber zur glücklichen Stunde Zwiespalt aus über den. 
Antrag von Butledge, dass beide Häuser gemeinschafüich denl 
Präsidenten wählen sollten. Mehrere Mitglieder der kleinen Staa^ 
ten sprachen gegen einen Vorschlag, der in Bezug auf diese Thä- 
tigkeit des Kongresses die gleiche Vertretung im Senate gleich- 
sam aufhob, und als die Entscheidung gegen sie ausfiel, da ver- 
langten sie, dass wenigstens nach Staaten gestimmt würde. 
Doch auch diese Forderung wurde verworfen. Den Umstand, 
dass die kleinen Staaten sich gewissermassen verletzt fühlten, 
benutzte der stets imisichtige Morris. Wiederholend, was er und 
andre gegen die Wahl durch den Kongress früher vorgebracht 
hatten, trug er nun darauf an, dass der Präsident von Wahl- 
männem gewählt würde, welche das Volk der Einzelstaaten er- 
nannt hätte. Sein Vorschlag wurde zwar abgelehnt, aber nur 
mit einfacher Mehrheit, da Connecticut, New Jersey und Dela- 
ware von den kleinen, Pennsylvanien und Virginien von den gros- 
sen Staaten daraufhatten eingehn wollen. Die Bestimmungen des 
Detailausschusses nahm die Versammlung auch nicht an, sondern 
die Entscheidimg ward auf New Jerseys Verlangen ausgesetzt. 

In den nächsten Tagen berieth der Konvent den zweiten 
Theil dieses Abschnittes. Aber man kam doch nicht recht vor- 
wärts, so lange die Wahlart des Präsidenten ungewiss war. Ein- 
zelne Bestimmungen wurden gleichfalls zurückgelegt. 

den Gewalt, als die Zulässigkeit der Wiederwahl. (Elliot m, 201. 485. 
486.) 



So fiel dem Ausschuss vom letzten August in Bezug auf die 
vollziehende Gewalt eine sehr schwierige Aufgabe zu, aber er 
hat sie durch seinen Bericht vom 4. September ehrenwert.h ge- 
löst. Wir besitzen leider keine Nachrichten über seine Verhand- 
lungen, aber wir werden nicht irre gehn, wenn wir hierbei 
G. Morris die Hauptrolle zuweisen; Madison, King, CarroU, 
Dictdnaon werden ihm hilfreich zur Seite gestanden haben. Von 
den übrigen sechs Mitgliedern des Ausschusses hatte sich Butler 
gegen die Wahl durch den Kongress früher erklärt, und auch 
Williamson war in seiner Ansicht wankend geworden; Sher- 
man, Brearley imd Baldwiu endlich hatten wenigstens gegen 
die gemeinschaftliche Wahl beider Häuser gesprochen und ge- 
stimmt. 

Der Ausschuss entschied sich für die Wahl durch Wahlmän- 
ner ; die Emennungsart der letzteren anzuordnen überliess er der 
Legislatur jedes Staates; die Amtsdauer des Präsidenten ward 
auf vier Jahre festgesetzt und der wiederholten Erwählung eines 
und desselben Mannes kein Hinderniss in den Weg gelegt. Die 
Wahl selbst sollte folgendermassen vorgenommen werden. Jeder 
Staat ernennt so viele Wahlmänner, als er im Kongress Reprä- 
sentanten und Senatoren besitzt. Dieselben stimmen durch Ku- 
gelung in ihrem engeren Vaterlande jeder für zwei Personen, 
von denen wenigstens eine nicht dem Staate des Wahlmannes 
angehören darf, und schicken die Wahllisten versiegelt an den 
Präsidenten des Senates. Dieser lässt sie im Sitzungssaals des 
Senates öffnen und die Stimmen zählen. Wer die meisten er- 
halten hat, ist Präsident der Vereinigten Staaten, wenn er mit 
absoluter Majorität gewäidt ist. Haben mehrere diese Majorität 
und zugleich die nämliche Stimmenzahl, so wählt der Senat 
einen von ihnen; ist aber auf keinen die absolute Majorität ge- 
fallen, dami ernennt der Senat aus den fünf Männern, welche 
die meisten Stimmen haben, durch Kugelung den Präsidenten. 
Wer nächst ihm die grösste Stimmenzahl hat, ist in jedem Falle 
VicepräsJdent, es müaeten denn mehreren gleich viel Stimmen zu 
Theil geworden sein; dann wählt der Senat aus ihnen den Vice- 
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Präsidenten. Die Zeit der WaM der WaMmänner und ihres Zu- 
sammentrittes ordnet der Kongress an. 

Wählbar zu diesem Amt ist nur, wer durch Geburt oder zur 
Zeit der Annahme der Verfassung Bürger der Vereinigten Staa- 
ten und in ihnen seit vierzehn Jahren ansässig ist; ausserdem 
muss er ein Alter von mindestens dreissig Jahren haben. 

Der Vicepräsident erhielt zugleich die Leitung der Verhand- 
lungen des Senates, Stimmrecht aber nur bei gleicher Theilung 
des Hauses. Versieht er das Amt des Präsidenten, oder ist er 
abwesend, so wählt sich der Senat einstweilen einen Stellver- 
treter. In Fällen der öfiTentlichen Anklage erkennt der Senat, in 
welchem der Präsident des Bundesobergerichtes den Vorsitz 
führt, wenn das Haupt der vollziehenden Gewalt vorgeladen ist. 

Dieser Vorschlag befriedigte mehr als frühere. Zwar zogen 
Ch. Pinckney, Bandolph, Butledge auch jetzt noch den alten 
Plan vor, dagegen erklärte Mason, dass durch den neuen einige 
Haupteinwände beseitigt wären, besonders die Besorgnisse vor 
Umtrieben und Bestechung. Was er mit vielen zu tadeln fand, 
war, dass der Senat entscheiden sollte, wenn niemand die abso- 
lute Mehrheit erhalten hätte. Dieser Fall werde nicht selten ein- 
treten und die Wiederemennung des Präsidenten daher von 
jener Versammlung abhängen; dadurch aber müsse zwischen 
den beiden Gewalten eine engere Verbindimg entstehn, welche 
der Freiheit grosse Grefahr drohe, zumal da dem Senat ohnehin 
schon gar zu viele Rechte zugedacht seien. 

Als indessen Butledge den Antrag stellte, den alten Plan 
wieder aufzimehmen, da stimmten nur die beiden Carolinas da- 
für, imd New Hampshire war getheilt. Das war in der That 
ein wesentlicher Fortschritt. 

Aber die nicht ganz verwerfliche Eifersucht gegen einen mit 
so grosser Macht ausgerüsteten Senat, die Furcht vor einer 
Aristokratie, wie man es nannte, ward von vielen in der Ver- 
sammlimg getheilt. Die kleinen Staaten hatten im Ausschuss 
darauf bestanden, dass die eventuelle Wahl dem Senat über- 
tragen würde, da die grossen Staaten bei der Ernennung der 
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Kandidaten im Vortheil wären ;^ sie hielten darum an dem Be- 
richte fest. G. Morris war der Meinung, es werde selten eine solche 
Nothwendigkeit eintreten, selbst wenn es aich um eine Wieder- 
wahl handele. Fast alle anderen Abgeordneten aus den grossen 
Staaten, welche das Wort nahmen, dachten anders ; sie glaubten, 
dass der Präsident durch eine solche Festsetzung in eine zu grosse 
Abhängigkeit vom Senat geriethe, da in dessen Händen seine 
Wiederernennung liegen würde. „Nicht mehr der Mann des 
Volkes, sprach Wilson, wird nun der Präsident sein, sondern der 
Günstling des Senates. Diese Körperschaft wird in Wahrheit die 
Besetzung von Aemtern haben. Sie soll femer Verträge sohüesaen 
und bei öfEentUcher Anklage zu Gericht sitzen; das ist eine ua- 
statthafte Vereinigung der drei Staatsgewalten in einer ein- 
zigen Versammlung. Mit allen diesen Befugnissen und den Prä- 
sidenten in seinem Interesse wird der Senat das andere Haue 
herabdrücken und sich verbal tnissmässig heben." Auch Hamil- 
ton theilte dieses Bedenken. Er war Anfang September aus New 
York zurückgekehrt, um dem Schlüsse der Sitzungen beizu- 
wohnen.^ Wenn seine Ansichten über die Verfassung hinaus- 
gingen, welche dem Hause vorlag, so besass er zu viel politische 
Einsicht, um die bedeutenden Vorzüge derselben vor den alten 
Bundesartikeln zu verkennen, und zu viel echte Vaterlandsliebe, 
um von grösserer Verwirrung und noch schummeren Zuständen 
die Durchführung seiner Ideen zu erwarten. Daher versprach er 
dem Werke des Konventes seine Unterstützung. Die neue Or- 
ganisation der vollziehenden Gewalt hielt er wie Wilson für un- 
gleich besser, als den früheren Plan ; aber er fürchtete, dass bei 
der Verschiedenheit der Ansichten der Staaten und der Inter- 
essen des Nordens, des Südens und des mittleren Theiles der 
Union die Stimmen sich zersphttern und die Wahl dem Senate 

' Ausserdem hatten sie, bemerkte King, dem Hause der Repräsentanten 
das Vorrecht bei finanziellen GeBetzen bewilligt, worüber vom Äussahuss 
am 5. September Bericht erstattet werden war. Vgl. oben S. 198. 

° Scbon am 20. August hatte er diese Absicht in einem Briefe kb King 
ausgeaproehen. Life of Hamilton II, 533. 



242 



zufallen würde. Femer drückte auch ihn die Besorgniss vor einer 
Verbindung des Senates und des Präsidenten und vor ungehöri- 
gem Einfluss beider auf einander, was zu einer gegenseitigen 
Machterweiterung führen müsse. Madison traf mit jenen Abge- 
ordneten in dem Streben zusammen, bei den Wahlmännem so 
viel als möglich die Wahl zurückzuhalten; dass aber für den ent- 
gegengesetzten Fall grade der Senat ausersehn worden war, da- 
mit war er einverstanden. Er meinte, die grossen Staaten wür- 
den mm darauf ausgehn, die Entscheidimg nicht erst in die 
Hände jener Körperschaft gelangen zu lassen. Verschiedene Vor- 
schläge folgten mm von ihm und anderen ; alle hatten den Zweck, 
die Mitwirkimg des Senates zu schwächen, seltener zu machen 
oder ganz zu beseitigen.^ Aber diese Bemühimgen schlugen fehl. 
In der Meinung, dass mit diesen Ablehnimgen die Wahlart 
entschieden sei, erklärte mm Mason unmuthig, er ziehe die 
Regienmgsform Preussens einer solchen vor, die alle Macht in 
die Hände von sieben oder acht Männern lege und eine Aristo- 
kratie schaffe, welche schlimmer sei als eine imbeschränkte Mon- 
archie. Angenommen war aber der Ausschussbericht mit der 
Verwerfung jener Vorschläge noch keineswegs. Als am folgenden 
Tage die einzelnen Theile desselben zur Abstimmung kamen, da 
wurden neue, dem nämlichen Zweck dienende Versuche ge- 
macht. Die Abgeordneten von Nord-Carolina waren noch immer 
der früheren Wahlart eifrig ergeben. Spaight, einer derselben. 



^ Madison schlug mit Williamson vor, man soUe nicht die absolute 
Mehrheit fordern, sondern sich mit einem Drittel der Stimmen begnügen. 
Mason und Hamilton wünschten, dass die relative Mehrheit ausreiche. 
Wilson stellte den Antrag, die eventuelle Wahl an beide Hauser des Kon- 
gresses zu geben. Mason und Gerry schlugen vor, die Zahl der Kandida- 
ten von fünf auf drei herabzusetzen, wofür sich schon Wilson ausgespro- 
chen; umgekehrt wollte Sherman eher den ganzen Plan fallen lassen, als 
darein willigen ; eine Erhöhung auf sieben oder dreizehn würde seinen An- 
sichten entsprechen. Endlich verlangten Madison und Williamson, dass we- 
nigstens bei Festsetzung der absoluten Mehrheit die Wahlmänner nicht mit- 
gerechnet würden, welche nicht mitgestimmt hätten, aber sie bewirkten 
nur, dass der möglichen Zweideutigkeit der Fassung vorgebeugt wurde. 



trug nun darauf an, dass die Wahlmänner, „wenn einmal dieae 
Wahlart hinunter gewfirgt werden müsate," am Regierungssitze 
zusammentreten und endgütig entscheiden sollten. Aber olle 
andern Staaten erklärten sich dagegen. Als nun die Forderung 
der absoluten Mehrheit und die eventuelle Ernennung des Prä- 
sidenten durch den Senat vom Konvent zum Beschluss erhoben 
worden war, da hatte WiUiamson wieder einen guten Gedanken. 
Eine frühere Aeusserung Shermana berücksichtigend, schlug er 
nämhch vor, anstatt des Senates beide Häuser des Kongresses 
zu nehmen, für diesen Fall aber die Abstimmung nach Staaten 
erfolgen zu lassen. Sherman hielt es nun selbst für besser, dem 
Hause der Repräsentanten allein die eventuelle Wahl zu geben, 
und Mason sprach seine Zufriedenheit mit diesem Auskunfta- 
mittel aus, wodurch der aristokratische Einflusa des Senates ge- 
schwächt würde. Der Konvent nahm Shermans Antrag an, 
doch forderte er zur Besohl ussiahigkeit für diesen Fall, daas 
zwei Drittel der Staaten vertreten imd die Mehrheit nicht durch 
die Zahl der anwesenden, aondem aller Staaten bestimmt werde.^ 

Wie dem Seefahrer, der vom Sturm verschlagen nach vielen 
Irrungen endlich das Land erblickt, so mochte nun denen zu, 
Muthe sein, welche seit langer Zeit unverzagt und unverdrossen 
darauf hingearbeitet hatten, dem Kongress die Wahl aus den 
Händen zu nehmen. 

Der Paragraph, welcher die gesetzlichen Eigenschaften dee 
Präsidenten aufzählte, traf keinen Widerspruch. 

Eine ganz neue Schöpfung des Ausschusses vom letzten August 
war das Amt des Vicepräsidenten. Es verdankte zwar dem Um- 
stände sein Dasein, dass jeder Wahlmann für zwei Personen 
stimmen sollte, war aber an sich nicht unzweckmässig. Ein Vor- 
gang fand sich in der Verfassung von New York, wo der Unter- 

' Fernere Zusätze zum Ausschusaberichte waren; Die Wahl durch die 
Wahlmänner isndtt im ganzen Glebiete der Union an einem und demselben 
Tage statt. In Gegenwart beider Häuser des KongresHes werden die Wahl- 
listen eröffnet und die Stimmen gezählt. Weder Kongressmitglieder noch 
Sundesboamte dürfen Wahlmänner 
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goavemenr eine ähnliche Stdhmg emnahm, beBonders aber audi 
die Vtf handhingen des SamteB leiteto. Grade diese letztere 
Pflicht aber wollten Gary, Bandolph und Mason, diejenigen 
Mannw , welche nachmals ihre Namen nicht unter die V^ÜEhs- 
snng gesetzt haben, dem Yice^Hasidenten wieder oitziehn. Es 
sei unstatthaft, sagten sie, dffli SenaX des Rechtes zu berauben, 
sich selber dai Vcnntzenden zu wähloi; auch werde dadurch 
eine ungehörige Vw bindung der gesetzgebendffli und vollziehen- 
den Gewalt hervorgerufen, zumiJ da zwischoi dem Präsidenten 
und dem Vicepräsidenten eine enge Vertraulichkeit stattfinden 
müsse. Letzteres wurde von der andern Seite geläugnet; der 
Vicepräsident, sagte man, würde der erste Erbe sein, welcher 
seinen Vater liebte. Man bemw kte weiter, dass er sonst über- 
haupt ohne Thätigkeit wäre. Lasse man aber das Amt ganz und 
gar fallen, was erreiche man damit ? Man müsse einen Senator 
für die meisten Fälle seiner Stimme berauben und den Vorsit- 
zenden des Senates zum Stellvertreter machen,^ was auf das- 
selbe hinauskomme. Der Ausschussbericht ward unverändert 
angenommen. Ausserdem traf die Versammlung noch für den 
Fall Fürsorge, dass weder Präsident noch Vicepräsident ihr 
Amt versehen könnten; der Eongress wurde nämUch ermäch- 
tigt, durch ein Gesetz anzuordnen, wer unter solchen Umstän- 
den an die Spitze der vollziehenden Gewalt treten solle. 

Als man siebzehn Jahre später einige Aenderungen in der Wahl 
des Präsidenten machte, durch welche zugleich die besondere 
Veranlassung zur Einführung jenes Amtes fortgenommen wurde : 
da hat man es nicht nur beibehalten, sondern auch dem Vice- 
präsidenten den Vorsitz im Senate gelassen.^ 



^ Wie der Detailausschuss vorgeschlagen hatte. Als die Fälle, in denen 
der Vicepräsident an die Stelle des Präsidenten tritt, bezeichnet die Ver- 
fassung nach dem Vorgange des Ausschusses Tod, Abdankung, Absetzung 
und Unfähigkeit das Amt zu verwalten. 

^ Die Aenderungen, we]che durch das zwölfte Amendement der Bundes- 
verfassung (vom Jahre 1804) eingetreten, sind folgende: Erstens haben 
die Wahlmänner nicht mehr zwei Präsidentschaftskandidaten au&u- 



Noch eine andere Frage, die von grosser Bedeutung war, berei- 
tete der Auaachuss vom 31. August zur letzten Entscheidung vor. 

Die Un Verantwortlichkeit des Herrachera in lionstitut ioneilen 
Monarchien verlangt als Ergänzung einen rechenschaftspflichti- 
gen Ministerrath. In Republiken muss das Haupt der vollzie- 
henden Gewalt für seine Massregeln selber einstehn; daher ist 
hier die Möglichkeit vorhanden, dass die Minister blosse Vor- 
stände der verschiedenen VerwaJtungsfächer sind. Aber die her- 
gebrachte Eifersucht gegen die ausübende Macht hatte, wie wir 
wissen, in den meisten Staaten einen von der Legislatur ge- 
wählten geheimen Rath den Gouverneuren an die Seite gestellt, 
welcher ihre Kraft lähmte und zugleich ihre Verantwortlichkeit 
minderte, wenn nicht gar aufhob. Besonders vorsichtig war man 
hinsichtüch der Ernennung der Beamten verfahren; auf die 
mannigfaltigste Weise vertheilte sich diese Thätigkeit auf Gou- 
verneur, Rath, Legislatur und das Volk unmittelbar. In New 
York, wo es keinen solchen Rath gab, hatte man die Besetzung 
der Aemter doch nicht dem Gouverneur allein anvertraut, son- 
dern im Verein mit vier von der Assembly gewählten Senatoren, 
weiche zusammen den sogenannten Ernennungsrath bildeten.^ 



schreiben, aondern sie stimmen für Präsidenten und Vioepräsidenten be- 
Bonders. Zweitens, wenn keine Mehrheit der ernannten Wahlmänner auf 
einen Präsidentschaftskandidaten gefallen ist, so wählt das HauK der 
EepräsenlarUen aus den dreien, welche die meisten Stimmen haben, den 
Präsidenten, und in demselben Falle thut das der Senat hinsichtlich des 
Vicepräsidenten aus den beiden, welche für dieses Amt die größte Stim- 
menzahl erhalten haben. Zur Beschlussfähigkeit gehört hierbei die An- 
wesenheit von zwei Dritteln aller Senatoren und zur Giltigkeit der Wahl 
die Mehrheit aller Senatoren. Für dos Haus der Repräsentanten blieben 
in dieser Beziehung die alt«a Anordnungen bestehen; auch die Abstim- 
mung noidt Staaten wurde nicht aufgegeben. Endlich, wenn vor d 
folgenden 4. März keine Präsidentenwahl zu Stande gekommen ist, dann 
tritt der neue ViceprÄsident ein, der dieselben Eigenschaften haben m 
welche die Verfassung für den Präsidenten festsetzt. 

' Bei der Revision der Verfassung im Jahre 1821 wurde nicht e 
Stimme laut, welche diese BinriohtuiiR vertheidigt hätte. Sparks. Life of 
Q. Morris 1, 121. 
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Der Detailausschufls kam zuerst in die Lage, sich über diese 
wichtige Frage zu entscheiden und bestimmte Vorschläge zu 
machen. In seinem Entwürfe war nun weder von einem ge- 
heimen Bathe noch von einer Einrichtung, wie sie in New York 
bestand, die Bede, sondern es wurde die Ernennung der Ge- 
sandten und der Bimdesoberrichter,^ so wie der Abschluss von 
Verträgen dem Senat übertragen, die Besetzimg des Schatz- 
meisteramtes erhielt in herkömmlicher Weise der Kongress, alle 
übrigen Stellen sollten vom Präsidenten vergeben werden. 
Ehe noch die Beihenfolge der Berathimg hierher gelangte, äus- 
serte grade ein Mitglied des Ausschusses, EUsworth, sein Be- 
dauern darüber, dass für einen geheimen Bath nicht gesorgt 
worden, und hoffte, man werde diesen Mangel noch abstellen. 
Er selbst schlug hierzu die Präsidenten des Senates und des 
Bundesobergerichtes, so wie die Vorstände der Verwaltungs- 
abtheilungen vor ; doch wollte er ihnen nicht eine entscheidende, 
sondern nur eine berathende Stimme zugestehn. Die letzte Be- 
merkung nahm Pinckney beifallig auf; es müsse vom Belieben 
des Präsidenten abhängen, sie um ihre Meinung zu befragen 
oder nicht. Zugleich bat er, man möge zunächst den Antrag 
nicht in Betracht ziehen, da der abwesende 6. Morris die Absicht 
ausgesprochen habe, dem Konvent in der nämlichen Angelegen- 
heit einen Vorschlag einzureichen. Zwei Tage später geschah 
dieä auch in grosser Ausführlichkeit. Morris erwählte für diesen 
Zweck ebenfalls die Vorstände der Verwaltungsabtheilungen, 
nämlich die Sekretäre des Auswärtigen, des Innern, des Krieges 
und der Marine imd den Sekretär des Handels imd der Finanzen, 

^ Die Ernennung der Bundesoberrichter hatte, wie firüher gemeldet 
worden ist, der Ausschuss des ganzen Hauses dem Senat übertragen. Bei 
der zweiten Berathung waren erhebliche Anstrengungen gemacht wor- 
den, um dieser Körperschaft das Recht wieder abzunehmen und ihr nur 
ein Veto oder eine Mitwirkung zu geben. Aber diese Bemühungen schei- 
terten theils an der Eifersucht gegen die yollziehende Gewalt, eine Eifer- 
sucht, welche sich erst allmählich milderte, theils an der Vorliebe der 
kleinen Staaten für den Senat, für welchen sie damals eben erst die gleiche 
Vertretung durchgesetzt hatten. 



auflaerdem aber nur den Vorsitzenden des Bundesobergerichts, 
dem er zugleich die Leitung der Verhandlungen in Abwesenheit 
dea Präsidenten überwies. Allen war ausserdem ihr Geachäfta- 
kreis im allgemeinen vorgezeichnet.^ Was ferner die Stellung 
dieser Männer zum Präsidenten betrifft, so entsprach sie voll- 
ständig der oben angegebenen Ansicht Pinckneye, der ja auch 
den ganzen Vorschlag unterstützte. Völlig freie Hand endlich 
hess Morris dem Präsidenten in der Wahl und Entlassung seiner 
Minister. 

Der Antrag ging zunächst an den Detailausschuss, und dieser 
berichtete den 22. August im ganzen zu seinen Gunsten, nur 
vermied er ea, die einzelnen Ministerien in so bestimmter Zahl 
und mit umständlicher Angabe ihrer Befugnisse aufzuführen, 
er sagte ferner nicht, von wem diese Aemter besetzt werden soll- 
ten, er fügte endlich noch die Präsidenten beider Häuser des 
Kongresses diesem Staatsrath hinzu. Der Bericht kam aber im 
Laufe des Monats nicht mehr zur Verhandlung und ging daher 
ZU nochmaliger Erwägung an den Ausschuss vom letzten August. 
Ein ähnliches Schicksal erfuhr der Paragraph, welcher den Än- 
theil des Senates an der vollziehenden Gewalt angab, er be- 
friedigte nicht und wurde zurückgelegt. Als nachher das Be- 
aetzungsrecht dea Präsidenten den Gegenstand der Berathung 
bildete, da erhob sich auch einiger Widerspruch. Sherman 
wünschte grössere Beschränkung, der Präsident solle z. B. nicht 
die Generäle der Armee in Friedenszeit ernennen, Randolph 
hielt in seiner damaligen Stimmung eine solche Macht für furcht- 
bar, nicht allein in den Händen des Präsidenten, sondern auch 
in denen des Kongresses. Daher achlug er vor, dass es letzterem 
freistehn sollte, manche Ernennungen den Staaten zu über- 
tragen. Dickinson ging sogleich darauf ein und atellte, von Ban- 
dolph unterstützt, einen Antrag in diesem Sinne,* der jedoch 

' Vom Präsidenten des Bundesobergerichts hieQ es, er solle von Zeit 
zu Zeit Aendeningen und Zusätze zu denOesetzeD des Bundes empfehlen. 

' Und zwar schlug Dickinson dazu die Legislaturen n 
vor; erstere lioasen beide M&iuior bald selber fallen. 
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fiel, ohne dass erst die Stimmen gezählt wurden. „Die Staaten, 
meinte O. Morris, könnten dann sagen : Ihr sollt Vicekönige sein, 
aber wir wollen über euch Vicekönige sein."^ Der Präsident er- 
hielt mm das Recht, alleAemter zu besetzen, welche die Ver- 
fassimg errichtet, ausser wo darin eine besondere Vorsorge ge- 
trofiTen und eben so alle diejenigen, welche später durch ein 
Qesetz errichtet werden. 

Der Ausschuss vom 31. August hätte eigentlich nur den zu- 
rückgelegten Paragraphen behandeln sollen, allein er zog auch 
den zuletztgenannten Beschluss in sein Bereich. Sein Antrag 
lautete dahin: der Präsident schliesst mit Bath und Zustim- 
mimg des Senates Verträge; doch ist in diesem Falle die Ein- 
willigung von zwei Dritteln der anwesenden Senatoren erfor- 
derlich. Femer, der Präsident ernennt die Gesandten und Kon- 
suln, die Mitglieder des Bundesobergerichts und alle übrigen 
Bimdesbeamten, aber seine Ernennungen unterliegen der Be- 
stätigung des Senates; doch reicht hier die einfache Mehrheit 
hin. Dieser Bericht ward angenommen. Aber bei dieser Grelegen- 
heit suchte die Staatsweisheit der früheren Jahre sich zur Grel- 
tung zu bringen; denn Mason trug darauf an, dass dem Präsi- 
denten ein geheimer Bath an die Seite gestellt werde, dessen 
Mitglieder, zwei dem Norden, zwei dem Süden, zwei den mitt- 
lem Staaten angehörig, auf gleiche Zeit und mit gleichem Aus- 
scheiden eines Theiles, wie dies beim Senate festgesetzt worden, 
vom Kongress oder vom Senat aUein gewählt werden sollten. 
In denselben Anschauungen lebte Franklin. „Die Versammlung 
scheine zu sehr Umtriebe bei Ernennungen durch eine Mehrheit 
zu fürchten, sprach er Masons Vorschlag unterstützend, und zu 
viel Vertrauen zu solchen zu haben, die durch eine einzige Per- 
son erfolgen." Auch Wilson wollte lieber diesem Antrage zu- 



^ In eiaem Brief an Stein (Leben von Pertz I, 406) führt Niebuhr eine 
Steüe aus Shakespeares Sturm an, wo ich sie freilich nicht habe finden 
können: 

Yau shdU he viceroys here : His truey 
But rU he viceroy over you. 
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Btimmen, als deai SeoAt Antheil iiehmea lassen, voraosgesetzt 
freilich, dass da- ertheilt« Rath für den Präsidenten nicht ver- 
bindlich sei. Madison «klärte sich gleichfalls zn Gunst«n einer 
solchen Einrichtung, G. Morris dag^en bemerkte, dass dex Aas- 
Bchnsa diese Fragen wohl o^vogen habe, aber der Meinung ge- 
wesen sei, der Präsidect werde den geheimen Rath an seinen 
schlechten Jbssr^eln Theil zu nehmen überreden und da- 
durch den Schutz desselben erlangen. Nur drei Staaten woll- 
ten den Yorachlag Masons in Betracht xiehn, acht verwarfen 

Die Emeimmig des Bundesschatzmeisters hatte der Konvent 
nach dem Vorschlage des Detailauaschusses dem Kongress ge- 
geben. Aber am 14. September wurde dieses Recht wieder bu- 
rückgenommen. ,J[)ie Ernennungen zu diesem Amte, sprach ein 
Abgeordneter von Süd-Carolina, sind in diesem Staate schlecht, 
und die Legislatur will auf die Fehler ihres eigenen Beamten 
nicht hören." Und so unterlag nun die Besetzung dieses wichti- 
gen PosteoB denselben Vorachrülen wie die der andern SC- 
nister.' 

IHe übrigen Vorschläge, welche der Entwurf des Detailaua- 
schusses über diesen Abschnitt enthielt, waren schon im August 
mit leichten Aenderungen ohne Schwierigkeiten angenommen 
worden. Erstlich die Bestimmung, dass der Gehalt des Präsi- 
denten in der Zeit, für welche er gewählt worden, nicht erhöht 
oder vermindert werden dürfe, war noch eine Massregel, duroh 
welche man die unabhängige Stellung des Präsidenten sichern 



• Noch zwei Anordnungen beaiohen sich auf denselben Gegenstand. 
Bratena erhielt der Präsident die Befngnisa aolche Stollen zu bcaetEen, die 
während der Ferien des Senates erledigt worden wären, docti sollten der- 
gleichen Bestallungen mit dem SchlusBe der nächsten SenatsBitzungen er- 
löschen. Eine sonderbare Missdeutung erfuhr diese Bestimmung später 
in einer antifÖderalistisohen Flugsohrifl, wovon unten. Zweitens wurde 
der Kongress ermächtigt die Anstellung von Unterbeamten, wo er es für 
zweckmäßig hält, dem Präsidenten, den Gerlohtahöfen oder den Ministem 
xa Übertragen. 
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wollte.^ Zweitens was die Pflichten und Rechte desselben be- 
trifiFfc, so ist es natürlich seine Hauptaufgabe für die treue Aus- 
führung der Gresetze zu sorgen. Er ist Oberbefehlshaber der 
Bundesstreitkräfbe, die Miliz nicht ausgeschlossen, sobald sie 
im Dienste der allgemeinen Regierung verwendet wird. E2r emp- 
fangt die Gresandten fremder Mächte. Er soll dem Kongress von 
Zeit zu Zeit über den Zustand der Union berichten und ihm 
Massregeln empfehlen, die er für nothwendig imd zweckmässig 
hält. In ausserordentlichen Fällen kann er den Kongress einbe- 
rufen, imd wenn beide Häuser über die Vertagung nicht über- 
einkommen, so hat er dieselbe zu bestimmen. 

Auch das Recht der Begnadigung bei Verbrechen gegen den 
Bimd gab man, die Fälle der öffentlichen Anklage ausgenom- 
men, dem Präsidenten. Connecticut trug zwar darauf an, dass 
er nur die Vollstreckung der Strafe bis zu den nächsten Sit- 
zungen des Senates solle verschieben dürfen, dass dagegen zur 
vollständigen Begnadigung die Einwilligung dieser Körper- 
schaft nothwendig sei ; allein die andern Staaten verwarfen dieae 
Beschränkimg. Am 15. September lenkten Randolph und Mason 
noch einmal die Aufmerksamkeit des Konventes auf diese Be- 
stinmiimg. Sie hielten es für gefahrlich dem Präsidenten ein 
solches Recht auch in Fällen des Hochverraths gegen den Bund 
zu ertheilen, da er selbst dieses Verbrechens schuldig und 
die Verräther seine eigenen Werkzeuge gewesen sein könnten. 
O. Morris, Wilson und King antworteten : es stehe dann frei den 
Präsidenten anzuklagen und richten zu lassen. Einen gesetz- 
gebenden Körper glaubten sie nicht geeignet zur Uebemahme 
dieser Pflicht, da einen solchen zu sehr die Leidenschaften des 
Augenblicks leiteten. In Massachusetts, sagte King, würde die 
eine Assembly alle Aufständischen gehängt haben, die nächste 
sei geneigt gewesen, sie insgesammt zu begnadigen. Auch Madi- 
son erkannte die gegen den Kongress gemachten Einwendimgen 

^ Am 15. September verbot man noch dem Präsidenten ein anderes 
Einkommen in dieser Zeit von den Vereioigten Staaten oder von einem 
Einzelstaate zu beziehn. 
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als richtig an; doch wollte er das Recht lieber diesem zuweisen, 
als es dem Präsidenten aUein zu überlassen. Mehr noch gefiel 
ihm der Ausweg, den King angegeben hatte, dass der Senat da- 
zugezogen würde. Dagegen aber erklärten sich auch Randolph 
und Mason, da ihnen ja Jene Körperschaft ohnehin schon zu 
viel Macht beaaas. Für Randolpha Antrag erklärten sich nur 
zwei Staaten, ein dritter war getheilt, und es blieb bei der frü- 
heren Festsetzung. 

Wenn wir zum Scbluss noch einmal die Stellung betrachten, 
welche die Männer von Philadelphia dem Präsidenten gegeben 
haben, so finden wir, dass er der gesetzgebenden Gewalt gegen- 
über eine sehr beschränkte Macht hat. Ohne sein Geheiss tritt 
der Kongress im regelmässigen Laufe der Dinge zusammen; der 
Präsident kann ihn ferner nicht auflösen, nicht eigentlich Ge- 
setzvorlagen machen, und gegen das, was von beiden Häusern 
beschlossen worden, darf er zwar ein Veto einlegen, aber wir 
wissen, dass auch dieses Recht kein vollständiges ist. Weit 
grösser ist allerdings und natürlich seine übrige Wirksamkeit, 
doch sind ihm auch hier Schranken gezogen. Er ernennt die 
hohen Bundeabeamten : die Minister, die Gesandten, die Richter 
u. s. w., er unterhandelt mit den auswärtigen Mächten; aber in 
beiden Beziehungen hat der Senat ein Veto. So ist der Präsident 
bestimmt nach vielen Seiten hin eine bedeutende Thätigkeit zu 
entfalten, aber fast nirgends entscheidet sein Einfluss. 



Beendigung des Vertassungswerkes ^ 

Die Nothwendigkeit eines Eundesgerichtes, „dieses Grund- 
pfeilers, atif welchem das neue politische Gebäude ruhn muss,"^ 
wurde von allen Seiten anerkannt. Auch in Betreff der einzelnen 
Bestimmungen gingen die Ansichten nicht eben sehr ausein- 
ander. Daher erfuhr der Virginia- Plan in der zweiten Berathung _ 
fast gar keine Aendenmg. 

1 Worte Waahington'a, Writinga X, 35. 
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EinBetzung eineB Obergwidits ward also auch diesmal 
beschlosaen und dem Kongrees die Befugnias g^eben Unter- 
gerichte zu gründen. Der Wnnach, den einige Abgeordnete aus- 
sprachen, dass zu letzter«! die Staatengerichtahöfe verwendet 
werden möchten, fand kone Berücksiditigang. 

Femer hielt man den Satz anfirecht, dass die Richter in ihrem 
Amte verbleiben soUt^i, so lange sie sich gut betragen. Als 
spater einmal Dickinson den Antrag stdlte, dass sie auf An . 
suchen beider Hauser des Kongresses von der vollziehenden Ge- 
walt sollten abgesetzt werden können, da stimmte nur Connecti- 
cut dafür. Auch die Zusicherung eines fest^i Gehaltes ward 
erneuert, derselbe jedoch nicht mehr wie früher g^en eine Er- 
höhung abgesperrt, sondern nur g^en eine Yerminderung ge- 
schützt. Der Umfang der Geschäfte, sagte man, könne sich er- 
weitem,der Geldwerthund der geseUschaftlicheZuschnitt ändern. 

Die Hauptaufgabe des Detailausschusses in Bezug auf diesen 
Theil der Verfassung bestand darin, die Befugnisse der bundes- 
richterlichen Gewalt nach den beiden von der Versammlung auf- 
gesteUten Kategorien ins einzehie zu bestimmen. Die erste, 
welche der Ausschuss gradezu in seinen Entwurf aufnahm, um- 
fasst die Uebertretung der Gesetze und, wie der Konvent hinzu- 
fügt, der Verfassung und Verträge des Bundes.^ 

Die zweite Kategorie betrifft die Fälle, wo es sich um den 
Frieden und die Eintracht der Union handelt, nämlich Prozesse, 
bei denen das Ausland — fremde Staaten, ihre Gresandten, 
Konsuln und Unterthanen — betheiligt ist, femer die See- 
gerichtsbarkeit, Streitigkeiten zwischen den einzelnen Staaten 
der Union und solche, setzte der Konvent hinzu, bei denen die 
Vereinigten Staaten eine Partei bilden. 



^ Der erste Zusatz war nothwendig. Die VerÜGkssung legte z. B. den 
Staaten gewisse Verbote auf; handelt nun ein Staat einem derselben zu- 
wider, so verstösst er zwar gegen kein Gesetz, aber gegen die Verfassung 
des Bundes. Der zweite Zusatz ist wohl nur aus dem durch die Geschichte 
der letzten Jahre zu erklärenden Streben nach grösster Deutlichkeit her* 
Toigegangen. 



Es war eine etwas weite Auslegung jener zweiten Kategorie, 
wenn der Ausschuss auch die Prozesse zwischen einem Staat und 
den Bürgern eines andern Staates und sogar zwischen Bürgern 
verschiedener Staaten der Union dem Bundesgericht überwies. 
Der eigentliche Grund für diese Festsetzung war wohl mehr das 
Streben eine unparteiische Rechtspflege in Fällen zu sichern, 
wo die Gerichtshöfe der einzelnen Staaten eine solche Bürgschaft 
weniger darbieten. Während nun in der Folgezeit der erste 
dieser beiden Fälle eine Beschränkung erlitt,^ hat der zweite 
nach der Bemerkung eines neueren amerikanischen Schrift- 
stellers wahrscheinlich erapriesslioher gewirkt und dem Volke 
dauerndere Zufriedenheit gegeben als irgend ein anderer Theil 
der bundesrichterlichen Gewalt.^ 

Für Streitigkeiten über Territorium und Jurisdiktion und 
zwischen Bürgern eines und desselben Staates, die auf Lände- 
reien Anspruch machen, auf welche sie von verschiedenen Staa- 
ten einen Rechtstitel besitzen, hatte der Detailausschuss das alte 
Austrägalverfahren der Konföderationaartikel beibehalten, nur 
dass er dem Senat übertrug, was dort dem Kongreas zugestan- 
den hatte. Der Konvent aber Hess diese Paragraphen fallen und 
wies Prozesse der Art ebenfalls vor die Bimdeagerichte. 

Umgekehrt erging es einer andern Bestimmung des Fünfer- 
entwurfs. Das Recht der öSentlichen Anklage war nämlich darin 
dem Hause der Repräsentanten gegeben, was keinen Wider- 
spruch fand, und zum Gerichtshofe für solche Fälle war das 
Bundesobergericht auseraehen. Als aber im Konvent diese Sache 
zur Verhandlung kam, setzte G. Morris die Vertagung durch, 

'- Ea entBtand nämlich sehr bald die Frage, ob die Bundesgerichtsb&r- 
ksit in allen Prozessen zwischen Staaten und Bürgern zu erkennen habe, 
mögen nun jene die Kläger sein oder diese. Die Mehrheit des Busdesober- 
geriohta bejahte die Frage. Diese Entscheidung rief aber unter den Staaten 
eine allgemeine Bestürzung hervor, und ein Zusatz (das 1 1. Amendement), 
welcher 1793 der Verfassung angehängt wurde, verbot den Bundes- 
gerichten Prozesse anzunehmen, wenn Bürger des In- und Auslaudea 
gegen einen Staat der Union klagen. Story III, 647. 548. 

* Story in, 564. 
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und der Ausschuss vom letzten August entschied sich für den 
Senat. Das Bundesobergericht, erläuterte später Morris in der 
Versammlung, müsse den Präsidenten richten, nachdem er ab- 
gesetzt worden; und Sherman, ein anderes Mitglied des Aus- 
schusses, bemerkte, dass das Bimdesobergericht sich nicht eigne, 
weil die Mitglieder vom Präsidenten ernannt würden. Zwar er- 
hoben Madison und Pinckney Einspruch gegen diese Aenderung, 
welche das Haupt der vollziehenden Gewalt nach ihrer Ansicht 
zu abhängig vom Kongress machte. Ersterer wollte bei der ur- 
sprünglichen Festsetzung stehn bleiben oder noch lieber einen 
Gerichtshof gebildet haben, zu welchem die Bundesrichter dazu 
genommen würden. Aber nur Pennsylvanien und Virginien er- 
klärten sich bereit, den Senat fallen zu lassen; dann erhielt der 
Ausschussbericht mit dem Zusätze, dass auch der Vicepräsident 
und andere Civilbeamte hier angeklagt werden sollten, die Zu- 
stimmung von zehn Staaten. 

Ursprüngliche Gerichtsbarkeit bekam das Bundesobergericht 
nur für die Prozesse, bei denen Gesandte und Konsuln betheiligt 
sind, imd bei denen ein Staat eine Partei bildet.^ 

Neben der Organisation der Staatsgewalten enthielten die 
meisten Einzelverfassungen noch sogenannte Gnmdrechte. Der 
neuen Bundesakte einen besondem Abschnitt dieses Inhalts 
anzufügen, davon war im Konvent lange Zeit nicht die Bede. 
Aber einzelne hierher gehörige Bestimmimgen fanden sich im 
Entwürfe des Detailausschusses, andere unter den Vorschlägen 
welche Pinckney am 20. August schriftlich einreichte. Es findet 
sich nicht, dass jener Ausschuss über die letzteren Bericht er- 
stattet hätte; manches kam aber im Laufe der Berathungen 
wieder und nicht immer vergeblich zur Sprache. So sind denn 
solche Grundrechte zerstreut in den verschiedenen Abschnitten 
der Verfassung enthalten: die Bürger eines jeden Staates sollen 
zu allen Privilegien imd Freiheiten der Bürger der übrigen Staa- 



^ Der Detailiäusschuss hatte noch die Fälle der öffentlichen Anklage da- 
zu genommen, was nun natürlich wegfiel. 



ten berechtigt sein; keine Teatakte darf erlassen, kein Adel 
verliehen werden, kein Bundesheamter ein Geschenk, ein Amt 
oder einen Titel von einer ausländischen Gewalt annehmen. 
Bills of attainder imd Gesetze mit rückwirkender Kraft wurden 
verboten, die Habeaa- corpus- Akte und die Zuziehung von Ge- 
achwornea in peinlichen Fällen gesichert. Die Strafe eines Bim- 
desbeamten, der in Folge der öffentlichen Anklage verurtheÜt 
worden, beschränkte man auf Absetzung und die Erklärung, 
dass er unfähig sei jemals wieder ein Bundesamt zu bekleiden. 
Endlich wurde das Verfahren in Fällen des Hochverraths gegen 
den Bund festgesetzt und die Ausdehnung der Strafe auf die 
Familie des Verbrechers untersagt.^ 

Andre Anträge wurden abgelehnt, z. B, Gewährleistung der 
Pressfreiheit und des Geschwornengericbta in Civilsachen. Jenes 
zu thun, meinte Sherman, sei unnöthig, weil sich die Macht des 
Kongresses auf die Presse nicht erstrecke. Was den zweiten 
Gegenstand betrifft, so fand man es schwer, eine allgemeine 
Bestimmung zu geben, weil die Staaten sowohl hinsichtlich der 
Fälle, wobei Geschworne zugezogen werden müssten, als auch 
in Bezug auf die Bildung der Geschwomengerichte von einander 
abwichen; man könne, wurde gesagt, dem Kongress in dieser 
Angelegenheit Vertrauen schenken. Eben so wurde der Antrag i 



• Luther Martin berichtet (Elliot I, 382) von einem Vorschlage, den et • 
gemacht habe, um den Staaten das Recht zu bewahren, sich mit gewaff- 
neter Hand gegen eine Unterdrückung von Seiteo der Bundesregierung 
EU schützen. Danach sollte keine Handlung eines oder mehrerer Staaten 
gegen den Bund als Hochverrath gelten und so bestraft werden, sondern 
wenn ein oder mehrere Staaten der Union gegen die allgemeine Regierung 
Krieg erheben, so sollte die Haltung jeder Partei und ihrer Anhänger 
gegen einander nach dem Kriega- und Völkerrechte behandelt werden. 
Weder das Konventsprotokoll noch die Aufzeichnungen Madisons haben 
der Nachwelt von diesem Vorschlage Kunde gegeben, jenes wahrschein- 
lich nicht, weil der Antrag zur Ehre der Versammlung nicht zur Abstim- 
mung kam, wozu nach der Geschäftsordnung die Unterstützung ein 
einzigen MitgUedes ausreichte, und Madison m^ diese Thorheit nicht ei 
haben niederschreiben wollen. 
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Masons und Gerrys, dass zur Aufsetzung von Grundrechten ein 
Ausschuss ernannt werden solle, durch eine gleiche Theilung d^ 
Stimmen am 12. September abgelehnt. Die bills of rights der 
Einzelverfassungen, sagte Sherman, würden ja durch die Bun- 
desverfassimg nicht aufgehoben. Grade diese Unterlassung gab 
aber den Gegnern später eine sehr erwünschte Gelegenheit, wider 
die „fireiheitsfeindlichen"' Männer von Philadelphia Anklagen 
zu schleudern, welche sehr geeignet waren, die kurzsichtige 
Menge zu beunruhigen. 

Endlich was Aenderungen der Verfassung betrifFb, so hatte der 
Detailausschuss festgesetzt, dass der Kongress zu diesem Behuf 
einen Konvent berufen müsse, wenn es zwei Drittel der Staaten- 
legislaturen verlangen. Die Versanmüung war ohne weiteres 
dem Vorschlage beigetreten. Am 10. Sept. wurde jedoch von 
zwei Seiten Widerspruch erhoben und eine nochmalige Bera- 
thung gefordert. Gerry glaubte nämlich, wie der Artikel jetzt 
laute, sei die Möglichkeit vorhanden, dass zwei Drittel der Staa- 
ten den Zusanmientritt eines Konvents erhalten imd eine Mehr- 
heit derselben Neuerungen einführe, durch welche die Einzel- 
verfassimgen ganz und gar imigestossen würden. Hamilton da- 
gegen machte darauf aufmerksam, dass die Staatenlegislaturen 
keine Aenderung nachsuchen würden, ausser um ihre Befugnisse 
zu erweitem. Am ehesten müsse der Kongress die Nothwendig- 
keit von Verbesserungen erkennen imd daher zur Berufung 
eines Konventes berechtigt sein, wepn sich in beiden Häusern 
zwei Drittel der Mitglieder dafür erklären. Da das Volk die letzte 
Entscheidimg in Händen habe, so sei eine solche Bestimmung 
gefahrlos. 

Mit grosser Bereitwilligkeit ging man auf eine nochmalige 
Erwägung des Artikels ein, und Sherman, von Gerry imterstützt, 
schlug nun vor, hinzuzufügen, dass auch der Kongress den 
Staaten Aenderungen vorlegen dürfe, dass aber zur Aufnahme 
derselben in die Verfassung die Einwilligung aller Staaten noth- 
wendig sei. Zunächst stiess der zweite Theil des Zusatzes auf 
Widerspruch. Wilson wünschte, dass die Zustimmung von zwei 
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leiden dürften. Am 15. verlangte Sherman die Erklärung hinzu- 
gefügt, dass kein Staat ahne seine Zustimmung in seiner innem 
PoUtik angegriffen oder der gleichen Vertretung im Senate be- 
raubt werden solle. „Beginnt mit diesen besonderen Vorbe- 
halten, rief Madison, und jeder Staat wird auf solchen bestehn!" 
Nur Connecticut, New Jersey imd Delaware stimmten für den 
Zusatz, und Sherman will nun den ganzen Artikel gestrichen 
haben. Das wird gleichfalls verworfen, die Hälfte der Abgeord- 
neten Delawares geht sogar zur Mehrheit über; aber ein Murren 
entsteht imter den Vertretern der kleinen Staaten. Da erhebt 
sich 6. Morris und räth wenigstens in Betreff des zweiten Punk- 
tes dem Wunsche Shermans zu entsprechen. Die Erinnerung an 
trübe Stimden mochte gleich einem Gespenst aus der Nacht der 
Vergangenheit aufsteigen imd mit warnend empor gerichtetem 
Finger die des Endes firohe Versammhing von jedem Wider- 
stände zurückschrecken. Keine Einrede wurde laut, keine ver- 
neinende Stimme abgegeben und die gleiche Vertretung im Se- 
nate für immer den Aenderungsgelüsten der Zukunft entrückt. 
So hat sich der Widerstreit der Interessen und der Kampf der 
grossen und kleinen Staaten bis zimi Schlüsse der Berathungen 
hingezogen I 

Als die Verhandlungen über den Entwurf des Detailaus- 
schusses beendet waren, da ernannte der Konvent noch einen 
Ausschuss, welcher der Verfassung die rechte Ordnung und den 
passenden Ausdruck geben sollte. 6. Morris, Hamilton, Madison, 
King un4 Dr. Johnson wurden für diese Aufgabe gewählt. 

Ein betrübender Auftritt schloss diesen Theil der Sitzungen. 
Der Gk)uvemeur von Virginien, ein Mann, der in seinem engeren 
Vaterlande keinen geringen Einfluss besass, hatte, wie das na- 
türlich war, manches an der Verfassung zu tadeln. Während 
aber bei andern MitgUedem der Versammlung das Missvergnü- 
gen über einzelne Bestimmungen gegen die Vorzüge des ganzen 
Werks erbleichend zurücktrat, legte Bandolph auf seine Aus- 
stellungen einen so grossen Werth, dass er ungewiss war, ob er 
die Einführung eines solchen Systems imterstützen und durch 



die UnterzeJolmuiig desselben sich im voraua die Hände binden 
sollte, wenn er etwa berufen würde, Theil zu nehmen an den 

Berathungen Virginiens über die Annahme oder Verwerfung der 
Verfassung. Er kam zu dem Entschlüsse, dass er sich für diesen 
FaU den Weg offen halten müsse, nach seiner Ueberzeugimg als- 
dann zu stimmen. Indem er nun auf ein Mittel sann, das es ihm 
möglich machte, dennocli seinen Namen unter die Urkunde zu 
setzen, da bot sich seinem Nachdenken kein anderer Ausweg 
dar, als dasa die Staatenkonvente das Recht erhielten, nicht nur 
schlechtweg zu bestätigen oder zu verwerfen, sondern auch Ver- 
besserungavoraohläge zu machen, über welche nachher ein zwei- 
ter Generalkonvent zu entscheiden hätte.' Schon am letzten 
August kündigten er und der gleichgeainnte Mason einen aolchen 
Schritt an, und am 10. September atellte Randolph den förm- 
lichen Antrag, auf welchen sich apäter viele Gegner der neuen 
Verfassung stürzten, um ihre weitergehenden Absichten dahin- 
ter zu verbergen. In versöhnüchem Geiste, wie man wohl an- 
nehmen darf, unterstützte FranMin diese Fordenrng, und Mason 
verlangte, dass der Vorachlag ein oder zwei Tage im Sitzunga- 
zimmer ausUegen sollte. Die beiden Virginier mochten hoffen, 
durch ihr Verfahren auf die Abstimmung bei der letzten Be- 
rathung einzuwirken. 

Am 12. September legte Johnson im Namen des Bevisions- 
ausschusses die Verfassung vor, welche G. Morris aufgesetzt 
hatte,^ zugleich mit einem Schreiben, das sie an den Kongresa 
begleiten soUte. 

' UebrigeuB war ein ähnlicher Antrag Bchon am 23. Juli von G. Morris 
gestellt worden ; die Verfassung Bolle an einen zwoiten Generaikonvent 
gehen, der vom Volke mit der Vollmaoht gewählt wüide, dieselbe za er- 
wägen, zu verbesHem und einzuführen. Damale hatte niemand den Vor- 
schlag unterHtütBt. Als Bandolph und Maeon am letzten August ihre Er- 
klärung abgaben, erwiderte Morris, dasa er längst einen zweiten General- 
künvent gewünscht hätte, von dem er erwarte, daes er die Festigkeit 
haben würde, eine starke Regierung zu errichten, was der Konvent von 
Philadelphia zu thun sich fürchte. 

' Q. Morris an T. Piokering und Madison an Sparks bei Elhot 1, 607. SOS. 
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In vier Sitzungen ging der Konvent sein Werk zum letzten 
Male durch. Mancher Antrag wagte sich dabei wieder hervor 
und ward entweder noch angenommen oder für immer bei Seite 
geschoben, wovon des Zusammenhangs wegen schon in den vor- 
hergehenden Abschnitten die Bede gewesen ist; und wenigstens 
in einigen Dingen entsprach man den Wünschen Bandolphs. 
,J)as grosse Unternehmen, welches manchmal stillzustehn, 
manchmal sich rückwärts zu bewegen schien/^näherte sich dem 
Ziele mit starken Schritten, und wir dürfen glauben, was Wilson 
später im Konvent von Pennsylvanien versichert hat, dass viele 
Mitglieder der Versammlung zuletzt ihre Verwunderung über 
die Frucht ihrer gemeinsamen Thätigkeit ausdrückten.^ 

Aber die Freude blieb nicht ungetrübt. Es war gleichsam ein 
Vorspiel der Spaltung, welche die Frage über die Annahme oder 
Verwerfung unter dem Volk und den Staaten der Union eine 
Zeitlang hervorrief, dass Bandolph sich jetzt von seinen Ge- 
fährten trennte, um auf einsamen Pfaden eine Strecke allein zu 
wandeln und erst nach mancher trüben Stunde sich wieder mit 
ihnen zu vereinigen. Er erneuerte seinen Antrag mit der festen 
Versicherung, dass er sonst seinen Namen nicht unter die Ur- 
kunde setzen könne. Ob er der Verfassung auch später entgegen- 
treten würde, das wusste er in seinem lange dauernden Schwan- 
ken noch nicht zu sagen. Nach ihm erhob sich Oberst Mason und 
that eine gleiche Erklärung. Früher einmal, als der Streit zwi- 
schen den grossen und kleinen Staaten seinen Höhepimkt er- 
reicht, hatte er wohl geäussert : „es könne für niemanden unbe- 
quemer sein als für ihn von seinen Privatgeschäften entfernt zu 
bleiben; aber er werde lieber seine Gebeine in Philadelphia 
begraben lassen als sein Land den Folgen einer Auf lösimg des 
Konventes preisgeben, ohne dass etwas zu Stande gekommen 
sei.'' Manches hatte der alte Mann durchgesetzt, andere Wün- 
sche waren unerhört geblieben. Da sagte er schon am letzten 
August in seiner derben Art, er wolle sich eher die rechte Hand 



^ Elliot n, 426. 



abhauen als mit ihr die Verfassung imterzeichnen. Jetzt erklärte 
er, dieselbe werde zur Monarchie oder zu einer tyrannischen 
Aristokratie führen, deshalb könne er seinen Namen nur dar- 
unter setzen, wenn sich das Volk noch einmal aussprechen dürfe. 
Zu ihm zu sagen: Nimm dies oder nichts! sei ungehörig. Ein 
zweiter Generalkonvent werde von der öffentlichen Meinung ge- 
nauer unterrichtet und daher besser im Stande sein ein derselben 
entsprechendes System aufzustellen. 

Den beiden Virginiem gesellte sich Gerry aus Massachusetts 
zu. Von den übrigen Abgeordneten hatten ausser Yatea und 
Lansing noch elf die Versammlung schon verlassen, nicht alle 
der Verfassung entgegen, zum Theil aber durch besondere Ge- 
schäfte oder andere Umstände vor dem Schlüsse der Sitzungen 
nach Hause gerufen.^ Aber gewiss hätten sich jenem Trium- 
virate Mercer und Luther Martin angeschlossen. Letzterer, der 
Generalataatsanwalt von Maryland, war ein sehr gelehrter Ju- 
rist, aber ein wunderUcher und etwas überspannter Mann; seine 
Vorschläge gingen nicht selten auf eme Unterordnung des Gan- 
zen unter die Theile hinaus, seine Reden zeichneten sich durch 
Heftigkeit und Weitschweifigkeit, durch unzuaammenhängende 
und seichte Beweisführung aus.* Von den anwesenden Mitglie- 
dern erhob sich nur Pinckney, um gegen den gestellten Antrag 
zu sprechen, der ganz geeignet sei Verwirrung und Zwiespalt 
hervorzurufen. „Die Staaten, rief er, werden in ihren Plänen 
niemals übereinkommen und eben so wenig die Abgeordneten 
zu einem zweiten Generalkonvent, unter den einander wider- 
sprechenden Eindrücken zusammentretend, welche sie von ihren 

' Krankheit in der Familie rief Dftvie ab; s. National Portrait GftUery 
m. Von Strong und EUsworth wird auch versichert, daSB sie für die An- 
nahme waren; a. Pitkin II, 262. Ämnk. 2. Von letzterem beweist es auch 
daa Schreiben bei Elliot I, 491. 

' Mftdison's Papers II, Ö74. 976. 977. Yates bei Elliot I, 403. Nat 
Portr. Gallery III. Martina Vertheidigunp seines Verhaltens im Konvent 
(Elliot I, 344—339) zeigt dieselben Eigensohaften. Im Konvent von 
Maryland stimmte er mit Hercer gegen die Annahi 
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Wählern empfangen haben." Auch Pinckney hatte Einwen- 
dungen; er tadelte die „verächtliche Schwäche und Abhängig- 
keit der vollziehenden Gewalt," die Befugniss einer einfachen 
Mehrheit des Kongresses über den Handel; aber die Gefalir all- 
gememer Verwirrung und zuletzt eine Entscheidung durch das 
Schwert fürchtend, versprach er dem Plane seine Unterstützung. 
Alle Staaten verwarfen Bandolphs Antrag imd erklärten ihre 
Zustimmimg zur Verfassung, welche nun auf Befehl des Hauses 
auf Pergament geschrieben ward, um den folgenden Montag 
unterzeichnet zu werden. 

Jene drei Mitglieder von ihrem verderblichen Entschluss ab- 
zubringen, ersann des 6. Morris erfinderischer Geist eine zwei- 
deutige Formel, wonach die Unterschrift nur die Thatsache 
bezeugen sollte, dass alle vertretenen Staaten die Verfassung 
angenommen hätten.^ Denn da drei Abgeordnete Virginiens 
sich für dieselbe, zwei dagegen erklärten, so war die Stimme 
dieses Staates allerdings bejahend, und ähnlich verhielt es sich 
mit Massachusetts. Damit aber der Vorschlag grössere Aussicht 
auf Erfolg habe, gab ihn Morris dem Dr. Franklin, und dieser 
erhob sich am 17. September, jene bekannte und charakteristi- 
sche Bede in der Hand, die er von seinem Landsmann Wilson 
vorlesen liess: 

„Ich bekenne, dass es verschiedene Theile dieser Verfassung 
gibt, welche ich nicht billige; aber ich bin nicht sicher, dass ich 
sie niemals billigen werde. Denn in meinem langen Leben habe 
ich hin und wieder die Erfahrung gemacht, dass ich diurch bes- 
sere Belehrung oder diurch weiteres Nachdenken meine Meinung 
selbst in wichtigen Dingen ändern musste, über die ich anfangs 
im Recht zu sein wähnte, nachher aber anders dachte. Je älter 
ich also werde, desto mehr bin ich geneigt an meinem eigenen 
Urtheile zu zweifeln imd dem Urtheile anderer grössere Achtung 
zu zollen. Freilich glauben sowohl die meisten Menschen als 

^ „Geschehn im Konvent mit eüistimmiger Einwilligung der anwesen- 
den Staaten. Zimi Zeugnias dessen haben wir unsere Namen darunter 
gesetzt.*' 



auch die meisteii ReligionssekteD, dass sie im Besitz aller Wahr- 
heit seien und daaa andere so weit irren, als sie von ihnen ab- 
weichen. Steete, ein Protestant, erzählt in einer Widmung dem 
Papste, der einzige Unterschied zwischen imsern Kirchen in 
Betreff ihrer Ansichten über die Gewissheit ihrer Lehren sei der, 
dass die römische Kirche unfehlbar, die englische niemals im 
Unrecht sei. Aber obwohl viele Privatpersonen fast eben ao hoch 
von ihrer eigenen Unfehlbarkeit denken wie von der ihrer Sekte, 
80 drücken es doch wenige so naiv aus wie eine französische 
Dame, die hei einem Streit mit ihrer Schwester sagte: Ich weiss 
nicht, hebe Schwester, wie es kommt, aber ich finde niemanden, 
der immer Recht hat, ausser mir. 

Mit diesen Gesinnungen stimme ich dieser Verfassung bei mit 
allen ihren Fehlem, wenn es solche sind, weil uns eine allge- 
meine Regierung nach meinem Dafürhalten notthut und es 
keine Regierungsform gibt, die nicht ein Segen für das Volk sein 
kann, wenn sie gut zur Ausführung gebracht wird; imd weil ich 
ferner glaube, daaa diese wahracheinlich eine Zeitlang gut zur 
Ausfühnmg gebracht werden wird und nur dann in Despotismus 
endigen kann, wie es mit andern Formen früher geschehn ist, 
wenn das Volk ao verdorben ist, dass es einer despotischen Regie- 
rung bedarf, unfähig für eine andere. Ich bezweifle ferner, ob ein 
zweiter Konvent, den wir etwa erhalten, eine bessere Verfassung 
zu machen im Stande ist. Denn wenn ihr eine Anzahl Männer 
versammelt, um den Vortheil ihrer vereinigten Weisheit zu ha- 
ben, so versammelt ihr unvermeidlich mit diesen Männern all 
ihre Vorurtheile, Leidenschaften, Meinungsirrthümer, ihre ört- 
lichen Interessen und eigennützigen Absichten. Kann man von 
einer solchen Versammlung ein vollkommenes Werk erwarten ? 
Es setzt mich also in Erstaunen, wenn ich finde, dass dieses 
System sieh der Vollkommenheit so sehr nähert, wie es der Fall 
ist; und ich denke, es wird unsre Feinde in Erstaunen setzen, 
welche zuversichtlich hoffen zu hören, dass unsre Berathungen 
aich verwirren gleich denen der Baumeister von Babel, und dass 
unsre Staaten im Begriff stehn eich zu trennen, bloss um sich 
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nachher zu treffen und einander za erwürgen. So willige ich m 
diese Verfassung, weil ich keine bessere erwarte und nicht ge- 
wiss bin, ob es nicht die beste ist. Die Meinungen, die ich von 
ihren Irrthümem gehabt, opfre ich dem allgemeuien Best^L 
Niemals habe ich ausserhalb eine Sylbe davon geflüstert. In 
diesen Mauern wurden sie geboren und hier sollen sie sterben. 
Wollte jeder von uns bei der Bückkehr zu seinen Wählern die 
Einwendungen, die er gegen die Verfassung gehabt hat, auf- 
zählen und Parteigänger für dieselben zu gewinnen trachten, 
dann könnten wir ihre allgemeine Annahme hindern und da- 
durch aller heilsamen Folgen und grossen Vortheile verlustig 
gehn, die uns sowohl in Bezug auf fremde Nationen als unter uns 
selbst aus unsrer wirklichen oder scheinbaren Einstimmigkeit 
erwachsen werden. Ein grosser Theil der Kraft und Wirksam- 
keit einer Regierung bei Förderung und Sicherung des Volks- 
wohls beruht auf der Meinung — auf der allgemeinen Meinung 
von der Trefflichkeit der Verfassung und von der Weisheit und 
Unbescholtenheit der Begierenden. Ich hoffe deshalb, dass wir 
unsertwegen als eines Theiles des Volks und um der Nachkom- 
menschaft willen diese Verfassung, wenn sie vom Kongress ge- 
billigt und von den Konventen bestätigt ist, so weit unser Ein- 
fluss reicht, herzlich und einstimmig empfehlen und künftig 
imsre (bedanken und Bemühungen auf die Mittel richten werden, 
sie wohl zur Ausführung gebracht zu sehn. 

Zuletzt kann ich nicht umhin, den Wunsch auszusprechen, 
dass jedes Mitglied des Konvents, das noch einige Ausstellungen 
an der Verfassung zu machen hat, bei dieser Gelegenheit ein 
wenig mit mir an seiner eigenen Unfehlbarkeit zweifle und, um 
imsre Einstimmigkeit zu zeigen, seinen Namen unter diese Ur- 
kunde setze." 

Nach diesen Worten erhob sich Grorham von Massachusetts 
und wagte noch einen Antrag zu stellen, um die Einwände gegen 
die Verfassung zu vermindern. Der Entwurf des Detailausschus- 
ses hatte bestimmt, dass immer auf 40,000 Einwohner ein Re- 
präsentant konunen solle, vom Konvent war aber auf die Be- 



merkimg Madisons, dass die Zahl der Volksvertreter' mit der 
wachsenden Bevölkerung übermässig zunehmen würde, eine 
kleine Äenderung gemacht worden, welche dem neuen Kongreaa 
erlaubte den Massstab zu erhöhn, nicht aber ihn herabzusetzen. 
Jetzt schlug veraöhnhch Gorham vor, die 40,000 in 30,000 zu 
verwandeln und so dem Kongress, ohne ihn an die letztere Zahl 
zu binden, doch einen grösBem Spielraum zu geben. King und 
Carroll unterstützten den Antrag. Als darauf der Präsident des 
Konventes sich erhob, um die Frage zu stellen, da betheiligte 
er sich zum ersten Mal an den Verhandlungen und gestand, die 
Annahme dieser Äenderung würde ihm eine grosse Befriedigung 
gewäJu-en. Es sei zu wünschen, dass der Einwendungen gegen 
die Verfassung möglichst wenige seien ; viele hätten die im Ver- 
hältnifla zur Bevölkerung zu geringe Zahl der Repräsentanten 
als eine tmzureichende Bürgschaft für die Rechte und Interessen 
des Volks betrachtet, und er bekenne, dass er den in Rede ste- 
henden Beschluss des Konventes stets unter die fehlerhaften 
Theüe dea SysteniB gereclinet. Und „in dem Geiate der Freund- 
schaft und gegenseitiger Nachgiebigkeit" wurde der Antrag ein- 
stimmig angenommen. Dann erklärten alle Staaten ihre Ge- 
nehmigung zur Unterzeichnung der Urkunde. 

So war wiederum ein Anstoss Randolphs gemildert, wenn 
nicht beseitigt worden; allein er liesa nicht von einem Ent- 
echlusse, welcher ihn später gereuen mochte. Wohl bat ihn 
Franklin noch einmal seine Einwendungen aufzugeben, mit sei- 
nen Brüdern zu gehn und dadurch das grosse Unheil zu ver- 
hüten, welches die Verweigerung seiner Unterschrift hervor- 
bringen könne. „Keines Menschen Ideen, rief Hamilton in glei- 
cher Sorge, weichen mehr von der Verfassung ab als meine eige- 
nen. Aber ist es möglich sich zu besinnen, wenn man Anarchie 
und Verwirrung auf der einen Seite vor sich hat und dagegen 
erspriesshche Folgen von der Annahme des Planes sich ver- 
sprechen darf ?" Aber alle diese Worte verhallten ohne Wirkung; 
Randolph, Mason und Gerry blieben unbeweglich. Die übrigen 
neun imd dceissig Mitglieder, die Vertreter von elf Staaten und 
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Hamilton, der von den Abgeordneten New Yorks allein zu- 
gegen war, setzten nun ihre Namen miter die Urkmide, von 
ihnen Blount aus Nord-Carolina in dem Sinne, dass er die That- 
sache der einstimmigen Annahme durch alle Staaten bezeugte. 

Während die letzten Mitglieder unterzeichneten, bemerkte 
Franklin, nach dem Präsidentenstuhl gewendet, hinter welchem 
eine aufgehende Sonne gemalt war, mit einem artigen Gleichniss 
zu einigen Umstehenden: die Maler hätten es schwer gefunden 
in ihrer Kunst eine aufgehende Sonne von einer untergehenden 
zu unterscheiden. Ich habe, fiihr er fort, im Laufe der Bera- 
thungen und während HoShung und Furcht hinsichtlich des 
Ausgangs in mir wechselten, wiederholt dorthin geblickt, ohne 
dass ich sagen konnte, ob es eine aufgehende oder eine unter- 
gehende wäre; jetzt aber bin ich endlich so glücklich zu wissen, 
dass es eine aufgehende Sonne ist. 

Die Verfassung, welche das Staatenhaus von Philadelphia, 
wie man den Konvent bezeichnen könnte, nach fast viermonat- 
licher angestrengter Thätigkeit glücklich vollendet hatte, war 
noch ein blosser Vorschlag, ausgegangen freilich von einer Ver- 
sammlung, welche die bedeutendsten Staatsmänner Amerikas 
in sich schloss, aber der Bestätigung bedürfend. In welcher Weise 
dieselbe erfolgen sollte, das war eine ernste und wichtige Frage 
gewesen. Der Virginia-Plan hatte die Entscheidung dem Volke 
zugewiesen; im Jersey-Entwürfe waren die Legislaturen an die 
Stelle gesetzt worden. In beiden Berathungen erklärte sich der 
Konvent für jene Art. Niemals aber war unter diesen durch die 
Erfahrung gebildeten Staatsmännern die Bede davon, ihr Werk 
den Zufallen preiszugeben, die eine unmittelbare Abstimmung 
der einzelnen Bürger begleiten können. Vielmehr dachte man 
auch hier an Abgeordnete, die, vom Volke selbst in jedem Staate 
gewählt, den Willen desselben aussprechen sollten. Von den 
Beschlüssen dieser dreizehn Versammhingen oder Konvente 
wurde der Ausgang der reformatorischen Bewegung abhängig 
ffemacht. 

I minder klug und auch wohl nothwendi^ war es den 
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Legislaturen die Entscheidung nicht in die Hände zu legen. 
Denn zunächst that die neue Bundesverfassung bedeutende Ein- 
griffe in die Verfassungen der Einzelstaaten, und es war wenig- 
stens zweifelhaft, ob unter diesen Umständen jene Körper- 
schafben berechtigt seien ihre Zustimmung zu ertheilen. Dann 
liess sich vermuthen, dass Männer, welche das Volk nur für den 
einen Zweck gewählt hätte, mit grösserer Unparteilichkeit prü- 
fen würden als die Legislaturen, deren Macht verkürzt werden 
sollte. Letzteren lagen ausserdem noch zahlreiche andre Ge- 
schäfte ob; die nothwendige Erledigung derselben vorschützend 
konnten die Demagogen, um ihre bedrohte Wichtigkeit zu ret- 
ten, die Entscheidung von einer Zeit zur andern hinausschieben 
und die Reform dadurch vereiteln. Femer bestand die Legis- 
latur in elf Staaten aus zwei Häusern, für den gegenwärtigen 
Fall ein erschwerender Umstand, so heilsam das Zweikammer- 
system im gewöhnlichen Laufe der Dinge sich erweist. Auch 
waren viele tüchtige Männer durch Stand, Amt und andre Ur- 
sachen von den Landesversammlungen ausgeschlossen, während 
ihrem Eintritt in einen Konvent kein gesetzliches Hindemiss 
entgegenstand. Grorham gedachte der Geistlichen, die im allge- 
meinen Freunde einer guten Verfassung wären und in Massa- 
chusetts bei der nämlichen Gelegenheit schätzbare Dienste ge- 
leistet hätten. Endlich glaubten manche, dass die Einwilligung 
aller dreizehn Staaten nothwendig sein würde, wenn die Be- 
stätigung nach dem letzten Artikel der Bundesakte den Legis- 
laturen zufiele. Da durfte nur das kleine Rhode Island seine heil- 
lose Politik fortsetzen, und die Arbeit des Konvents von Phila- 
delphia erfahr das Schicksal des Entwurfs vom Jahre 1754. 

Diese Gründe bewogen die Versammlung, als sie am letzten 
August zujEn dritten Mal über diesen Gegenstand berieth, den 
alten Beschluss aufrecht zu halten imd den vermittelnden An- 
trag von G. Morris abzulehnen, welcher es den Staaten über- 
lassen wollte, sich für die eine oder die andre Art zu entscheiden. 
Sie verwarf es femer, die Einführung von dem Beitritt aller 
Staaten abhängig zu machen, wofür allein Maryland stimmte. 
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Hamilton, der von den Abgeordneten New Yorks allein zu- 
gegen war, setzten nun ihre Namen miter die Urkunde, von 
ihnen Blomit aus Nord-Carolina in dem Sinne, dass er die That- 
saohe der einstimmigen Annahme durch alle Staaten bezeugte. 

Während die letzten Mitglieder unterzeichneten, bemerkte 
Franklin, nach dem Präsidentenstuhl gewendet, hinter welchem 
eine aufgehende Sonne gemalt war, mit einem artigen Glrichniss 
zu einigen Umstehenden: die Maler hätten es schwer gefunden 
in ihrer Kunst eine aufgehende Sonne von einer untergehenden 
zu unterscheiden. Ich habe, fuhr er fort, im Laufe der Bera- 
thungen und während Hoffiiung und Furcht hinsichtlich des 
Ausgangs in mir wechselten, wiederholt dorthin geblickt, ohne 
dass ich sagen konnte, ob es eine aufgehende oder eine untor- 
gehende wäre; jetzt aber bin ich endlich so glücklich zu wissen, 
dass es eine aufgehende Sonne ist. 

Die Verfassung, welche das Staatenhaus von Philadelphia, 
wie man den Konvent bezeichnen könnte, nach fast viennonat* 
lieber angestrengter Thätigkeit glücklich vollendet hatte, war 
noch ein blosser Vorschlag, ausgegangen freilich von einer Ver- 
sammlung, welche die bedeutendsten Staatsmänner Amerikas 
in sich schloss, aber der Bestätigung bedürfend. In welcher Weise 
dieselbe erfolgen sollte, das war eine ernste und wichtige Frage 
gewesen. Der Virginia-Plan hatte die Entscheidimg dem Volke 
zugewiesen; im Jersey-Entwürfe waren die Legislaturen an die 
Stelle gesetzt worden. In beiden Berathungen erklärte sich der 
Konvent für jene Art. Niemals aber war unter diesen durch die 
Erfahrung gebildeten Staatsmännern die Rede davon, ihr Werk 
den Zufallen preiszugeben, die eine mmiittelbare Abstimmung 
der einzelnen Bürger begleiten können. Vielmehr dachte man 
auch hier an Abgeordnete, die, vom Volke selbst in jedem Staate 
gewählt, den Willen desselben aussprechen sollten. Von den 
Beschlüssen dieser dreizehn Versammlungen oder Konvente 
wurde der Ausgang der reformatorischen Bewegung abhängig 
gemacht. 

KaujEn minder klug und auch wohl nothwendi^ war es den 
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Legislaturen die Entscheidmig nicht in die Hände zu legen. 
Denn zunächst that die neue Bundesverfassung bedeutende Ein- 
griffe in die Verfassungen der Einzelstaaten, und es war wenig- 
stens zweifelhaft, ob unter diesen Umständen jene Körper- 
schafben berechtigt seien ihre Zustimmung zu ertheilen. Dann 
liess sich vermuthen, dass Männer, welche das Volk nur für den 
einen Zweck gewählt hätte, mit grösserer Unparteilichkeit prü- 
fen würden als die Legislaturen, deren Macht verkürzt werden 
sollte. Letzteren lagen ausserdem noch zahlreiche andre Ge- 
schäfte ob ; die nothwendige Erledigung derselben vorschützend 
konnten die Demagogen, um ihre bedrohte Wichtigkeit zu ret- 
ten, die Entscheidung von einer Zeit zur andern hinausschieben 
und die Reform dadurch vereiteln. Femer bestand die Legis- 
latur in elf Staaten aus zwei Häusern, für den gegenwärtigen 
Fall ein erschwerender Umstand, so heilsam das Zweikammer- 
system im gewöhnlichen Laufe der Dinge sich erweist. Auch 
waren viele tüchtige Männer durch Stand, Amt und andre Ur- 
sachen von den Landesversammlungen ausgeschlossen, während 
ihrem Eintritt in einen Konvent kein gesetzliches Hindemiss 
entgegenstand. Grorham gedachte der Geistlichen, die im allge- 
meinen Freunde einer guten Verfassung wären und in Massa- 
chusetts bei der nämlichen Gelegenheit schätzbare Dienste ge- 
leistet hätten. Endlich glaubten manche, dass die Einwilligung 
aller dreizehn Staaten nothwendig sein würde, wenn die Be- 
stätigung nach dem letzten Artikel der Bundesakte den Legis- 
laturen zufiele. Da durfte nur das kleine Rhode Island seine heil- 
lose Politik fortsetzen, und die Arbeit des Konvents von Phila- 
delphia erfahr das Schicksal des Entwurfs vom Jahre 1754. 

Diese Gründe bewogen die Versammlung, als sie am letzten 
August zum dritten Mal über diesen Gegenstand berieth, den 
alten Beschluss aufrecht zu halten und den vermittelnden An- 
trag von G. Morris abzulehnen, welcher es den Staaten über- 
lassen wollte, sich für die eine oder die andre Art zu entscheiden. 
Sie verwarf es femer, die Einführung von dem Beitritt aUer 
Staaten abhängig zu machen, wofür allein Maryland stimmte. 
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Hamilton, der von den Abgeordneten New Yorks aUein zu- 
gegen war, setzten nun ihre Namen miter die Urkunde, Ton 
ihnen Blount aus Nord-Carolina in dem Sinne, dass er die That- 
Sache der einstimmigen Annahme durch alle Staaten bezeugte. 

Während die letzten Mitglieder unterzeichneten, bemerkte 
Franklin, nach dem Präsidentenstuhl gewendet, hinter welchem 
eine aufgehende Sonne gemalt war, mit einem artigen Gleichniss 
zu einigen Umstehenden: die Maler hätten es schwer gefunden 
in ihrer Kunst eine aufgehende Sonne von einer untergehenden 
zu unterscheiden. Ich habe, fuhr er fort, im Laufe der Bera- 
thungen imd während Hoffiiung imd Furcht hinsichtlich des 
Ausgangs in mir wechselten, wiederholt dorthin geblickt, ohne 
dass ich sagen konnte, ob es eine aufgehende oder eine unter- 
gehende wäre; jetzt aber bin ich endlich so glücklich zu wissoa, 
dass es eine aufgehende Sonne ist. 

Die Verfassung, welche das Staatenhaus von Philadelphia, 
wie man den Konvent bezeichnen könnte, nach fast viermonat- 
licher angestrengter Thätigkeit glücklich vollendet hatte, war 
noch ein blosser Vorschlag, ausgegangen freilich von einer Ver- 
sammlung, welche die bedeutendsten Staatsmänner Amerikas 
in sich schloss, aber der Bestätigung bedürfend. In welcher Weise 
dieselbe erfolgen sollte, das war eine ernste und wichtige Frage 
gewesen. Der Virginia-Plan hatte die Entscheidung dem Volke 
zugewiesen; im Jersey-Entwürfe waren die Legislaturen an die 
Stelle gesetzt worden. In beiden Berathungen erklärte sich der 
Konvent für jene Art. Niemals aber war unter diesen durch die 
Erfahrung gebildeten Staatsmännern die Rede davon, ihr Werk 
den Zufallen preiszugeben, die eine unmittelbare Abstimmung 
der einzelnen Bürger begleiten können. Vielmehr dachte man 
auch hier an Abgeordnete, die, vom Volke selbst in jedem Staate 
gewählt, den Willen desselben aussprechen sollten. Von den 
Beschlüssen dieser dreizehn Versammlungen oder Konvente 
wurde der Ausgang der reformatorischen Bewegung abhängig 
gemacht. 

KaujEU minder klug und auch wohl nothwendij^ war es den 
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Legislaturen die Entscheidung nicht in die Hände zu legen. 
Denn zunächst that die neue Bundesverfassung bedeutende Ein- 
griffe in die Verfassungen der Einzelstaaten, und es war wenig- 
stens zweifelhaft, ob unter diesen Umständen jene Körper- 
schaften berechtigt seien ihre Zustimmung zu ertheilen. Dann 
liess sich vermuthen, dass Männer, welche das Volk nur für den 
einen Zweck gewählt hätte, mit grösserer Unparteilichkeit prü- 
fen würden als die Legislaturen, deren Macht verkürzt werden 
sollte. Letzteren lagen ausserdem noch zahlreiche andre Ge- 
schäfte ob; die nothwendige Erledigung derselben vorschützend 
konnten die Demagogen, um ihre bedrohte Wichtigkeit zu ret- 
ten, die Entscheidung von einer Zeit zur andern hinausschieben 
und die Reform dadurch vereiteln. Femer bestand die Legis- 
latur in elf Staaten aus zwei Häusern, für den gegenwärtigen 
Fall ein erschwerender Umstand, so heilsam das Zweikammer- 
system im gewöhnlichen Laufe der Dinge sich erweist. Auch 
waren viele tüchtige Männer durch Stand, Amt und andre Ur- 
SB/chen von den Landesversammlungen ausgeschlossen, während 
ihrem Eintritt in einen Konvent kein gesetzliches Hindemiss 
entgegenstand. Grorham gedachte der Gleistlichen, die im allge- 
meinen Freunde einer guten Verfassung wären und in Massa- 
chusetts bei der nämlichen Gelegenheit schätzbare Dienste ge- 
leistet hätten. Endlich glaubten manche, dass die Einwilligung 
aller dreizehn Staaten nothwendig sein würde, wenn die Be- 
stätigung nach dem letzten Artikel der Bundesakte den Legis- 
laturen zufiele. Da durfte nur das kleine Rhode Island seine heil- 
lose Politik fortsetzen, und die Arbeit des Konvents von Phila- 
delphia erfahr das Schicksal des Entwurfs vom Jahre 1754. 

Diese Gründe bewogen die Versammlung, als sie am letzten 
August zum dritten Mal über diesen Gegenstand berieth, den 
alten Beschluss aufrecht zu halten imd den vermittelnden An- 
trag von G. Morris abzulehnen, welcher es den Staaten über- 
lassen wollte, sich für die eine oder die andre Art zu entscheiden. 
Sie verwarf es femer, die Einfuhrung von dem Beitritt aUer 
Staaten abhängig zu machen, wofür aUein Maryland stimmte. 



Hamilton, der von den Ahgecxdiwten New Torks alkin zu- 
gegen war, setzten nun ihre Namen miler die Urkonde, vcm 
ihnen Bloont ans Nord-Caitdina in dem Sinne, daae er die That- 
•ache der etnutlmmigen Annahme durch alle Staaten beeeogta 

Während die letzten Mitglieder unterzeichneten, bemerkte 
Franklin, nach dem Ptiaidentenstohl gewendet, hinter welchem 
eine aufgehende Sonne gemalt war, mit dnem artigen Gleichnias 
zu einigen Umatehendm: die Maler hatten es schwer gefunden 
in ihrer Kunst eine aufgehende Sonne von einer untergehenden 
zu unterscheiden. Ich habe, fuhr er fort, im Laufe der Bera- 
thungen und währ«id Hoffiiung und Furcht hinnichtMoh das 
Ausgangs in mir wechselten, wiederholt dorthin geblickt, ohne 
dass ich sagen konnte, ob es eine aufgdiende oder eine unter- 
gehende wäre; jetzt aber bin ich endlich so ^ücklich zu wissen, 
dass es eine aufgehende Sonne ist. 

Die Verfassung, welche das Staatenhaus von Philadelphia, 
wie man den Konvent bezeichnen könnte, nach fast viermonat- 
Uoher angestrengter Thätigkeit glücklich vollendet hatte, war 
noch ein blosser Vorschlag, ausgegangen fireilioh von dner Ver- 
sammlung, welche die bedeutendsten Staatsmanner Amerikas 
in sich aohloas, aber der Bestätigung bedürfend. In welcher Weise 
diaaelbe erfolgen sollte, das war eine ernste und wichtige Frage 
geweaen. Der Virginia-Plan hatte die Entscheidung dem Volke 
»ugewieaen ; im Jeraey-Entwurfe waren die Legislaturen an die 
Sw41e gesetat worden. In beiden Berathungen erklarte sich der 
Kin\vei\t tiiv jei\e Art. Niemals aber war unter diesen durch die 
UvfHhruiig geMldaten Staatsmännern die Rede davon, ihr Werk 
dtm ZutUUen preiaaugeben, die eine unmittelbare Abstimmung 
k\w eiuaelnei\ Bürger begleiten können. Vielmehr dachte man 
Ä\4ivh hiw «M\ Abgeordnete, die, vom Volke selbst in jedem Staate 
gewählt, den Willen desselben aussprechen sollten. Von den 
Beachlüasen dieser dreizehn Versammlungen oder Konvente 
wurde der Ausgang der reformatorischen Bewegung abhängig 
gemacht. 

Kaum minder klug und auch wohl nothwendij^ war es den 



Legislaturen die Entscheidung nicht in die Hände zu legen. 
Denn zunächst that die neue Bundesverfassung bedeutende Ein- 
griffe in die Verfassungen der Einzelstaaten, tind es war wenig- 
stens zweifelhaft, ob unter diesen Umständen jene Körper- 
acliaften berechtigt seien ihre Zustimmung zu ertheilen. Dann 
liess sich vermuthen, dass Männer, welche das Volk mir für den 
einen Zweck gewählt hätte, mit grösserer Unparteilichkeit prü- 
fen würden als die Legislaturen, deren Macht verkürzt werden 
sollte. Letzteren lagen ausserdem, noch zahlreiche andre Ge- 
schäfte ob ; die nothwendige Erledigung derselben vorschützend 
konnten die Demagogen, um ihre bedrohte Wichtigkeit zu ret- 
ten, die Entscheidung von einer Zeit zur andern hinausachieben 
und die Beform dadurch vereiteln. Ferner bestand die Legis- 
latur in elf Staaten aus zwei Häusern, für den gegenwärtigen 
Fall ein erschwerender Umstand, so heilsam das Zweikammer- 
system im gewöhnlichen Laufe der Dinge sich erweist. Auch 
waren viele tüchtige Männer durch Stand, Amt und andre Ur- 
sachen voQ den Landesversammlungen ausgeschlossen, während 
ihrem Eintritt in einen Konvent kein gesetzliches Hindernisa 
entgegenstand. Gorham gedachte der Geistlichen, die im allge- 
meinen Freunde einer guten Verfassung wären und in Massa- 
chusetts bei der nämlichen Gelegenheit schätzbare Dienste ge- 
leistet hätten. Endlich glaubten manche, dass die Einwilligung 
aller dreizehn Staaten nothwendig sein wurde, wenn die Be- 
stätigung nach dem letzten Artikel der Bundesakte den Legis- 
laturen zufiele. Da durfte nur das kleine Rhode Island seine heil- 
lose Politik fortsetzen, und die Arbeit des Konvents von Phila- 
delphia erfuhr das Schicksal des Entwurfs vom Jahre 1754. 

Diese Gründe bewogen die Versammlung, als sie am letzten 
August zum dritten Mal über diesen Gegenstand berieth, den 
alten Beschluss atifrecht zu halten und den vermittelnden An- 
trag von G. Morris abzulehnen, welcher es den Staaten über- 
lassen wollte, sich für die eine oder die andre Art zu entscheiden. 
Sie verwarf es femer, die Einführung von dem Beitritt aUer 
Staaten abhängig zu machen, wofür allein Maryland stimmte. 
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Dagegen erachtete sie auch die von Wilson vorgeschlagene ein- 
fache Mehrheit nicht für ausreichend, sondern sie forderte die 
Annahme durch neun Staaten, eine durch die Bundesartikel bei 
allen wichtigem Dingen herkömmliche Zahl. Ausserdem erklärte 
sie, wie sie nicht anders konnte, dass die Verfassimg nur für die 
beigetretenen Staaten Giltigkeit haben sollte. 

Dass die Urkunde dem Kongress zugeschickt werden müsste, 
stand ausser Zweifel; aber weislich vermied man zuletzt, wofür 
man sich anfangs entschieden hatte, seine Billigung ausdrück- 
lich zu verlangen. Schwieriger war es, das Verhältniss zu den 
Legislaturen zu bestimmen, von denen die reformatorische Be- 
wegung ausgegangen war und welche die Macht in Händen hat- 
ten. Sollte man ihnen die Verpflichtung auferlegen, jene Kon- 
vente zu berufen ? Ein Antrag der Art wurde wohl gestellt, aber 
verworfen, und die Versammlung begnügte sich die Ausführung 
ihrer Vorschläge hinsichtlich der Bestätigung der Verfassung 
auf eine indirekte Weise den Legislaturen anzuempfehlen. Sie 
zeigte hier allerdings eine Unbestimmtheit, die man ihr sonst 
nicht eben vorwerfen kann. Aber diese Unentschiedenheit ge- 
reicht ihr nicht zum Tadel, denn sie hat ihren Grund in der Ach- 
tung vor den bestehenden Gewalten und in dem Bestreben die 
Gränzen der Berechtigung nicht ohne Noth zu überschreiten.^ 

Zum letzten Male vereinigte die Mitglieder dieser denkwürdi- 
gen Versammlung ein gemeinschaftliches Essen in demselben 
Eaume.^ Dann nahmen sie herzlichen Abschied von einander 
und trennten sich, um den helleren politischen Anschauungen, 



^ Die Zahl der Staaten, von deren Beitritt die Einführung abhängen 
sollte, bildete später den Sohluss der Verfassung; die übrigen Bestimmun- 
gen, nämlich dass die Verfassung an den Kongress gesendet und nach der 
Ansicht der Versammlung Konventen, die „au/ die Empfehlung der Legis- 
laturen^*" berufen worden, vorgelegt werden sollte, wurden spater von der 
Verfassung selbst getrennt und in einem besonderen Einführungsgesetze 
vorangestellt. Nur in der angeführten Weise geschah übrigens der Legis- 
laturen Erwähnung. 

* Washington's Diary, Writings IX, 641. 



welche durch gegenseitige Aufklänmg und verbundene Thätig- 
keit ihr Eigenthum geworden waren, nun auch in weiteren 
Kreisen Eingang zu veraciiafFen und ihrem Werke dadurch einen 
empfänglichen Boden zu bereiten. Washington aber sandte die 
Verfassung mit folgendem Schreiben des Konvents an die Bun- 
desversammlung : 

Wir haben jetzt die Ehre der Erwägung der im Kongress ver- 
sammelten Vereinigten Staaten diejenige Verfassung vorzulegen, 
welche una als die annehmlichste erschienen ist. 

Die Freunde unsere Vaterlandes haben lange gesehn und ge- 
wünscht, daes die Entscheidung über Krieg und Frieden, das 
Kecht Verträge zu scbU^sen, Steuern zu erheben und den Han- 
del zu regeln so wie die entsprechende vollziehende und richter- 
liche Giewalt vollständig imd wirksam der allgemeinen Regierung 
der Union anvertraut würden. Aber einer einzigen Versammlung 
so ausgedehnte Befugnisse zu übertragen ist offenbar unthun- 
lich; hieraus entspringt die Nothwendigkeit einer verschiedenen 
Organisation. Es ist augenscheinlich unausführbar, dass die 
Staaten alle Rechte einer unabhängigen Souveränität besitzen 
und dass dennoch die Bundesregierung für die Wohlfahrt und 
Sicherheit aller sorge. Wenn Individuen in eine Gesellschaft 
zusammentreten, müssen sie einen Theil ihrer Freiheit aufgeben, 
um den Rest zu behalten. Die Qrösse des Opfers muss sowohl 
von der Lage und den Umständen als von dem zu erreichenden 
Zweck abhängen. Zu allen Zeiten ist es schwer zwischen den 
Rechten, welche abgetreten werden müssen, und denen, welche 
behalten werden können, genau die Linie zu ziehn. Und bei der 
gegenwärtigen Veranlassung wurde diese Schwierigkeit noch 
durch die Verschiedenheit der einzelnen Staaten in Bezug auf 
Lage, Umfang, Gewohnheiten und besondere Interessen erhöht. 

Bei allen unsern Berathungen über diesen Gegenstand be- 
hielten wir immer im Auge, was uns das grösste Interesse jedes 
wahren Amerikaners zu sein schien, die Befestigung unserer 
Union, in welcher unare Wohlfahrt, unser Glück, unare Sicher- 
heit, vielleicht unsre nationale Existenz enthalten ist. Diese 
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wichtige Erwägung, die uns stark und tief eingeprägt war, be- 
wog jeden Staat im^Konvent weniger streng in Punkten von 
untergeordneter Bedeutung zu sein, als man es sonst hätte er- 
warten können. Und so ist die Verfajssung, welche wir jetzt vor- 
legen, das Ergebnis eines Gteistes der Freundschafb und jener 
gegenseitigen Nachgiebigkeit, welche die Eigenthümlichkeit un- 
serer politischen Lage durchaus nothwendig machte. 

Dass sie die volle und ganze Billigung aller Staaten erhalten 
werde, steht vielleicht nicht zu erwarten, aber jeder einzelne 
derselben wird ohne Zweifel bedenken, dass, wenn seine Inter- 
essen allein Berücksichtigung gefunden hätten, die Folgen da- 
von für alle Staaten besonders unwillkommen und nachtheilig 
gewesen wären. Wir hoffen und glauben, sie werde zu so wenig 
Ausstellungen Anlass geben, als vemünfbiger Weise sich er- 
warten Hess; dass sie die Wohlfahrt dieses ims allen so theuren 
Landes dauernd befördere, seine Freiheit und sein Glück sichre, 
das ist unser heissester Wimsch."^ 

So trat jetzt das Werk, welches in der Einsamkeit verschlos- 
sener Gemächer mit Eifer, Einsicht und Vaterlandsliebe ge- 
schaffen worden war, ins helle Tageslicht der Öffentlichkeit, 
„ein Kind des Glücks, um von den einen geliebkost, von den 
andern geschlagen zu werden.''^ 

Wie verschieden war doch die neue Verfassung von der alten! 

Der Bund vom Jahre 1781 war ein Verein von dreizehn un- 
abhängigen Staaten. Nun wurde die Einsetzimg einer obersten 
Regierung für eine Nation vorgeschlagen. „TFir, cUis Volk der 
Vereinigten Staaten, lautet der Eingang, beschliessen und er- 
richten hiermit diese Verfassimg für die Vereinigten Staaten von 
Amerika." 

Die Rechte des Bundes wurden zwar theils vermehrt, theils 
erweitert; aber sie erlitten doch keine so bedeutenden Aende- 
rungen, dass in dieser Beziehimg ein wesentlicher Unterschied 
zwischen den beiden Urkunden bestände. 

1 EUiot 1, 17. 

' Washington an La&yette. Writings IX, 265 
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Seato gründlicher war die Umgestaltung, welche die Organi- 
sation der Bundesregierung erfuhr. Bisher lagen die allgemeinen 
Angelegenheiten in den Händen einer einzigen nur die Staaten 
vertretenden Versammlung, welche zwar dem Anscheine nach 
mit Macht reich geschmückt war, in Wirklichkeit aber zu jeder 
Lebensäuaserung der Mitwirkung der Staaten bedurfte und von 
diesen in den allerengaten Gränzen gehalten wurde. Nun sollte 
das Haus der Repräsentanten die Allgemeinheit der Nation dar- 
stellen, der Senat dagegen die Besonderheit der einzelnen Staa- 
ten ausdrücken. Neben diesem gesetzgebenden Körper besteht 
sowohl eine eigne vollziehende Gewalt, deren Haupt einen An- 
theil an der Gesetzgebung hat imd für die Ausführung der 
Kongressbeschlüese sorgt, als auoh eine richterliche Gewalt, 
welche von der der Einzelstaaten geschieden ist und gleichfalls 
das ganze Gebiet der Union zum Wirkungskreise hat. Die beiden 
charakteristischen Organe dieser Schöpfung sind der Senat, wel- 
cher die Selbstständigkeit der Staaten gewährleistet, und das 
Bundesobergericht, das „an die Stelle des pohtischen ^Ampfes 
die Ruhe richterlicher Untersuchimg setzt,"^ 

Damit aber die Centralgewalt in den alten Zustand der 
Schwäche nicht wieder zurücksinke, wurde sie von der Mit- 
wirkung der Staaten befreit und mit den Mitteln ausgerüstet 
ihren Gesetzen Geltung zn verschaffen, Ihre Anordnungen gehen 
nicht mehr naS Staaten, sondern auf Individuen. Sie erhebt selbst 
die nöthigen Steuern; die Truppen sind nicht mehr die Kontin- 
gente der einzelnen Staaten, sie werden wie die Verwaltunfp- 
beamten und Richter des Bundes von diesem besoldet. 

In den Konföderationsartikeln versprach jeder Staat sich der 
Entscheidung der im Kongress versammelten Vereinigten Staa- 
ten in allen Pimkten zu unterwerfen, welche rechtmässig vor 
dieselben gehören. In der neuen Verfassung wurde diese selbst 
nebst den Gesetzen und Verträgen des Bundes für das höchste 
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Landesgesetz erklärt; auch die Bepräsentanteu und Senatoren, 
die Verwaltimgsbeamten und Richter der Einzelstaaten müssen 
schwören, die Verfassung und die Gresetze des Bundes aufrecht 
zu halten. 

Endlich bei Veränderungen der Konföderationsartikel war 
die Einwilligung des Kongresses und aUer Unionsstaaten noth- 
wendig. Nun sollte die Genehmigung von drei Viertheilen der 
Staaten ausreichen. 

So tritt hier zum ersten Mal in der Geschichte der Bundesstaat 
auf, das heisst ein Staat, ,4n welchem die Gesammtinteressen 
der Nation durch eine Gesammtregierung unter Aufrechthaltung 
der Selbstständigkeit der Einzelstaaten, insoweit sie damit ver- 
träglich ist, souverän verwaltet werden."^ 

Wenn in dieser Beziehung dem Konvent von Philadelphia 
eine weltgeschichtliche Bedeutung gebührt, so beginnt er ausser- 
dem für Amerika in einer andern Hinsicht eine neue Periode. 
Die vorgeschlagene Verfassung zeigt nämlich auch dann einen 
grossen Fortschritt, wenn man sie von dem Bundesverhältniss 
absehend mit den Verfassungen der Einzelstaaten vergleicht. 

Während hier im allgemeinen die zweite Kammer alle Gewalt 
in sich vereinigte und wiederum durch jährliche Erneuerung 
von den Stimmungen des Augenblicks allzu sehr abhing, während 
aus diesem Grunde die Hast und Wandelbarkeit in der Gesetz- 
gebung üppig wucherte und gegen die Tyrannei der Mehrheit 
wenig Sicherheit geboten war: verlängerte der Konvent die Zeit 
des Mandates der Repräsentanten und gab im Interesse des 
Gesammtwohles diesem Haus in einem starken, Weisheit ver- 
sprechenden Senate, beiden Häusern aber in dem bedingten 
Veto des Präsidenten ein heilsames Gegengewicht. Letzterer 
bekam durch längere Dauer, festen Gehalt und sorgfaltige Tren- 
nung der vollziehenden Befugnisse eine freiere Stellung imd in 
des Senates genau umschriebener Theilnahme an der Regierung 



^ Worte Heinrichs v. Gagem in dem Schreiben an den österreichischen 
Ausschuss. 



eine Stütze sowohl als eine Schranke. Die richterhohe Gewalt 
endlich wurde nicht nur von der gesetzgebenden streng ge- 
schieden, aondem die Richter erhielten auch durch Unabsetz- 
barkeit und ihre gegen Verringerung gesicherte Besoldung eine 
grössere Unabhängigkeit, als ihnen in den meisten Einzelstaaten 



Die Parteien 

„Nach vollständiger Erfahrung von der Unzulänglichkeit der 
bestehenden Bundesr^ierung werdet ihr eingeladen eine neue 
Verfassung für die Vereinigten Staaten von Amerika in Betracht 
zu ziehn. Mit dem Gegenstände der Berathung ist auch zugleich 
seine Wichtigkeit ausgesprochen, denn er umfasst in seinen Fol- 
gen nicht weniger als den Bestand der Union, die Sicherheit und 
Wohlfahrt ihrer Theile, das Schickaal eines Reichs, welches in 
vielen Beziehungen das anziehendste der. Welt ist. Man hat oft 
die Bemerkimg gemacht, daaa ea dem Volke dieses Landes auf. 
bewahrt zu sein scheint, durch sein Verhalten und sein Beispiel 
die bedeutsame Frage zu entscheiden, ob menschliche Geaell- 
Bchaften wirklich fähig sind oder nicht, aus Ueberlegung und 
Wahl eine gute Regierung zu errichten, oder ob sie für immer 
bestimmt sind in Bezug auf ihre Verfassung vom Zufall und der 
Gewalt abzuhängen. Wenn eine Wahrheit in dieser Bemerkung 
liegt, so kann die Krisis, in welcher wir uns befinden, mit Recht 
als die Zeit angesehn werden, wo diese Entsclieidung erfolgen 
muss, und eine unrichtige Wahl unserer Rolle darf in dieser 
Hinsicht als ein allgemeines Unglück für das menschliche Ge- 
schlecht gelten."^ Mit dieser Betrachtung, welcher wir nicht sel- 
ten in den damaligen Reden und Schriften begegnen, eröffnete 
die New Yorker Zeitung ihre berühmten Au&ätze über da» Werk 
von Philadelphia. 

Drei Stadien muaste die vorgeschlagene Verfassung noch 

■ The FederaliBt No. I. 
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durchlaufen, bis der Ausgang der Bewegung sicher war, den 
Kongress, die Legislaturen und die Einzelkonvente. Freilich 
hatten die letztem das entscheidende Wort zu sprechen; aber 
es stand doch bei jenen, ihre Mitwirkung ganz zu versagen oder 
wenigstens durch die Art, wie sie die Verfassung vorlegten, das 
Feuer der Parteileidenschaf ben zu schüren, die Spaltungen zu 
vergrössem, Verwirrung hervorzurufen und dadurch vielleicht 
die Annahme zu vereiteln. 

Versuche wurden schon im Kongress gemacht. Die Gegner 
warfen dem Konvente vor, dass er seine Vollmacht überschritten 
und, anstatt die Bundesartikel zu verbessern, dieselben völlig 
bei Seite geworfen und vernichtet habe. Was sie eigentlich er- 
strebten, den Kongress von jeder Theilnahme zurückzuhalten, 
durften sie freilich nicht hoffen zu erreichen; denn ein grosser 
Theil der Abgeordneten war dem Vorschlage günstig. Viele Mit- 
glieder des Konvents von Philadelphia sassen hier, so dass sie 
in drei Staaten die ganze, in zweien die halbe Stimme führten, 
in andern wenigstens auch vertreten waren, und die Mehrheit 
zeigte sich bereit in billigenden Ausdrücken die Verfassung wei- 
ter zu senden. Gefahrlich konnte dagegen ein anderer Versuch 
werden, weil er einen unschuldigen Anschein hatte. Richard 
Heinrich Lee aus Virginien, welcher zu den Führern der Oppo- 
sition gehörte, stellte nämlich den Antrag der Verfassung Grund- 
rechte hinzuzufügen. Der Kongress, wurde behauptet, habe zu 
Verbesserungsvorschlägen ein unzweifelhaftes Recht, und es 
sei seine Pflicht in einem Falle davon Gebrauch zu machen, wo 
die wesentlichen Schutzwehren der Freiheit weggelassen wären. 
Diese Befugniss leugneten einige, andre gestanden sie zwar zu, 
aber sie bestritten die Zweckmässigkeit eines solchen Verfahrens. 
Dass die Staaten den Kongress zur Theilnahme an der Umge- 
staltung der Bundesverhältnisse eingeladen hätten, sagten sie, 
sei bloss eine Sache der Form und des Anstandes. Femer ergebe 
sich aus den einander widersprechenden Ausstellungen, welche 
von verschiedenen Seiten laut geworden wären, wie die Ver- 
handlungen viel Zeit in Anspruch nehmen würden, ohne auch 



nur unter den Giegnern selbst zu einer Einigung zu führen. 
Drittens sei es sicherlich die Absicht der Staaten gewesen, dass 
die Verfasaimg das Werk des Konventes sei und mit der Zustim- 
mung des Kongresses zur Bestätigimg vorgelegt werde; das 
könnte jedoch nicht der FaU sein, wenn Aenderungen gemacht 
würden, da der Konvent nicht mehr versammelt sei. Endlich 
würde dann die Verfassung eine blosse Kongreeaakte werden, 
als solche nicht an die Konvente, sondern an die Legislaturen 
zu schicken sein und der Einwilligung aller dreizehn Staaten be- 
dürfen. Da nun aber die Urkunde zugleich vom Konvent un- 
mittelbar an die Staaten gesendet wäre, so könnten einige von 
ihnen den einen, andre den andern Plan annehmen, und Ver- 
wirrung und Fehlschlagen würden die geringsten Uebel sein, die 
man zu erwarten hätte. 

Die ernstliche Spaltung, welche bei dieser Gelegenheit im 
Kongress auszubrechen drohte, wurde zidetzt dadurch glücklich 
beseitigt, dass man sich jedes Urtheils enthielt. Einstimmig da- 
gegen be3chlo83 man am 28. September die Verfaaaimg an die 
Legislaturen zu senden, damit sie den vom Volke zu wählenden 
Konventen vorgelegt würde. Vertreten waren elf Staaten; auB 
Maryland war nur ein Mitglied zugegen, die Abgeordneten 
Ehode Islands fehlten.' 

Äehnlicbe Vorgänge zeigten sich in den Legislaturen, Von 
New York schrieb Madison am 20. Januar 1788, die Mehrheit 
des Unterhauses billige die Verfassung, aber der grössere Theil 
der bis dabin erschienenen Senatoren sei nicht geneigt, sie einem 
Konvente zu überweisen.* Aber nur Rhode Island enthielt sich 
hartnäckig aller Theilnahme ; die übrigen Legislaturen entspra- 
chen der Aufforderung des Generalkonventes, theils weil sie 
selbst der Verfassung zugethan waren, theils weil sie glaubten, 
in einem Lande, wo die Volkssouveränität anerkannter Grund- 

t Elllat I, 18. MadiBOD au Waahingtoii in Madieon'H Papera H, 643 
und Washington's Writinga IX, 542. B. H. Lee an Randolph bei Elliot 
I, 605. 

' Madison'B Papera II, 866. 
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satz war, für eine Weigerung kaum eine genügende Rechtferti- 
gung anführen zu können.^ In der Assembly von Virginien er- 
klärte Mason es schon für unangemessen, dass das Haus Aende- 
nmgsvorschläge mache ; dazu sei es einer höher stehenden Ver- 
sammlung gegenüber nicht befugt. Später machte freilich der- 
selbe Abgeordnete den Versuch einen Beschluss, welcher für 
die Bestreitung der Kosten des Konventes von Virginien sorgte, 
von so fremdartiger Gesellschaft begleiten zu lassen.^ 

Indess bildete das Werk der Männer von Philadelphia überall 
den Gegenstand der Privatunterhaltung und der öffentlichen 
Besprechung, der Zeitungen und der Flugschriften. 

Zunächst unternahmen es diejenigen Konventsmitglieder, 
welche die Unterzeichnung der Verfassung verweigert hatten, 
ihre Handlungsweise vor ihren Wählern zu rechtfertigen. In 
einem Schreiben an den Grouvemeur Clinton, welches dieser der 
Legislatur von New York vorlegen sollte, sprachen es Yates und 
Lansing als ihre Ueberzeugimg aus, dass ohne Vernichtung der 
bürgerlichen Freiheit eine wirksame Generalregierung nicht er- 
richtet werden könne wegen der grossen Ausdehnung des Lan- 
des, der zerstreuten Lage seiner Bewohner und der unüberwind- 
lichen Schwierigkeit die Absichten einer Menschenklasse zu 
überwachen und zu vereiteln, wie verfassungswidrig sie immer 



^ Vergl. G. Morris an Washington in Life of G. Morris I, 289. 

* Washington*s Writings IX, 267. Anmk. 287. Die Verhandlungen der 
Legislaturen scheinen bis auf die von Süd-Carolina verloren gegangen zu 
sein. In diesem Staate war die Verfassung drei Tage lang Gegenstand der 
Berathung. BawUn Lowndes, der sich keine andre Grabschrifb wünschte 
als die Worte : „Hier ruht ein Mann, welcher der Verfassung entgegentrat, 
weil sie für die Freiheit Amerikas verderblich ist!" übernahm es auf das 
Ersuchen vieler Mitglieder, welche der Rede nicht mächtig genug waren, 
Ausstellungen zu machen, ujid er fand, wie er sich ausdrückte, eine zahl- 
reiche Phalanx geschickter Gegner. Ohne Widerspruch beschloss dann 
die Legislatur die Verfassung einem Konvente vorzulegen. Auch die 
meisten andern thaten dies einstimmig oder mit großer Mehrheit. 
Washington's Writings IX, 283. 311. Die Verhandlungen der Legislatur 
von Süd-Carolina stehn bei EUiot IV, 253—316. 



handle, welche sich im Besitz aller Regierungagewalt befände 
und sowohl durch die Entfernung von ihren Wählern als durch 
die nothwendige Permanenz ihres Amtes nicht durchweg das 
Interesse haben würde für das Glück und die Wohlfahrt der- 
selben zu sorgen,^ 

Gerry dagegen gestand in seinem Schreiben an die Legislatur 
von Massachusetts die Nothwendigkeit zu, eine wirksame Gene- 
ralregierung einzusetzen, und eben so die Schwierigkeit die alten 
Bundesartikel so zu verbessern, dass jener Zweck erreicht würde. 
Die Verfassung des Konventes von Philadelphia hielt er in vie- 
len Beziehungen für verdienstlich und mit einigen Aenderungen 
für brauchbar. „Niemals vieUeicht, fuhr er fort, war ein Volk 
berufen über eine Frage von grösserer Wichtigkeit zu entschei- 
den. Wenn die Bürger der vereinigten Staaten den Plan in seiner 
gegenwärtigen Gestalt armehmen, so können ihre Freiheiten 
verloren gehn; oder wenn sie ihn ganz und gar verwerfen, so 
kann Anarchie hereinbrechen. Es ist daher klar, dasa sie sich 
in ihrer Entscheidung nicht übereilen dürfen, Wenn Bowohl die- 
jenigen, welche der Verfassung beistimmen, als die, welche ihr 
abhold sind, Massigung bewahren, so können ihre Erörterungen 
sehr belehrend sein und zuletzt zu einem glücklichen Ausgange 
führen." Schliesslich erklärt es Gerry für leichter die Verfassung 
vor der Bestätigung zu verbessern als nach derselben auf dem 



Den letzten Satz bemühte sich Randolph in seinem Recht- 
fertigungsschreiben an die Legislatur von Virginien ausführlich 
zu begründen. „Ich bekenne, sagt er am Ende, daas es keine 
leichte Aufgabe ist einen Plan zu entwerfen, welcher den Mei- 
nungen aUer entspricht. Viele Auskunftsmittel sind mir einge- 
fallen, aber keines erscheint mir weniger mangelhaft als folgen- 
des; dass imser Konvent, wenn er sich für eine Verbesserung 
erklärt, einen zweiten Generalkonvent empfehle, dass in diesem 



' Elliot I, 481. 
' Elliot r, 493. 
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die von Virginien oder einem andern Staate vorgeschlagenen 
Aenderungen erörtert werden; dass, wenn dieselben der Ver- 
fassung einverleibt oder verworfen werden, oder wenn die er- 
forderliche Anzahl von Staaten dem Zusammentritt eines zwei- 
ten Konventes nicht beistimmt, die Verfassung den nämlichen 
Staatenkonventen noch einmal vorgelegt und nun entweder ganz 
angenommen oder ganz verworfen werde, ohne ein weiteres 
Recht zu Verbesserungsvorschlägen. "^ 

Gerry luid Bandolph gaben ausserdem die Punkte an, welche 
sie tadelten; letzteres that auch Mason, dessen Ausstellungen 
sich großer Verbreitung und vieles Beifalls erfireuten. An sie 
schloss sich ein zahlreiches Heer von Gegnern, mochten sie nun 
an den Grundsätzen der alten Bundesakte festhalten und von 
fernerer Beschränkung der Souveränität der Einzelstaaten 
nichts wissen wollen, oder Gefahr für die Freiheit in der neuen 
Verfassung erblicken, welche der Allmacht der Demokratie 
einen Damm entgegenstellte; mochten sie die Interessen ihres 
engeren Vaterlandes durch einzelne Bestimmungen bedroht 
glauben oder für ihre eigenen selbstsüchtigen Absichten in 
Furcht schweben. Zu diesen letzteren gehörten nicht nur die 
Anhänger des unfundirten Papiergeldes, sondern auch die De- 
magogen, die ,4n der Heimath kleine Könige zu sein wünsch- 
ten'' luid in der geschmälerten Bedeutung ihres Staates eine 
Verringerung ihres Einflusses luid ihrer persönlichen Wichtig- 
keit sahen.' 

Uneinig, wenn es auf positive Ansichten ankam, hielt diese 
Partei der andern gegenüber fest zusammen. Vorgängige Ver- 
besserung und ein zweiter Generalkonvent, das war das Feld- 
geschrei auch derjenigen, die eigentlich beim Alten stehn blei- 
ben wollten und durch die Vertagimg der Reform diese selber 
zu verschleppen hofften. Arglistig schrieben die Führer den ver- 
lockenden Namen der Freiheit auf ihr Banner, machten klug 



1 ElUot I, 490. 

* Vgl. MarshaU V, 130. 131. Bamsay III, 359. 
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zwischen der Selbstständigkeit der Staaten und der Freiheit der 
einzelnen Bürger keinen Unterschied und täuschten dadurch 
nicht wenige ehrenwerthe, aber beschränkte Männer. Sie be- 
haupteten auch wohl, wie die Minderheit im Konvent von 
Pennaylvanien, sie stritten für die Eechte der Menschheit. In 
ihren Reden und Schriften wandten sie sich weniger an den 
Verstand als an das Giefähl, suchten die Furcht und Besorgniss 
des Volks rege zu machen, ihre Annahmen auf Voraussetzun- 
gen bauend, die in der Verfassung nicht lagen und von der Ge- 
schichte nicht bestätigt worden sind. „Diese Regierung, weis- 
sagte Mason in seinen Ausstellungen, wird mit einer gemässig- 
ten Aristokratie beginnen ; es ist unmöglich vorherzusehn, ob 
sie in ihrem Fortgang eine Monarchie oder eine verderbte Ari- 
stokratie erzeugen wird; am wahrscheinlichsten wird sie einige 
Jahre zwischen beiden schwanken und daim in der einen oder 
der andern endigen." R. H. Lee urtheilte in einem an Randolph 
gerichteten Briefe, welcher schon vier Wochen vor seiner Ver- 
öffentlichung durch die Presse handschriftlich mit grosser Em- 
sigkeit in Umlauf gesetzt ward : „Es kann nicht geleugnet wer- 
den, dass die neue Verfassung in ihren Grundbestimmungen in 
einem hohen und gefahrlichen Grade ohgarchiach ist." Harri- 
son, vormals Gouverneur von Virginien, antwortete, als er von 
Washington die Verfassung zugeschickt erhalten hatte: der 
Same des Bürgerkriegs sei reichlich ausgestreut in manchen, 
dem Präsidenten und dem Kongress gegebenen Rechten; die 
südlichen Staaten werden wenig mehr als blosse Anhängsel der 

nördlichen sein Das Schwert; und Befugnisse, wie die 

unbeschränkte Besteuerung, die Leitung des Handels, und 
Bundesgerichte, die in jedem Staate ganz unabhängig von sei- 
nen Gesetzen gebildet werden sollen, werden, ja nach der Natur 
der Dinge müssen sie früher oder später zu einer Tyrannei 
führen, welche hinter der des Triumvirats oder der Centum- 
vim^ von Rom nicht zuriiokbleibt." Die Minderheit des Kon- 
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ventes von Peimsylvanien gebrauchte keine schwachem Far- 
ben in der Ansprache an ihre Wähler ; die neue Bundesregierung, 
erwartete sie, werde die Regierung der Einzelstaaten verschlin- 
gen und auf den Trümmern derselben eine einheitliche Regie- 
rung errichten, die nach der Natur der Dinge mit eiserner Faust 
die Herrschaft führen würde.^ 

In der Hitze der Leidenschaft scheute man sich auch nicht 
von unedlen Mitteln Gebrauch zu machen, wenn sie nur die Be- 
strebungen der Partei zu fördern schienen. In Baltimore ver- 
kündigte die Presse, dass J. Jay seine Ansichten über die neue 
Verfassung geändert habe imd aus einem Bewunderer ein bittrer 
Feind derselben geworden sei. Als Washington diese Nachricht 
seinem Freunde Madison meldete, setzte er hinzu : „Ohne Jays 
Meinung zu kennen, glaub' ich dieser Erzählimg nicht. — Es 
ist sehr unwahrscheinlich, dass ein Mann von seiner Kenntniss 
und Voraussicht in so kurzer Zeit nach beiden Seiten einer 
Frage sich wenden sollte.'' Bald hörte auch Washington seine 
Vermuthung von Madison bestätigt; aber ihren Zweck wird die 
Unwahrheit wohl nicht ganz verfehlt haben. In Boston wurden 
Masons Einwendungen abgedruckt, aber es blieb weg, dass er 
für Handelsangelegenheiten eine grössere als die einfache Mehr- 
heit verlangte. Franklins Schlussrede gab ein antifoderalisti- 
sches Blatt so verstümmelt und entstellt wieder, dass sie in 
Form und Inhalt eine andre geworden war.* 

Es ist nicht leicht die Einwürfe der Gegner in eine Ueber- 
sicht zu bringen; denn wie Unkraut schössen sie zahlreich em- 
por. Einige hatten nur im Unverstand oder in Verdrehung 
ihren Ursprung, z. B. wenn es in der fünften Nummer des 
Cato, einer von den Antifoderalisten nicht wenig gelobten Flug- 
schrift, hiess, detss dem Präsidenten das Recht erledigte Sena- 
torenstellen einstweilen zu besetzen gehöre.* Manche Forde- 

1 Washington's Writings IX, 268. 277. 279. 283. 352. ElHot I, 496. 603. 
Washington's Writings IX, 266. Story I, 268. 

* Washington's Writings IX, 286. Madison's Papers H, i559. 660. 

» The Pederalist N. 67. Vgl. oben S. 211 Anmk. 1. 



rangen waren an sich nicht verwerflich, aber durch die Lage 
der Dinge verboten. So beschwerte sich R. H. Lee darüber, 
dass auf daa grosse Virginien nur zwei Senatoren kämen, wäh- 
rend doch Randolph, an den er sich hierbei wendet, in seinem 
der Zeit nach früheren Schreiben zugegeben hatte, daß in die- 
sem Punkt schwerlich eine Aenderung zu erwarten sei. Eben 
so verhielt ea sich mit den Angriffen auf den Paragraphen, wel- 
cher die Sklaveneinfuhr vor dem Jahre 1808 zu verbieten nicht 
gestattete. Und wenn man dem Tadel begegnet, daas der Senat 
an der Ernennung der Beamten theilnehmen solle, dass nicht 
dem Präsidenten allein die ganze ausübende Gewalt übertragen 
worden sei, so hat man alles Recht zu fragen, ob nicht eine 
Bestimmung der Art einen grösseren Sturm und Widerwillen 
erregt haben würde, als der vom Konvent getroffene Ausweg. 
Eine dritte Reihe von Ausstellungen hatte ihren Grund in 
einem übermässigen Miaatrauen. Man betrachtete die allgemeine 
t eine fremde Gewalt und mit demselben eifer- 
e, mit welchem man etwa früher daa Mutterland 
beobachtet hatte. Grundsätze, die in einem einfachen Staat an 
ihrer Stelle sind, übertrug man in unrichtiger Weise auf die 
Bundes Verhältnisse. Wenn dort zur Bewahrung der Freiheit 
die Leitung der bewaffneten Macht und die Steuerbewilligung 
getrennt und in verschiedene Hände gelegt werden, ao wollte 
man hier die centrale Gewalt von der Mitwirkung der Staaten 
nicht entbinden, ala ob der Kongress keine wahre Volksver- 
tretung sei. „Daa Schwert und der Geldbeutel dürfen nicht in 
denselben Händen sein", war ein vielgehörter Geraeinplatz. 
Besonders aber sträubte man sich gegen daa Recht der direkten 
Besteuerung und verlangte ziemlich allgemein, daaa einem sol- 
chen Schritte wenigstena Requisitionen vorangehen sollten, wie 
der Jersey-Plan zu seiner Zeit vorgeschlagen. Andere Befug- 
nisse unterlagen einer gleichen ungemesaenen Verdächtigung. 
„Kraft seines Rechtes der Besteuerung, sprach die Minderheit 
von Pennaylvanien, kann der Kongress über das Ganze oder 
einen TheO des Eigenthums des Volks gebieten. Er ks 
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allein jede Einkommenquelle aneignen und 80 mittelbar die 
Staatenregierungen vernichten; denn ohne Geldmittel können 
sie nicht bestehen. Da er über die Zeit, wann der Präsident, 
die Senatoren und die Repräsentanten ernannt werden sollen, 
die Oberaufsicht hat, so kann er sich lebenslänglich im Amte 
halten, indem er die Wahl unter verschiedenen Vorwänden von 
Periode zu Periode verschiebt. Wenn der Geist des Volks all- 
mählich gebrochen ist und ein zahlreiches stehendes Heer jeden 
Widerstand vergeblich macht, dann kann der Kongress das 
System des Despotismus vollenden, indem er alle Abhängigkeit 
vom Volke dadurch vernichtet, dass die Mitglieder desselben 
sich und ihre Eünder in der Herrschaft behaupten.^ Und 
welchen Missbrauch erwartete man nicht von dem Anrechte des 
Bundes auf die Miliz I Die Centralregierung könne sie, sagte 
man, in den entferntesten Theilen der Union verwenden, die von 
Georgien z. B. in New Hampshire, sie mit ungewöhnlich har- 
ten Strafen belegen, mit dem drückendsten Dienst beschweren, 
ja die Staaten der Mittel zu ihrer eigenen Vertheidigung be- 
rauben. Indem femer der Kongress befugt sei, alle zur Aus- 
übung der ihm übertragenen Gewalten nothwendigen Gresetze 
zu erletssen, könne er Handelsmonopole geben, neue Verbrechen 
festsetzen, ungewöhnliche und strenge Strafen bestimmen, so 
dass die Einzelstaaten keine Gewähr für die ihnen bleibenden 
Rechte, das Volk für die seinigen habe. Das Bundesgericht 
endlich sei so gebildet, seine Befugnisse so ausgedehnt, dass 
es die Einzelstaaten verschlingen werde; und dergleichen 
mehr. 

Endlich vermissten gar viele schmerzlich eine Bestimmung, 
welche sich in den Konfoderationsartikeln vorfand und den 
Staaten alle Rechte verbürgte, die dem Bunde nicht attsdrück- 
lieh durch die Verfassung übertragen wären. Eben so ver- 
breitet war die Klage, dass keine Grundrechte der Verfassung 
vorangingen; „die der Einzelverfassungen, sagte man, genügen 



1 Story I, 272. 273. 



nicht, weil die Verfassung und die Gesetze der Union über je- 
nen stehn aollen,"* 

Die Freunde der neuen Verfassung entfalteten zum Theil 
eine geringere Thätigkeit; viele begnügten sich damit, einfach 
ihre Zustimmung zu erklären,* Doch gebrach es auch nicht 
an aolchen, die mit Geiat und Sachkenntniaa die gleiche Rast- 
losigkeit verbanden und in Schrift und Rede bemüht waren die 
Angriffe der Gegner abzuschlagen, ihre falschen Annahmen und 
ihre beunruhigenden Weissagungen zu entkräften, die Schwan- 
kenden aufzuklären und herüberzuziehen, das Schlachtfeld auf 
jeden Fall zu behaupten. 

Von den Flugblättern und ZeitungsEiriiikeln dieser Männer 
waren manche mit großem Geschick abgefaaat und erfreuten 
sich nicht geringer Verbreitung, z. B. die neun Aufsätze, wel- 
che Dickinson, der berühmte Verfasser der Briefe eines penn- 
sylvanischen Landwirths, zur Vertheidigung des Werkes von 
Philadelphia in einer würdigen und auch dem gemeinen Ver- 
stände zugänglichen Schreibart veröffentlichte,^ Den bedeu- 
tendsten Einfluss aber erlangten die mit Publius unterzeichneten 
Abhandlungen der New Yorker Zeitung, welche nachmals auch 
als besonderes Werk unter dem Titel „der Föderalist" erschie- 
nen sind und am umfassendsten und gründlichsten den Ein- 

J Die beiden zuletzt genannten Anstöße wurden 1789 durch zehn Zu- 
satzartikel beseitigt; nur wurde das unstatthafte Wort „auadrücldich", 
wolchea schon der eifersüchtige Konvent von Virginien hatte fallen lassen, 
nicht aufgenommen. Vgl. Story III, 7ö2. Anmk. i. Obwohl die Föde- 
ralisten die Aufnahme dieser Zusatzartilcel in die Verfassung nicht für ■ 
nothwendig erachteten, so mussten doch grade sie die Annahme der- 
selben durchsetzen. Die Führer der antiföderahBtiaohen oder demokra- 
tischen Partei hielten die Artikel an sich zwar für gut, aber sie stimmten 
dagegen, weil dadurch viele mit der neuen Verfassung ausgesöhnt werden 
würden; da hätten sie dann weniger Ausaioht für ihre die Bundesverfas- 
sung wesentlich umgestaltenden Aenderungsvoraohla^e. MorBhall V, 
207—310. 

» Washmgton's Writings IX, 276. 

' Waahington's Writings IX, 354 und dazu die Anmerkung 
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würfen der Gegner antworteten. Kein irgend erheblicher Ein- 
wand, welcher nicht hier seine Zurechtweisung empfinge. Sie- 
gend wurde die TreflFlichkeit vieler Theile der Verfassung dar- 
gethan, von andern wenigstens gezeigt, dass sie vor denen der 
Bundesartikel einen entschiedenen Vorzug verdienten oder dass 
sie ungefährlich wären. Man kann nicht schärfer den Werth 
des Buchs bezeichnen, als es Washington in einem Brief an 
Hamilton gethan. „Ich habe, schreibt er, jedes Werk ge- 
lesen, welches über den einen oder andern Punkt dieser grossen 
Streitfrage gedruckt worden ist, so weit ich sie mir habe ver- 
schaffen können, und fem von leerer Höflichkeit will ich sagen, 
dass ich kein anderes gesehn, welches nach meinem Dafürhal- 
ten so gut berechnet gewesen wäre, einen imbefangenen Sinn 
zu belehren, als das Erzeugniss Ihres Triumvirates. Wenn die 
vorübergehenden Umstände luid die Flugschriften, welche diese 
Krise begleiteten, bereits verschwunden sind, dann wird dieses 
Werk noch die Beachtung der Nachwelt verdienen, weil darin 
die Grundsätze der Freiheit und die wichtigsten Kapitel der 
Politik, welche die Menschheit stets anziehen werden, so lange 
sie in bürgerlichen Gesellschafben vereinigt ist, mit Unpartei- 
lichkeit und Geschick abgehandelt sind."^ Und dieses Ur- 
theil hat sich bestätigt. Noch immer betrachtet man das Buch 
als eine gehaltvolle Erläuterung der Bundesverfassung und 
nimmt in zweifelhaften Fällen der Auslegung zu ihm seine Zu- 
flucht. Wiederholte Ausgaben zeigen, daß es noch in unsem 
Tagen viel verbreitet imd gelesen ist. Wie sehr hat Story in 
seinen bekannten Kommentarien von ihm Gebrauch gemacht! 
Wörtlich oder mit unbedeutenden Verschiedenheiten hat er 
bei jedem Paragraphen der Verfassimg die Erklärung des Fö- 
deralisten in sein Werk aufgenommen und nur hinzugefügt, 
was die fernere Entwicklung des bundesstaatlichen Lebens noth- 
wendig machte. Endlich die beiden besten Kenner amerika- 
nischer Zustände miter den Franzosen, Tocqueville und Che- 
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valier, sprechen in ähnlicher Weise wie Washington von dem 
Buche, welchem sie selbst so viel Belehrung verdanken und 
welches den Amerikanern eben so zur Ehre gereicht wie die 
Schöpfung, die sein Entstehen veranleusst hat. 

Von den fünf und achtzig Nummern, die vom 27. Oktober 
1787 bis zum Mai des folgenden Jahres erschienen, sind ein 
und fünfzig aus Hamiltons Feder geflossen, neim und zwanzig 
gehören Madison an; vier hatte Jay verfeusst, als er durch eine 
Verwundung^ verhindert wurde grösseren Antheil zu nehmen. 
Nach seiner Herstellung schrieb er nur noch eine Nummer, 
ausserdem aber veröffentlichte er eine Ansprache an das Volk 
von New York, in welcher er nicht sowohl die einzelnen Aus- 
stellungen der Gegner zu widerlegen suchte, als vielmehr den 
Vorschlag eines zweiten Generalkonvents prüfte und die Un- 
Wahrscheinlichkeit eines günstigen Erfolgs, die Wirkungen einer 
Verwerfung darthat. „Ihr müsst bemerkt haben, ruft er seinen 
Mitbürgern zu, dass nicht mehr die nämliche Gelassenheit und 
Buhe besteht, welche bei früheren Gelegenheiten im Volke vor- 
waltete. Wir sind unglücklicher Weise in Parteien zerfallen, 
imd man hat diesen wichtigen Gegenstand mit so unhöflicher 
und beleidigender Bitterkeit und mit so vielen kleinen, unschö- 
nen Kunstgriffen und Verdrehungen behandelt, dass verderb- 
liche Hitze imd Groll entzündet worden sind und ihre Flam- 
men weit unter uns verbreitet haben. Wenn es also darauf 
ankommt, wer in den neuen Konvent geschickt werden soll, 
dann können wir uns nicht schmeicheln, dass die Unbeschol- 
tenheit imd die Talente der Bewerber den Ausschlag geben 

^ Einige Mediziner in New York hatten Leichname zu anatomischen 
Zwecken geraubt und dadurch den Unwillen der Menge hervorgerufen, so 
dass die Obrigkeit sie ins Gef&ngniss thun musste, um sie vor der Volks- 
rache zu schützen. Als nun am n&chsten Tage der Pöbel sich versammelte 
und das Gefängniss erbrechen woUte, da eilten Hamilton, Jay, der 
deutsche Baron Steuben und andere Männer bewaffnet dahin, um das 
Vorhaben zu vereiteln. Sie wurden angegriffen und Jay von einem Steine 
so hart an den Kopf getroffen, dass er fast bewusstlos zu Boden fiel und 
lange Zeit das Bett böten musste. Life of Jay I, 261. Jeffenon H, 32L 
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werden. Föderalistisohe Wähler werden für föderaUstische Ab- 
geordnete und antiföderalistisohe Wähler für antifoderalistische 
Abgeordnete stimmen. Auch wird keine von beiden Parteien 
ihre gemässigtsten Mitglieder vorziehen; denn wie die unerschüt- 
terlichsten und thätigsten Parteigänger am beliebtesten sein 
werden, so wird die Wahl auf die Männer fallen, welche am 
meisten Willens und fähig sind durchzudringen, den Gegnern 
Widerstand zu leisten luid sie zu trennen und zu verwirren. Ein 
in solcher Zeit und aus solchen Männern gebildeter Konvent 
würde nur ein zu getreuer Auszug aus der grossen Körper- 
schaft sein, die ihn ernannt hat. Die nämlichen Parteiansichten, 
die nämliche Geneigtheit zum Streit, das nämliche Misstrauen, 
die nämliche Eifersucht und der nämliche imnachgiebige Geist, 
der draussen vorwaltet, würden drinnen vereinigt werden und 
gähren. Jeder Abgeordnete würde sich daran erinnern, wer 
ihn sendete luid für welchen Zweck er gesendet ward, würde 
nur zu leicht sich mit seiner Ehre zu einem kräftigen Handeln 
und Kämpfen unter dem Banner seiner Partei verpflichtet glau- 
ben und nicht ihr Missfallen dadurch auf sich laden wollen, dass 
er einen Vergleich dem Siege vorzieht."^ 

Ohne in dieser Weise zu wirken war Washington doch 
von grosser Bedeutung für das Schicksal der neuen Verfas- 
sung. „Ich bin überzeugt, schrieb ihm G. Morris, wenn Sie 
diesem Konvent nicht beigewohnt hätten und das nämliche 
Papier der Welt übergeben worden wäre, so würde es eine 
kühlere Aufaahme, weniger und lauere Vertheidiger und mehr 
und eifrigere Gegner gefanden haben. ''^ Aufmerksam verfolgte 
Washington die Kiuidgebungen der öffentlichen Meinung, die 
Schriften für und wider das Werk von Philadelphia. Von 
Dickinsons Briefen empfahl er den Wiederabdruck, er sandte 
zu gleichem Zweck eine Rede Wilsons, welche die meisten 



^ Die Ansprache steht bei EUiot 1, 496 ff. Vgl. Waslungton's Writings 
IX, 367 u. 369. 

* Life of G. Morris I, 289. 
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ÄusstelluBgen Masone in das rechte Licht stelle, ein andereB 
Mal Nummem des Föderalisten an David Stuart.' Seine 
Briefe sind voll von gesunden Ansichten über die Verfassung 
flfllbst und über die Notb wendigkeit ihrer Aimahme. Sie be- 
friedigte auch ihn keineswegs durchaus; sie enthalte, äussert 
er gelegeutUch, Bestimmungen, mit denen er sich nie -werde 
befreunden könnea, aber keine Grundfehler; sie sei für jetzt 
die einzig mögliche und darum die beste. Die Bundesregierung 
besitze nicht meiu' Befuguisae als sie unumgänglich brauche, 
damit sie ihren Pflichten nachkommen könne; diese Befugnisse 
seien gehörig vertheilt, die Ernennung der Bundesgewalten 
nehme von dem freien Stimmrecht des Volks ihren Ursprung 
und kehre nach kurzen Zwischenräumen wieder daliin zurück. 
Die Verfassung habe mehr Sohutzwehren, um Ausartung in 
Aristokratie und Monarchie zu verhindern, als irgend eine an- 
dere der Welt. Er sei selbst für angemessene Schranken, aber 
niemals habe er es für gut halten können, wenn man die Re- 
gierenden ausser Stand setzen wolle, wesentliche Dienste zu 
leisten, weil die Möglichkeit bleibe, dass sie schlecht handeln. 
Was freilich eintrete, wenn die sittlichen Zustände des Volks 
verderbt geworden wären, könne man nicht sagen. „Aber wenn 
dieses, bemerkt er einmal,* unfähig wird sich selbst zu re- 
gieren und bereit für einen Herrn, dann ist es von wenig Be- 
deutung, woher derselbe kommt." Man wolle den Beitritt zur 
Verfassung von der Annahme von Äenderungen abhängig machen, 
man schlage zur Prüfung derselben einen zweiten (General-) 
Konvent vor; allein es sei keine Aussicht zu befriedigender 
Ausgleichung vorhanden. „Wie stimmen denn, schreibt er an 
Randolph, die Meinungen der einflussreichen Männer in diesem 
Staat (Virginien) überein ? Sind sie nicht über einige der wich- 
tigsten Punkte imeins i Wenn die Gegner in demselben Staate 

' Writinga IX, 271. 284. 3ö4. 

* Er rechtfertigte nämlich die Beatimmung, daas ein und dieaelbe Per- 
son mehrmals zum Präsidenten gewählt werden könne. 
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Bioh nicht verständigen können, was ist da für Hoffiiung auf 
eine Vereinigung mit den Vertheidigem der Massregel (den Föde- 
ralisten) vorhanden, wenn die verschiedenen Ansichten und die 
widerstreitenden Interessen eines so weiten Reiches vorgebracht 
und bekämpft werden sollen?" Uebrigens sei ja für Verbesse- 
rungen in der Verfeussung eine Thür offen gelassen, und es zeige 
viel Selbstüberschätzung, wenn man glaube, daß die Erfahrung 
den kommenden Greschlechtem die Heilmittel nicht auch an die 
Hand geben werde. Kein anderer Weg bleibe übrig als An- 
nehmen oder Ablehnen; dieses sei die Auflösung der Union.^ 

Während von den Virginiem, welche mit einer kurzen 
Unterbrechung von vier Jahren zwei und dreissig Jahre hin- 
tereinander an der Spitze der vollziehenden Gewalt des neuen 
Bimdes standen, Washington und Madison entschieden für die 
unbedingte Annahme in die Schranken traten, verlangte Monroe 
eben so entschieden, dass dieselbe von gewissen Aenderungen 
abhängig gemacht würde; die Ansichten Jeffersons endlich, 
welcher seit 1784 von seinem Vaterlande abwesend war, über 
die vorgeschlagene Verfassung unterlagen einem Wechsel, wie 
er mehr oder minder ähnlich bei vielen anderen gleichfalls vor- 
kam. Deshalb und wegen der Bedeutxmg des Mannes, mit 
welchem später die antiföderalistische oder demokratische Par- 
tei ans Ruder gelangte, wird eine kurze Darstellung dieses 
Verlaufes, wie er sich in seinen Briefen findet, nicht für über- 
flüssig gehalten werden. 

Jefferson war kein Freund einer sehr kräftigen Regierung; 
er glaubte, dass eine solche stets imterdrückend sei und es den 
Regierenden auf Kosten des Volks bequemer mache. Wie weit 
er hierin ging, zeigt sich nirgends besser als in seiner Beur- 
theilung der Unruhen von Massachusetts. Er sprach sein Be- 
dauern aus, dass dieselben eine so grosse Bestürzimg verur- 
sacht hätten und auch auf die neue Verfassung nicht ohne 
Einfluss geblieben wären, in eigenthümlicher Rechnungsaxt 
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hinzusetzend, wenn im Laufe von elf Jahren ein Aufstand in 
dreizehn Staaten stattfinde, so komme nur einer in anderthalb 
Jahrhunderten auf jeden einzelnen Staat. „So lange, äusserte er 
gegen seinen Freund Madison, dürfe kein Land eines solchen 
entbehren!'' Phrasenhafter und nicht gerade staatsmännisch 
verständig fügt er in einem Brief an einen andern hinzu: „Wie 
kann ein Land seine Freiheit behaupten, wenn seine Begierer 
nicht von Zeit zu Zeit daran erinnert werden, dass das Volk 
den Geist des Widerstandes bewahrt. Lasst es die Waffen 
nehmen. Das Heilmittel besteht darin, dass man es in Bezug 
auf die Thatsachen aufklärt, ihm verzeiht und es beruhigt. 
Was sind einige Leben, die in einem oder zwei Jahrhunderten 
verloren gehn. Der Baum der Freiheit muß von Zeit zu Zeit 
mit dem Blute der Patrioten und Tyrannen begossen werden. 
Das ist sein natürlicher Dünger.'' Jefferson hatte femer keine 
so verwerfende Ansicht von der alten Bundesverfassung, wie 
seine Freunde Madison und Bandolph. Mehrmals schrieb er, ein 
Liebhaber des Superlativs, von ihr, bei aUen ihren Unvoll- 
kommenheiten sei sie die beste, die jemals bestanden habe. Für 
ihren grössten Mangel hielt er, durch seine Stellung als Ge- 
sandter im Auslande darauf besonders hingeführt, die Art, wie 
die auswärtigen Angelegenheiten behandelt würden. Den 
fremden Machten gegenüber müsste der Bund ein Ganzes bilden, 
die rein inneren Angelegenheiten sollten den Staaten verbleiben, 
die Regierung in die drei besonderen Gewalten getheilt und 
zugleich in den Stand gesetzt werden, ihren Anordnungen auf 
eine friedliche Weise Geltung zu verschaffen: das war, was er 
über die nothwendige Umgestaltung angab.^ 

Als er nun die neue Verfassung zu Gesicht bekam, da war 
er mit ihr ziemlich unzufrieden. „Ich bekenne, schreibt er an 
J. Adams im November 1787, dass es Dinge darin gibt, die 
all meine Geneigtheit sie zu unterschreiben wankend machen. '^ 
Er meint, das Haus der Repräsentanten werde seinem Aufgabe 
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nioht gewachsen sein; er furchtet, daas der Prasident, welchen 
er eine schlechte Ausgabe eines polnischen Königs nennt, die 
Erblichkeit gewinne, und es scheint, dass er es vorgezogen 
haben würde, demselben einen Exekutivrath beizugeben. , Jn 
der That glaub' ich, dass alles Gute dieser neuen Verfassung 
in drei oder vier neuen Artikeln hätte niedergelegt und dem 
guten, alten und ehrwürdigen Gebäude hinzugefügt werden 
können, das schon als religiöse Reliquie hätte behalten wer- 
den sollen/' „Es gibt sehr gute Artikel darin, schreibt er an 
demselben Tage an einen andern, und sehr schlechte. Ich weiss 
nicht, welche überwiegen.'' Er hofft zu dieser Zeit noch, die 
Stelle, welche die wiederholte Erwählung eines und desselben 
Mannes zum Präsidenten zulässt, werde vor der Annahme der 
Verfassung berichtigt werden.^ 

Einen Monat später ist er zu einer bestimmteren Ansicht 
gekommen. In dem berühmten Brief an Madison vom 20. De- 
zember 1787 sagt er: „Ungemein gefallt mir der Grundgedanke 
eine Regierung zu errichten, die sich von selbst friedUch in 
Bewegung setzt, ohne dass sie nöthig hat sich fortwährend cm 
die Staatenlegislaturen zu wenden. Mir gefallt die Organisa- 
tion der Begienmg in drei Abteilungen, die gesetzgebende, 
richterliche und vollziehende. Mir gefallt, dass dem Hause der 
Repräsentanten das Recht gegeben ist Steuern zu erheben, und 
nur aus diesem Grunde billige ich, dass das grössere Haus un- 
mittelbar vom Volke gewählt wird. Denn obgleich ich der 
Ansicht bin, dass ein so gewähltes Haus dem gegenwärtigen 
Kongresse sehr nachstehn und sich sehr schlecht eignen wird 
Gesetze für die Union, für fremde Nationen u. s. w. zu machen, 
so wiegt dieser Uebelstand doch nicht das Gute auf, dass das 
Grundprinzip unverletzt erhalten wird, das Volk dürfe nur 
durch seine unmittelbaren Vertreter besteuert werden. Ich bin 
bezaubert von der Art, wie die entgegengesetzten Forderungen 
der grossem und kleinem Staaten, dieser auf gleichen, jener 
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auf proportionalen Einfluss, ausgeglichen worden sind. Eben 
so bin ich damit sehr zu&ieden, dass die Abstimmung nach 
Köpfen an die Stelle der Abstimmung nach Staaten getreten 
ist, und mir gefallt das Veto, welches der vollziehenden Grewalt 
gemeinschaftlich mit einem Drittheile der Mitglieder jedes 
Hauses gegeben worden ist, obgleich es mir noch lieber gewesen 
wäre, wenn man die richterliche Gewalt dazugenommen oder 
sie mit einem ähnlichen Rechte für sich allein bekleidet hätte/' 
Als eigentliche Mängel bezeichnet Jefiferson, dass keine Grund- 
rechte gewährleistet seien und dass eine und dieselbe Person 
mehrmals zum Präsidenten gewählt werden könne; von ge- 
ringerer Bedeutung, aber doch als ein Fehler erscheint ihm der 
Eid die Verfassung au&echt zu halten, den alle Mitglieder der 
drei Staatsgewalten abzulegen haben. In andern Briefen be- 
merkt er noch, dass er auch bei den Senatoren die Rotation 
beibehalten wünsche und dass es vieUeicht besser gewesen wäre, 
dem Kongress nur die indirekte Besteuerung zu geben, die 
direkte dagegen den Staaten zu lassen.^ 

Ob man die Verfassung in Hoffnung auf spätere Verbes- 
serung annehmen oder zu diesem Ende vorher einen zweiten 
Greneralkonvent berufen solle, darüber war er um diese Zeit 
noch ungewiss; er findet sich selber fast neutral der Verfassung 
gegenüber.* 

Noch nicht zwei Monate später ist er doch besorgt vor 
einer Spaltung in der Union, die er für ein unheilbares Uebel 
erklärt; darum spricht er den unklugen, aber nicht einfluss- 
losen Wunsch aus, die ersten neun Staaten möchten die Ver- 
fassung bestätigen, damit das Gute derselben gesichert bleibe, 
die vier andern sich aber so lange weigern, bis Grundrechte 
hinzugefügt seien.^ Im Mai 1788 verlangt er schon ängst- 
lich nach der Annahme, die für das Glück der Amerikaner in 
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der Heimath erforderlich scheine, sicher aber für ihr Ansehn 
im Auslande nothwendig sei.^ Als er bald darauf den Aus- 
weg erfuhr, welchen der Konvent von Massachusetts ersonnen, 
äussert er seine ungemeine Zufriedenheit mit demselben; er be- 
merkte treffend: „Es wird schwieriger sein, wenn wir die Ur- 
kunde verlieren, das Gute derselben wiederzugewinnen, als das 
Schlechte zu verbessern, nachdem wir sie angenommen haben/'* 
Und so war er denn allmählich dahin gelangt, wohin Washing- 
ton, Madison und andre Freunde der Verfassung längst ent- 
schieden gewiesen hatten. 

In demselben Schreiben gesteht Jefferson auch ein, dass er 
durch Nachdenken und Lesen dahin gebracht worden sei, meh- 
rere seiner Ausstellungen au&ugeben, in anderes sich zu fügen. 
Von den Schriften, die auf ihn in dieser Beziehung eingewirkt 
haben, führt er den Föderalisten namentlich an, und von den 
Punkten, über die er seine Ansicht geändert, nennt er das Recht 
der direkten Besteuerung.' Dagegen blieb er fest dabei stehn, 
dass der Verfassung eine Au&ählung der Grundrechte angehängt 
werden müsse; ausführlich spricht er sich darüber in mehreren 
Briefen aus^ und &eut sich hier von der allgemeinen Meinung 
unterstützt zu werden. Eben so beharrt er dabei, dass das Auf- 
geben der Rotation bei den Senatoren und dem Präsidenten 
Uebles herbeiführen werde, wenn es auch nicht bald geschehe. 
Wie lieb es ihm aber auch ist, dass wenigstens einige Stimmen 
in Amerika seine Ansicht über beide Fragen theilen, so erwartet 
er doch keine Aenderung, so lange Washington lebe, dessen Ver- 
dienst seine Landsleute gegen die Grefahr der Wiederwählbarkeit 
blind gemacht habe. Ja Jefferson will später (März 1789) nicht 
einmal eine solche Aenderung, während jener grosse Lenker lebe» 
der durch seine exekutiven Talente alle Männer in der Welt 
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übertreffe und durch das Ansehn seines Namens und das Ver- 
trauen auf seine Unbescholtenheit allein vollkommen geeignet 
sei, die neue Verfassung so in Wirksamkeit zu setzen, dass sie 
wider die Anstrengungen der Gegenpartei gesichert sei. „Aber 
wenn wir von unserm Irrthum, fahrt Jefferson fort, allen Vor- 
theil gezogen, dann hoffe ich, dass wir ihn verbessern werden, 
sobald wir nicht mehr denselben Namen am Steuerruder haben/' 
Er wünscht, dass man alsdann zum ursprünglichen Plane des 
Konventes zurückkehre: sieben Jahre mit Ausschluss der Wie- 
derwählbarkeit. 

In einer weit spätem Zeit, gegen das Ende seines Lebens, zeigte 
er sich noch mehr von der Art befiriedigt, wie dieser Punkt 
durch Washingtons und sein eigenes Beispiel praktisch erledigt 
worden war, so dass kein Präsident länger als acht Jahre im 
Amte bliebe und jeder schon nach vier Jahren abgesetzt werden 
könnte, wenn er die Billigung der Mehrheit nicht fande.^ 



Die Staatenkonvente 

Nicht auf einmal wurde das Schicksal der neuen Verfassung 
entschieden ; über ein halbes Jahr mussten die Freunde derselben 
in Hofhung und Furcht den Verhandlungen der Konvente fol- 
gen, bis der Ausgang unzweifelhaft war. 

Anfangs nahmen die Dinge einen raschen und glücklichen 
Verlauf. Binnen Monatsfrist willigten vier Staaten in die vor- 
geschlagene Umgestaltung der Bundeseinrichtungen. In den 
Konventen von Delaware, New Jersey und Greorgien war dieser 
Beitritt die Frucht allgemeiner Ueberzeugung, in Pennsylvanien 
dagegen brachten besondere Verhältnisse nicht geringe Leiden- 
schaftlichkeit in die Verhandlungen. Die Verfassung nämlich, 
welche sich diese Landschaft im Beginn der Revolution gegeben 
hatte, war von der Art, dass selbst von der demokratischen 
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Seite nicht wenige Männer sie missbilligten. Zwei Parteien 
— Konstitutionalisten und Antikonstitutionalisten — hatten 
sich gebildet und standen einander so feindselig gegenüber, dass 
ein ofiFener Kampf nur mit Mühe verhindert ward. Die vorge- 
schlagene Bundesverfassung rief begreiflicher Weise den alten 
Prinzipienkrieg wieder ins Leben; alle Bitterkeit, allen Groll 
entzündete sie von neuem. Ihre Urheber wurden von den Heiss- 
blütigstea unter den Antiföderalisten als Verräter bezeichnet, 
welche die Freiheiten des Volks hätten vernichten wollen. Auch 
Washington blieb von solchen Anklagen nicht unberührt. Und 
als zwei Drittel der Konventsmitglieder für die Annahme sich 
erklärt hatten, da gab sich die Minderheit noch nicht zufrieden. 
„Wenn sie eine Legislatur nach ihren Wünschen bekommen 
können, schrieb Madison, so werden sie zu untergraben suchen, 
was geschehn ist."^ 

Am 9. Januar 1788 folgte Connecticut mit 128 Stimmen gegen 
40. Auch von New Hampshire liefen anfangs die besten Nach- 
richten ein ; aber es fand sich nachher, dass eine an sich nichtbe- 
deutende Mehrheit die Verfassung verwerfen würde. Zwar hat- 
ten zu Qunsten derselben einige Mitglieder im Laufe der Be- 
rathungen ihre Ansicht geändert, aber sie fühlten sich durch die 
Bücksicht auf ihre Wähler so gebunden, dass sie glaubten, sie 
dürften ohne nochmalige Besprechung mit denselben nicht ihrer 
neuen Ueberzeugung gemäss stimmen. Da setzten sie, um einen 
unglücklichen Ausgang zu verhüten, mit Hilfe der Föderalisten 
die Vertagung durch.* 



1 Sparks Amer. Biography XVin, 419. Washington's Writings TX, 342. 
418. Jeiferson IT, 271. Die Verhandlungen dieser vier Konvente sind nicht 
übrig, ausser von dem pennsylvanischen die Reden Wilsons (beiElliotH, 
418 — 629) und eine Rede Mc.Keans (ebendas. 529 — 542.) Uebrigens trat 
Delaware den 3., Pennsylvanien den 12. (mit 46 Stimmen gegen 23), New 
Jersey den 19. Dezember 1787, Georgien den 2. Januar 1788 bei. 

* Von den Verhandlungen des Konventes von Connecticut ist nur sehr 
wenig erhalten. Ueber New Hampshire vgl. Washington's Writings IX, 
334. Anmk. Madison*8 Papers 11, 670. 



295 



Die Antiföderalisten säumten nicht diesen Umstand auszu- 
beuten, in ein falsches Licht zu stellen, der Hofihung wieder 
mehr Baum zu geben.^ 

In Massachusetts lagen die Dinge noch schlimmer. Einen be- 
trächtlichen Theil der Gregner lieferten hier die Aufständischen 
imd ihre Anhänger; achtzehn oder zwanzig Mitglieder des Kon- 
vents hatten sogar in Shays Armee gedient. Hierher gehörte 
femer die Mehrzahl der Abgeordneten der Provinz Maine, die 
ihre Absicht einen eigenen Staat zu bilden durch die Verwerfung 
eher zu erreichen hoflFten; viele von ihnen und ihren Wählern 
waren Ansiedler auf fremdem Grund und Boden und fürchteten 
unter der neuen Ordnung der Dinge zur Bechenschaft gezogen 
zu werden. Wenige wohlmeinende und rechtliche Männer hatten 
sich ihnen zugesellt. Die Führer waren drei Abgeordnete von 
Maine: Widgery, Thompson und Nassen, dann Dr. Taylor und 
Bishop.* Zu den Freunden der Verfassung gehörten der damalige 
und die drei vorangegangenen Gouverneure, unter ihnen der 
schon erwähnte für die Beform frühzeitig thätige Jakob Bow- 
doin, femer drei Mitglieder des obersten Gerichtshofes, fünfzehn 
Senatoren, zwanzig der angesehensten Männer aus der Greistlich- 
keit, mehrere bedeutende Biohter imd Advokaten, viele Kauf- 
leute; mit Ausnahme Gerrys befanden sich die Abgeordneten 
von Massachusetts zum Konvent von Philadelphia darunter. 
,J7ie besass eine Versammlung in diesem Staate mehr Talent 
imd Kenntniss als der gegenwärtige Konvent, *' schrieb ein Mit- 
glied desselben an Madison. Dennoch war der Ausgang sehr 
zweifelhaft, und die Opposition scheint die Mehrheit gebildet zu 
haben.' Es fielen auch hier Aeusserungen und Anklagen, wie sie 



1 Washington's Writings IX, 339. 345. 

* Ebendas. IX, 310. 311. 333. 312. Madison's Papers II, 668. 

' Krag schrieb den 27. Januar an Madison: Nach der letzten Berech- 
nung, die wir auf unserer Seite machten, waren wir zweifelhaft, ob wir 
sie oder sie uns an Zahl überträfen. Sie jedoch sagen, dass sie gegen uns 
eine Mehrheit von acht oder zwölf haben. Madison*« Pn-ners 11, 668. Dass 
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in Pennsylvanien vorgekommen waren. Andeutungen wurden 
gemacht, dass eine Verbindung der reichen und gebildeten Klas- 
sen der (Gesellschaft bestehe zur Einführung einer Willkühr- 
herrschaft, und am 19. Januar erschien in der Bostoner Zeitung 
imd im Landjournal eine Veröffentlichung, welche denselben 
Argwohn aussprach: „Der teuflischste Plan ist im Werke, die- 
jenigen Konventsmitglieder zu bestechen, welche der Annahme 
der neuen Verfassung entgegen treten. Grosse Geldsummen sind 
zu dem Zweck aus einem Nachbarstaate gebracht worden, zu- 
sammengeschossen von den Reichen. Ist es da nicht wahrschein- 
lich, dass in grösserer Nähe zu dem nämlichen verfluchten 
Zwecke Sammlungen veranstaltet werden ?"^ 

Die Freunde der Verfassung kannten recht wohl die Bedeu- 
tung, welche der Ausspruch des Konventes bei dem Ansehn und 
der Wichtigkeit dieses Staates haben musste; sie fühlten, dass 
die Verwerfung die Gegner in den nachfolgenden Konventen 
ermuthigen und ihre Minderheit in den schon beigetretenen 
Staaten antreiben würde, „lauter in die Trompete der Bürger- 
zwietracht zu stossen."* Daher verfuhren sie mit der äussersten 
Vorsicht und Klugheit. Paragraphenweise ging man ohne abzu- 
stimmen die Verfassung durch ; zuletzt sollte die Frage, ob die 
Versammlung in den Vorschlag von Philadelphia willige, be- 
sprochen und gestellt werden. Mit Geschick und Mässigung 
suchte die föderalistische Partei jeden Einwand zu entkräftigen, 
ohne dabei die Gegner zu verletzen oder zu reizen. Und diese 
müssen doch besorgt geworden sein, da Nassen am 23. Januar, 
freilich erfolglos, auf eine Aenderung der Geschäftsordnung an- 
trug, so dass die Redner, anstatt nur auf einen Paragraphen 
beschränkt zu sein, das Ganze jedesmal umfassen könnten.' 

bei Beginn der Sitzungen die Antifoderalisten entschieden in der Mehrheit 
waren, berichten Lincoln und Knox an Washington. Writings IX, 329 und 
383. Anmk. 

1 ElHot II, 61. 147. 

* Washington's Writings IX, 312. 
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Dennoch durften die Föderalisten zuletzt nicht hoffen ihr Ziel 
unmittelbar zu erreichen. Da verfielen sie auf ein sinniges Aus- 
kunftsmittel; durch Empfehlung einiger Aenderungen, welche 
die am allgemeinsten erhobenen Ausstellungen beseitigten, such- 
ten sie einige Mitglieder der andern Partei auf ihre Seite zu ziehn 
imd so die Mehrheit zu erlangen. Der Grouvemeur Hancook, 
welcher den Vorsitz führte, schlug demgemäss vor die Verfas- 
sung zu bestätigen, ausserdem aber einige Verbesserungen zu 
empfehlen, welche für die künftigen Kongressabgeordneten von 
Massachusetts als stehende Instruktion gelten sollten, bis sie der 
neuen Bundesurkunde einverleibt wären. Diese Wendung der 
Verhandlungen fand an Samuel Adams einen warmen Für- 
sprecher; früher war er der Verfassung abgeneigt gewesen, und 
im Konvent hatte er sich bisher schweigend verhalten, ausge- 
nommen, dass er Nassons eben erwähnten Antrag bekämpfte.^ 
Bowdoin, Thacher, Arnes und andre versuchten noch einmal von 
der Nothwendigkeit und Unbedenklichkeit des Beitritts den 
widerstrebenden Theil der Versammlung zu überzeugen. 

Die Führer der Gegenpartei wurden durch dieses Auskunfbs- 
mittel nicht gewonnen. Wider die Aenderungen an und für sich 
hatten sie zwar nichts einzuwenden, allein sie glaubten sich nicht 
berechtigt solche zu empfehlen; hauptsächlich jedoch hoben sie 
die UnWahrscheinlichkeit ihrer Annahme hervor. „Er könne nicht 
Amen zu denselben sagen, meinte Thompson, er fürchte, dass 
einige Abgeordnete — er sage nicht Judasse — dafür stimmen 
werden.'*' Nasson liess sich erst gar nicht auf den Vorschlag ein, 
sondern wiederholte seine alten Ausstellungen. Es waren keine 
heitern Erinnerungen, die er weckte, als er den Vorrang der 
Bundesgesetze vor denen der einzelnen Staaten mit jener frü- 
heren Unterordnung der Kolonien unter das englische Parla- 
ment verglich. Darauf bat er die Versammlung um die Erlaub- 
niss an die Freiheit eine kurze Anrede halten zu dürfen und fuhr 
fort : „0 Freiheit, du grösstes Out ! du schönstes Eigenthum ! mit 

1 Ebendas. 95. Madison's Papers 11. 664. 
» Elliot n, 140. 
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dir wünsche ich zu leben, mit dir wünsche ich zu sterben! 
Verzeihung, wenn eine Zähre mir herabträufelt bei der Gefahr, 
welcher sie ausgesetzt ist; ich kann diesen glänzendsten Juwel 
nicht getrübt sehn — einen Juwel, werth zehntausend Welten; 
und wir sollten ihn so bald verlieren ?"^ 

Einige dagegen gaben ihren, Widerstand auf. Barrel war zufirie- 
dengestellt durch die Empfehlung von Aenderungen zur Siche- 
rung der Freiheit, „ohne welche das Leben eine Last sei;" andre 
Einwürfe, gestand er, hätten die scharfsinnigen Erörterungen 
der Redner entfernt. Ein zweiter, der sich durch seinen Eifer in 
der Opposition hervorgethan, erklärte nun, dass er beide Hände 
für die Annahme aufheben wolle.' 

Der 6. Februar brachte die Entscheidung; mit 187 Stimmen 
gegen 168 siegte die föderalistische Partei. Bedeutend erhöhte 
der folgende Tag ihre Freude; denn etliche Mitglieder der Min- 
derheit, unter ihnen Widgery, Dr. Taylor und Nasson, gaben die 
Erklärung ab, dass sie nun der Mehrheit sich fügend die Ver- 
fassung unterstützen und ihre Wähler zu gleichem Verhalten zu 
bewegen suchen würden. Sie vernichteten dadurch die Vortheile, 
die etwa die Gegner in andern Staaten aus der geringen Mehr- 
heit hätten ziehen können.' 

Am 28. April entschied sich Maryland mit 63 Stimmen g^en 
11 für den Beitritt, zum Schrecken der Antiföderalisten in dem 
benachbarten Virginien, die eine Verwerfung erwartet hatten. 
Wie falsch erwiesen sich doch die Weissagungen Luther Martins 
im Generalkonvent! Die föderalistische Partei war so stark, so 
lebhaft das Verlangen nach der Annahme der Verfassung, dass 
die Verhandlungen über sie nur drei Tage dauerten. Die Abge- 
ordneten von elf Grafschaften und den beiden Städten Annapolis 
und Baltimore erklärten, sie wären von ihren Wählern beauf- 
tragt so rasch als möglich zur Abstimmung zu schreiten und 
dann ihr Geschäft als beendigt anzusehn. Nachmals beschwerte 

1 EUiot n, 133. 

* Ebendas. 160. 161. 154. Vgl. Symmes ebendas. 174. 

« Ebendas. 181—183. 
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sich die Minderheit in einer Ansprache an das Volk von Mary- 
land, daaa die Mehrheit ihren AuaateUungen gegenüber eich 
schweigend verhalten hätte, wiewohl sie wiederholt und ernst- 
lich aufgefordert worden wäre, dieselben zu widerlegen.^ 

„Die Einstimmigkeit des Agrikulturstaates Maryland im all- 
gemeinen und der Handelsstadt Baltimore im besonderen, hoffte 
Washington, wird nicht ohne Einfluss auf die Nachbarn (die ■ 
Virgirder) bleiben, die in vielen Dingen mit ihnen innig verbun- 
den sind, nicht nur diu-ch die Art ihrer Erzeugnisse, sondern 
auch durch die Bande des Blutes und der Lebensgewohnheiten."* 

Im Konvent von Süd-Carolina suchte die Gegenpartei die 
Vertagung durchzusetzen, bis der Beschluss des Konventes von 
Virginien bekannt wäre. Ein lebhafter Streit entspann sich dar- 
über, aber mit 135 Stimmen gegen 89 wurde der Antrag abge- 
lehnt. „Die Verwerfung desselben, erzählt der Geschichtaachrei- 
her dieses Staates, David Ramsay, welcher zur föderalistischen 
Seite des Hauses gehörte, galt als entscheidend zu Gunsten der 
Verfassung. Als das Ergebniss der Abstimmung verkündigt wor- 
den war, da fand ein Ereigniss statt, welches in den Jahrbüchern 
Süd-Carolinas ohne Beispiel war. In laute und unwillkührliche 
Ausdrücke des Beifalls und der Freude brachen die zahlreichen 
entzückten Zuhörer aus. Die Minderheit beklagte sich über Miss- 
achtung ; man fürchtete unangenehme Folgen. Die Mehrheit ver- 
einigte sich mit den sich beschwerenden Mitghedern zu dem 
Beschlüsse, dass das Haus geräumt werden müsse, und besänf- 
tigte sie auf die höflichste Weise, In echt republikanischer Art 
beruhigte sich nicht allein die Minderheit, sondern sie versprach 
auch die Entscheidung der Mehrheit von Herzen zu unter- 
stützen." Mit 149 Stimmen gegen 73 wurde die Verfassung 
am 23. Mai angenommen.^ 

» Elliot n, 5i7ff. 

• Washington'» Writingg IX, 375. 

' Elliot IV. 342. 338. Von den Verhandlungen sind nur vier Beden 
Übrig. Der Ratifikation wurden zwei erklärende und zwei andre Amende- 
ments hmzugefügt. 
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Die Nachricht davon und in Virginien den Konvent ver- 
sanimelt. Die Antiföderalisten hatten in diesem Staat eine groese 
Thatigkeit entfaltet. , JMe Vertagung in New EUunpshire, spreng- 
ten sie aus, sei nur erfolgt, um den Ausgang in Virginien abzu- 
warten; wenn hier die Verwerfung erfolge, so werden die noch 
übrigen Staaten dasselbe thun." Eifrig waren sie bemüht, die 
Wahlen in ihrem Sinne zu leiten und die Freunde der Verfassung 
vom Konvente so viel als möglich auszuschliessen.^ Allein diese 
liessen es an Gegenanstrengungen nicht fehlen. Sie brachten 
gleichfalls ihre tüchtigsten Kräfte in die Versammlung ; viele der 
ersten Männer Virginiens standen auf ihrer Seite. Aus ihnen 
ward ohne Widerspruch der Vorsitzende genommen, der alte, 
hochverdiente Pendieton. 

Am 4. Juni begannen die anziehenden Verhandlungen, die in 
grosser Ausführlichkeit auf uns gekommen sind, und dauerten 
drei Wochen. Die Anwälte vorgängiger Verbesserung waren 
Monroe, welcher nachmals die Reihe der virginischen Bundes- 
präsidenten schloss, Harrison, Grayson, Patrick Henry und Ma- 
son. Letzterer hatte nicht nur die alte Feindschaft gegen ver- 
schiedene Bestimmungen der Verfassung bewahrt, sondern auch 
noch zu weiteren Beschwerden Stoff gefunden. Die Befugniss 
des Kongresses direkte Steuern auszuschreiben galt ihm nun als 
eine entschiedene Umwandlung der Bundesform in einen ein- 
heitlichen Staat, darauf berechnet, die Einzelregierungen zu 
vernichten; im Greneralkonvent hatte er nur gegen die Besteue- 
rung der Ausfuhr geeifert.* In dem neuen Sitze der Unions- 
regierung, welcher höchstens zehn englische Quadratmeilen gross 
sein sollte, sah er einen Raum, welcher den Gresetzen der an- 
gränzenden Landschaften würde Trotz bieten und ein Heilig- 
thum für die schwärzesten Verbrecher werden können. Der 
Meinung, die er im Greneralkonvent über die Sklaveneinfuhr 



1 Washington's Writings IX, 335. 339. 

* Madison's Papers S. 914. 1343. Auch in Masons Objections steht noch 
niohts davon. 
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ausgesprochen hatte, blieb er treu, beklagte sich aber unfolge- 
richtig und unwahr darüber, dass die Verfassung keine Bürg- 
schaft für den Fortbesitz derjenigen Neger gewähre, welche 
bereits das Eigenthum amerikanischer Bürger seien. So kann 
man kaimi seine Haltung im Konvent von Virginien ehrenwerth 
nennen. 

Haupt und Vorkämpfer dieser Partei war Patrick Henry, 
welchen Jefferson stark übertreibend den grössten Redner nennt, 
welcher jemals gelebt habe. Sein Vater war aus Aberdeen in 
Schottland nach Virginien eingewandert ; er selbst wurde Kauf- 
mann. Ein Bankerutt bestimmte ihn sich der Landwirthschaft 
zu widmen. Als ihn hier dasselbe Schicksal traf, ergriff er zuerst 
wieder seine frühere Beschäftigung, wandte sich aber bald zur 
Jurisprudenz. Die Revolution warf ihn in neue Bahnen. Seit 
dem Erlass der Stempelakte nahm er den lebendigsten und thä- 
tigsten Antheil an dem Streite der Kolonien mit dem Mutter- 
land; er ward Oberbefehlshaber der virginischen Streitkräfte. 
Das Vertrauen seiner Mitbürger ernannte ihn dann zum ersten 
Grouvemeur unter der neuen Verfassung, und nachdem er einige 
Jahre im Unterhause gesessen, stand er von 1784 bis 86 zum 
zweiten Mal an der Spitze der vollziehenden Gewalt. Auch in 
den Generalkonvent ward er 1786 gewählt, aber er lehnte den 
Ruf ab. Nun war er eifrig bemüht das Werk derer zu bekämpfen, 
deren Mitarbeiter zu sein er verschmäht hatte. Zur Erreichung 
dieses Ziels bot er seinen ganzen persönlichen Einfluss, allen 
Glanz seines Rednertalentes auf. Unermüdlich erhob er sich, 
um die Gemüther zu erschrecken und seinen Landsleuten un- 
gegründete Furcht vor dem Verlust ihrer Rechte und Freiheiten 
einzuflössen. Kein Gegenbeweis half, immer wieder strömten 
aus seinem Munde die alten Anklagen in neuen Wendungen. 
Ironie, Pathos, Witz, alle Rednerkünste mussten ihm dienen. 
Wenn die andre Partei Gefahren für die Union in der Verwerfung 
erblickte, wenn sie die Lage der Vereinigten Staaten für äusserst 
beunruhigend erklärte, so nannte er Furcht eine Leidenschaft 
von Sklaven, hielt den Konföderationsa«rtikeln eine warme Lob- 
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rede und pries die glücklichen Zustände Virginiens. ,»Wo ist jene 
Gefahr, rief er einmal, ich sehe keine. Man hat uns in diesen 
Mauern gesagt, die Union sei verloren gegangen, oder, sie werde 
verloren gehn. Heisst das nicht mit der Urtheilskrafb seiner Mit- 
bürger spielen ? Bis sie uns die Gründe für ihre Besorgnisse ge> 
nannt haben, will ich dieselben für eingebildet halten. Ich erhob 
mich, um zu fragen, wo jene Gefahren wären; sie konnten keine 
Antwort geben; ich glaube, ich werde nie die Antwort bekom- 
men. Ist in dem Volke dieses Staates eine Neigung da, sich gegen 
die Herrschaft der Gesetze zu empören 1 Hat ein einziger Auf- 
ruhr in Virginien stattgefunden ? Hat nicht das Volk von Vir- 
ginien unter dem stärksten Drucke gehäufter Unglücksfalle sein 
herzlichstes Einverständniss mit der Vollziehung der Gesetze an 
den Tag gelegt ? Gibt es eine Revolution in Virginien ? Wohin 
ist der amerikanische Greist gegangen? Wohin ist der Grenius 
Amerikas gefiohen ? Es war erst gestern, als unsre Feinde durch 
imser Land im Triumphe zogen. Aber das Volk dieses Landes 
konnte durch ihre prächtigen Kriegsschiffe nicht erschreckt wer- 
den; es hemmte den Lauf derselben und nahm sie siegreich weg. 
Wo ist jetzt eine Gefahr im Vergleich mit jener? Einige Ge- 
müther sind aufgeregt durch Besorgniss vor dem Auslande. 
Glücklicher Weise droht von Europa keine wirkliche Grefahr; 
jener Erdtheil ist mit einem schwierigem Gegenstände beschäf- 
tigt, von dorther haben wir keinen Grund zur Furcht ; ihr könnt 
auf immer vor ihm in Sicherheit schlafen.''^ 

Wenn umgekehrt die Freunde der Verfassung in ihr nichts 
erblickten, was das Misstrauen der andern Partei rechtfertigen 
könnte, so sah Henry das G^gentheil : die Souveränität der Staa- 
ten aufgegeben, das Geschwomengericht, die Gewissens- imd 
Press&eiheit, alle menschlichen Rechte und Privilegien unsicher 
gemacht, wenn nicht gar verloren. „Diese Befürchtungen, er- 
klärte er nun, sind keine Wirkung der Einbildungskraft ; sie sind 
nur zu sehr gegründet I'' Sich und seine politischen Freunde 
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stellte BT als die Freu eitahel den hin, die Gegner als die Kämpfer 
für ein glänzendes, mächtigea Reich, wo das Volk geknechtet sei. 
Unzählige Male sprach er sich so aus. „Freiheit, das gröaste aller 
Erdengüter — geht uns diesen kostbaren Juwel, und ihr könnt 
alles andre nehmen! Aher ich fürchte, ich habe lange genug ge- 
lebt, um ein altmodischer Mensch zu werden. Vielleicht halt 
man in diesen verfeinerten, aufgeklärten Tagen eine unbezwing- 
liche Anhänglichkeit an die theuersten Rechte für altmodisch; 
wenn die Sachen so stehn, dann ^vill ich es gern sein. Ich sage, 
die Zeit ist gewesen, wo jeder Schlag meines Herzens für die 
amerikanische Freiheit schlug und in der Brust aüer Amerikaner, 
deucht mir, einen Nachhall fand; Argwohn hat sich gezeigt, 
Argwohn gegen meine Unbescholtenheit : öffentlich hat man aus- 
gesprochen, dass meine Aussagen nicht wahr seien. Glaubte man 
vor drei und zwanzig Jahren von mir, dass ich ein Verräther an 
meinem Vaterlande sei ? Man mag mich für argwöhnisch ansehn, 
wenn ich behaupte : unsre Rechte und Freiheiten sind in Gefahr. 
Aber es gibt eine Anzahl Leute in diesem Lande, welche schwach 
genug sind die Dinge für allzuwahr zu halten. Ich bin glücklich 
zu finden, dass die andre Partei sie für grundlos erklärt."* 

Auch die Privatleidenschaften wurden in Bewegung gesetzt. 
Den Abgeordneten aus Kentucky flösste man innerhalb und 
ausserhalb des Hauses Besorgnisse ein hinsichtlich der Schiff- 
fahrt auf dem Missisippi und in Bezug auf ihren Wunsch, einen 
eigenen Staat zu bilden. Mehr noch befürchtete Washington, 
welcher nicht in der Versammlung sass, aber dem Gange der 
Verhandlungen mit der gespanntesten Aufmerksamkeit folgte, 
dass die Gegner eine Vertagung herbeizuführen bemüht waren, 
um einen Briefwechsel mit der Opposition in andern Staaten zu 
eröffnen ; denn Oberst Oswald habe von den Antifoderahaten in 
Pennsylvanien und New York Schreiben an die Gesinnungs- 
genossen in Virginien nach Richmond gebracht.' 
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fHk i0teEte die Embtit Tonn; das ScftrabcB, »cliAm er im <%- 
V/i>er 1 787 an die T < fgMialnr Ton Y ngini c tt gBiiAtefc ifealte» aeigi 
in der tff«irendatc& Weise die Unmo^dikBk die K^ 
afiikd beJznbebalten, die Xothwfmljgkfil bis anfeinen, gewiaaen 
Orad die Staaten mit dwiandfr xn inaJun elmn, die Folgen, die 
atM einer AnOömmg der Union oder ans einer Theilang in meh- 
rere Bfinde berrorgelien nriJaetcn. Schwadier irt der aweite kor- 
isere Abednuii, wddier seine CMnde für die Bemfong eineB 
Midem OcflicralkanTente angibt.^ Wenn dann Randnlph grade 
da« die Oegncr der YerbaBODg taddn horte, was er preisen 
nrasurte, da« natiomde Gepräge dersdben, so konnte er nidit mit 
ihnen gemednsehaftliche Sache machen, J)er Gonvemeor wird, 
heinet es in einem Briefe Washingtons vom 28. April 1788, warn 
er ü Whatipt opponirt, es schwach thmi.*^ 

I>ie unbedingte Bestätigmig durch acht Staaten beoidete das 
Schwanken. Randolph erklärte im Konvent von Virginrä:!, die 
Gesinnung der Mehrheit des amerikanischen Volkes sei nnn 
offenbar geworden mid die Zeit za vorgangiger Verbesserang 
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▼erotricheii. Er erkannte nun auch» dass es sich nur um kü» Auf« 
rechterhaltimg oder Auflösung der Union handle. ]>a trat i»r dtMm 
mit seinen nicht gewöhnlichen Qeistesgaben, mit st^nor gUin« 
zenden Beredtsamkeit in die vorderste Reihe der VerthvidiytMr 
des Werkes von Philadelphia. Aber die erste Stelle belvauptoto 
Madison. Nachdem er an der Büdung der neuen Vorfawiuiig 
hervorragenden Antheil genommen und im Bunde mit Uamtltou 
die unzähligen Angriffe wie aus der Ferne mit der Fodm" abgt^ 
wehrt hatte, trat er nun im engern Vaterlando den Foindon 
dicht unter die Augen und schwang das Schwert der mttiutliohcMV 
Bede mit Kraft und Gewandtheit. Jener glänzenden Gaben 
Henrys entbehrend, die auf eine Volksversammlung den gr^Wm« 
ten Einfluss auszuüben geeignet sind, übertraf er ihn an umfaM« 
Sender Sachkenntnis, Scharfsinn, ELlarheit und Iluhe der Aus- 
einandersetzung. Es ist wahr, ihm half die Gesohlokllohkeit 
seiner Mitstreiter, das Beispiel der Staaten, woloho die V(n*faM« 
simg bereits bestätigt hatten, die allgemeine Vorohrung gegiin 
Washington, welcher wie ein schützender Genius hltit^rr d^tn 
Vorhang stand, ungesehn, ungehört, aber mit einer morAÜMohmi 
Macht, die von jedermann tief gefühlt wurde. 1)enn(>oh kann 
man nicht zweifeln, dass der Einfluss MtuUmnn die unmitt<ilbar<9 
Ursache der Annahme war. Von seiner Rede vom 0, Juni im- 
richtete Bushrod Washington seinem ffrtmmjii Oheim , Atim nUi 
auf einige gewirkt hätte, die entschiedene (iegner tt^fwmmn 
wären.^ 

Am 24. Juni stellte Wythe den Antrag der Verfassung belZ/fi^ 
treten und dem ersten neuen Kongress gewisse Aen/Ierfingen m 
empfehlen« Dawider sprach Henry mit alier MmM, „(oh sage, 
eif(^te er zuletzt, ich hake es ffjir meine Vfilahi na/^h Hatise f,n 
gdm, wenn diese VerfiMsang Mtfierunnmm wird, ehe sie ^m- 
bessert ist. Ich werde handeln^ wie ieh glafifie, dass es meine 
Pflicht erfofdert. Jedes andre MHgHerl wird dasselM ihnrt. Vm- 
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Die verschiedenen Angriffe dieser Partei, die einander zum 
Theil widersprechenden Ausstellungen derselben bekämpften 
mit gleicher Rastlosigkeit die Freunde der Verfassung : Nicholas, 
H. Lee von Westmoreland, Marshall, Innes, Corbin, Pendieton, 
besonders aber Randolph und Madison. Wenn von den beiden 
zuletzt genannten Männern jener im Konvent von Philadelphia 
in den meisten Fragen mit Mason gegangen war und zugleich 
mit diesem die Unterzeichnung der Verfassung verweigert hatte, 
so trennten sich doch bald nachher ihre Wege. Mason legte den 
grossem Werth auf die Freiheit, die er durch einzelne Bestim- 
mungen gefährdet glaubte. Daher schloss er sich denen an, 
welche gegen das Werk von Philadelphia mit viel weiter ge- 
henden Absichten sich kehrten, und kam unvermerkt dahin, 
dass er mehr Ausstellungen als früher machte. Randolph dage- 
gen setzte die Einheit voran; das Schreiben, welches er im Ok- 
tober 1787 an die Legislatur von Virginien gerichtet hatte, zeigt 
in der treffendsten Weise die Unmöglichkeit die Konfoderations- 
artikel beizubehalten, die Nothwendigkeit bis auf einen gewissen 
Grad die Staaten mit einander zu verschmelzen, die Folgen, die 
aus einer Auflösung der Union oder aus einer Theilimg in meh- 
rere Bünde hervorgehen müssten. Schwächer ist der zweite kür- 
zere Abschnitt, welcher seine Gründe für die Berufung eines 
andern Generalkonvents angibt.^ Wenn dann Randolph grade 
das die Gregner der Verfassung tadeln hörte, was er preisen 
musste, das nationale Gepräge derselben, so konnte er nicht mit 
ihnen gemeinschaftliche Sache machen. „Der Gbuvemeur wird, 
heisst es in einem Briefe Washingtons vom 28. April 1788, wenn 
er überhaupt opponirt, es schwach thun."* 

Die unbedingte Bestätigimg durch acht Staaten beendete das 
Schwanken. Randolph erklärte im Konvent von Virginien, die 
Gresinnimg der Mehrheit des amerikanischen Volkes sei nun 
offenbar geworden und die Zeit zu vorgängiger Verbesserung 
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verstrichen. Er erkannte nun auch, dass es sich nur um die Auf- 
rechterhaltung oder Auflösung der Union handle. Da trat er denn 
mit seinen nicht gewöhnlichen Greistesgaben, mit seiner glän- 
zenden Beredtsamkeit in die vorderste Reihe der Vertheidiger 
des Werkes von Philadelphia. Aber die erste Stelle behauptete 
Madison. Nachdem er an der Bildung der neuen Verfassung 
hervorragenden Antheil genommen und im Bunde mit Hamilton 
die imzähligen Angriffe wie aus der Feme mit der Feder abge- 
wehrt hatte, trat er nun im engem Vaterlande den Feinden 
dicht unter die Augen und schwang das Schwert der mündlichen 
Bede mit £j*afb und Gewandtheit. Jener glänzenden Gaben 
Henrys entbehrend, die auf eine Volksversammlung den gröss- 
ten Einfluss auszuüben geeignet sind, übertraf er ihn an imifas- 
sender Sachkenntnis, Scharfisdnn, IQarheit und Ruhe der Aus- 
einandersetzimg. Es ist wahr, ihm half die Geschicklichkeit 
seiner Mitstreiter, das Beispiel der Staaten, welche die Verfas- 
sung bereits bestätigt hatten, die allgemeine Verehrung gegen 
Washington, welcher wie ein schützender Genius hinter dem 
Vorhang stand, ungesehn, ungehört, aber mit einer moralischen 
Macht, die von jedermann tief gefühlt wurde. Dennoch kann 
man nicht zweifeln, dass der Einfluss Madisons die unmittelbare 
Ursache der Annahme war. Von seiner Rede vom 6. Juni be- 
richtete Bushrod Washington seinem grossen Oheim, dass sie 
auf einige gewirkt hätte, die entschiedene Gregner gewesen 
wären.^ 

Am 24. Juni stellte Wythe den Antrag der Verfassung beizu- 
treten und dem ersten neuen Kongress gewisse Aenderungen zu 
empfehlen. Dawider sprach Henry mit aller Macht. „Ich sage, 
eiferte er zuletzt, ich halte es für meine Pflicht nach Hause zu 
gehn, wenn diese Verfassimg angenommen wird, ehe sie ver- 
bessert ist. Ich werde handeln, wie ich glaube, dass es meine 
Pflicht erfordert. Jedes andre Mitglied wird dasselbe thun. Vor- 



^ Washington*s Writings IX, 378. Everett in Sparks, Amer. Biography 
XI, 366. 
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gängige Verbesserungen sind nach meiner Meinung nothwendig, 
um Frieden imd Ruhe zu schaffen. Ich fürchte, jede Begierungs- 
thätigkeit wird aufhören, wenn man ihnen nicht beitritt; und 
wie lange jenes verderbenbringende Ding Bürgerzwietracht von 
diesem Lande fem bleiben wird, weiss einzig Gbtt."^ Dann stellte 
Henry seinen Gegenantrag; dieser enthielt eine Aufzählung der 
Gnmdrechte und eine grosse Anzahl von Aenderungen, welche 
vor der Bestätigung der Urkunde den übrigen Staaten zur Er- 
wägung vorgelegt werden sollten. 

Man muss gestehn, der Moment war von der grössten Bedeu- 
tung für das Schicksal der Union. Noch hatte kein Konvent die 
Verfassung verworfen. Geschah dies in Virginien, dem mächtig- 
sten Staate, so unterliegt es keinem Zweifel, dass New York dem 
verderblichen Beispiele folgte. Dann hätte sich wohl Jeffersons 
anfanglicher Wunsch erfüllt; aber ob auch die Erwartungen 
eingetroffen wären, die er an einen solchen Ausgang geknüpft 
hatte, wer will es sagen? Es gibt günstige Gelegenheiten im 
Leben der Nationen; wenn sie ungenützt vorübergehn, dann 
mögen die Völker lange harren, bis ein neuer Frühling hoff- 
nungsvollere Blüthen bringt. Ja es ist sogar sehr &agUch, ob 
ohne Virginien der neue Bundesstaat hätte ins Leben treten 
können, wobei nicht ausser Acht gelassen werden darf, dass in 
einem solchen Falle Washington von der Präsidentschaft aus- 
geschlossen gewesen wäre.^ 

Noch einmal boten die Gegner ihre Kräfte auf, um die unbe- 
dingte Bestätigung zu vereiteln. Aber am 26. Juni fiel Henrys 
Antrag; von 168 Mitgliedern erklärten sich 88 gegen denselben. 
Darauf wurde die Verfassung mit 89 Stimmen gegen 79 ange- 
nommen „unter Wahrung aller Rechte, die durch sie der Bundes- 
regierung nicht gegeben wären, und in der Ueberzeugung, dass 
es besser sei ihre Unvollkommenheiten auf dem im fünften Arti- 
kel vorgeschriebenen Wege zu prüfen, als die Union in Gefahr zu 



i EUiot m, 693. 

> Everett a. a. O. 362. 
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bringea.'' Aoflaefd^n ward eine Au&ählong der Gnindreohte 
nebst zwanzig Aendemngen, ziemlich wie beides von Heniy vor- 
geschlagen, den. känftag^i Vectretem Virginiens im Kongress als 
stehende Instmktaon gegeboi; jeden Einflnas und jedes gesetz- 
liche Mittd aoUtffli diese gebrauchen, mittlerweile aber bei allen 
Beschlüssen sich nach dem Geiste jener Vorschläge richten, so 
weit es die Ver£Bi8song gestatte.^ 

Wie in Massachnsetts, so that anch hier die unterliegende 
Partei Erklarongen, die ihr zur Ehre gereichten. „Wenn ich in 
der Minderheit bleibe, schloss Henry kurz vor der Abstimmung 
seine letzte Bede, so werde ich jene peinlichen Empfindungen 
haben, die aus der Ueberzeugung entspringen, dass ich in einer 
guten Sache besiegt worden bin. Aber ich will ein friedfertiger 
Bürger sein. Meinem Kopfe, meiner Hand und meinem Herzen 
soll es erlaubt sein, den Verlust der Freiheit wieder gut zu 
machen und die Mangel aus jenem System auf verfassungs- 
mässigem Wege zu entfernen. Ich wünsche nicht zur Gewalt- 
thätigkeit zu schreiten, sondern ich will in der Ho&ung warten, 
dass der Geist, welcher in der Revolution vorwaltete, noch nicht 
verschwunden und die Sache derer, welche an der Revolution 
hängen, noch nicht verloren ist. Ich werde daher geduldig harren, 
in der Erwartung diese Verfassung so geändert zu sehn, dass 
sie mit der Sicherheit, Freiheit imd Glückseligkeit des Volkes 
vereinbar ist."* 

Die Würfel waren gefallen; neun Sta«aten hatten den Beitritt 
erklärt. Nicht sobald hatte die Abendpost den Bewohnern von 
Alexandria, welche bis auf den letzten Mann föderalistisch ge- 
sinnt waren, das freudige Ereigniss gemeldet, als sie beschlossen, 
den folgenden Tag festlich zu begehn. Bevor derselbe noch an- 
gebrochen war, verkündigte ein besonderer Bote von New 
Hampshire, dass dieser Staat schon am 21. Jimi mit 67 Stimmen 



^ Die Verhandlungen füllen einen starken Band von 663 Seiten; vgl. 
über sie Everett a. a. O. 363. 

« Elliot m, 662. 
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gegen 46 die Verfassung bestätigt hatte.^ Die Nachricht erhöhte 
noch die Heiterkeit der Gesellschafb, welche zuerst die Geburt 
des Bundesstaates feierte. Auch die meisten Hauptstädte be- 
gleiteten die Annahme mit prächtigen Aufzügen, die alles über- 
trafen, sagte Ramsay, was Amerika bis dahin in dieser Art ge- 
sehn hatte.^ 

Washington war bei dem Festmahl in Alexandria zugegen 
gewesen; er überliess sich den fröhlichsten Ho&ungen.^ Schon 
als acht Staaten ihre Zustimmung gegeben hatten, schrieb er an 
Lafayette: „Vielfache Segnungen erwarte ich von unsrer neuen 
Regierung, welche nun ihren Aufschwung nehmen werden von 
jener Betriebsamkeit und Einfachheit, zu welcher die Noth das 
Volk gezwungen hat. Ich glaube wirklich, dass nie zuvor so viel 
Arbeitsamkeit und Sparsamkeit in diesem Lande vorhanden 
gewesen ist als im gegenwärtigen AugenbUck. Wenn die Men- 
schen in den Gewohnheiten verbleiben, welche sie erlangt haben, 
so werden sich die guten Folgen bald bemerkbar machen. Wenn 
sich das Volk unter einer starken Begienmg gesichert findet, 
wenn fremde Nationen sich herbeilassen aus Furcht vor Wieder- 
vergeltung ims gleiche Handelsvortheile einzuräumen, wenn die 
Lasten des Ejiegs durch den Verkauf der westlichen Ländereien 
ziemlich beseitigt sind, wenn der Same des Glücks, der hier ge- 
säet ist, zu keimen anfangt und wenn jeder beginnt unter seinem 
eigenen Weinstock und Feigenbaum die Früchte der Freiheit zu 
schmecken, dann wird man alle diese Segnungen (denn alle diese 
Segnungen werden kommen) dem begünstigenden Einflüsse der 
neuen Regierung zuschreiben ... In der That, ich glaube nicht, 
dass die Vorsehung so viel gethan hat um nichts. Es ist immer 
meine Meinung gewesen, dass wir nicht als ein Denkmal übrig 



^ Von den Verhandlungen ist nur eine kleine Bede übrig. Uebrigens 
empfahl New Hampshire die Amendements von Massachusetts und drei 
neue. Elliot JI, 202. 203. I, 325. 

' EAmsay, Gesch. der amerik. Revolution UI, 361. Washington's 
Writings IX, 376. Anmk.. 

» Writings IX, 389. 390. 
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bleiben werden znm Beweise, dass das Menschengeschlecht un- 
ter den günstigsten Verhältnissen für bürgerliche Freiheit und 
Wohlfahrt der Aufgabe sich selbst zu regieren nicht gewachsen 
sei und deshalb gemacht für einen Herm/'^ 

Aber es folgten noch einige Stürme. Im Staate New York war 
die Verfassung mit entschiedener Ungunst aufgenommen wor- 
den; die föderalistische Partei war hier auf die Hauptstadt und 
ein oder zwei anliegende Grafschaf ben beschränkt. Auch hatten 
die Bemühungen Hamiltons, Madisons und Jays hier wenig Er- 
folg gehabt; denn bald nach der Wahl der Konventsmitglieder 
welche den letzten April 1788 stattfand, nahm man an, dass 
von den 67 Abgeordneten 46 Antiföderaüsten wären.* Aber diese 
Seite des Hauses bestand aus gemischten Elementen. Die Füh- 
rer, an der Spitze der Gbuyemeur Clinton imd Lansing, ge- 
dachten unbekümmert um die Union nach kurzer Verhandlung 
möglichst rasch zur Verwerfimg zu schreiten. Andre wollten sich 
mit Empfehlimg von Verbessenmgsvorschlägen zufirieden geben, 
wie Melanchthon Smith, welcher am häufigsten, ausführlichsten 
und nicht ohne Geschick die Verfassung angriff. Ein dritter 
Theil endlich wünschte nur Erklärungen in Bezug auf solche 
Stellen, die er für zweideutig hielt. Nicht ohne Einfluss auf die 
Partei und zur Mässigimg mahnend war die Stimmung des 
Südens, welcher geneigt schien sich lieber vom Norden zu tren- 
nen als von der Union zu lassen.' 

Die Vertheidigung übernahmen Abgeordnete der Stadt imd 
Grafschaft New York: Richard Morris, der Präsident des Ober- 
gerichts, R. Harrison, Duane, Johann Jay, welcher sich zwar 
nicht oft erhob, aber stets ruhig imd klar den Gregenstand be- 
sprach und bei seiner anerkannten Redlichkeit und Vaterlands- 
liebe sein moralisches Grewicht zu Gunsten der Verfassung ein- 

1 WritiQgs IX, 382. 

' Life of Jay I, 264. Jefferson H, 357 sagt, die Antiföderalisten hätten 
zwei Drittel ausgemaoht. 

* Jay in Life of Jay I, 205. 268. Lansing bei EUiot 11, 325. Tredwell 
ebendas. 405. Pitkin 11, 281. 
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legte. Am häufigsten traten Hamilton mid R. R. Livingston auf. 
Dieser hatte zweimal im Kongress gesessen, imd 1781 war ihm 
die neugeschaffene Stelle eines Sekretärs der auswärtigen Ange- 
legenheiten gegeben worden, ein Amt, welches ihm besondere 
Gelegenheit geboten hatte, die Schwäche der Union und die 
Unzulänglichkeit der Konföderationsartikel kennen zu lernen. 
Nun war er Kanzler des Staates New York. Mit einer vortreff- 
lichen Rede über die Nothwendigkeit einer Reform eröffnete er 
die Verhandlungen, an denen er sich hervorragend auch nachher 
betheiligte. Die Rolle, welche Madison im Konvent von Vir- 
ginien zugefallen war, übernahm hier Hamilton. Er war firüher 
als jener von den grossen Mängeln der Bundesartikel überzeugt 
gewesen, er übertraf ihn vielleicht in der Theorie der Politik. 
Beide kamen sich gleich in umfassender Sachkenntniss, beide 
glänzten in der Kirnst parlamentarischer Rede; beide verfolgten 
nun noch dasselbe Ziel: durch alle Klippen hindurch die Ver- 
fassung in den Hafen der Annahme glücklich zu leiten. Aber 
Madisons Ruhe fehlte Hamilton. Seine natürliche Lebhaftigkeit 
und sein Eifer für das Wohl der Union konnten ihn manchmal 
weiter führen als die Ellugheit gut hiess; aber derselbe Eifer 
brachte ihn bald zur Besonnenheit zurück und vermochte ihn 
die Nachsicht der Versammlung anzurufen, wenn hin und wieder 
seine Ausdrücke zu heftig gewesen sein sollten, „wozu ihn Ge- 
wohnheit und die Natur des Gregenstandes der Berathimg ver- 
leite, welcher wie kein anderer seine Brust bewege imd mit 
ernstlicher Sorge fülle. "^ 

Fast vier Wochen dauerten die Verhandlimgen, und eine 
grosse Anzahl von Aenderungen wurden eingebracht. Endlich 
am 11. Juni verlangte Jay die Bestätigimg der Verfassimg; 
zweifelhafte Theile derselben sollten erklärt und Verbesserungs- 
vorschläge empfohlen werden. Dieser Schritt zwang die Mehr- 
heit ihre Absichten mm zu offenbaren, und am 15. stellte Smith 
den Gegenantrag nur unter der Bedingung beizutreten, dass bis 



i EUiot n, 370. 
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zu einem zweiten Generalkonvente die Miliz von New York ohne 
die Genehmigung der Legislatur dieses Staates nicht länger als 
sechs Wochen ausserhalb desselben dienen dürfe, daas ferner 
der Kongreas von gewissen einzeln aidgezäblten Rechten gar 
nicht, von andern nur in einer beschränkten Weise Gebrauch zu 
machen befugt sei. Lange Verhandlungen folgten, von denen auf 
uns keine Kunde gekommen ist; aber die Föderalisten erlagen. 
Duanes Bestatigungsformel, die auf dem Grunde des Vorschlages 
von Jay ruhte, wurde verworfen und der Antrag von Smith 
wieder zur Berathung gestellt. Am 19. Juli legte Lansing der 
Versammlung einen andern erweiterten vor, welcher eine um- 
fangreiche Aufzählung der Grundrechte vorausschickte, eine 
grosse Zahl von Aenderungen folgen liess und die Annahme der 
Verfassung nicht bloss an die von Smith verlangten Bedingun- 
gen, sondern auch noch daran knüpfte, dass die empfohlenen 
Verbesserungen eine baldige und reifliche Erwägung empfingen. 
Man darf den Föderalisten seine Bewunderung nicht versagen, 
daas sie bei dieser gefälirlichen Lage der Dinge den Muth nicht 
verloren. Mit kluger Berechnung gingen sie bis auf einen ge- 
wissen Punkt auf die Absichten der Gegner ein, Dasa die Forde- 
rungen derselben nicht als Bedingung aufgestellt würden, son- 
dern daes der Konvent in vollem Vertrauen auf ihre Erfüllung 
den Beitritt erkläre; dahin richteten sie nun ihr ganzoa Augen- 
merk, und nach einem langen Kampfe siegten sie mit 31 Stim- 
men gegen 29. Von den Aenderungsanträgen wurden mit bedeu- 
tender Mehrheit die meisten angenommen. Noch einen Versuch 
machten nun die hartnäckigsten unter den Antiföderaliaten, die 
Entscheidung mehr in ihrem Sinne herbeizuführen. Lansing 
wollte nämlich dem Staate das Recht vorbehalten nach einer 
gewissen Zeit von der Union zurückzutreten, wenn die Ver- 
besserungsvorschläge nicht einem Generalkonvent vorgelegt 
würden; aber erfolglos. Einstimmig dagegen beschloss der Aus- 
achuss des ganzen Hauaea, in welchem alles dieaea verhandelt 
ward, an die Legislaturen der einzelnen Staaten ein Rundschrei- 
ben abzusenden, um einen zweiten Generalkonvent zu empfeh- 
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len, und Jay bekam den Aufkrag ein solches aufzusetzen. Was 
seine eigene Meinung betrifft, so verwarf er alle Aenderungen, 
welche die Mehrheit verlangte ; ja er glaubte, die neue Regierung 
werde noch nicht stark genug sein;^ doch um ein grösseres Uebel 
durch ein kleineres abzuwenden, entzog er sich der Aufgabe nicht 
und entledigte sich ihrer zu völliger Zufriedenheit des ganzen 
Hauses. Er stellte die geforderten Aenderungen als die Ansichten 
und Wünsche der Mehrheit hin, welche nur in vollem Vertrauen 
auf eine nochmalige Durchsicht der Verfassimg und in dem 
Widerstreben gegen eine Trennimg von den übrigen Staaten der 
Union die Urkunde bestätigt habe. „Wir aDe aber, fuhr er fort, 
vereinigen uns in der Überzeugung, dass eine solche Durchsicht 
nothwendig sein wird, ima die Verfassung der Billigimg und Un- 
terstützung eines zahlreichen Theils unserer Wähler zu emp- 
fehlen."« 

Am 26. Juli ward endlich der Bericht des Ausschusses des 
ganzen Hauses von der Versammlung angenommen. Von 57 Mit- 
gliedern stimmten nur 30 dafür, unter ihnen Melanchthon 
Smith. Zu diesem glücklichen Ausgange hatten die Nachrichten 
aus New Hampshire und mehr noch aus Virginien viel beige- 
tragen; aber dies kann doch den Ruhm der föderalistischen 
Führer nicht schmälern, welche durch ihre Reden manche Be- 
sorgnisse der gemässigteren Mitglieder der Opposition zerstreu- 
ten und durch ihr kluges Verhalten zuletzt den Sieg davon 
trugen. 

Allgemeine Freude verbreitete die Kimde von der Annahme 
der Verfassung in der Stadt New York. Mit Kanonendonner 
und Glockengeläute wurde das wichtige Ereigniss gefeiert, und 
wiederholt rief das Volk seinen Abgeordneten vor ihren Häusern 
wohlverdienten Beifall zu.' 



^ Brief an Washington in Life of Jay H, 195. 

« Elliot n, 413. 414. 

' Die Verhandlungen stehn bei Elliot, T. H, ausführlioh sind sie aber 
nur bis zum 2. Juli erhalten. Vgl. noch Life of Jay I, 260 ff. Waahing- 
ton's Writings IX, 408. 
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Jenes Rundschreiben, welches die Mitwirkung der Legiala* 
tnren der übrigen Staaten für die Berufung eines sweiten Gene* 
ralkonventes nachsuchte, machte fireilich den Föderalisten grosse 
Sorge. Manche glaubten, eine Verwerfung w&re besser gewesen 
als ein solcher Schritt, welcher leicht alles wieder umstossen 
könnte. Auch Madison äusserte sich so und war über die Ein- 
stimmigkeit verwundert, mit welcher der Brief angenommen 
worden war. „Ueberall, besonders aber in Virginien, schreibt er, 
ist derselbe die Losung mit vereinigten Bemühungen nach bal- 
digen Aenderungen zu trachten.^ Das Unterhaus von New York 
trat dem Vorschlage des Konventes bei, und die neugewählte, 
antifoderalistisch gesinnte zweite Kammer von Virginien, in 
welcher Patrick Henry allmächtig war und Madisons Ernennung 
zum Senator vereitelt hatte, fasste auf den Antrag jenes Abge- 
ordneten einen gleichen Beschluss.^ 

Aber Jay theilte die Befürchtungen Washingtons und Madi- 
sons nicht. „Viele von den Gegnern der Verfassung in diesem 
Staate, schrieb er am 21. September an ersteren, blicken nach 
einem andern Konvent als nach einer Massregel, welche mehr 
ihre Opposition rechtfertigen als alle die Wirkungen hervor- 
bringen werde, die sie vorgeblich erwarten. Ich wünsche, dass 
man diese Massregel bereitwillig und ohne Zögern und Stocken 
annehme. So viele gute Gründe lassen sich für das Hinaus- 
schieben eines solchen Konventes auf drei oder vier Jahre an- 
führen. Ich glaube wirklich, dass sich die grosse Mehrheit seiner 
Anhänger damit zufirieden geben wird; nachher aber werden 
wir wohl nicht viel zu fürchten haben, besonders wenn die neue 
Regierung sich dem Volke durch die Weisheit ihres Verfahrens 
empfiehlt, was, wie ich mir schmeichle, der Fall sein wird.* 



1 Washington's Writinge IX, 649. 

' Auoh Madi8on*8 Wahl zum Repräsentanten suchte Henry zu ver- 
eiteln. Jefferson n, 433. 449. Washington's Writings IX, 418. 420. Anmk. 
Life of Henry in Amer. Biography XI, 376. 

» Life of Jay II, 196. 196. 
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Was bisher auch dort geglückt war, wo gegründete Ursache 
zu Besorgnissen vorlag, das misslang in einem Staat, auf dessen 
Beitritt man hoffnungsvoll gerechnet hatte.^ Es war schon kein 
gutes Zeichen, dass die Legislatur von Nord-Carolina, um die 
Entscheidung in Virginien abzuwarten, den Tag der Zusammen- 
kimfb des Konvents auf eine spätere Zeit verlegte.* Die Wahlen 
fielen nicht nur zu Gunsten der antiföderalistischen Partei aus, 
sondern die Mehrheit war auch entschlossen den Zugeständnissen, 
welche die Gesinnimgsgenossen in andern Staaten gemacht hat- 
ten, unerbittlich den Rücken zu kehren. Kaum waren daher die 
Vorgeschäfte beendigt, so schlug Jones vor, sogleich zur Ab- 
stimmung zu schreiten. Die Verfassung, sprach er, wäre so lange 
Zeit Gregenstand der Berathung im Lande gewesen, die Abge- 
ordneten hätten so viel Gelegenheit gehabt sie zu erwägen, dass 
ein jeder darauf vorbereitet sein könnte, das Urtheil alsbald ab- 
zugeben. Jones vergass nicht hinzuzufügen, dass auf diese Weise 
dem Lande bedeutende Kosten erspart werden würden. Mit 
gleicher Arglist trug ein anderer darauf an zuerst gewisse Grund- 
prinzipien einer freien Verfassung aufzustellen und dann die 
vorliegende damit zu vergleichen. Aber es gelang den Födera- 
listen, deren Redner Iredell, Maclaine, Davie, Spaight und John- 
ston waren, das Verfahren durchzusetzen, welches die Konvente 
der übrigen Staaten beobachtet hatten. Da verfiel die hastige 
Ungeduld der Gregner auf eine neue Taktik. Um nur früher zum 
Schluss zu kommen, brachten sie nicht alle Ausstellungen vor, 
welche sie ausserhalb des Hauses gemacht hatten; imd als man 
sich von der andern Seite darüber beschwerte, rieth Jones mit 
beissendem Spotte folgende bequeme Art der Berathung an: 
einer von den Freunden der Verfassung solle die Einwendungen 
machen, ein anderer sie beantworten. Nicht sechs Sitzungen, 
so war man mit diesem Greschäfte zu Ende. Nun schlug der 
Gouverneur Johnston vor die Verfassung anzunehmen und dann 



1 Washington's Writings IX, 390. 
> Ebendas. 305. 
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gewisse Aendeningen zu empfehlen. Bald darauf aber verlangte 
Jones die Vorfirage mit der ausgesprochenen Absicht alsdann 
eine bedingte Bestätigung einzubringen. Vergeblich mahnte der 
wackre Iredell ab, die si^esgewisse Mehrheit unterbrach ihn 
eine Zeitlang ungeduldig durch lautes Rufen nach der Abstim- 
mung. Als diese erfolgte, da erklärten sich von 267 Mitgliedern 
183 für den Antrag von Jones; 184 verwarfen später gegen 84 
die unbedingte Annahme und machten den Beitritt Nord- 
Carolinas von vorgängigen Verbesserungen abhängig.^ In guter 
Meinung beschloss die Versammlung ausserdem mit grosser 
Mehrheit der Legislatur zu empfehlen, dass sie, wenn der Kon- 
gress für die neuverbündeten Staaten ein Einfuhrzollgesetz er- 
liesse, für Nord-Carolina ein ähnliches geben imd das daraus 
fliessende Einkommen dem Kongress zur Verfügung stellen 
solle.* 

In Rhode Island wurde die Verfassimg nicht einmal dem 
Volke vorgelegt. In einem Schreiben der Legislatur an den Bun- 
despräsidenten und den Kongress vom September 1789 heisst 
es: „das Volk dieses Staates sei an die demokratische Regie- 
nmgsform von Anfang an gewöhnt imd liebe sie sehr ; es erblicke 
in der neuen Verfassung eine wenn auch vielleicht nur geringe 
Annäherung an die Regienmgsform, mit welcher es neulich jede 
Verbindung gelöst hätte; daher wolle es warten, bis weitere 
Schranken gegen Ausschreitimgen in die Verfassimg aufge- 
nommen wären."' 

Erst am 27. November 1789 trat Nord-Carolina durch einen 
zweiten Konvent mit 193 Stimmen gegen 76 dem Bunde bei. 



^ Die Formel der bedingten Bestätigung ist dem Antrage der Antifbde- 
ralisten in Virginien entlehnt, das übrige — die Grundrechte und Aende- 
rungsanträge — denen desselben Konventes, nur sind sechs neue Ver- 
besserungsvorschläge hinzugekommen. Die Bestätigungsformel der Föde- 
ralisten hatte von diesen 26 Amendements 1, 2, 11, 17, 19 und 24 auf- 
nehmen wollen. 

> Die Verhandlungen stehn bei Elliot T. IV. 

* Das Schreiben findet sich in Washington's Writings X, 487. 
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und am 29. Mai 1790 ergab sich auch Rhode Island in den An- 
schluss, doch begleitete es die Bestätigung der Verfassung, wel- 
che der von New York fast wörtlich entlehnt war, mit einer 
Aufzählung der Grundrechte und 21 Verbesserungsvorschlägen 
als stehender Instruktion für seine Kongressabgeordneten.^ 



EinlUhruDg der neuen Bnndesverlassung 

„Welche Achtimg man immer den Rechten des Privaturtheils 
schuldig ist, schrieb Madison am 10. Januar 1788 an Randolph, 
und niemand hat ihrer mehr als ich, so kann doch kein Zweifel 
sein, dass es Gregenstände gibt, welchen die Fassungskraft der 
Menge nicht gewachsen ist imd wobei sie von denen geleitet wer- 
den muss imd geleitet wird, mit welchen sie grade bekannt ist 
und zu welchen sie Vertrauen hat. Die vorgeschlagene Verfas- 
sung ist von der Art. Die grosse Masse derer, welche für und 
gegen sie sind, muss dem Urtheil anderer folgen, nicht ihrem 
eigenen. Wäre die Verfassimg von einem Unbekannten gemacht 
und empfohlen worden und nicht von einer Versammlung, wel- 
che die öffentliche Achtung und das öffentliche Vertrauen be- 
sitzt, so kann kein Zweifel sein, dass sie, wenn sie auch die näm- 
lichen Worte enthalten hätte, von der Mehrzahl derer wenig 
beachtet worden wäre, die jetzt ihre Weisheit bewundem."* 
Diese Betrachtung ist bemerkenswerth, und zwar nicht allein 
durch die Wahrheit, welche sie ausspricht, sondern mehr noch 
wegen des Mannes, von dem sie ausgegangen ist ; denn dieser hat 
später lange Zeit mit Jefferson die demokratische Partei geführt. 
Als er das schrieb, lag das Ende des Streites im Dunkel der Zu- 
kunft. Jetzt war die inhaltschwere Frage, welche seit vielen 
Monaten alle Geister in Bewegimg gesetzt, glücklich entschie- 
den: der grössere Theil der Nation hatte die empfohlene Ver- 



1 Elliot I, 333—337. Sparks zu Washington's Writings X, 67. 
' Madison's Papers 11, 663. 
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fassiing angenommen. Kann man aber auch sagen, dass die 
Mehrheit des Volks sie gebilligt habe ? Madison antwortet hier- 
auf wohl gelegentlich einmal bejahend; aber dem Wunsche des 
Herzens steht die Wirklichkeit der Thatsachen entgegen, er wird 
sogleich zweifelhaft, beschränkt seine Behauptung und wagt 
zuletzt nur das auszusprechen, was das richtige sein wird, „dass 
eine verhältnissmässig grössere Zahl in diesem System überein- 
komme als vermuthlich in irgend einer andern Theorie."^ 

Die aufgeregten Leidenschaften beruhigten sich allmählich; 
föderalistische Gesinnimgen nahmen rasch im Volke zu; die 
Minderheit gab sich meistentheils zu&ieden nun den vorgeschrie- 
benen Weg für Aendenmgen einzuschlagen ; nur einzelne nährten 
noch finstre Pläne. 

Am 13. September 1788 traf der Kongress die nöthigen Anstal- 
ten zur Einführung der Verfassung, indem er nach den Bestim- 
mungen des Konventes von Philadelphia die Zeit der Wahlen 
für die Senatoren und Repräsentanten und für den Präsidenten 
so wie Zeit und Ort des Zusammentrittes der neuen Bundes- 
versammlung festsetzte. Die Wahlen gingen vor sich und fielen 
günstig aus. Amerika begann eine andre Periode seiner staat- 
lichen Entwicklung.* 

Der neue Kongress trat in New York zusammen, und Langdon 
aus New Hampshire verkündigte das Ergebniss der Präsidenten- 
wähl: einstimmig hatte das Volk Washington zu dieser hohen 
Stellung berufen, Johann Adams aus Massachusetts wurde Vice- 
präsident. Am 30. April 1789, fünf Tage vor der Eröffiiimg der 
französischen Nationalversammlung, schwur Washington auf 
dem Balkone der Bundeshalle vor beiden Häusern des Kongres- 
ses und in Gegenwart einer unübersehbaren Volksmenge, dass 
er sein Amt treu verwalten und nach Kräften die Verfassung 
au&echt halten, schützen und vertheidigen wolle. 



1 Brief vom 22. August 1788. Ebendas. 674. 

> Vgl. Washington*8 Writings IX, 397. 405. 411. 459. 462. Lincohi 
ebendas. 555. Jay in Life of Jay 11, 195. 196. EUiot I, 333. 
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Dieser ganzen merkwürdigen Bewegung gedenkend sagt Gui- 
zot mit treffendem Urtheil über sie : „Wenn man die Verfassung 
der Vereinigten Staaten mit der Anarchie vergleicht, aus welcher 
sie hervorging, so wird man nicht müde die Weisheit ihrer Ur- 
heber und das Geschlecht zu bewundem, das dieselben gewählt 
hatte und sie unterstützte." 
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